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Erste Abteilung 


Brief an einen Genossen 
über unsere organisatorischen Aufgaben' 


Lieber Genosse! Mit Vergnügen erfülle ich Ihre Bitte, an Ihrem Entwurf zur 
„Organisation der St.-Petersburger revolutionären Partei“ Kritik zu üben. (Sie 
hatten vermutlich die Organisation der Petersburger Arbeit der Sozialdemo- 
kratischen Arbeiterpartei Rußlands im Auge.) Die von Ihnen aufgeworfene 
Frage ist so wichtig, daß sich an ihrer Erörterung alle Mitglieder des St.-Pe- 
tersburger Komitees, ja überhaupt alle russischen Sozialdemokraten beteiligen 
müssen. 

Vor allem möchte ich feststellen, daß ich vollkommen mit Ihrer Erklärung 
einverstanden bin, warum die frühere („bündlerische“, wie Sie sie nennen) 
Organisation des „Kampfbundes“ nichts taugt. Sie weisen auf das Fehlen 
einer ernsten Schulung und revolutionären Erziehung bei den fortgeschrittenen 
Arbeitern hin, auf das sogenannte Wahlsystem, das die Leute vom „Rabot- 
scheje Delo“” unter Berufung auf die „demokratischen“ Grundsätze so stolz 
und hartnäckig verteidigen, und auf die Entfremdung der Arbeiter von akti- 
ver Tätigkeit. 

Ja, so ist es: 1. das Fehlen einer ernsten Schulung und revolutionären Er- 
ziehung (nicht nur bei den Arbeitern, sondern auch bei den Intellektuellen), 
2. eine unangebrachte und übertriebene Anwendung des Wahlprinzips und 
3. die Entfremdung der Arbeiter von aktiver revolutionärer Tätigkeit — darin 
besteht tatsächlich der Hauptmangel nicht nur der St.-Petersburger, sondern 
auch vieler anderer örtlicher Organisationen unserer Partei, 

Ich teile vollständig Ihre Grundauffassung von den organisatorischen Auf- 
gaben und schließe mich auch Ihrem Organisationsentwurf an, soweit mir 
seine Hauptzüge aus Ihrem Brief klargeworden sind. 

Und zwar bin ich vollkommen Ihrer Ansicht, daß die Aufgaben der gesamt- 
russischen Arbeit und der Gesamtpartei überhaupt besonders betont werden 
müssen; bei Ihnen kommt das darin zum Ausdruck, daß der erste Punkt Ihres 
Entwurfs lautet: „Das leitende Zentrum der Partei“ (und nicht nur eines 
Komitees oder Bezirks) „ist die Zeitung ‚Iskra‘, die unter den Arbeitern stän- 
dige Berichterstatter hat und mit der inneren Arbeit der Organisation eng 
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verbunden ist.“ Ich möchte nur bemerken, daß die Zeitung der ideologische 
Führer der Partei sein kann und muß, daß sie die theoretischen Wahrheiten, 
die taktischen Leitsätze, die allgemeinen organisatorischen Ideen, die allge- 
meinen Aufgaben der Gesamtpartei in diesem oder jenem Augenblick zu ent- 
wickeln hat. Die unmittelbare praktische Führung der Bewegung aber kann 
nur in den Händen einer besonderen zentralen Gruppe liegen (nennen wir 
sie kurzerhand Zentralkomitee), die mit allen Komitees persönlich in Ver- 
bindung steht, alle besten revolutionären Kräfte aller russischen Sozialdemo- 
kraten in sich vereinigt und alle gesamtparteilichen Angelegenheiten leitet, so 
die Verteilung von Literatur, die Herausgabe von Flugblättern, die Verteilung 
der Kräfte, die Betrauung von Personen und Gruppen mit der Leitung beson- 
derer Unternehmungen, die Vorbereitung gesamtrussischer Demonstrationen 
und des Aufstands usw. Angesichts der Notwendigkeit, strengste Konspira- 
tion zu üben und die Kontinuität der Bewegung zu wahren, kann und muß 
unsere Partei zwei führende Zentren haben: das ZO: (Zentralorgan) und das 
ZK (Zentralkomitee). Das erste soll die ideologische, das zweite die unmittel- 
bare und praktische Führung in Händen haben. Die Einheit der Aktion und 
die notwendige Verbundenheit dieser Gruppen sollen nicht nur durch das 
einheitliche Parteiprogramm gesichert sein, sondern auch durch die Zusam- 
mensetzung beider Gruppen (es ist erforderlich, daß beiden Gruppen, dem 


ZO sowohl wie dem ZK, Leute angehören, unter denen volle Einmütigkeit' 


herrscht) und durch die Veranstaltung regelmäßiger und ständiger Besprechun- 
gen zwischen ihnen. Nur dann wird einerseits das ZO dem Zugriff der zus- 
sischen Gendarmen entzogen und seine Festigkeit und Stetigkeit gewährleistet 
sein - und anderseits wird das ZK stets in allen wesentlichen Fragen mit 
dem ZO übereinstimmen und genug Freiheit haben, um die gesamte praktische 
Seite der Bewegung unmittelbar zu leiten. : 
Es wäre daher wünschenswert, daß der erste Punkt des Statuts nicht nur 
(wie Ihr Entwurf) darauf hinweist, welches Parteiorgan als führend anerkannt 
wird (das ist natürlich ein notwendiger Hinweis), sondern auch darauf, daß 
die jeweilige örtliche Organisation es sich zur Aufgabe macht, an der Schaf- 
fung, Unterstützung und Festigung der zentralen Körperschaften, ohne die un- 
sere Partei als Partei nicht bestehen kann, aktiv mitzuarbeiten. _ { 
Weiter sagen Sie im zweiten Punkt vom Komitee, es solle „die örtliche 
Organisation anleiten“ (vielleicht wäre es besser, zu sagen: „die gesamte ört- 
liche Arbeit und alle örtlichen Organisationen der Partei“, aber ich will mich 
bei Einzelheiten der Formulierung nicht aufhalten), und es müsse sowohl aus 
Arbeitern wie aus Intellektuellen bestehen, denn deren Trennung in zwei 
Komitees sei schädlich. Das ist durchaus und unbedingt richtig. Es darf nur 
ein Komitee der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands geben, und 
ihm müssen politisch vollauf bewußte Sozialdemokraten angehören, die sich 
ganz der sozialdemokratischen Tätigkeit widmen. Man soll sich besonders 
darum bemühen, daß möglichst viele Arbeiter zu politisch vollauf bewußten 
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Berufsrevolutionären werden und ins Komitee kommen.! Besteht ein einheit- 
liches und nicht ‚zwiespältiges Komitee, so gewinnt die Forderung, daß die 
Komiteemitglieder viele Arbeiter persönlich kennen, besondere Bedeutung. 
Um alles leiten zu können, was in der Arbeiterschaft vor sich geht, muß man 
die Möglichkeit haben, überall hinzugelangen, muß man schr viele Leute ken- 
nen, muß man alle Wege und Schliche kennen usw. usf. Dem Komitee müssen 
daher nach Möglichkeit alle bedeutenden Führer der Arbeiterbewegung aus 
der Mitte der Arbeiterschaft selbst angehören, das Komitee muß alle Bereiche 
der örtlichen Bewegung leiten und alle örtlichen Einrichtungen, Kräfte und 
Mittel der Partei verwalten. Sie sagen nichts darüber, wie das Komitee ge- 
bildet werden soll - sicher werden wir auch hier miteinander übereinstimmen, 
daß dafür kaum besondere Regeln erforderlich sind. Wie das Komitee zu- 
sammenzusetzen ist — das ist schon Sache der Sozialdemokraten an Ort und 
Stelle. Allenfalls könnte man darauf aufmerksam machen, daß das Komitee 
auf Beschluß der Mehrheit (oder Zweidrittelmehrheit usw.) seiner Mitglieder 
ergänzt wird, daß es dafür sorgen muß, sein Verbindungsmaterial an einem 
(in revolutionärer Beziehung) zuverlässigen und (in politischer Beziehung) 
sicheren Ort aufzubewahren, daß es ferner von vornherein für Ersatzmitglie- 
der Sorge zu tragen hat. Sobald wir ein ZO und ein ZK haben, dürfen neue 
Komitees nur unter ihrer Mitwirkung und mit ihrer Zustimmung gegründet 
werden. Die Zahl der Komiteemitglieder soll möglichst nicht sehr groß sein 
(damit diese Mitglieder ein hohes Niveau haben und sich besser auf den re- 
volutionären Beruf spezialisieren können), doch muß sie genügen, um alle 
Arbeitsbereiche zu erfassen und gründliche Besprechungen sowie feste Be- 
schlüsse zu gewährleisten. Sollte sich erweisen, daß die Komiteemitglieder 
ziemlich zahlreich sind’ und es für sie daher gefährlich ist, häufig zusammen- 
zukommen, so sollte man vielleicht aus dem Komitee eine besondere, schr 
kleine (sagen wir fünf Personen oder noch weniger) leitende Gruppe ausson- 
dern, der unbedingt der Sekretär und die Mitglieder, die sich für die prak- 
tische Leitung der gesamten Arbeit am besten eignen, angehören müßten. Für 
diese Gruppe wäre es besonders wichtig, sich für den Fall der Verhaftung 
Ersatzleute zu sichern, damit die Arbeit keine Unterbrechung erleidet. Die 
Vollversammlungen des Komitees würden die Maßnahmen der geschäfts- 
führenden Gruppe bestätigen, ihre Zusammensetzung bestimmen usw. 
Weiterhin schlagen Sie folgende, dem Komitee »achgeordnete, ihm unter- 
stellte Einrichtungen vor: 1. Diskussion (Beratungen der „besten“ Revolutio- 
näre), 2. bezirksweise organisierte Zirkel mit.3. jedem von ihnen angeglieder- 
ten Propagandistenzirkeln, 4. Betriebszirkel und 5. „Vertreterzusammen- 
künfte“ von Delegierten der Betriebszirkel des betreffenden Bezirks. Ich bin 
ganz wie Sie der Meinung, daß alle weiteren Einrichtungen (und es muß 


I Man soll sich bemühen, ins Komitee die Arbeiterrevölutionäre aufzunehmen, die die 
meisten Verbindungen und den besten „Ruf“ in der Arbeitermasse haben. 
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außer den von Ihnen genannten noch sehr viele und sehr verschiedenartige 
geben) dem Komitee untergeordnet sein müssen und daß es Bezirksgruppen 
(für sehr große Städte) und Betriebsgruppen (stets und überall) geben muß. 
In einigen Einzelheiten aber bin ich, wie es scheint, mit Ihnen nicht ganz 
einverstanden. Was z. B. die „Diskussion“ anbelangt, so denke ich, eine solche 
Einrichtung ist überhaupt überflüssig. Alle „besten Revolutionäre“ sollen dem 


Komitee angehören oder besondere Funktionen ausüben (Druckerei, Trans- _ 


port, Wanderagitation, Organisation, z. B. eines Paßbüros oder eines Stoß- 


trupps zum Kampf gegen Spitzel und Provokateure oder von Gruppen im 


Heer usw.). 

„Beratungen“ werden sowohl im Komitee als auch in jedem Bezirk statt- 
finden, in jedem Betriebszirkel, Propagandistenzirkel, Gewerkschaftszirkel 
(der Weber, Mechaniker, Lederarbeiter u. a.), Studentenzirkel, Literaturzirkel 
usw. Wozu also eine besondere Einrichtung für Beratungen? 

Weiter. Sie haben vollständig recht, wenn Sie verlangen, daß „allen, die 
es wünschen“, die Möglichkeit geboten werden soll, unmittelbar an die „Iskra“ 
zu schreiben. Nur darf man dieses „unmittelbar“ nicht so verstehen, daß man 
„allen, die es wünschen“, die Adresse der Redaktion mitteilt und Zutritt zu 
ihr gibt, sondern es ist so aufzufassen, daß der Redaktion die Briefe von 


allen, die es wünschen, zu übergeben (oder zu übersenden) sind. Die Adressen 


müssen zwar einem ziemlich breiten Kreis zugänglich gemacht werden, aber 
immerhin nicht allen, die es wünschen, sondern nur zuverlässigen Revolutio- 
nären, die sich durch konspirative Geschicklichkeit auszeichnen — immerhin 
vielleicht nicht nur eine Adresse pro Bezirk, wie Sie vorschlagen, sondern 
mehrere; ferner ist es notwendig, daß alle, die an der Arbeit teilnehmen, daß 
ausnahmslos sämtliche Zirkel das Recht haben, ihre Beschlüsse, Wünsche, An- 
fragen sowohl dem Komitee als auch dem ZO und dem ZK zur Kenntnis zu 
bringen. Wenn wir das gewährleisten, so werden wir erschöpfende Beratun- 
gen aller Parteiarbeiter erreichen, ohne so schwerfällige und unkonspirative 
Einrichtungen zu schaffen, wie es die „Diskussion“ wäre. Natürlich muß man 
außerdem noch bemüht sein, persönliche Besprechungen möglichst vieler und 
verschiedener Personen zu veranstalten — aber das ist einzig eine Frage der 
Konspiration. Allgemeine Versammlungen und Zusammenkünfte sind in Ruß- 
land nur ab und zu in Ausnahmefällen möglich, und man muß außerordentlich 
vorsichtig sein, wenn man zu diesen Versammlungen „die besten Revolutio- 
näre“ heranzieht, denn für Provokateure und Spitzel ist es stets leichter, sich 
in allgemeine Versammlungen einzuschleichen und einem Versammlungsteil- 
nehmer nachzuspionieren. Ich denke, es wäre vielleicht am besten, so vorzu- 
gehen: Wenn es möglich ist, große (sagen wir, von 30 bis 100 Personen) all- 
gemeine Versammlungen zu veranstalten (z.B. im Sommer im Wald oder in 
einer eigens hierfür bereitgestellten konspirativen Wohnung), dann soll das 
Komitee einen oder zwei der „besten Revolutionäre“ dorthin entsenden und 
für eine gute Zusammensetzung der Versammlung Sorge tragen, d.h. bei- 
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spielsweise dafür, daß eine möglichst große Zahl zuverlässiger Mitglieder von 
Betriebszirkeln usw. eingeladen wird. Man darf aber diese Versammlun 
nicht zu einer festen Einrichtung machen, sie nicht im Statut verankern he 
darf sie nicht regelmäßig veranstalten und nicht so, daß alle Ve 
teilnehmer alle Anwesenden kennen, d.h. wissen, daß alle re 
air sind usw.; aus diesem Grunde bin ich nicht nur Be Dakar 
Re auch gegen „Vertreterzusammenkünfte“. Anstatt dieser beiden Bin- 
= gen würde ich vorschlagen, beispielsweise folgende Regel aufzustellen. 
as Komitee trägt Sorge für die Veranstaltung großer Versammlungen, an 
denen möglichst viele praktisch in der Bewegung Tätige und überhaupt ae 
Arbeiter teilnehmen. Zeit, Ort, Anlaß und Zusammensetzung der Versamm- 
lung werden von dem Komitee bestimmt, das für die konspirative Organi- 
Fr: solcher Unternehmungen verantwortlich ist. Selbstverständlich sollen 
Korg von Arbeitern veranstalteten Zusammenkünften bei Ausflügen, im 
De a Mn er ge er Charakter ständiger Einrichtungen ER 
hiervon im Statut gar nicht ge ee 
en ee anbelangt, so stimme ich Ihnen diesbezüg- 
pe ee ”. aß es zu ihren wichtigsten Aufgaben gehört, die Verteilung 
ee ichtig zu organisieren. Ich denke, die Bezirksgruppen müssen 
uptsächlich die Vermittler sein zwischen den Komitees und den Betrieben 
Vermittler und sogar in erster Linie Übermittler. Die konspirative Oli 
ha eines richtigen Vertriebs der Literatur, die sie vom Komitee erhalten, hat 
. re Hauptaufgabe zu sein. Und diese Aufgabe ist im höchsten Grade wichlig 
Kr man die regelmäßige Verbindung einer besonderen Bizicksgrunpe 
en ägern mit allen Betrieben des Bezirks, mit möglichst vielen Arbei- 
wo nungen des Bezirks sichert, so wird das von ungeheurer Bedeutun 
wohl für Demonstrationen als auch für den Aufstand sein. Eine 2a nd 
Fichtige Übermittlung von Druckschriften, Flugblättern, Aufrufen usw. so IN 
richten, daß sie reibungslos erfolgt und hierfür ein ganzes Netz von A 
schulen — das heißt den größeren Teil der Vorbereitungsarbeiten für Kanne 
emonstrationen oder für den Aufstand leisten. Im Augenblick der Erre; 
des Streiks, der Gärung ist es bereits zu spät, den Literaturvertrieb in ei 7 
zu bringen - das kann man nur allmählich lernen, indem. man es unbodiig . 
jeden Monat zwei- bis dreimal übt. Gibt es keine Zeitung, so kann und u‘ 
ee es mit Flugblättern üben, keineswegs aber darf man zulassen, daß dieser 
ana Ben ai Man muß danach trachten, diesen Asadar bis 
2 solchen Grad der Vollkommenheit ausz in ei 
Nacht die gesamte Arbeiterbevölkerung St. SE er ne 
sagen mobilisieren kann. Das ist durchaus keine utopische Aufgab Be; 
man die Flugblätter systematisch von der Zentralstelle an die are Ver 
mittlungszirkel und über sie an die Austräger weiterleitet. Meins E ch je 
sollte man die Funktionen der Bezirksgruppe über ihre Rolle als SE Ver 
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mittlungs- und Übermittlungsstelle hinaus nicht erweitern, oder richtiger, man 
sollte es nur mit größter Vorsicht tun - es könnte sonst die Konspiration und 
die Einheitlichkeit der Arbeit gefährden. Beratungen über alle Parteifragen 
werden natürlich auch in den Bezirkszirkeln stattfinden, Entscheidungen über 
allgemeine Fragen der örtlichen Bewegung darf aber nur das Komitee treffen. 
Selbständigkeit sollte der Bezirksgruppe nur in technischen Fragen der Weiter- 
leitung und des Vertriebs zugestanden werden. Die Zusammensetzung der Be- 
zirksgruppe muß vom Komitee bestimmt werden, d. h., das Komitee ernennt 
ein oder zwei seiner Mitglieder (oder auch Nichtmitglieder) zu Delegierten 
für den einen oder andern Bezirk und beauftragt diese Delegierten, eine Be- 
zirksgruppe zu bilden, deren sämtliche Mitglieder wiederum vom Komitee 
sozusagen im Amte bestätigt werden. Die Bezirksgruppe ist eine Zweigstelle 
des Komitees, die nur von diesem ihre Vollmachten erhält. 

Ich gehe zur Frage der Propagandistenzirkel über. Bei der Armut an-propa- 
gandistischen Kräften dürfte es wohl kaum möglich und auch kaum wün- 
schenswert sein, sie getrennt in jedem Bezirk einzurichten. Die Propaganda 
muß vom gesamten Komitee in einheitlichem Geiste durchgeführt werden, sie 
muß straff zentralisiert sein, darum stelle ich mir die Sache so vor: Das Ko- 
mitee beauftragt einige seiner Mitglieder, eine Propagandistengruppe zu bil- 
den (die eine Zweigstelle oder Einrichtung des Komitees sein wird). Diese 
Gruppe, die in konspirativer Beziehung die Dienste der Bezirksgruppen in 
Anspruch nimmt, soll in der ganzen Stadt, in dem ganzen Gebiet, das dem 
Komitee „unterstellt“ ist, Propaganda treiben. Sollte es notwendig sein, so 
kann diese Gruppe noch Untergruppen bilden, also gewissermaßen diesen oder 
jenen Teil ihrer Funktionen abtreten, das alles aber nur mit Zustimmung des 
Komitees; das Komitee muß stets und unbedingt das Recht haben, seinen 
Delegierten in jede Gruppe oder Untergruppe und in jeden Zirkel zu ent- 
senden, der mit der Bewegung irgendwie in Berührung kommt. 

In der gleichen Form der Beauftragung, in der Form von Zweigstellen oder 


Einrichtungen des Komitees, müssen alle die mannigfaltigen Gruppen organi-, 


siert sein, die im Dienste der Bewegung stehen — die Gruppen der Studenten- 
und der Gymnasialjugend oder die, sagen wir, Gruppen uns unterstützender 
Beamten, die Transport-, Druckerei- und Paßgruppen, die Gruppen zur Be- 
schaffung von konspirativen Wohnungen, die Gruppen zur Beobachtung von 
Spitzeln, die Gruppen von Militärpersonen, die Gruppen zur Beschaffung von 
Waffen, die Gruppen zur Organisierung z. B. eines „gewinnbringenden finan- 
ziellen Unternehmens“ usw. Die ganze Kunst der konspirativen Organisation 
muß darin bestehen, alle und alles auszunutzen, „allen und jedem Arbeit zu 
geben“, gleichzeitig aber die Führung der gesamten Bewegung in der Hand zu 
behalten, und zwar selbstverständlich nicht kraft der Machtbefugnisse, son- 
dern kraft des Ansehens, kraft der Energie, der größeren Erfahrung, der 
größeren Vielseitigkeit, der größeren Begabung. Diese Bemerkung bezieht sich 
auf den möglichen und üblichen Eindwand, daß eine straffe Zentralisation die 
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Sache allzu leicht zugrunde richten kann, wenn der Zentralstelle zufällig ein 
mit sehr großen Machtbefugnissen ausgestatteter unfähiger Mensch angehört. 
Das ist natürlich möglich, aber das Mittel dagegen ist keinesfalls Wählbarkeit 
und Dezentralisation, die in der revolutionären Arbeit unter der Selbstherr- 
schaft in nennenswertem Umfange völlig unzulässig, ja geradezu schädlich 
sind. Das Mittel dagegen gibt kein Statut, es kann nur gegeben werden durch 
„kameradschaftliche Einwirkung“, angefangen mit Resolutionen all der vielen 
Untergruppen, fortgesetzt mit deren Anträgen an das ZO und das ZK und 
(im schlimmsten Falle) bis zum Sturz des völlig unfähigen Machtorgans. Das 
Komitee muß danach trachten, eine möglichst weitgehende Arbeitsteilung 
durchzuführen, eingedenk dessen, daß für verschiedene Seiten der revolutio- 
nären Arbeit verschiedene Fähigkeiten erforderlich sind, daß manchmal ein 
Mensch, der als Organisator völlig unbrauchbar ist, ein unersetzlicher Agitator 
sein kann, oder ein Mensch, der sich für die strenge konspirative Disziplin 
nicht eignet, ein ausgezeichneter Propagandist usw. 

Übrigens, was die Propagandisten anbelangt, so möchte ich noch einige 
Worte gegen die herkömmliche Überfüllung dieses Berufs mit wenig befähig- 
ten Leuten und das dadurch bedingte Sinken des Niveaus der Propaganda 
sagen. Bei uns gilt manchmal ganz wahllos jeder Student als Propagandist, 
und die ganze Jugend verlangt, man solle ihr „einen Zirkel geben“ usw. Da- 
gegen müßte man kämpfen, denn dadurch wird sehr viel Schaden angerichtet. 
Wahrhaft prinzipienfeste und fähige Propagandisten gibt es sebr wenige (und 
um ein solcher Propagandist zu werden, heißt es tüchtig lernen und Erfah- 
rung sammeln), und diese Leute muß man zu Fachleuten machen, voll ein- 
setzen und sorgfältig hüten. Man muß sie jede Woche mehrere Vorlesungen 
halten lassen und sie rechtzeitig in andere Städte zu schicken wissen, wie man 
überhaupt dafür sorgen soll, daß geschickte Propagandisten verschiedene 
Städte bereisen. Die Masse der jungen Leute aber, die eben erst zu arbeiten 
beginnen, soll man mehr zu praktischen Unternehmungen heranzichen, die bei 
uns —- im Vergleich zu der optimistisch als „Propaganda“ bezeichneten Studen- 


‚tengeschäftigkeit in den Zirkeln — oft vernachlässigt werden. Für ernste prak- 


tische Unternehmungen ist natürlich ebenfalls eine gründliche Schulung erfor- 
derlich, doch findet sich hier leichter auch für „Anfänger“ ein Betätigungsfeld. 

Jetzt zu den Betriebszirkeln. Sie sind für uns besonders wichtig, liegt doch 
die ganze Hauptkraft der Bewegung darin, daß die Arbeiter der großen Be- 
triebe organisiert sind, denn die großen Betriebe (und Fabriken) umfassen 
nicht nur zahlenmäßig, sondern noch viel mehr dem Einfluß, der Entwicklung, 
der Kampffähigkeit nach den ausschlaggebenden Teil der gesamten Arbeiter- 
klasse. Jeder Betrieb muß unsere Festung sein. Und deshalb muß jede „Be- 
triebs“organisation der Arbeiter nach innen ebenso konspirativ und nach außen 
ebenso „verzweigt“ sein, d.h. in ihren äußeren Beziehungen ihre Fühler ebenso 
weit und nach den verschiedensten Richtungen ausstrecken wie jede revolu- 
tionäre Organisation. Ich betone, daß auch hier unbedingt eine Gruppe von 
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revolutionären Arbeitern der Kern.und der Führer, der „Herr im Hause“ 
sein muß. Mit der Tradition des reinen Arbeiter- oder Gewerkschaftstypus der 
sozialdemokratischen Organisationen müssen wir zuch in den „Betriebs‘zirkeln 
vollständig brechen. Die Betriebsgruppe oder das Betriebs-(Fabrik-) Komitee 
(um es von den anderen Gruppen, deren es sehr viele geben muß, zu unter- 
scheiden) soll aus einer schr kleinen Anzahl von Revolutionären bestehen, die 
ihre Aufträge und Vollmachten zur Entfaltung der gesamten sozialdemokra- 
tischen Arbeit im Betrieb unmittelbar vom Komitee erhalten. Alle Mitglieder 
des Betriebskomitees müssen sich als Agenten des Komitees betrachten; sie 
sind verpflichtet, sich allen seinen Anordnungen zu fügen, sie sind verpflichtet, 
alle „Gesetze und Bräuche“ der „kämpfenden Armee“ zu beachten, in die sie 
eingetreten sind und die sie zur Kriegszeit ohne Erlaubnis der vorgesetzten 
Stelle zu verlassen kein Recht haben. Die Zusammensetzung des Betriebs- 
komitees ist daher von außerordentlich großer Bedeutung, und es muß eine 
der Hauptsorgen des Komitees sein, diese Unterkomitees richtig zu organi- 
sieren. Ich stelle mir die Sache so vor: Das Komitee beauftragt diese oder 


jene seiner Mitglieder (plus, nehmen wir an, diese oder jene Arbeiter, die. 


aus irgendwelchen Gründen dem Komitee nicht angehören, aber dank ihrer 
Erfahrung, ihrer Menschenkenntnis, ihrer Klugheit und ihren Verbindungen 


nützlich sein können), überall Unterkomitees in den Betrieben zu gründen. Die 


Kommission berät sich mit den Bezirksbevollmächtigten, bestimnmit eine Reihe 
von Zusammenkünften, prüft die Kandidaten für die Betriebsunterkomitees 
auf Herz und Nieren, unterzieht sie einem „hochnotpeinlichen“ Kreuzverhör, 
stellt sie, falls nötig, auf die Probe, bemüht sich hierbei, möglichst viele Kandi- 
daten für das Unterkomitee des betreffenden Betriebs selbst unmittelbar ken- 
nenzulernen und zu prüfen, und schlägt schließlich dem Komitee vor, eine be- 
stimmte Zusammensetzung jedes Betriebszirkels zu bestätigen oder einen be- 
stimmten Arbeiter zu bevollmächtigen, das ganze Unterkomitee zusammen- 
zustellen, die Mitglieder auszuwählen und vorzuschlagen. Auf diese Weise 
wird das Komitee selbst bestimmen, wer von diesen Agenten die Verbindung. 
mit ihm aufrechterhält und wie er es tut (in der Regel durch die Bezirks- 
bevollmächtigten; doch kann diese Regel auch ergänzt oder abgeändert wer- 
den). Angesichts der Wichtigkeit dieser Betriebsunterkomitees müssen wir so- 
weit wie möglich danach streben, daß jedes Unterkomitee sowohl eine Adresse 
hat, durch die es sich an das ZO wenden kann, als auch eine sichere Auf- 
bewahrungsstelle für sein Verbindungsmaterial (d.h., daß Informationen, die 
zur sofortigen Wiederherstellung des Unterkomitees im Falle von Verhaftun- 
gen erforderlich sind, möglichst regelmäßig und ausführlich der zentralen Par- 
teileitung zur Aufbewahrung an einer Stelle übermittelt werden, wo die rus- 
sischen Gendarmen nicht eindringen können). Selbstverständlich muß diese 
Adressenübermittlung vom Komitee auf Grund eigener Erwägungen und Un- 
terlagen vorgenommen werden, nicht aber auf Grund eines nicht bestehenden 
Rechts auf „demokratische“ Verteilung dieser Adressen. Schließlich ist viel- 
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leicht der Hinweis nicht überflüssig, daß es manchmal notwendig oder zweck- 
mäßiger sein wird, nicht ein Betriebsunterkomitee aus mehreren Mitgliedern * 
zu bilden, sondern sich auf die Ernennung eines Agenten des Komitees (und 
eines Ersatzmannes) zu beschränken. Sobald ein Betriebsunterkomitee gebil- 
det ist, muß es zur Gründung einer ganzen Reihe von Betriebsgruppen und 
-zirkeln mit verschiedenen Aufgaben, unterschiedlich strenger Konspiration 
und mehr oder weniger festgefügter Form schreiten; beispielsweise Zirkel 
zum Austragen und zur Verbreitung von Literatur (eine der wichtigsten Funk- 
tionen, die so geregelt werden muß, daß wir unsere eigene richtiggehende Post 
haben, daß nicht nur die Methoden der Verbreitung, sondern auch das Aus- 
tragen in die Wohnungen erprobt und geprüft ist, daß man unbedingt alle 
Wohnungen und die Wege zu ihnen kennt), Zirkel zum Lesen illegaler Lite- 
ratur, Zirkel zur Beobachtung von Spitzeln!, Zirkel eigens zur Leitung der 
Gewerkschaftsbewegung und des wirtschaftlichen Kampfes, Zirkel von Agita- 
toren und Propagandisten, die es verstehen, Gespräche anzuknüpfen und sie 
lange völlig legal zu führen (über Maschinen, über, die Inspektion usw.), da- 
mit sie ungefährdet und öffentlich sprechen, die Leute aushorchen und den 
Boden sondieren können usw.!! Das Betriebsunterkomitee muß danach stre- 
ben, den ganzen Betrieb, einen möglichst großen Teil der Arbeiter durch ein 
Netz von allen möglichen Zirkeln (oder Agenten) zu erfassen. Die Vielzahl 
dieser Zirkel, die Möglichkeit, einen Wanderpropagandisten in sie einzufüh- 
ren, vor allem aber die richtige und regelmäßige Arbeit zur Verbreitung von 
Druckschriften und zur Beschaffung von Informationen und Korrespondenzen 
hat der Maßstab zu sein für die erfolgreiche Tätigkeit des Unterkomitees. 
Der allgemeine Typus der Organisation muß also meines Erachtens fol- 
gender Art sein: An der Spitze der gesamten örtlichen Bewegung, der ge- 
samten örtlichen sozialdemokratischen Arbeit steht das Komitee. Von ihm 
gehen folgende, ihm untergeordnete Einrichtungen und Zweigstellen aus: 
erstens ein Netz ausführender Agenten, das (nach Möglichkeit) die ganze Ar- 
beitermasse erfaßt und in Form von Bezirksgruppen und Betriebs-(Fabrik-) 
Unterkomitees organisiert ist. Dieses Agentennetz wird in friedlichen Zeiten 
Broschüren, Flugblätter, Aufrufe und konspirative Mitteilungen des Komitees 
verbreiten, in Zeiten des Kampfes Demonstrationen und ähnliche kollektive 


I Wir müssen den Arbeitern einschärfen, daß die Tötung von Spitzeln, Provokateuren und 
Verrätern zwar manchmal eine unbedingte Notwendigkeit sein kann, daß es jedoch äußerst 
unerwünscht und falsch wäre, daraus ein System zu machen; wir müssen bemüht sein, eine 
Organisation zu schaffen, die fähig ist, Spitzel dadurch wnschädlich zu machen, daß man 
sie entlarvt und verfolgt. Ausrotten kann man die Spitzel nicht, wohl aber kann und muß 
man eine Organisation schaffen, welche die Spitzel auskundschaftet und die Arbeitermasse 
erzieht. £ 

II Erforderlich sind auch Kampfzirkel, die bei Demonstrationen, bei Befreiungsaktionen 
aus Gefängnissen usw. Arbeiter verwenden, die beim Militär gedient haben oder besonders 
kräftig und gewandt sind, 
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Aktionen veranstalten. Zweitens gehen von dem Komitee alle möglichen Zir- 
kel und Gruppen aus, die im Dienste der Gesamtbewegung stehen (Propa- 
ganda, Transport, allerhand konspirative Unternehmungen usw.). Alle Grup- 
pen, Zirkel, Unterkomitees usw. haben als Einrichtungen oder Zweigstellen 
des Komitees zu gelten. Manche von ihnen werden offen den Wunsch aus- 
sprechen, der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands beizutreten, und 
werden ihr, die Bestätigung des Komitees vorausgesetzt, auch beitreten, sie 
werden (im Auftrage des Komitees oder im Einverständnis mit ihm) be- 
stimmte Funktionen übernehmen und sich verpflichten, die Anordnungen der 
Parteiorgane zu befolgen, sie werden alle Rechte von Parteimitgliedern er- 
halten, als nächste Kandidaten für das Komitee betrachtet werden usw. An- 
dere werden der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands nicht beitreten, 
ihre Stellung wird weiter die von Zirkeln sein, die von Parteimitgliedern ein- 
gerichtet werden oder sich an die eine oder andere Parteigruppe anlehnen usw. 

In allen inneren Angelegenheiten sind die Mitglieder aller dieser Zirkel 
selbstverständlich ebenso gleichberechtigt, wie es die Komiteemitglieder un- 
tereinander sind. Die einzige Ausnahme hiervon wird sein, daß das Recht der 
persönlichen Verbindung mit dem örtlichen Komitee (wie auch mit dem ZK 
und dem ZO) nur derjenige (oder diejenigen) haben wird, der von diesem 
Komitee hierfür bestimmt ist. In jeder anderen Beziehung wird ein solcher 
Verbindungsmann mit den übrigen gleichberechtigt sein, die dasselbe Recht 
haben, sich (allerdings nicht persönlich) sowohl an das örtliche Komitee wie an 
das ZK und an das ZO zu wenden. Die erwähnte Ausnahme wird also im 
Grunde gar keine Verletzung der Gleichberechtigung sein, sondern nur ein 
notwendiges Zugeständnis an die unbedingten Erfordernisse der Konspira- 
tion. Ein Komiteemitglied, das eine Mitteilung „seiner“ Gruppe an das Ko- 
mitee, das ZK oder das ZO nicht weiterleitet, wird sich geradezu einer Ver- 
letzung der Parteipflicht schuldig machen. Was ferner den konspirativen Cha- 
rakter und das organisatorische Gefüge der verschiedenen Zirkel anbelangt, 
so wird das von der Art ihrer Funktionen abhängen; dementsprechend wird 
es hier die verschiedenartigsten Organisationen geben (von der „strengsten“, 
engen, in sich abgeschlossenen bis zur „freiesten“, breiten, offenen, lose organi- 
sierten). Für die Gruppe der Austräger z.B. ist größte Konspiration und 
militärische Disziplin erforderlich. Für die Gruppe der Propagandisten ist 
Konspiration ebenfalls erforderlich, militärische Disziplin aber in weit ge- 
ringerem Maße. Für die Gruppe von Arbeitern, die legale Druckschriften lesen 
oder Aussprachen über berufliche Nöte und Wünsche veranstalten, ist noch 
weniger Konspiration erforderlich usw. Die Gruppen der Austräger müssen 
der SDAPR angehören und eine gewisse Anzahl von Mitgliedern und Funk- 
tionären der Partei kennen. Eine Gruppe, welche die Arbeitsbedingungen in 
verschiedenen Berufszweigen studiert und entsprechende gewerkschaftliche 
Forderungen ausarbeitet, muß nicht unbedingt der SDAPR angehören. Eine 
Gruppe von Studenten, Offizieren oder Angestellten, die sich vnter Teilnahme 
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von; einem oder zwei Parteimitgliedern mit Selbstbildung befaßt, darf manch- 
mal sogar überhaupt nicht von deren Zugehörigkeit zur Partei wissen usw. 
In einer Beziehung aber müssen wir unbedingt maximale Organisiertheit der 
Arbeit in allen diesen Untergruppen verlangen, und zwar: Jedes Parteimit- 
glied, das daran teilnimmt, ist für die Durchführung der Arbeit in diesen 
Gruppen formell verantwortlich und verpflichtet, alle Maßnahmen zu treffen, 
damit die Zusammensetzung einer jeden solchen Gruppe, das gesamte Ge- 
triebe ihrer Arbeit und der ganze Inhalt dieser Arbeit dem ZK und dem ZO 
möglichst offen vor Augen liegen. Das ist notwendig, damit erstens die Zen- 
tralstelle eir vollständiges Bild von der gesamten Bewegung hat, damit sie 
zweitens aus einem möglichst großen Personenkreis eine Auswahl zur Be- 
setzung verschiedener Parteifunktionen treffen kann, damit drittens (durch 
Vermittlung der Zentralstelle) alle ähnlichen Gruppen in ganz Rußland an 
dem Beispiel einer Gruppe lernen können, und schließlich, damit das Ein- 
dringen von Lockspitzeln und zweifelhaften Elementen verhindert wird - 
mit einem Wort, das ist unbedingt und in allen Fällen dringend notwendig. 

Wie erreicht man das? Regelmäßige Berichte an das Komitee, Mitteilungen 
an das ZO über einen möglichst großen Teil des Inhalts einer möglichst großen 
Zahl dieser Berichte, Veranstaltung von Besuchen aller möglichen Zirkel durch 
Mitglieder des ZK und des örtlichen Komitees, schließlich obligatorische Hin- 
terlegung der Verbindungen mit diesem Zirkel, d.h. der Namen und Adressen 
einiger Mitglieder dieses Zirkels, an einem sicheren Ort (und im Parteibüro 
beim ZO und ZK). Nur dann, wenn Berichte eingereicht und Verbindungen 
übermittelt werden, darf man anerkennen, daß ein Parteimitglied, das an 
einem bestimmten Zirkel teilnimmt, seine Pflicht erfüllt hat; nur dann wird 
die Partei als Ganzes in der Lage sein, von jedem einzelnen Zirkel, der prak- 
tische Arbeit leistet, zu lernen; nur dann brauchen uns Verhaftungen nicht zu 
schrecken, denn wenn Verbindungen mit den verschiedenartigsten Zirkeln vor- 
handen sind, wird es für einen Delegierten unseres ZK immer leicht sein, so- 
fort Ersatzleute zu finden und die Arbeit wieder in Gang zu bringen. Eine 
Verhaftung des Komitees wird dann nicht den ganzen Apparat zerstören, son- 
dern nur die Führer herausreißen, für die aber schon Ersatz vorhanden ist. 
Man soll uns nicht entgegnen, daß die Übermittlung von Berichten und Ver- 
bindungen aus Gründen der Konspiration unmöglich sei: man muß nur den 
Willen haben, dann ist die Möglichkeit, Mitteilungen und Verbindungen zu 
übergeben (oder zu übersenden), stets vorhanden und wird stets vorhanden 
sein, solange wir Komitees, ein ZK oder ein ZO haben. 

Wir sind jetzt zu einem sehr wichtigen Grundsatz der gesamten Parteiorga- 
nisation und Parteitätigkeit gekommen: Wenn hinsichtlich der ideologischen 
und der praktischen Leitung der Bewegung und des revolutionären Kampfes 
des Proletariats eine möglichst große Zentralisation erforderlich ist, so ist hin- 
sichtlich der Information der zentralen Parteistelle (und folglich auch der Ge- 
samtpartei überhaupt) über die Bewegung, hinsichtlich der Verantwortlichkeit 
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vor der Partei eine zröglichst große Dezentralisation erforderlich. Die Bewe- 
gung leiten muß eine möglichst kleine Anzahl möglichst gleichartiger Gruppen 
erfahrener und erprobter Berufsrevolutionäre. An der Bewegung teilnehmen 
muß eine möglichst große Anzahl möglichst verschiedenartiger und mannig- 
faltiger Gruppen aus den verschiedensten Schichten des Proletariats (und an- 
derer Volksklassen). Die zentrale Parteistelle muß von jeder einzelnen dieser 
Gruppen stets nicht nur genaue Angaben über ihre Tätigkeit, sondern auch 
möglichst vollständige Angaben über ihre Zusammensetzung in Händen haben. 
Wir müssen die Leitung der Bewegung zentralisieren. Wir müssen auch (und 
gerade zu diesem Zweck, denn ohne Information ist eine Zentralisation un- 
möglich) die Verantwortlichkeit jedes einzelnen Parteimitglieds, jedes Mit- 
arbeiters, jedes der Partei angehörenden oder sich an sie anlehnenden Zirkels 
der Partei gegenüber möglichst stark dezentralisieren. Diese Dezentralisation 
ist die notwendige Voraussetzung der revolutionären Zentralisation und deren 
unerläßliches Korrektiv. Erst wenn die Zentralisation bis zu Ende durch- 


geführt ist und wir ein ZO und ein ZK haben, wird die Möglichkeit des: 


Verkehrs jeder kleinsten Gruppe mit ihnen — und nicht nur die Möglichkeit 
des Verkehrs, sondern auch die durch langjährige Praxis erarbeitete Regel- 
mäßigkeit des Verkehrs mit dem ZO und dem ZK - die Möglichkeit trauriger 
Folgen einer zufällig mißglückten Zusammensetzung des einen oder anderen 
örtlichen Komitees ausschalten. Jetzt, wo wir die tatsächliche Einigung der 
Partei und die Schaffung einer wirklich zentralen Leitung unmittelbar in An- 
griff nehmen, müssen wir uns besonders fest einprägen, daß diese Leitung 
machtlos sein wird, wenn wir nicht gleichzeitig eine maximale Dezentralisation 
durchführen, sowohl hinsichtlich der Verantwortung ihr gegenüber als auch 
hinsichtlich ihrer Unterrichtung über alle Räder und Rädchen der Partei- 
maschine. Eine solche Dezentralisation ist nichts anderes als die Kehrseite 
jener Arbeitsteilung, die, wie allgemein anerkannt, eines der lebenswichtigsten 
praktischen Erfordernisse unserer Bewegung ist. Die offizielle Anerkennung 
einer bestimmten Organisation als der führenden, die Gründung formaler 
ZKs werden unsere Bewegung noch lange nicht wirklich einheitlich machen, 
werden noch keine festgefügte Kampfpartei schaffen, wenn die zentrale Partei- 
stelle nach wie vor von der unmittelbaren praktischen Arbeit verdrängt sein 
wird durch örtliche Komitees vom alten Schlag, d.h. durch Komitees, denen 
einerseits ein ganzer Haufen von Leuten angehört, die sich mit allen mög- 
lichen Angelegenheiten befassen, ohne sich einzelnen Funktionen der revolutio- 
nären Arbeit zu widmen, ohne für besondere Aktionen verantwortlich zu sein 
und ohne die einmal begonnene, gut durchdachte und gut vorbereitete Sache 
zu Ende zu führen, die eine Unmenge von Zeit und Kraft in scheinradikaler 
Geschäftigkeit vergeuden, während es anderseits eine ganze Menge Studenten- 
und Arbeiterzirkel gibt, von denen die eine Hälfte dem Komitee überhaupt 
nicht bekannt ist und die andere Hälfte ebenso schwerfällig ist wie das Ko- 
mitee, ebensowenig spezialisiert ist, keine berufliche Erfahrung erarbeitet, die 


26 


x 

Erfahrung der anderen Gruppen nicht ausnutzt und genauso wie das Komitee 
mit endlosen Beratungen „über alles“, mit Wahlen und mit der Abfassung von 
Statuten beschäftigt ist. Damit die Zentralstelle gut arbeiten kann, müssen 
die örtlichen Komitees sich umgestalten, müssen sie zu spezialisierten und 
„sachlicher“ arbeitenden Organisationen werden, die es in der einen oder 
anderen ‚praktischen Funktion zu wirklicher „Vollendung“ bringen. Damit die 
Zentralstelle nicht nur (wie es bisher der Fall war) beraten, überreden, disku- 
tieren, sondern das Orchester wirklich dirigieren kann, ist es erforderlich, 
daß man genau weiß, wer wo welche Geige spielt, wo und wie er welches 
Instrument spielen gelernt hat oder lernt, wer wo und warum falsch spielt 
(wenn die Musik in den Ohren kratzt) und wen man, wie und wohin, zur 
Beseitigung des Mißklangs versetzen muß usw. Heute — das muß offen gesagt 
werden — wissen wir entweder gar nichts über die wirkliche innere Arbeit 
eines Komitees, abgesehen von seinen Flugblättern und allgemein gehaltenen 
Briefen, oder wir wissen es von Freunden und guten Bekannten. Es wäre 
aber doch lächerlich zu glauben, daß sich eine große Partei, die fähig ist, die 
russische Arbeiterbewegung zu führen, und die den allgemeinen Ansturm auf 
die Selbstherrschaft vorbereitet, hierauf beschränken könnte. Die Verringerung 
der Zahl der Komiteemitglieder, die Betrauung möglichst eines jeden von 
ihnen mit einer bestimmten besonderen Funktion, für die er verantwortlich ist 
und Rechenschaft ablegen muß, die Gründung einer besonderen, zahlenmäßig, 
sehr kleinen leitenden Zentralstelle, die Schaffung eines Netzes ausführender 
Agenten, die das Komitee mit jedem Großbetrieb, jeder Fabrik verbinden, 
für die regelmäßige Verbreitung der Literatur sorgen und der Zentralstelle ein 
genaues Bild dieser Verbreitung und aller Zusammenhänge der Arbeit geben, 
schließlich die Gründung zahlreicher Gruppen und Zirkel, die verschiedene 
Funktionen übernehmen oder Leute zusammenfassen, die der Sozialdemo- 
kratie nahestehen, ihr helfen und sich zu Sozialdemokraten entwickeln, wobei 
die Tätigkeit (und Zusammensetzung) dieser Zirkel dem Komitee und der 
Zentralstelle stets bekannt sein muß — darin hat die Umgestaltung des St.-Pe- 
tersburger und aller übrigen Parteikomitees zu bestehen, und deshalb ist die 
Frage des Statuts von so geringer Bedeutung. 

Ich habe mit der Analyse des Statutenentwurfs begonnen, um anschaulicher 
zu zeigen, worauf meine Vorschläge abzielen. Und es wird dem Leser nun, 
hoffe ich, klargeworden sein, daß man im Grunde wohl auch ohne Statut 
auskommen kann, wenn man es durch regelmäßige Berichterstattung über 
jeden Zirkel, über jeden Arbeitsbereich ersetzt. Was kann man im Statut 
schreiben? Das Komitee leitet alle (das ist auch ohnehin klar). Das Komitee 
wählt eine leitende Gruppe (das ist nicht immer notwendig, wenn es aber 
notwendig ist, so kommt es nicht auf das Statut an, sondern auf die Unter- 
richtung der Zentralstelle über die Zusammensetzung dieser Gruppe und die 
Ersatzleute). Das Komitee verteilt die einzelnen Arbeitsgebiete unter seine 
Mitglieder und beauftragt jedes, dem Komitee regelmäßig Bericht zu erstatten 
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und das ZO und das ZK über den Gang der Arbeit zu unterrichten (auch 
hier ist es wichtiger, die Zentralstelle über die vorgenommene Verteilung zu 
unterrichten, als im Statut eine Regel festzulegen, die bei unserem Kräfte- 
mängel bäufig nicht zur Anwendung kommen wird). Das Komitee muß genau 
bestimmen, wer ihm als Mitglied angehört. Das Komitee wird durch Koopta- 
tion ergänzt, Das Komitee ernennt Bezirksgruppen, Betriebsunterkomitees und 
die und die Gruppen (wollte man alles Wünschenswerte aufzählen, so würde 
man nie damit fertig, sie aber im Statut auch nur annähernd aufzuzählen, hat 
keinen Zweck; es genügt, wenn man der Zentralstelle über ihre Gründung 
Mitteilung macht). Die Bezirksgruppen und Unterkomitees gründen die und 
die Zirkel... Die Abfassung eines solchen Statuts ist heute um so weniger 
nützlich, als wir, was die Tätigkeit verschiedener solcher Gruppen und Uhnter- 
gruppen anbelangt, fast keine (an vielen Orten überhaupt keine) allgemeine 
Parteierfahrung haben, um aber eine solche Erfahrung zu sammeln, bedarf es 
keines Statuts, sondern der Einrichtung einer, wenn man so sagen darf, inner- 
parteilichen Berichterstattung. Jede örtliche Organisation verschwendet jetzt 
mindestens einige Abende auf das Statut. Wenn statt dessen jeder diese Zeit 


ausnützen würde, um der Gesamtpartei einen ausführlichen und wohlüber-: 


legten Bericht über seine besondere Funktion zu erstatten, so würde die Sache 
hundertfach gewinnen. 

Und nicht nur deshalb sind Statuten nutzlos, weil die revolutionäre Arbeit 
nicht immer eine feste Form zuläßt. Nein, eine feste Form ist notwendig, und 
wir müssen uns bemühen, der gesamten Arbeit nach Möglichkeit eine feste 
Form zu geben. Und eine feste Form ist in bedeutend größerem Umfang zu- 
lässig, als man gemeinhin annimmt, aber sie ist nicht durch Statuten zu er- 
reichen, sondern nur und ausschließlich (wir wiederholen das immer und im- 
mer wieder) durch genaue Unterrichtung der zentralen Parteistelle: erst dann 
wird sich eine reale feste Form herausbilden, die mit realer Verantwortlichkeit 
und (Partei-)Öffentlichkeit verbunden ist. Wer von uns weiß denn nicht, daß 
ernste Konflikte und Meinungsverschiedenheiten bei uns im Grunde nie durch 
Abstimmung „laut Statut“, sondern durch Kampf und durch die Drohung 
„fortzugehen“ entschieden werden? Die Geschichte der Mehrheit unserer Ko- 
mitees ist in den letzten drei, vier Jahren des Parteilebens angefüllt mit sol- 
chem inneren Kampf. Es ist schr schade, daß dieser Kampf in keine feste 
Form gefügt worden ist; er hätte sonst weit mehr zur Belehrung der Partei 
und zur Vermittlung von Erfahrungen an unsere Nachfolger beigetragen. Aber 
eine derartige nützliche und notwendige feste Form wird durch kein Statut, 
sondern ausschließlich durch die Parteiöffentlichkeit geschaffen. Unter der 
Selbstherrschaft kann es bei uns kein anderes Mittel und kein anderes Werk- 
zeug der Parteiöffentlichkeit geben als die regelmäßige Information der zen- 
tralen Parteistelle. 

Erst wenn wir lernen, von dieser Öffentlichkeit weitgehend Gebrauch zu 
machen, werden wir tatsächlich Erfahrungen sammeln über das Funktionieren 
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dieser oder jener Organisationen, und nur auf Grund solch umfassender und 
vieljähriger Erfahrungen können Statuten zustande kommen, die keine Papier- 
statuten sind. 


Geschrieben zwischen dem 1. und 11. (14. und 24.) September 1902 
Werke, Bd. 6, S. 227-244 


Entwurf des Statuts der SDAPR’ 


1. Als Mitglied der Partei gilt jeder, der ihr Programm anerkennt und die 
Partei sowohl in materieller Hinsicht als auch durch die persönliche Betäti- 
gung in einer der Parteiorganisationen unterstützt. 

2. Das oberste Organ der Partei ist der Parteitag. Er wird vom ZK (nach 
Möglichkeit mindestens einmal in zwei Jahren) einberufen. Das ZK ist ver- 
pflichtet, einen Parteitag einzuberufen, wenn dies von Parteikomitees oder 
von Komiteeverbänden, die auf dem letzten Parteitag zusammen "3 der Stim- 
men hatten, verlangt wird oder wenn der Rat der Partei es fordert. Ein Par- 
teitag gilt als beschlußfähig, wenn auf ihm mehr als die Hälfte aller zur Zeit 
des Parteitags bestehenden (vollberechtigten) Parteikomitees vertreten sind. 

3. Eine Vertretung auf,dem Parteitag steht zu: a) dem ZK, b) der Redäk- 
tion des ZO, c) allen Lokalkomitees, die nicht besonderen Verbänden an- 
gehören, d) allen Komiteeverbänden, die von der Partei anerkannt sind, und 
e) der Auslandsliga‘. Jede der aufgezählten Organisationen hat auf dem Par- 
teitag zwei beschließende Stimmen. Neugebildete Komitees und Komiteever- 
bände erhalten nur dann eine Vertretung auf dem Parteitag zugestanden, 
wenn sie mindestens ein halbes Jahr vor. dem Parteitag bestätigt worden sind. 

4. Der Parteitag ernennt das ZK, die Redaktion des ZO und den Rat der 
Partei. 

5. Das ZK vereinigt und leitet die gesamte praktische Tätigkeit der Partei 
und verwaltet die zentrale Parteikasse wie auch alle technischen Einrichtungen ' 
der Gesamtpartei. Es schlichtet Konflikte sowohl zwischen den verschiedenen 
Organisationen und Körperschaften der Partei als auch innerhalb derselben. 

6. Die Redaktion des ZO führt die Partei ideologisch: sie redigiert das 
ZO der Partei, das wissenschaftliche Organ und einzelne Broschüren. 

7. Der Rat der Partei, der aus fünf Mitgliedern besteht, wird vom Parteitag 
aus Mitgliedern des ZO und des ZK ernannt. Er entscheidet bei Streitigkeiten 
oder Meinungsverschiedenheiten zwischen der Redaktion des ZO-und dem 
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ZK über allgemein-organisatorische und taktische Fragen. Der Rat der Partei 
erneuert das ZK, falls dieses im vollen Bestand verhaftet wird. 


8. Neue Komitees und Komitceverbände werden vom Zentralkomitee be- 
stätigt. Alle Komitees, Verbände, Organisationen oder Gruppen, die von der 
Partei anerkannt worden sind, sind jeweils für die Angelegenheiten zuständig, 
die sich speziell und ausschließlich auf die betreffende Ortschaft, den betref- 
fenden Bezirk, die betreffende nationale Bewegung oder eine dieser Gruppe 
besonders anvertraute Funktion beziehen, wobei sie sich jedoch verpflichten, 
sich den Beschlüssen des ZK und des ZO unterzuordnen und an die zentrale 
Parteikasse Mittel in der vom ZK festgesetzten Höhe abzuführen, 

9. Alle Parteimitglieder und sämtliche Personen, die irgendwie mit der 
Partei zu tun haben, haben das Recht zu verlangen, daß ihre Erklärungen dem 
ZK, dem ZO oder dem Parteitag im Original zugestellt werden. 


10. Jede Parteiorganisation ist verpflichtet, sowohl dem ZK als auch der 
Redaktion des ZO alle Unterlagen zur Verfügung zu stellen, damit diese sich 


über ihre gesamte Tätigkeit und ihren gesamten Personalbestand unterrichten . 


können. 


11. Alle Parteiorganisationen und alle kollegialen Parteikörperschaften fas- 
sen Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit und haben das Recht der Ko- 
optierung. Für die Kooptierung neuer Mitglieder und den Ausschluß von 
Mitgliedern sind zwei Drittel der Stimmen erforderlich. 


12. Die Auslandsliga der russischen revolutionären Sozialdemokratie hat 
die Propaganda und Agitation im Ausland wie auch die Unterstützung der 
Bewegung in Rußland zum Ziel. Die Liga besitzt alle Rechte der Komitees, 
mit der einzigen Ausnahme, daß sie der Bewegung in Rußland ihre Unter- 
stützung ausschließlich durch Personen oder Gruppen angedeihen läßt, die 
vom Zentralkomitee besonders hierfür bestimmt werden. 


Geschrieben Ende Juni bis Anfang Juli 1903 


Veröffentlicht 1904 
Werke, Bd. 6, S.475-477 
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II. Parteitag der SDAPR’° 


17. (30.) Juli-10. (23.) August 1903 


Rede über die Stellung des „Bund“° in der SDAPR 
20. Juli (2. August) 


Ich möchte vor allem auf die Rede Hofmans und den von ihm gebrauchten 
Ausdruck „kompakte Mehrheit‘ eingehen. Genosse Hofman gebraucht diese 
Worte als Vorwurf. Meines Erachtens sollen wir uns nicht schämen, sondern 
stolz darauf sein, daß auf dem Parteitag eine kompakte Mehrheit vorhanden 
ist. Und noch stolzer werden wir sein, wenn unsere gesamte Partei eine ein- 
zige kompakte, schr kompakte neunzigprozentige Mehrheit sein wird. (Bei- 
fall.) Die Mehrheit handelte richtig, als sie die Stellung des „Bund“ in der 
Partei an die erste Stelle setzte: die Bundisten bewiesen sofort die Richtigkeit 
dieser Handlung, als sie ihr sogenanntes Statut vorlegten und damit im 
Grunde eine Föderation vorschlugen®. Gibt es in der Partei Mitglieder, die 
eine Föderation vorschlagen, und Mitglieder, die sie ablehnen, so konnte man 
nicht anders handeln, als die Frage des „Bund“ an die erste Stelle setzen. 
Liebe läßt sich nicht erzwingen, und man kann über die inneren Partei- 
angelegenheiten nicht sprechen, solange man nicht fest und unerschütterlich 
entschieden hat, ob man zusammengehen will oder nicht. 

Der Kern der Streitfrage wurde in der Debatte manchmal nicht ganz richtig 
dargestellt. Es handelt sich darum, daß nach Ansicht vieler Parteimitglieder 
die Föderation schädlich ist, daß sie den Prinzipien der Sozialdemokratie in 
ihrer Anwendung auf die gegebene russische Wirklichkeit widerspricht. Die 
Föderation ist schädlich, denn sie legalisiert die Absonderung und Entfrem- 
dung, erhebt sie zum Prinzip, zum Gesetz. Es besteht tatsächlich eine völlige 
Entfremdung zwischen uns, und wir dürfen sie nicht legalisieren, nicht mit 
einem Feigenblatt verdecken, sondern müssen sie bekämpfen, wir müssen die 
Notwendigkeit, fest und entschlossen zur ergsten Einheit zu gelangen, ent- 
schieden anerkennen und verkünden. Darum lehnen wir grundsätzlich, gleich 
auf der Schwelle (nach dem bekannten lateinischen Ausdruck) die Föderation 
ab, darum lehnen wir alle obligatorischen Scheidewände zwischen uns ab, In 
der Partei wird es ohnehin stets verschiedene Gruppierungen geben, Grup-- 
pierungen von Genossen, die in manchen Fragen sowohl des Programms als 
auch der Taktik und der Organisation abweichender Meinung sind, aber es 
soll so sein, daß es in der Gesamtpartei nur die eine Teilung in Gruppen gibt, 
d.h., daß alle Gleichdenkenden sich in einer Gruppe vereinigen und nicht so, 
daß sich zuerst Gruppen in einem Teil der Partei bilden, getrennt von den 
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Gruppen in einem anderen Teil der Partei, und daß sich dann die Teile der 
Partei vereinigen, denen verschiedene Gruppen angehören, anstatt daß sich 
die Gruppen mit verschiedenen Ansichten oder Schattierungen von Ansichten 
vereinigen. Ich wiederhole: Wir erkennen keine obligatorischen Scheidewände 
an und lehnen darum die Föderation grundsätzlich ab, 

Ich komme zur Frage der Autonomie. Gen. Liber sagte, Föderation sei Zen- 
tralismus, Autonomie hingegen Dezentralismus. Hält Gen. Liber die Partei- 
tagsdelegierten tatsächlich für sechsjährige Kinder, denen man solche Sophis- 
men vorsetzen kann? Ist es denn nicht klar, daß Zentralismus das Fehlen 
aller Scheidewände zwischen der Zentralstelle und den entferntesten, ent- 
legensten Teilen der Partei erfordert? Unsere Zentralstelle wird das unbe- 
dingte Recht erhalten, sich an jedes einzelne Parteimitglied unmittelbar zu 
wenden. Die Bundisten würden nur lachen, wenn ihnen irgend jemand 
innerhalb des „Bund“ einen „Zentralismus“ vorschlüge, der es dem ZK des 
„Bund“ unmöglich machen würde, mit allen Kownoer Gruppen und Ge- 
nossen anders als durch das Kownoer Komitee in Verbindung zu treten. 


Übrigens, was die Komitees anbelangt, so hat Gen. Liber pathetisch 
ausgerufen: „Wozu von der Autonomie des ‚Bund‘ als einer nur der . 


Zentralstelle untergeordneten Organisation sprechen? Einem’ x-beliebigen Ko- 
mitee wie dem- Tulaer werdet ihr doch keine Autonomie zugestehen?“ Sie 
irren sich, Gen. Liber: wir werden auch einem „x-beliebigen“ Tulaer Komitee 
unbedingt und unweigerlich Autonomie zugestehen, Autonomie im Sinne der 
Freiheit von jeder kleinlichen Einmischung der Zentralstelle, wobei selbst- 
verständlich die Pflicht der Unterordnung unter die Zentralstelle bestehen 
bleibt. Ich habe die Worte „kleinliche Einmischung“ dem bundistischen Flug- 
blatt „Autonomie oder Föderation?“ entnommen. Der „Bund“ hat diese Frei- 
heit von „kleinlicher Einmischung“ als einen Punkt der Bedingungen, als eine 
Forderung an die Partei aufgestellt. Die Aufstellung solch lächerlicher Forde- 
rungen zeigt allein schon, wie verworren die Vorstellungen des „Bund“ in der 
Streitfrage sind. Glaubt der „Bund“ denn wirklich, die Partei werde das Be- 
stehen einer Zentralstelle zulassen, die sich in die Angelegenheiten ganz gleich 
welcher Parteiorganisationen oder Parteigruppen „kleinlich“ einmischt? Läuft 
das nicht gerade auf das „organisierte Mißtrauen“ hinaus, von dem auf dem 
Parteitag bereits die Rede war? Ein solches Mißtrauen tritt in allen Anträgen 
und in allen Ausführungen der Bundisten zutage. In der Tat, ist zum Beispiel 
der Kampf für die volle Gleichberechtigung und sogar für die Anerkennung 
des Selbstbestimmungsrechtes der Nationen nicht etwa die Pflicht unserer ge- 
samten Partei? Würde also ein beliebiger Teil unserer Partei diese Pflicht 
nicht erfüllen, so müßte er kraft unserer Grundsätze unbedingt verurteilt wer- 
* den, müßte er unbedingt eine Korrektur seitens der zentralen Parteikörper- 
schaften hervorrufen. Und würde diese Pflicht bewußt und vorsätzlich nicht 
erfüllt, obwohl die volle Möglichkeit dazu besteht, so wäre die Nichterfüllung 
Verrat. 
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Weiter fragte uns Gen. Liber pathetisch: Wie kann man beweisen, daß die 
Autonomie imstande ist, der Bewegung der jüdischen Arbeiter die für sie un- 
bedingt notwendige Selbständigkeit zu sichern? Eine merkwürdige Frage! Wie 
kann man beweisen, ob ein vorgeschlagener Weg der richtige ist? Das ein- 
zige Mittel ist, man geht diesen Weg und erprobt ihn in der Praxis. Auf die 
Frage des Gen. Liber antworte ich: Gebt:mit uns, und wir wollen euch 
in der Praxis beweisen, daß alle berechtigten Forderungen nach Selbständig- 
keit vollkommen befriedigt werden. 

Wenn um die Stellung des „Bund“ gestritten wird, dann muß ich immer an 
die englischen Bergarbeiter denken. Sie sind ausgezeichnet organisiert, besser 
als die übrigen Arbeiter. Und desbalb wollen sie die allgemeine Forderung 
des Achtstundentags, die von allen Proletariern gestellt wird, zu Fall brin- 
gen. Die Bergarbeiter fassen die Einheit des Proletariats ebenso eng auf wie 
unsere Bundisten. Mag das traurige Beispiel der Bergarbeiter den Genossen 
vom „Bund“ als Warnung dienen. 


Veröffentlicht 1904 
Werke, Bd. 6, 5. 485-487 


Reden bei der Erörterung des Parteistatuts 


2. (15.) August 


1 


Lenin verteidigt kurz seine Formulierung’ und betont dabei vor allem, daß 
sie den Ansporn gibt: „Organisiert euch!“ Man glaube nicht, daß die Partei- 
organisationen nur aus Berufsrevolutionären bestehen dürfen. Wir brauchen 
die mannigfaltigsten Organisationen aller Arten, Abstufungen und Schattie- 
rungen, angefangen von außerordentlich engen und konspirativen bis zu 
äußerst breiten, freien, (losen Organisationen]. Das unerläßliche Merkmal 
einer Parteiorganisation ist ihre Bestätigung durch das Zentralkomitee, 


2 


Ich möchte vor allem zwei Bemerkungen persönlicher Natur machen. Erstens 
aus Anlaß des liebenswürdigen (ich sage das ohne Ironie) Vorschlags Axel- 
rods, „handelseinig“ zu werden. Ich würde dieser Aufforderung gern Folge 
leisten, denn ich halte unsere Meinungsverschiedenheit gar nicht für so wesent- 
lich, daß davon Sein oder Nichtsein der Partei abhinge. Ein schlechter Punkt 
im Statut wird noch lange nicht unsern Untergang bedeuten! Ist die Sache 
aber schon so weit gediehen, daß wir zwischen zwei Formulierungen zu wäh- 
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len haben, so kann ich keineswegs auf meine feste Überzeugung verzichten, 
daß Martows Formulierung eine Verschlechterung des ursprünglichen Ent- 
wurfs darstellt, eine Verschlechterung, die unter bestimmten Bedingungen der 
Partei nicht geringen Schaden zufügen kann, Die zweite Bemerkung betrifft 
Genossen Brucker. Es ist ganz natürlich, daß Gen. Brucker, der überall den 
Grundsatz der Wählbarkeit durchzusetzen wünscht, meine Formulierung an- 
genommen hat, die als einzige den Begriff des Parteimitglieds einigermaßen 
genau festlegt. Es ist mir daher unbegreiflich, warum Gen. Martow sich dar- 
über freut, daß Gen. Brucker mit mir einverstanden ist. Nimmt sich denn 
Gen. Martow tatsächlich zur Richtschnur das Gegenteil dessen, was Brucker 
sagt, ohne dessen Beweggründe und Argumente zu untersuchen? 

Zur Sache selbst übergehend, möchte ich sagen, daß Gen. Trotzki den 
Grundgedanken des Gen. Plechanow überhaupt nicht begriffen und daher in 
seinen Ausführungen den eigentlichen Kern der Frage umgangen hat. Er 
sprach von den Intellektuellen und den Arbeitern, vom Klassenstandpunkt 
und von der Massenbewegung, übersah aber die eine grundlegende Frage: 


Wird der Begriff des Parteimitglieds durch meine Formulierung eingeengt 


oder erweitert? Hätte er sich diese Frage gestellt, so wäre ihm ohne weiteres 
klargeworden, daß meine Formulierung diesen Begriff einengt, während die 
Martowsche, die sich (wie sich Martow selbst richtig ausdrückt) durch „Elasti- 
zität“ auszeichnet, ihn erweitert. Gerade diese „Elastizität“ öffnet in einer Pe- 
riode des Parteilebens, wie wir sie durchmachen, zweifellos allen Elementen 
der Zerfahrenheit, der Unbeständigkeit und des Opportunismus Tür und Tor. 
Um diese einfache und offensichtliche Schlußfolgerung zu widerlegen, müßte 
man beweisen, daß es solche Elemente nicht gibt, Gen. Trotzki hat aber im 
Traum nicht daran gedacht, das zu tun. Das kann ja auch nicht bewiesen wer- 
den, denn jedermann weiß, daß es nicht wenige solcher Elemente gibt, daß es 
sie auch in der Arbeiterklasse gibt. Die Festigkeit der Linie und die Reinheit 
der Prinzipien der Partei zu wahren wird gerade jetzt um so dringlicher, als 
die in ihrer Einheit wiederhergestellte Partei schr viele schwankende Ele- 
mente in ihre Reihen aufnehmen wird, deren Zahl mit dem Wachstum der 


Partei anwachsen wird. Gen. Trotzki hat den Grundgedanken meines Buches 


„Was tun?“ sehr falsch verstanden, als er sagte, die Partei sei keine Ver- 
schwörerorganisation (diesen Einwand erhoben auch viele andere gegen mich). 
Er hat vergessen, daß ich in meinem Buch eine ganze Reihe verschiedener 
Organisationstypen vorschlage, von den konspirativsten und engsten bis zu 
verhältnismäßig breiten und „freien“ (losen)!. Er hat vergessen, daß die Par- 
tei nur der Vortrupp, der Führer der gewaltigen Masse der Arbeiterklasse 
sein soll, die sich ganz (oder fast ganz) „unter der Kontrolle und Leitung“ der 
Parteiorganisationen betätigt, die aber der „Partei“ nicht ganz angehört und 
nicht ganz angehören darf. In der Tat, man sehe sich an, zu welchen Schlüssen 


!I Siehe Werke, Bd. 5, S. 476. Die Red. 
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Gen. Trotzki infolge seines Grundfehlers gelangt. Er sagte uns hier, wenn man 
immer neue Reihen von Arbeitern festnähme und alle Arbeiter erklären wür- 
den, daß sie der Partei nicht angehören, wäre unsere Partei ein recht seltsames 
Gebilde! Ist es nicht umgekehrt? Ist nicht der Gedankengang des Gen. Trotzki 
seltsam? Er betrachtet das als traurig, was jeden einigermaßen erfahrenen 
Revolutionär nur freuen könnte. Würden sich Hunderte und Tausende von 
Arbeitern, die wegen Streiks und Demonstrationen verhaftet werden, als 
Nichtmitglieder von Parteiorganisationen herausstellen, so bewiese das nur, 
daß unsere Organisationen gut sind, daß wir unsere Aufgabe — einen mehr 
oder minder engen Kreis von leitenden Genossen konspirativ wirken zu lassen 
und möglichst breite Massen zur Bewegung heranzuziehen — erfüllen. 

Die Wurzel des Fehlers jener, die für Martows Formulierung eintreten, 
liegt darin, daß sie ein Hauptübel unseres Parteilebens nicht nur ignorieren, 
sondern dieses Übel sogar sanktionieren. Dieses Übel besteht darin, daß es in 
der Atmosphäre der fast allgemeinen politischen Unzufriedenheit, unter Ver- 
hältnissen, die erfordern, die Arbeit völlig im Verborgenen zu leisten und den 
größten Teil der Tätigkeit in engen Geheimzirkeln und sogar in privaten 
Zusammenkünften zu konzentrieren, für uns höchst schwierig, ja beinahe un- 
möglich ist, die bloßen Schwätzer von den wirklich Arbeitenden zu unter- 
scheiden. Und es dürfte sich kaum ein zweites Land finden, in dem die Ver- 
mengung dieser beiden Kategorien so üblich wäre und soviel Verwirrung und 
Schaden stiftet wie in Rußland. Nicht nur in der Intelligenz, auch in Kreisen 
der Arbeiterklasse leiden wir furchtbar unter diesem Übel, und die Formulie- 
tung des Gen, Martow erhebt dieses Übel zum Gesetz. In dieser Formulie- 
tung liegt unbedingt das Bestreben, all und jeden zum Parteimitglied zu ma- 
chen; Gen. Martow mußte das selber mit Vorbehalt zugeben — „wenn ihr 
wollt, ja“, sagte er. Gerade das wollen wir aber nicht! Gerade deshalb wen- 
den wir uns so entschieden gegen Martows Formulierung. Es ist besser, zehn 
Arbeitende bezeichnen sich nicht als Parteimitglieder (die wirklich Arbeiten- 
den jagen Titeln nicht nach!), als daß ein Schwätzer das Recht und die Mög- 
lichkeit hat, Parteimitglied zu sein. Das ist der Grundsatz, der mir unwider- 
leglich erscheint und der mich veranlaßt, gegen Martow zu kämpfen. Man 
hat mir entgegnet, daß wir den Parteimitgliedern ja keine Rechte einräumen 
würden, daher könnte es auch keine Mißbräuche geben. Dieser Einwand ist 
absolut nicht stichhaltig: wenn bei uns nicht ausdrücklich gesagt ist, welche 
besonderen Rechte ein Parteimitglied erhält, so beachte man, daß wir auch 
keinen Hinweis auf eine Beschränkung der Rechte der Parteimitglieder geben. 
Das zum ersten. Zweitens aber, und das ist die Hauptsache, darf man - ganz 
abgesehen von den Rechten — nicht vergessen, daß jedes Parteimitglied für die 
Partei verantwortlich ist und daß die Partei für jedes Mitglied die Verantwor- 
tung trägt. Unter unseren Bedingungen der politischen Betätigung aber, da 
man nur von einem Keimzustand wahrer politischer Organisiertheit sprechen 
kann, wäre es direkt gefährlich und schädlich, Nichtmitgliedern der Organisa- 


35 


tion das Recht der Mitgliedschaft zu geben und der Partei die Verantwortung 
für Leute aufzubürden, die der Organisation nicht angehören (und ihr- viel- 
leicht absichtlich nicht angehören). Gen. Martow war entsetzt darüber, daß 
jemand, der nicht Mitglied einer Parteiorganisation ist, trotz seiner energischen 
Arbeit nicht das Recht haben wird, sich vor Gericht als Parteimitglied zu be- 
zeichnen. Mich schreckt das nicht. Ein ernster Schaden wäre es umgekehrt, 
wenn jemand, der sich als Parteimitglied bezeichnet, ohne einer Parteiorgani- 
sation anzugehören, vor Gericht in unerwünschter Weise aufträte. Es wäre 
unmöglich zu widerlegen, daß ein solcher Mann unter der Kontrolle und Lei- 
tung der Organisation gearbeitet hat — unmöglich eben infolge der Ver- 
schwommenheit dieses Ausdrucks. Tatsächlich — daran ist nicht zu zweifeln — 
werden die Worte „unter der Kontrolle und Leitung“ dazu führen, daß es 
weder eine Kontrolle noch eine Leitung geben wird. Nie wird das ZK im- 
stande sein, eine wirkliche Kontrolle auf alle auszudehnen, die zwar arbeiten, 
aber keiner Organisation angehören. Unsere Aufgabe ist es, dem ZK eine 
wirkliche Kontrolle in die Hand zu geben. Unsere Aufgabe ist es, die Festig- 
keit, die Standhaftigkeit, die Reinheit unserer Partei zu wahren. Wir müssen 
danach streben, den Namen und das Ansehen eines Parteimitglieds höher, 
immer höher zu heben — und deshalb bin ich gegen Martows Formulierung. 


Veröffentlicht 1904 
Werke, Bd. 6, S. 499, 500-503 
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Lenin besteht darauf, daß die Worte von der materiellen Unterstützung 
aufgenommen werden, da von allen anerkannt wird, daß die Partei von den 
Mitteln ihrer Mitglieder existieren muß. Bei der Schaffung einer politischen 
Partei kann man nicht von moralischen Erwägungen ausgehen. 


Veröffentlicht 1904 
Werke, Ergänzungsband 1896-Oktober 1917, 5. 66 


Ausführungen bei der Erörterung des Parteistatuts 
4. (17.) August 


1 


Lenin hält die erste Formulierung für ungeeignet, weil sie dem Rat den 
Charakter einer Schiedsinstitution verleiht.!! Der Rat soll jedoch nicht nur 
eine Schiedsinstitution sein, sondern auch die Tätigkeit des ZK und des Zen- 


tralorgans koordinieren. Außerdem spricht er sich dafür aus, daß das fünfte 
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Mitglied vom Parteitag ernannt wird. Es kann vorkommen, daß die vier Mit- 
glieder des Rats außerstande sind, das fünfte Mitglied zu wählen; dann blei- 
ben wir ohne diese notwendige Körperschaft. 


2 


Lenin hält die Argumente der Genossin Sassulitsch für nicht stichhaltig.'" 
Der Fall, den sie darstellt, ist bereits Kampf; in einem solchen Fall aber hel- 
fen keinerlei Statuten. Wenn wir die Wahl des fünften Mitglieds den vier 
Mitgliedern des Rats überlassen, so tragen wir damit ein Element des Kamp- 
fes in das Statut. Er hält es für notwendig festzustellen, daß der Rat nicht 
nur den Charakter einer Schlichtungskörperschaft trägt: so haben, beispiels- 
weise, laut Statut zwei Ratsmitglieder das Recht, den Rat einzuberufen. 


3 


Lenin ist für die Beibehaltung dieser Worte; man könne niemandem ver- 
bieten, sich auch an die zentralen Körperschaften zu wenden. Das ist eine 
notwendige Voraussetzung der Zentralisierung. 


413 

Hier geht es um zwei Fragen. Die erste betrifft die qualifizierte Mehrheit, und 
ich bin gegen den Antrag, sie von vier Fünftel auf zwei Drittel herabzusetzen. 
Einen begründeten Protest einzuführen ist nicht zweckmäßig, und ich bin da- 
gegen." Unvergleichlich wichtiger ist die zweite Frage, nämlich das Recht der 
gegenseitigen Kontrolle des ZK und des Zentralorgans über die Kooptation. 
Die Übereinstimmung der beiden Zentralstellen ist eine notwendige Bedin- 
gung der Harmonie. Es geht hier darum, einem Bruch zwischen den beiden 
Zentralstellen vorzubeugen. Wer keine Spaltung will, der muß dafür sorgen, 
daß Harmonie besteht. Aus dem Parteileben ist bekannt, daß es Leute gibt, 
die in die Partei Spaltung hineintragen. Es ist dies eine prinzipielle, eine wich- 
tige Frage, von ihr kann das ganze künftige Schicksal der Partei abhängen. 


5 


Wenn das Statut bis jetzt auf einem Bein gelahmt hat, so lahmt es dank 
Gen. Jegorow auf beiden.'” Der Rat kooptiert nur in Ausnahmefällen. Beide 
Seiten, beide Zentralstellen brauchen gerade deshalb vollständiges Vertrauen, 
weil das ein komplizierter Mechanismus ist; ohne vollständiges gegenseitiges 
Vertrauen ist eine erfolgreiche Zusammenarbeit unmöglich. Und die ganze 
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Frage des richtigen gemeinsamen Wirkens hängt eng mit dem Kooptations- 
recht zusammen. Die Frage der technischen Schwierigkeiten wird von Gen. 
Deutsch ohne Grund überschätzt. 


Veröffentlicht 1904 
Werke, Ergänzungsband 1896-Oktober 1917, 8. 67/68 


Ausführungen bei der Erörterung des Parteistatuts 
5. (18.) August 


1 


Ich will kurz auf die beiden Einwände!“ antworten. Gen. Martow behauptet, 
ich schlage Einstimmigkeit beider Kollegien bei der Kooptation von Mitglie- 
dern vor; das stimmt nicht. Der Parteitag hat beschlossen, nicht jedem Mit- 
glied der zwei vielleicht ziemlich umfangreichen Kollegien das Vetorecht ein- 
zuräumen, das heißt aber nicht, daß wir diese Macht nicht einer Körperschaft 
geben können, die die gesamte gemeinsame Arbeit der zwei Zentralstellen zu 
koordinieren hat. Die gemeinsame Arbeit der zwei Zentralstellen erfordert 
völlige Einmütigkeit, ja sogar persönliche Einigkeit, das aber ist nur möglich 
bei einstimmiger Kooptation. Und wenn zwei Mitglieder eine Kooptation für 
notwendig halten, so können sie den Rat einberufen, 


2 


Der Abänderungsantrag Martows widerspricht dem bereits angenommenen 
Punkt über die einstimmige Kooptation in das ZK und das ZO.” 


3 


Die Auslegung des Gen. Martow ist nicht richtig, denn die Ausnahme wider- 
spricht der Einstimmigkeit.'® Ich wende mich an den Parteitag und bitte zu 
entscheiden, ob der Abänderungsantrag des Gen. Martow zur Abstimmung 
gebracht werden soll. 


4 


Im Grunde genommen wollte ich mit den Genossen Glebow und Deutsch gar 
nicht streiten, aber ich hielt es für notwendig, die Liga im Statut zu erwähnen, 
erstens, weil alle von der Existenz der Liga wußten, zweitens, um die Ver- 
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tretung der Liga in der Partei gemäß den alten Statuten zu unterstreichen, drit- 
tens, weil alle übrigen Organisationen den Status von Komitees haben, die 
Liga aber soll aufgenommen werden, um ihre besondere Stellung zu betonen." 


Veröffentlicht 1904 
Werke, Ergänzungsband 1896-Oktober 1917, $. 69/70 


Aus: Rede zur Wahl der ‚Iskra“-Redaktion 
7. (20.) August 


... Wir können nicht nur, wir müssen gegen unbeständige und schwankende 
Elemente einen „Belagerungszustand“ verhängen, und unser ganzes Partei- 
statut, unser ganzer jetzt vom Parteitag bestätigter Zentralismus ist nichts an- 
deres als ein „Belagerungszustand“ für die so zahlreichen Quellen der politi- 
schen Verschwommenbeit: Gegen die Verschwommenheit brauchen wir eben 
Sonder-, ja sogar Ausnahmegesetze, und der vom Parteitag getane Schritt hat 
die politische Richtung richtig vorgezeichnet, indem er für solche Gesetze und 
solche Maßnahmen eine feste Grundlage schuf. 


Veröffentlicht 1904 
Werke, Bd, 6, 5. 506/507 


Aus: Notizen zur Diskussion 
über $1 des Statuts 


... Trennung der Schwätzer und der Arbeitenden: lieber 10 Arbeitende nicht 
als Mitglied bezeichnen als 1 Schwätzer somennen. 

Ich wiederhole: Stärke und Macht des ZK, Festigkeit und Reinheit der 
Partei — darum geht es. 


Geschrieben am 2. (15.) August 1903 


Zum erstenmal veröffentlicht 1927 
5. russische Ausgabe der Werke, Bd. 7, 5. 430 
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Aus: Schilderung des II. Parteitags der SDAPR” 


...„ Punkt 1 des Statuts definiert den Begriff Parteimitglied. In meinem Ent- 
wurf lautete diese Definition wie folgt: „Als Mitglied der Sozialdemokrati- 
schen Arbeiterpartei Rußlands gilt jeder, der ihr Programm anerkennt und 
die Partei sowohl in materieller Hinsicht als auch durch die persönliche Be- 
tätigung in einer der Parteiorganisationen unterstützt.“ Martow schlug vor, an 
Stelle der unterstrichenen Worte zu sagen: durch die Arbeit unter der Kon- 
trolle und Leitung einer der Parteiorganisationen. Für meine Formulierung trat 
Plechanow ein, für die Martowsche —- die übrigen Mitglieder der Redaktion 
(für sie sprach auf dem Parteitag Axelrod). Wir bemühten uns zu beweisen, 
daß man den Begriff des Parteimitglieds einengen müsse, um die wirklich 
Arbeitenden von den Schwätzern zu trennen, um das organisatorische Chaos 
zu beseitigen, um mit dem Unfug und Unsinn aufzuräumen, daß es Organisa- 
tionen geben könne, die zwar aus Parteimitgliedern bestehen, aber keine Par- 
teiorganisationen sind usw. Martow trat für die Erweiterung der Partei ein 
und sprach von der breiten Klassenbewegung, die eine breite, verschwommene 
Organisation erfordere usw. Merkwürdigerweise beriefen sich fast alle An- 
hänger Martows zur Verteidigung ihrer Ansichten auf „Was tun?“!! Plecha- 


now griff Martow heftig an. Er wies darauf hin, daß Martows jauresistische | 


Formulierung den Opportunisten, die nichts schnlicher wünschen, als in der 
Partei, aber außerhalb der Organisation zu sein, Tür und Tor öffne. „Unter 
der Kontrolle und Leitung“, sagte ich, heißt in Wirklichkeit nicht mehr und 
nicht weniger als: Obre jede Kontrolle und ohne jede Leitung'. Martow trug 
hier einen Sieg davon: Seine Formulierung wurde angenommen (mit einer 
Mehrheit von etwa 28 gegen 23 Stimmen — oder so ähnlich, ich erinnere mich 
nicht genau), und zwar dank dem „Bund“, der natürlich sofort merkte, wo sich 
ein Spalt öffnete, und mit all seinen fürf Stimmen das „Schlechteste“ durchsetzte 
(genauso begründete der Delegierte des „Rabotscheje Delo“ sein Votum für 
Martow!). Die heftigen Kämpfe um $1 des Statuts und die Abstimmung 
klärten noch einmal die politische Gruppierung auf dem Parteitag und zeigten 
anschaulich, daß der „Bund“ + das „Rabotscheje Delo“ über das Schicksal 
jedes beliebigen Beschlusses entscheiden können, wenn sie die Minderheit der 
Iskristen gegen die Mehrheit unterstützen ... 


Geschrieben in der ersten Septemberhälfte 1903 
Zum erstenmal veröffentlicht 1927 


Werke, Bd. 7, S. 13/14 


I Siehe Werke, Bd. 5, S. 355-551. Die Red. 
lI Siehe den vorliegenden Band, S. 36. Die Red. 
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II. Konferenz der Auslandsliga 
der russischen 
revolutionären Sozialdemokratie 


13.-18. (26.-31.) Oktober 1903 


Aus: Bericht über den II. Parteitag der SDAPR 
14. (27.) Oktober 


...„ Der fünfte Punkt der Tagesordnung war dem Statut gewidmet. Wegen des 
ersten Paragraphen kam es zwischen mir und Martow schon in der Kommis- 
sion zu einem Streit. Wir traten für verschiedene Formulierungen ein. Wäh- 
rend ich vorschlug, denjenigen als Parteimitglied anzuerkennen, der dem 
Parteiprogramm zustimmt, die Partei materiell unterstützt und einer ihrer 
Organisationen als Mitglied angehört, war Martow der Meinung, neben den 
beiden ersten Bedingungen genüge die Arbeit unter der Kontrolle einer Par- 
teiorganisation. Ich bestand auf meiner Formulierung und wies darauf hin, 
daß wir keine andere Definition eines Parteimitglieds geben können, wenn 
wir nicht vom Prinzip des Zentralismus abweichen wollen. Jemand als Partei- 
mitglied anerkennen, der keiner Parteiorganisation angehört, heißt gegen jede 
Kontrolle der Partei sein. Hier stellte Martow ein neues Prinzip auf, das den 
Prinzipien der „Iskra“ vollkommen widerspricht. Martows Formulierung er- 
weiterte den Rahmen der Partei. Er berief sich darauf, daß unsere Partei eine 
Massenpartei sein müsse, Er öffnete allen möglichen Opportunisten Tür und 
Tor, denn er erweiterte den Rahmen der Partei bis zur völligen Verschwom- 
menheit. In unseren Verhältnissen ist das jedoch eine große Gefahr, da es 
sehr schwer ist, die Grenzen zu ziehen zwischen einem Revolutionär und 
einem bloßen Schwätzer; deshalb ist es notwendig, den Begriff der Partei 
einzuengen. Martows Fehler bestand darin, daß er jedem Schelm Tür und 
Tor öffnete, während es sich doch zeigte, daß selbst auf dem Parteitag gut ein 
Drittel der Leute aus Ränkeschmieden bestand. Martow legte hier Opportu- 
nismus an den Tag. Seine Formulierung brachte einen Mißton ins Statut 
hinein: Jedes Parteimitglied muß so unter der Kontrolle einer Organisation 
stehen, daß das ZK die Möglichkeit hat, sich an das letzte Parteimitglied un- 
mittelbar zu wenden. Meine Formulierung gab einen Ansporn, sich zu organi- 
sieren. Gen. Martow würdigte den Begriff „Parteimitglied“ herab, der meines 
Erachtens hoch, sehr hoch stehen muß. Auf Martows Seite gingen das „Rabot- 
scheje Delo“, der „Bund“ und der „Sumpf“ über, und mit deren Hilfe setzte er 
den ersten Paragraphen des Statuts durch. 
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Dann begann Martow von „kompromittierenden Gerüchten“ zu sprechen, 
die über ihn verbreitet würden. Es lag nichts Beleidigendes in dem Hinweis 
darauf, mit wem Martow sich verbündet hatte. Mir wurden auch solche Vor- 
würfe gemacht, als ich mich im Bunde mit Gen. Brucker erwies. Und ich fühlte 
mich nicht im geringsten beleidigt, als Martow mir einen Zettel schickte, auf 
den er geschrieben hatte: „Gib acht, wer mit Dir zusammen stimmt.“ Aller- 
dings war mein Bündnis mit Brucker nur zeitweilig und zufällig. Das Bündnis 
Martows mit dem „Bund“ stellte sich dagegen als dauerhaft heraus. Ich war 
gegen Martows Formulierung, weil sie eine [Versumpfung| bedeutete. Ich 
warnte Martow davor, und unsere Gegner, die Martow wie ein Mann Gefolg- 
schaft leisteten, legten von diesem Fehler beredt Zeugnis ab. Aber das gefähr- 
lichste ist nicht, daß Martow in den Sumpf geriet, sondern daß er, nachdem 
er zufällig hineingeraten war, keine Anstrengungen machte, wieder heraus- 
zukommen, ja umgekehrt immer tiefer darin versank. Die Bundisten fühlten, 
daß sie Herren der Lage geworden waren, und drückten dem Parteistatut 
ihren Stempel auf... 


Veröffentlicht 1903 
Werke, Bd.7, 5. 68-70 


Aus: Warum bin ich aus der Redaktion 
der „Iskra“ ausgetreten?! 


Brief an die Redaktion der „Iskra“! 


...Der Streit über Paragraph 1 des Parteistatuts und über die Wahlen zu 
den Zentralstellen zeigt deutlich den Charakter dieser Trennung: Die Minder- 
heit der Iskristen (mit Martow an der Spitze) schart allmählich eine immer 
größere Zahl von Nichtiskristen und von unentschlossenen Elementen um sich 
und stelle sich gegen die Mehrheit der Iskristen (zu denen Plechanow und ich 
gehörten). Bei der Debatte über Paragraph 1 des Statuts hat diese Gruppie- 
rung noch keine endgültige Form angenommen, immerhin aber geben die 
Stimmen der Bundisten und zwei von den drei Stimmen des „Rabotscheje 
Delo“ der „Iskra“-Minderheit das Übergewicht. Bei den Wahlen zu den Zen- 
tralstellen wird die „Iskra“-Mehrheit (dank dem Umstand, daß fünf Bun- 


I Diesen Brief sandte ich an die Redaktion der „Iskra“ unmittelbar nach Erscheinen der 
Nr. 53. Die Redaktion lehnte es ab, ihn in Nr. 54 zu veröffentlichen, und so bin ich ge- 
zwungen, ihn als Sonderdruck herauszugeben. 
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disten und zwei Anhänger des „Rabotscheje Delo“ den Parteitag verlassen 
haben) zur Mehrheit des Parteitags. Und jetzt erst erfolgt zwischen uns die 
Trennung im wahren Sinne des Wortes. 

... Wir werden dann zeigen, daß Martows Formulierung nicht zufällig von 
den nichtiskristischen und den quasiiskristischen Elementen unterstützt wor- 
den ist, sondern deshalb, weil sie einen Schritt zum Opportunismus hin tut... 
Der einzige wirklich prinzipielle Streit, der beide „Lager“ (d.h. die Mehrheit 
und die Minderheit der Iskristen) einigermaßen klar voneinander trennte, war 
der Streit um Paragraph 1 des Parteistatuts.... 


Geschrieben zwischen dem 25. und 29. November (8. und 12. Dezember) 1903 
Veröffentlicht 1903 
Werke, Bd.7, 5. 111/112, 116 


‚Notiz über die Haltung der neuen „Iskra“ 


Was mich an der Haltung, die jetzt die „Martowsche“ „Iskra“ eingenommen 
hat, besonders empört, das'ist die innere Falschheit und Verlogenheit, das sind 
die Versuche, den Kern der Sache zu umgehen, die Versuche, die Meinung 
der Parteiöffentlichkeit und den Parteibeschluß zu eskamotieren, die Versuche, 
die Begriffe und Tatsachen zu verdrehen. Und nur mit Unkenntnis der Sache 
kann ich mir die von einigen Genossen an den Tag gelegte Stumpfheit und 
Gleichgültigkeit, die Unempfindlichkeit gegenüber dieser Verlogenheit erklä- 
ren. Gegen Unkenntnis muß man mit Aufklärung kämpfen, und ich werde 
keinesfalls auf meine Absicht verzichten, die ganze Sache bis in die letzte 
Einzelheit aufzuklären (im Bedarfsfall auf Grund sämtlicher Dokumente), 
und zwar in einer besonderen Broschüre, an die ich mich machen will, sobald 
die Protokolle des Parteitags und der Konferenz der Auslandsliga erscheinen, 
also sehr bald. 

Die Hauptentstellung, mittels derer die Martowleute die Partei nasführen 
(wobei sie vielleicht und sogar wahrscheinlich infolge ihrer Hysterie vor allem 
sich selbst betrügen), ist erstens die Verdrehung der wirklichen Quellen und 
Ursachen der Differenzen unter den Iskristen. Das ist zweitens die Verdrehung 
der Begriffe Zirkelwesen und Desorganisation, Scktierertum und Parteiprin- 
zip. 

Die erste Verdrehung besteht darin, daß als „prinzipielle“ Meinungsver- 
schiedenheit hingestellt wird, was im Grunde ein Gezärk war, in dem sich 
nach dem Parteitag, während des Kampfes der Zentralstellen gegen die Op- 
position, beide Seiten ergingen. Das Gezänk bestand darin, daß die Opposi- 
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tion die Mehrheit als Selbstherrscher, Formalisten, Bürokraten etc. bezeichnete, 
während die Mehrheit die Opposition als hysterische Schleicher, als Partei ab- 
getakelter Minister oder hysterischer Skandalmacher bezeichnete (siehe die 
Konferenz der Auslandsliga). Und jetzt wird der eine Teil dieser gegen- 
seitigen „Komplimente“ im Zentralorgan als prinzipielle Meinungsverschieden- 
heit breitgetreten! Ist das etwa nicht niederträchtig? 

In Wirklichkeit lag die Ursache der Differenzen gerade in der Wendung 
der Martowleute zum Sumpf. Diese Wendung zeigte sich auf dem Parteitag 
klar bei $1 des Statuts und bei der Gruppierung während der Wahlen zu den 
zentralen Körperschaften. Diese zu einem bestimmten Teil unzweifelhaft prin- 
zipielle Meinungsverschiedenheit wird umgangen und verschwiegen. 

Die zweite Verdrehung besteht darin, daß die Martowleute im Interesse 
eines Zirkels und um sich in die Zentralstellen einzuschleichen (denn niemand 
hat die sachliche Polemik und die freie Meinungsäußerung beengt, im Gegen- 
teil, die Martowleute wurden verschiedentlich aufgefordert und gebeten, zu 
schreiben), seit drei Monaten die ganze Partei und die ganze Arbeit desorga- 
nisieren, und dies jetzt, nachdem sie sich durch ein Hintertürchen in die 
Redaktion eingeschlichen haben, dadurch vertuschen, daß sie gegen die Mehr- 
heit die lächerliche Beschuldigung des desorganisierenden Formalismus, Büro- 
kratismus usw. erheben, wobei sie ihren Boykott, ihre Einschleichtaktik etc. 
verschweigen. Ist das etwa nicht niederträchtig? Eins von beiden: Entweder 
man gibt das ganze „Gezänk“ der Vergessenheit anbeim, dann aber soll man 
davon überhaupt nicht sprechen und auch keinen Rückfall in das Gezänk im 
ZO dulden, denn das Geschrei über Bürokratismus ist eben ein Rückfall in die 
lumpige Einschleichtaktik. Oder man schneidet die Frage der Meinungsver- 
schiedenheit an, und dann soll man gleich alles aufdecken. 


Geschrieben in der zweiten Dezemberbälfte 1903 


Zum erstenmal veröffentlicht 1929 
Werke, Bd. 7, 5. 122/123 
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Aus: Ein Schritt vorwärts, 
zwei Schritte zurück 


(Die Krise in unserer Partei)? 


g) Das Parteistatut 
Der Entwurf des Genossen Martow 


Vom Programm ging der Parteitag zum Statut über (wir übergehen die oben 
berührte Frage des ZO und die Delegiertenberichte, die von den meisten 
Delegierten leider nicht in befriedigender Form vorgelegt werden konnten). 
Unnötig zu sagen, daß die Frage des Statuts für uns alle von größter Bedeu- 
tung war. In der Tat, die „Iskra“ war ja von Anfang an nicht nur als Publika- 
tionsorgan aufgetreten, sondern auch äls Organisationszelle. Im Leitartikel der 
Nr. 4 („Womit beginnen?“) hat die „Iskra“ einen ganzen Organisationsplan! 
aufgestellt und diesen Plan drei Jahre lang systematisch und unbeirrt durch- 
geführt. Als der zweite Parteitag die „Iskra“ als Zentralorgan anerkannte, da 
waren von den drei Punkten zur Begründung der entsprechenden Resolution 
($.147) zwei Punkte gerade diesem Organisationsplan und den organisatori- 
schen Ideen der „Iskra“ gewidmet: ihrer Rolle in der Leitung der .praktischen 
Parteiarbeit und ihrer führenden Rolle in der Arbeit zur Vereinigung. Es ist 
daher vollkommen natürlich, daß die Tätigkeit der „Iskra“ und: das ganze 
Werk der Organisation der Partei, das ganze Werk der faktischen Wieder- 
herstellung der Partei wicht als vollendet betrachtet werden konnten, wenn die 
Gesamtpartei nicht bestimmte organisatorische Ideen anerkannte und in aller 
Form festlegte. Diese Aufgabe sollte denn auch das Organisationsstatut der 
Partei erfüllen. . 

Die Hauptideen, welche die „Iskra“ der Organisation der Partei zugrunde 
zu legen bestrebt war, liefen im wesentlichen auf folgende zwei hinaus: Die 
erste, die Idee des Zentralismus, legte prinzipiell die Methode fest, nach der 
sämtliche organisatorischen Teil- und Einzelfragen zu lösen sind. Die zweite 
betraf die besondere Rolle des ideologisch führenden Organs, der Zeitung, 
und zog die zeitweiligen und besonderen Anforderungen eben der russischen 


I In seiner Rede über die Anerkennung der „Iskra“ als Zentralorgan sagte Gen. Popow 
unter anderem: „Ich erinnere an den Artikel in Nr. 3 oder 4 der ‚Iskra‘:', Womit begin- 
nen?‘ Viele der in Rußland tätigen Genossen fanden ihn taktlos, anderen erschien dieser 
Plan phantastisch, und die Mehrheit (? vermutlich die Mehrheit des Kreises um Gen. Po- 
pow) erklärte, dahinter stecke nur Ehrgeiz.“ ($. 140.) Wie der. Leser sieht, muß ich mich 
nachgerade daran gewöhnen, daß man meine politischen Ansichten als Ehrgeiz auslegt, 
denn diese Auslegung wird jetzt von den Genossen Axelrod und Martow aufgewärmt. 
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sozialdemokratischen Arbeiterbewegung unter den Verhältnissen der politi- 
schen Sklaverei in Betracht, die bedingen, daß zunächst im Ausland eine 
Operationsbasis für den revolutionären Ansturm geschaffen wird. Die erste 
Idee, die allein prinzipielle, mußte das ganze Statut durchdringen; die zweite, 
eine Teilidec, aus den zeitweiligen Umständen des Ortes und der Aktions- 
methode geboren, fand ihren Ausdruck in der scheinbaren Abweichung vom 
Zentralismus, in der Schaffung zweier Zentraistellen: des ZO und des ZK. 
Diese beiden Hauptideen der iskristischen Organisation der Partei wurden 
von mir sowohl in dem Leitartikel der „Iskra“ (Nr. 4) „Womit beginnen?“! 
als auch in „Was tun?“ entwickelt und zuletzt fast in der Form eines Statuts 
im „Brief an einen Genossen“ eingehend erläutert. Im Grunde genommen 
blieb nur noch eine redaktionelle Arbeit, um die Paragraphen des Statuts zu 
formulieren, das eben diese Ideen ins Leben umsetzen sollte, wenn die An- 
erkennung der „Iskra“ nicht nur auf dem Papier stand, nicht nur eine konven- 
tionelle Phrase war. Im Vorwort zu dem von mir neu herausgegebenen „Brief 
an einen Genossen“ habe ich bereits darauf hingewiesen, daß ein einfacher 
Vergleich des Parteistatuts mit dieser Broschüre genügt, um die völlige Über- 
einstimmung der organisatorischen Ideen hier und dort festzustellen.!V 

Was die redaktionelle Arbeit betrifft, um die organisatorischen Ideen der 
„Iskra“ im Statut zu formulieren, so muß ich einen Zwischenfall erwähnen, 
den Gen. Martow herbeigeführt hat. „... Eine Darlegung der Tatsachen wird 
Ihnen zeigen“, sagte Martow auf der Ligakonferenz ($. 58), „wie unerwartet 
für Lenin mein Abgleiten zum Opportunismus gelegentlich dieses (d.h. des 
ersten) Paragraphen war. Anderthalb oder zwei Monate vor dem Parteitag 
zeigte ich Lenin meinen Entwurf, wo $1 genauso gefaßt war, wie es von mir 
auf dem Parteitag vorgeschlagen wurde. Lenin sprach sich gegen meinen Ent- 
wurf aus, der ihm zu schr ins Detail ging, und sagte, ihm gefiele nur die 
Idee des $1 - die Definition der Mitgliedschaft, die er in sein Statut mit Ab- 
änderungen übernehmen würde, denn er fände meine Formulierung unglück- 
lich. Lenin kannte also meine Formulierung schon längst, er kannte auch 
meine Ansichten in dieser Frage. Sie schen also, daß ich mit offenem Visier 
zum Parteitag gefahren bin, ohne meine Ansichten zu verheimlichen. Ich hatte 
vorher angekündigt, daß ich gegen die beiderseitige Kooptation, gegen den 
Grundsatz der Einstimmigkeit bei der Kooptation ins Zentralkomitee und ins 
Zentralorgan usw. kämpfen würde.“ 

Was die Ankündigung des Kampfes gegen die beiderseitige Kooptation 
betrifft, so werden wir an anderer Stelle sehen, wie sich die Sache verhielt. 
Jetzt wollen wir uns erst das „offene Visier“ des Martowschen Statuts an- 
schen. Als Martow in der Liga aus dem Gedächtnis die Episode mit seinem 
I Siehe Werke, Bd. 5, S. 1-13. Die Red. 

]I Siehe ebenda, $. 355-551. Die Red. 
III Siehe den vorliegenden Band, S. 15-29, Die Red. 
IV Siehe Werke, Bd. 7, S. 124/125. Die Red. ER = 


46 


F 

mißlungenen Entwurf mitteilte (den Martow auf dem Parteitag selber als 
mißlungen zurückzog, nach dem Parteitag aber mit der ihm eigenen Konse- 
quenz wieder ans Tageslicht förderte), hatte er, wie das so geht, vieles ver- 
gessen und brachte daher wieder vieles durcheinander. Man sollte meinen, es 
hätte schon Tatsachen genug gegeben, die vor Berufungen auf Privatgespräche 
und auf das eigene Gedächtnis warnten (unwillkürlich erinnern sich die Leute 
nur an das, was für sie vorteilhaft ist!), und doch schöpft Martow aus minder- 
wertigen Quellen, da er keine anderen hat. Jetzt beginnt sogar Gen. Plecha- 
now ihn nachzuahmen — schlechte Beispiele verderben eben gute Sitten. 

Die „Idee“ des ersten Paragraphen in Martows Entwurf konnte mir nicht 
„gefallen“, denn sein Entwurf enthielt keine einzige Idee, die auf dem Partei- 
tag zum Vorschein gekommen wäre. Sein Gedächtnis ließ ihn im Stich. Zum 
Glück fand ich in meinen Papieren Martows Entwurf, wo „der erste Para- 
graph gerade nicht so gefaßt ist, wie es von ihm auf dem Parteitag vorge- 
schlagen wurde“! Und das nennt sich „offenes Visier“! 

$1 in Martows Entwurf lautet: „Als zugehörig zur Sozialdemokratischen 
Arbeiterpartei Rußlands gilt jeder, der ihr Programm anerkennt und für die 
Verwirklichung ihrer Aufgaben unter der Kontrolle und Leitung der Organe 
(sic!) der Partei aktiv arbeitet.“ 

$1 in meinem Entwurf lautet: „Als Mitglied der Partei gilt jeder, der ihr 
Programm anerkennt und die Partei sowohl in materieller Hinsicht als auch 
durch die persönliche Betätigung in einer der Parteiorganisationen unterstützt.“ 

$1 in der Formulierung, die von Martow auf dem Parteitag vorgeschlagen 
und vom Parteitag angenommen wurde, lautet: „Als Mitglied der Sozialdemo- 
kratischen Arbeiterpartei Rußlands gilt jeder, der ihr Programm anerkennt, 
die Partei in materieller Hinsicht unterstützt und ihr unter der Leitung einer 
ihrer Organisationen regelmäßig persönlichen Beistand leistet,“ 

Aus dieser Gegenüberstellung ist deutlich zu ersehen, daß Martows Ent- 
wurf eben gar keine /dee enthält und nur eine leere Redensart ist. Daß die 
Parteimitglieder unter der Kontrolle und Leitung der Organe der Partei ar- 
beiten, versteht sich von selbst, das kann auch nicht anders sein, davon reden 
nur Leute, die gern reden, um nichts zu sagen, die gern die „Statuten“ mit 
einer Unmenge inhaltsloser Worte und bürokratischer (d.h. für die Sache un- 
nötiger, aber für die Fassade angeblich nötiger) Formeln füllen. Die Idee des 
ersten Paragraphen tritt erst klar hervor, wenn man die Frage stellt: können 
die Parteiorgane in der Tat ihre leitende Rolle Parteimitgliedern gegenüber 


verwirklichen, die keiner Parteiorganisation angehören? Von dieser Idee ist 


in dem Entwurf des Gen. Martow auch nicht die Spur zu finden. Folglich 
konnte ich die „Ansichten“ des Gen. Martow „in dieser Frage“ nicht kennen, 
denn der Entwurf des Gen. Martow enthält gar keine Ansichten in dieser 


Frage. Die Tatsachen sind in der Darlegung des Gen. Martow mithin durch- 


einandergeworfen ... 
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i) Der erste Paragraph des Statuts 


Wir haben bereits die verschiedenen Formulierungen angeführt, um derent- 
willen auf dem Parteitag interessante Debatten entbrannten. Diese Debatten 
füllten fast zwei Sitzungen aus und endeten mit zwei namentlichen Abstim- 
mungen (während des ganzen Parteitags gab es, wenn ich nicht irre, nur acht 
namentliche Abstimmungen, denn angesichts des großen Zeitverlustes, den 
solche Abstimmungen mit sich brachten, wurden sie nur in besonders wichtigen 
Fällen vorgenommen). Zweifellos wurde hier eine prinzipielle Frage berührt. 
Das Interesse des Parteitags für die Diskussion war ungeheuer groß. An der 
Abstimmung beteiligten sich sämtliche Delegierte - eine auf unserm Parteitag 
(wie auf jedem großen Kongreß) seltene Erscheinung, die ebenfalls von der 
Interessiertheit der an der Diskussion Beteiligten Zeugnis ablegt. 

Worin, fragt es sich, bestand der Kern der strittigen. Frage? Ich habe schon 
auf dem Parteitag gesagt und nachher mehrmals wiederholt, daß ich „unsere 
Meinungsverschiedenheit (über $1) gar nicht für so wesentlich halte, daß da- 
von Sein oder Nichtsein der Partei abhinge. Ein schlechter Punkt im Statut 
wird noch lange nicht unsern Untergang bedeuten!“ (250.)! Diese Meinungs- 
verschiedenheit konnte an und für sich, obwohl sie prinzipielle Schattierungen 
aufdeckt, keineswegs eine solche Trennung (in Wirklichkeit, wenn man unkon- 
ventionell sprechen will, eine solche Spaltung) hervorrufen, wie sie sich nach 
dem Parteitag ergab. Doch jede kleine Meinungsverschiedenheit kann groß 
werden, wenn man auf ihr beharrt, wenn man sie in den Vordergrund rückt, 
wenn man sich daranmacht, nach allen Wurzeln und allen Verzweigungen die- 
ser Meinungsverschiedenheit zu suchen. Jede &leine Meinungsverschiedenheit 
kann gewaltige Bedeutung erlangen, wenn sie als Ausgangspunkt einer Wen- 
dung zu bestimmten fehlerhaften Anschauungen dient und wenn diese fehler- 
haften Anschauungen sich kraft neuer und zusätzlicher Meinungsverschieden- 
heiten mit anarchistischen Aktionen vereinen, welche die Partei zur Spaltung 
führen. 


Genauso verhielt es sich auch in diesem Fall. Die verhältnismäßig kleine 


Meinungsverschiedenheit über $1 hat jetzt gewaltige Bedeutung erlangt, denn 
gerade sie diente als Wendepunkt zur opportunistischen Spitzfindigkeit und 
zur anarchistischen Phrasendrescherei der Minderheit (insbesondere auf der 
Ligakonferenz, und dann auch in den Spalten der neuen „Iskra“). Gerade sie 
legte den Grundstein zu jener Koalition der iskristischen Minderheit mit den 
Antiiskristen und dem Sumpf, die bis zu den Wahlen endgültig bestimmte 
Formen annahm, und die man verstehen muß, weil man sonst die wichtigste, 
die grundlegende Meinungsverschiedenheit über die Zusammensetzung der 
Zentralstellen richt verstehen kann. Der kleine Fehler Martows und Axelrods 
bei $1 stellte einen kleinen Sprung in unserm Gefäß dar (wie ich mich auf 


1 Siehe den vorliegenden Band, $. 33. Die Red. 
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der Ligakonferenz ausdrückte). Man konnte das Gefäß fest zusammenbinden, 
mit einem unlösbaren Kroter (und nicht mit einer unlösbaren Schlinge, wie 
Martow gehört haben will, der sich auf der Ligakonferenz in einem an Hyste- 
rie grenzenden Zustand befand). Man konnte aber auch alle Bemühungen 
darauf richten, den Sprung zu vergrößern und das Gefäß zu zerschlagen. In- 
folge des Boykotts und ähnlicher anarchistischer Maßnahmen der eifrigen Mar- 
towleute trat gerade letzteres ein. Die Meinungsverschiedenheit über Para- 
graph 1 spielte eine nicht geringe Rolle bei der Wahl der Zentralstellen, und 
Martows Niederlage in dieser Frage führte ihn zu einem „prinzipiellen Kampf“ 
mit Hilfe grob mechanischer und sogar skandalöser (die Reden auf der Kon- 
un der Auslandsliga der russischen revolutionären Sozialdemokratie) 

ttel. t 

Dergestalt hat jetzt, nach all diesen Geschehnissen, die Frage des $1 ge- 
waltige Bedeutung erlangt, und wir müssen uns genau Rechenschaft ablegen 
sowohl über den Charakter der Gruppierungen auf dem Parteitag-bei der Ab- 
stimmung über diesen Paragraphen als auch - was unvergleichlich wichtiger 
ist — über den wahren Charakter jener Schattierungen in den Anschauungen, 
die sich anläßlich des $1 herauskristallisierten oder herauszukristallisieren be- 
gannen. Jetzt, nach den dem Leser bekannten Ereignissen steht die Frage 
bereits so: Widerspiegelte sich in der Formulierung Martows, die von Axelrod 


verteidigt wurde, seine (oder ihre) Unbeständigkeit, Wankelmütigkeit und: 


politische Verschwommenheit, wie ich auf dem Parteitag ausführte (333), seine 
(oder ihre) Abweichung zum Jauresismus und Anarchismus, wie Plechanow auf 
der Ligakonferenz meinte (102 u. a. der Ligaprotokolle)? Oder widerspiegelte 
sich in meiner Formulierung, die von Plechanow verteidigt wurde, eine falsche, 
bürokratische, formalistische, pompadourische', nichtsozialdemokratische Auf- 
fassung des Zentralismus? Opportunismus und Anarchismus oder Bürokratis- 
mus und Formalismus? — so steht die Frage jetzt, nachdem die kleine Mei- 
nungsverschiedenheit zu einer großen geworden ist. Und wir müssen gerade 
diese, uns allen durch die Ereignisse aufgedrängte — historisch gegebene würde 
ich sagen, wenn das nicht zu hochtrabend klänge — Fragestellung im Auge 
haben, wenn wir die Argumente für und gegen meine Formulierung sachlich 
prüfen wollen. 

Beginnen wir die Prüfung dieser Argumente mit einer Analyse der Partei- 
tagsdebatten. Die erste Rede, die des Gen. Jegorow, ist nur deshalb interes- 
sant, weil seine Haltung (non liquet, mir ist noch unklar, ich weiß noch nicht 
wo die Wahrheit liegt) sehr charakteristisch ist für die Haltung vieler Dele- 
gierter, denen es nicht leichtfiel, sich in der wirklich neuen, ziemlich kompli- 
zierten und ins Detail gehenden Frage zurechtzufinden. Die nächste Rede, die 
des Gen. Axelrod, stellt die Frage sogleich prinzipiell. Das war die erste EN 
I Absgeleitet von Pompadour - Typ eines bornierten und starrköpfigen Provinzgewaltigen 


aus dem Werk des russischen Satirikers Saltykow-Schtschedrin „‚Pompadour und Pompadou- 
rin.“ Die Red. 


4 Lenin, Parteistätut ? 
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zipielle, richtiger gesagt, überhaupt die erste Rede des Gen. Axelrod auf 
dem Parteitag, und man kann sein Debüt mit dem berühmten „Professor 
wohl kaum als besonders gelungen bezeichnen. „Ich glaube“, sagte Gen. Axel- 
rod, „wir müssen die Begriffe Partei und Organisation voneinander abgrenzen. 
Hier aber werden diese zwei Begriffe durcheinandergeworfen. Das ist gefähr- 
lich.“ So lautet das erste Argument gegen meine Formulierung. Betrachten wir 
es näher. Wenn ich sage, daß die Partei die Summe (nicht die einfache arith- 
metische Summe, sondern ein Komplex) von Organisationen! sein muß, be- 
deutet das etwa, daß ich die Begriffe Partei und Organisation „durcheinander- 
werfe“? Natürlich nicht! Ich bringe damit ganz klar und genau meinen Wunsch, 
meine Forderung zum Ausdruck, daß die Partei als Vortrupp der Klasse etwas 
möglichst Organisiertes darstelle, daß die Partei nur solche Elemente in sich 
aufnehme, die wenigstens ein Mindestmaß an Organisiertheit ermöglichen. Hin- 
gegen vermengt mein Opponent die in der Partei organisierten Elemefite mit 
den nichtorganisierten, diejenigen, die sich leiten lassen, mit denen, die sich 
nicht leiten lassen, die fortgeschrittenen mit den unverbesserlich rückständigen, 
denn die verbesserlich rückständigen können der Organisation beitreten. Und 
diese Vermengung ist tatsächlich gefährlich. Gen. Axelrod beruft sich ferner 
auf die „streng konspirativen und zentralistischen Organisationen der Vergan- 
genheit“ („Semlja i Wolja“ [Land und Freiheit] und „Narodnaja Wolja 
[Volkswille]), um die sich „eine ganze Reihe von Personen gruppierte, die der 
Organisation nicht angehörten, ihr aber so oder anders halfen und als Partei- 
mitglieder galten... Dieses Prinzip muß in der sozialdemokratischen Organi- 
sation noch strenger durchgeführt werden.“ Damit sind wir gerade an einem 
der Kernpunkte der Frage angelangt: Ist „dieses Prinzip“, das denjenigen et 
laubt, sich Parteimitglieder zu nennen, die keiner Parteiorganisation angehö- 
ren, sondern nur „der Partei so oder anders helfen“, wirklich ein sozial- 
demokratisches Prinzip? Und Plechanow hat auf diese Frage die einzig mög- 
liche Antwort gegeben: „Axelrod hatte unrecht mit seinem Hinweis auf die 
siebziger Jahre. Damals bestand eine gut organisierte und ausgezeichnet diszi- 
I Das Wort „Organisation“ wird gewöhnlich in doppeltem Sinne gebraucht, in einem 
weiteren und in einem engeren. Im engeren Sinne bedeutet es eine einzelne, wenn auch 
erst ganz lose Zelle der menschlichen Gemeinschaft. Im weiteren Sinne bedeutet es die 
Summe solcher zu einem Ganzen zusammengefaßten Zellen. Die Flotte, das Heer, der 
Staat zum Beispiel sind zugleich eine Summe von Organisationen (im engeren Sinne) und 
eine Art gesellschaftlicher Organisation (im weiteren Sinne des Wortes). Da Schulwesen 
ist eine Organisation (im weiteren Sinne des Wortes), und es besteht aus einer Reihe von 
Organisationen (im engeren Sinne des Wortes). Genauso ist auch die Partei eine Orpanı- 
sation, muß sie eine Organisation sein (im weiteren Sinne des Wortes), und zugleich muß 
sie aus einer ganzen Reihe mannigfaltiger Organisationen (im engeren Sinne des Wortes) 
bestehen. Deshalb hat Gen. Axelrod, der von einer Abgrenzung der Begriffe Partei und 
Organisation spricht, erstens diesen Unterschied im weiteren und im engeren Sinne des 
Wortes Organisation nicht in Betracht gezogen und zweitens nicht bemerkt, daß er selber 
die organisierten und die nichtorganisierten Elemente vermengt hat. 
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plinierte Zentrale, und um sie herum gab es von ihr geschaffene Organisa- 
tionen verschiedener Kategorien, aber was außerhalb dieser Organisationen 
war, das war Chaos, Anarchie. Die Bestandteile dieses Chaos nannten sich 
Parteimitglieder, aber die Sache gewann nicht, sie verlor dadurch. Wir sollten 
diese Anarchie der siebziger Jahre nicht nachahmen, sondern sie vermeiden.“ 
Somit ist „dieses Prinzip“, das Gen. Axelrod für ein sozialdemokratisches aus- 
geben wollte, in Wirklichkeit ein anarchistisches Prinzip. Um das zu wider- 
legen, muß man die Möglichkeit der Kontrolle, der Leitung und der Disziplin 
außerhalb der Organisation zeigen, muß man die Notwendigkeit zeigen, den 
„Elementen des Chaos“ den Namen von Parteimitgliedern zuzuerkennen. Die 
Verteidiger der Formulierung des Gen. Martow haben weder das eine noch 
das andere gezeigt und konnten es auch nicht zeigen. Gen. Axelrod nahm als 
Beispiel einen „Professor, der sich als Sozialdemokraten betrachtet und das 
auch erklärt“. Um den Gedanken, den dieses Beispiel erläutern soll, zu Ende 
zu führen, hätte Gen. Axelrod weiter fragen müssen: Erkennen die organisier- 
ten Sozialdemokraten selber diesen Professor als Sozialdemokraten an? Da 
Gen. Axelrod diese weitere Frage nicht stellte, blieb er mit seiner Beweis- 
führung auf halbem Wege stehen. In der Tat, entweder - oder. Entweder die 
organisierten Sozialdemokraten erkennen den uns interessierenden Professor 
als Sozialdemokraten an — und warum sollen sie ihn dann nicht auch in diese 
oder jene sozialdemokratische Organisation aufnehmen? Erst wenn 'er aufge- 
nommen ist, werden die „Erklärungen“ des Professors seinen Taten entspre- 
chen, werden sie keine leeren Redensarten bleiben (wie es allzuoft mit Erklä- 
rungen von Professoren der Fall ist). Oder die organisierten Sozialdemokraten 
erkennen den Professor nicht als Sozialdemokraten an - und dann ist es kin- 
disch, sinnlos und schädlich, ihm das Recht zu geben, den ehrenvollen und 
verantwortlichen Namen eines Parteimitglieds zu tragen. Das Ganze läuft also 
gerade darauf hinaus, ob man das Prinzip der Organisation konsequent durch- 
führt oder ob man Zerfahrenheit und Anarchie heiligspricht. Bauen wir die 
Partei auf, ausgehend von einem bereits vorhandenen und festgefügten Kern 
der Sozialdemokraten wie jenem, der den Parteitag organisiert hat und der 
alle Parteiorganisationen erweitern und vermehren soll, oder begnügen wir 
uns mit der einlullenden Phrase, daß alle, die der Partei helfen, auch Partei- 
mitglieder sind? „Nehmen wir Lenins Formel an“, fuhr Gen. Axelrod fort, 
„so werfen wir einen Teil der Leute über Bord, die zwar nicht unmittelbar 
in die Organisation aufgenommen werden können, aber trotzdem Parteimit- - 
glieder sind.“ Die Begriffsverwirrung, deren Gen. Axelrod mich beschuldigen 
wollte, tritt bei ihm selbst klar und deutlich zutage: Er nimmt bereits als 
gegeben an, daß alle, die der Partei helfen, Parteimitglieder sind, während 
doch gerade hierum der Streit geht und die Opponenten die Notwendigkeit 
und den Nutzen einer solchen Auslegung erst beweisen müssen. Was ist der 
Sinn dieser auf den ersten Blick so schrecklich anmutenden Redewendung: 
Über-Bord-Werfen? Gelten nur die Mitglieder von Organisationen, die als 
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Parteiorganisationen anerkannt sind, als Parteimitglieder, so haben die Leute, 
die nicht „unmittelbar“ irgendeiner Parteiorganisation angehören können, doch 
vollauf die Möglichkeit, in einer außerparteilichen, aber der Partei nahestehen- 
den Organisation zu arbeiten. Von einem Über-Bord-Werfen in dem Sinne, 
daß man jemanden von der Arbeit fernhält, von der Teilnahme an der Be- 
wegung ausschaltet, kann also gar keine Rede sein. Im Gegenteil, je stärker 
unsere Parteiorganisationen sein werden, denen wirkliche Sozialdemokraten 
angehören, je weniger Wankelmütigkeit und Unbeständigkeit es innerhalb der 
Partei geben wird, um so breiter, vielseitiger, reicher und fruchtbarer wird 
der Einfluß der Partei auf die sie umgebenden, von ihr geleiteten Elemente 
der Arbeiterwzassen sein. Man darf doch wirklich die Partei als Vortrupp der 
Arbeiterklasse nicht mit der ganzen Klasse verwechseln. Und gerade eine 
solche Verwechslung (die für unseren opportunistischen Ökonomismus über- 
haupt kennzeichnend ist) unterläuft Gen. Axelrod, wenn, er sagt: „Wir schaf- 
fen natürlich vor allem eine Organisation der aktivsten Elemente der Partei, 
eine Organisation von Revolutionären, doch müssen wir, da wir die Partei 
der Klasse sind, darauf bedacht sein, daß nicht Leute außerhalb der Partei 
bleiben, die sich bewußt, wenn auch vielleicht nicht ganz aktiv, dieser Partei 
anschließen.“ Erstens werden keineswegs nur die Organisationen der Revolu- 
tionäre, sondern auch eine ganze Reihe von Arbeiterorganisationen, die als 
Parteiorganisationen anerkannt sind, zu den aktiven Elementen der Sozial- 
demokratischen Arbeiterpartei gehören. Zweitens: Aus welchem Grunde, kraft 
welcher Logik soll sich aus der Tatsache, daß wir die Partei der Klasse sind, 
die Schlußfolgerung ergeben, daß eine Unterscheidung zwischen denen, die 
der Partei angehören, und denen, die sich der Partei anschließen, überflüssig 
sei? Ganz im Gegenteil: Gerade weil ein Unterschied im Grad der Bewußt- 
heit und im Grad der Aktivität besteht, muß auch ein Unterschied im Grad 
der Nähe zur Partei gemacht werden. Wir sind die Partei der Klasse, und 
deshalb muß fast die gesamte Klasse (und in Kriegszeiten, in der Epoche des 
Bürgerkriegs, restlos die gesamte Klasse) unter der Leitung unserer Partei 
handeln, sie muß sich unserer Partei so eng wie möglich anschließen, doch 
wäre es Manilowerei! und „Nachtrabpolitik“, wollte man glauben, daß irgend- 
wann unter der Herrschaft des Kapitalismus fast die gesamte Klasse oder die 
gesamte Klasse imstande wäre, sich bis zu der Bewußtheit und der Aktivität 
zu erheben, auf der ihr Vortrupp, ihre sozialdemokratische Partei, steht. Kein 
vernünftiger Sozialdemokrat hat je daran gezweifelt, daß unter dem Kapita- 
lismus selbst die Gewerkschaftsorganisation (die primitiver, dem Bewußtsein 
der unentwickelten Schichten zugänglicher ist) außerstande ist, fast die ge- 
samte oder die gesamte Arbeiterklasse zu erfassen. Es würde bedeuten, nur 
sich selbst zu betrügen, die Augen vor der gewaltigen Größe unserer Auf- 
gaben zu verschließen, diese Aufgaben einzuengen, wollte man den Unter- 


I Manilow - Gestalt aus Gogols Roman „Die toten Seelen“. Die Red, 
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schied zwischen dem Vortrupp und all den Massen, die sich zu ihm hinge- 
zogen fühlen, vergessen, wollte man die ständige Pflicht des Vortrupps ver- 
gessen, immer breitere Schichten auf das Niveau dieses Vortrupps zu heben. 
Ja, es bedeutet, die Augen zu verschließen und all dies zu vergessen, wenn man 
den Unterschied verwischt zwischen denen, die der Partei angehören, und 
denen, die sich ihr anschließen, zwischen den bewußten und aktiven Mitglie- 
dern und den Helfern. 

Wer sich, um die organisatorische Verschwommenheit zu rechtfertigen, um 
die Verwechslung von Organisation und Desorganisation zw rechtfertigen, dar- 
auf beruft, daß wir die Partei der Klasse sind, der wiederholt den Fehler Na- 
deshdins, der die „philosophische und die sozialhistorische Frage nach den 
‚Wurzeln‘ der Bewegung in der ‚Tiefe‘ mit der technisch-organisatorischen 
Frage“ verwechselte („Was tun?“, $. 91‘). Gerade diese leichtfertige Verwechs- 
lung des Gen. Axelrod wiederholten dann dutzendemal die Redner, die Mar- 
tows Formulierung verteidigten. „Je weiter die Bezeichnung Parteimitglied 
verbreitet sein wird, um so besser“, sagt Gen. Martow, ohne jedoch zu er- 
klären, welchen Nutzen die weite Verbreitung einer Bezeichnung, die dem 
Inhalt nicht entspricht, eigentlich bringt. Kann man denn leugnen, daß die 
Kontrolle über Mitglieder, die keiner Parteiorganisation angehören, eine Fik- 
tion ist? Die weite Verbreitung einer Fiktion aber ist schädlich und nicht 
nützlich. „Wir sollten uns nur freuen, wenn jeder Streikende, jeder Demon- 
strant, der für seine Handlungen zur Verantwortung gezogen wird, sich für 
ein Parteimitglied erklären kann.“ ($. 239.) Tatsächlich? Jeder Streikende soll 
das Recht haben, sich für ein Parteimitglied zu erklären? Mit dieser ’These 
führt Gen. Martow seinen Fehler sofort ad absurdum, weil er den Sozial- 
demokratismus zum Streikismus berabwürdigt und so die Trugschlüsse der 
Akimow wiederholt. Wir sollten uns nur freuen, wenn es der Sozialdemokratie 
gelingt, jeden Streik zu leiten, denn es ist die direkte und unbedingte Pflicht 
der Sozialdemokratie, den Klassenkampf des Proletariats in allen Erschei- 
nungsformen zu leiten, der Streik aber ist eine der tiefstgehenden und mäch- 
tigsten Erscheinungsformen dieses Kampfes. Doch wir wären Nachtrabpoli- 
tiker, wollten wir die Gleichsetzung einer solchen ursprünglichen, ipso facto!! 
nicht mehr als trade-unionistischen Form des Kampfes mit dem allumfassenden 
und bewußten sozialdemokratischen Kampf zulassen. Wir würden eine bewußte 
Lüge opportunistisch legalisieren, wenn wir jedem Streikenden das Recht ein- 
räumten, „sich für ein Parteimitglied zu erklären“, denn eine solche „Erklä- 
rung“ wäre in sehr vielen Fällen eine Unwahrheit. Wir würden uns von Mani- 
lowschen Träumereien einlullen lassen, wollten wir uns und anderen weis- 
machen, daß bei der maßlosen Zersplitterung, Unterdrückung und Abstump- 
fung, die unter dem Kapitalismus unweigerlich auf sehr breiten Schichten der 
„ungelernten“, unqualifizierten Arbeiter lasten wird, jeder Streikende ein So- 
I Siehe Werke, Bd. 5, S. 477. Die Red, 

II durch die Tatsache selbst. Die Red, 


zialdemokrat und Mitglied der Sozialdemokratischen Partei sein kann. Gerade 
am Beispiel des „Streikenden“ sicht man besonders klar den Unterschied zwi- 
schen dem revolutionären Bestreben, jeden Streik sozialdemokratisch zu leiten, 
und der opportunistischen Phrase, die jeden Streikenden zum Parteimitglied 
erklärt. Wir sind die Partei der Klasse, insofern wir tatsächlich fast die ge- 
samte oder sogar die gesamte Klasse des Proletariats sozialdemokratisch lei- 
ten, aber daraus können nur Leute vom Schlage Akimows den Schluß zichen, 
daß wir ir Worten Partei und Klasse gleichsetzen müssen. 

„Ich fürchte keine Verschwörerorganisation“, sagte in derselben Rede Gen. 
Martow und fügte hinzu, „aber eine Verschwörerorganisation hat für mich nur 
insofern Sinn, als sie von einer breiten sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
umgeben ist.“ ($. 239.) Er hätte, um genau zu sein, sagen müssen: insofern sie 
von einer breiten sozialdemokratischen Arbeiterbewegung umgeben ist. Und 
in dieser Form ist die Behauptung des Gen. Martow nicht nur unbestreitbar, 
sie ist geradezu eine Binsenwahrheit. Ich gehe auf diesen Punkt nur deshalb 
ein, weil die folgenden Redner aus der Binsenwahrheit des Gen. Martow das 
sehr gangbare und sehr vulgäre Argument abgeleitet haben, Lenin wolle „die 
Gesamtsumme der Parteimitglieder auf die Summe der Verschwörer beschrän- 
ken“. Diesen Schluß, über den man nur lächeln kann, zogen sowohl Gen. Pos- 
sadowski als auch Gen. Popow, und als er von Martynow und Akimow auf- 
gegriffen wurde, offenbarte sich schon vollauf sein wahrer Charakter, nämlich 
der Charakter einer opportunistischen Phrase. Gegenwärtig wird dasselbe Ar- 
gument in der neuen „Iskra“ von Gen. Axelrod entwickelt, damit die Leser- 
welt die neuen organisatorischen Auffassungen der neuen Redaktion kennen- 
lerne. Bereits auf dem Parteitag, in der ersten Sitzung, in welcher die Frage 
des $1 behandelt wurde, merkte ich, daß meine Opponenten diese billige 
Waffe ausnützen wollten, und warnte daher in meiner Rede (S. 240): „Man 
glaube nicht, daß die Parteiorganisationen nur aus Berufsrevolutionären be- 
stehen dürfen. Wir brauchen die mannigfaltigsten Organisationen aller Arten, 
Abstufungen und Schattierungen, angefangen von außerordentlich engen und 
konspirativen bis zu äußerst breiten, freien, |losen Organisationen].“ Das ist 
eine so augenfällige, selbstverständliche Wahrheit, daß ich es für überflüssig 
hielt, näher darauf einzugehen. Doch heutzutage, da man uns in sehr, sehr 
vielem zurückgezerrt hat, müssen wir auch hier alte Dinge wiederholen, und 
deshalb möchte ich einige Stellen aus „Was tun?“ und aus dem „Brief an 
einen Genossen“ anführen: 

„... Einem Zirkel von Koryphäen von der Art eines Alexejew und Mysch- 
kin, Chalturin und Sheljabow sind politische Aufgaben im wahrsten, im prak- 
tischsten Sinne dieses Wortes zugänglich, sie sind ihnen gerade darum und 
insoweit zugänglich, als ihre leidenschaftliche Propaganda in der spontan er- 
wachenden Masse einen Widerhall findet, als ihre sprühende Energie von der 
Energie der revolutionären Klasse aufgenommen und unterstützt wird.“T Um 
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eine sozialdemokratische Partei zu sein, muß man die Unterstützung gerade 
der Klasse erlangen. Nicht die Partei soll die Verschwörerorganisation um- 
geben, wie Gen. Martow glaubte, sondern die revolutionäre Klasse, das Prole- 
tariat, soll die Partei umgeben, die sowohl verschwörerische als auch nichtver- 
schwörerische Organisationen in sich einschließt. 

„... Die Organisationen der Arbeiter für den ökonomischen Kampf müssen 
Gewerkschaftsorganisationen sein. Jeder sozialdemokratische Arbeiter hat 
diese Organisationen nach Möglichkeit zu unterstützen und aktiv in ihnen zu 
arbeiten... Es liegt aber durchaus nicht in unserem Interesse, zu fordern, daß 
nur Sozialdemokraten Mitglieder der Gewerkverbände sein dürfen: das würde 
den Bereich unseres Einflusses auf die Massen einengen. Mag am Gewerkver- 
band jeder Arbeiter teilnehmen, der die Notwendigkeit des Zusammenschlus- 
ses zum Kampfe gegen die Unternehmer und gegen die Regierung erkennt. 
Das eigentliche Ziel der Gewerkverbände wäre gar nicht zu erreichen, wenn 
sie nicht alle zusammenfaßten, denen diese, sei es auch nur diese eine, elemen- 
tare Stufe der Erkenntnis zugänglich ist, wenn diese Gewerkverbände nicht 
schr breite Organisationen wären. Und je breiter diese Organisationen sind, 
um so größer wird unser Einfluß auf sie sein, ein Einfluß, der nicht nur durch 
die ‚spontane‘ Entwicklung des ökonomischen Kampfes ausgeübt wird, son- 
dern auch durch die direkte, bewußte Einwirkung der sozialistischen Mitglie- 
der des Verbandes auf ihre Kollegen.“ (S. 86.)! Nebenbei bemerkt ist das Bei- 
spiel der Gewerkschaftsverbände besonders charakteristisch für die Beurtei- 
lung des strittigen $1. Daß diese Verbände „unter der Kontrolle und Lei- 
tung“ der sozialdemokratischen Organisationen arbeiten wzässen — darüber 
kann es unter Sozialdemokraten keine zwei Meinungen geben. Doch aus die- 
sem Grunde allen Mitgliedern solcher Verbände das Recht zu geben, sich für 
Mitglieder der Sozialdemokratischen Partei „zu erklären“, wäre ein oflensicht- 
licher Unsinn und geeignet, doppelten Schaden zu stiften: Einerseits würde 
das die Ausmaße der Gewerkschaftsbewegung einengen und die Solidarität 
der Arbeiter auf diesem Boden schwächen. Anderseits würde es in der sozial- 
demokratischen Partei der Verschwommenheit und Wankelmütigkeit Tür und 
Tor öffnen. Die deutsche Sozialdemokratie hatte Gelegenheit, eine ähnliche 
Frage konkret zu lösen, als sich der berühmte Konflikt mit den Hamburger 
Maurern ereignete, die im Akkord arbeiteten. Die Sozialdemokratie zögerte 
keinen Augenblick, den Streikbruch für eine vom sozialdemokratischen Stand- 
punkt aus ehrlose Handlung zu erklären, d.h. die Leitung von Streiks und 
deren Unterstützung für ihre ureigene Sache zu erklären, zu gleicher Zeit aber 
lehnte sie ebenso entschieden die Forderung ab, die Interessen der Partei den 
Interessen der Gewerkschaftsverbände gleichzusetzen, der Partei die Verant- 
wortung für einzelne Schritte einzelner Verbände aufzuerlegen. Die Partei muß 
und wird sich bemühen, die Gewerkschaftsverbände mit ihrem Geist zu durch- 
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tränken und ihrem Einfluß zu unterwerfen, doch gerade im Interesse dieses 
Einflusses muß sie die völlig sozialdemokratischen (der Sozialdemokratischen 
Partei angehörenden) Elemente dieser Verbände von den nicht ganz klassen- 
bewußten und politisch nicht ganz aktiven Elementen trennen, und: nicht 
die einen mit den andern in einen Topf werfen, wie das Gen. Axelrod 
möchte. 

+. Die Zentralisierung der konspirativsten Funktionen durch eine Organi- 
sation der Revolutionäre wird den Umfang und den Inhalt der Tätigkeit vieler 
anderer Organisationen, die auf ein breites Publikum berechnet und darum 
möglichst lose und möglichst wenig konspirativ sind, nicht vermindern, son- 
dern vergrößern; dazu gehören sowohl die Gewerkschaftsverbände der Ar- 
beiter als auch die Arbeiterzirkel für Selbstbildung und die Lesezirkel für 
illegale Literatur, ferner die sozialistischen und auch die demokratischen Zir- 
kel in allen übrigen Bevölkerungsschichten usw. usf. Solche Zirkel, Verbände 
und Organisationen sind überall in ‚möglichst großer Zahl und mit den man- 
nigfaltigsten Funktionen erforderlich, aber es wäre unsinnig und schädlich, sie 
mit einer Organisation der Revolutionäre zu verwechseln, die Grenzen zwi- 
schen ihnen zu verwischen ...“ ($.96.)! Aus diesen Sätzen geht hervor, wie 
unangebracht der Hinweis des Gen. Martow war, daß die Organisation der 
Revolutionäre von breiten Arbeiterorganisationen umgeben sein müsse. Ich 
habe das bereits in „Was tun?“ betont und im „Brief an einen Genossen“ 
diesen Gedanken konkreter entwickelt. Die Betriebszirkel, schrieb ich dort, 
„sind für uns besonders wichtig, liegt doch die ganze Hauptkraft der Bewe- 
gung darin, daß die Arbeiter der großen Betriebe organisiert sind, denn die 
großen Betriebe (und Fabriken) umfassen nicht nur zahlenmäßig, sondern 
noch viel mehr dem Einfluß, der Entwicklung, der Kampffähigkeit nach den 
ausschlaggebenden Teil der Arbeiterklasse. Jeder Betrieb muß unsere Festung 
sein... Das Betriebsunterkomitee muß danach streben, den ganzen Betrieb, 
einen möglichst großen Teil der Arbeiter durch ein Netz von allen möglichen 
Zirkeln (oder Agenten) zu erfassen... Alle Gruppen, Zirkel, Unterkomi- 
tees usw. haben als Einrichtungen oder Zweigstellen des Komitees zu gelten. 
Manche von ihnen werden offen den Wunsch aussprechen, der Sozialdemo- 
kratischen Arbeiterpartei Rußlands beizutreten, und werden ihr, die Bestäti- 
gung des Komitees vorausgesetzt, auch beitreten, sie werden (im Auftrage des 
Komitees oder im Einverständnis mit ihm) bestimmte Funktionen übernehmen 
und sich verpflichten, die Anordnungen der Parteiorgane zu befolgen, sie wer- 
den alle Rechte von Parteimitgliedern erhalten, als nächste Kandidaten für 
das Komitee betrachtet werden usw. Andere werden der SDAPR nicht bei- 
treten, ihre Stellung wird weiter die von Zirkeln sein, die von Parteimitglie- 
dern eingerichtet werden oder sich an die eine oder andere Parteigruppe an- 
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lehnen usw.“ (S. 17/18.)" Aus den von mir unterstrichenen Worten ist beson- 
ders klar ersichtlich, daß die Idee meiner Formulierung des $ 1 schon im „Brief 
an einen Genossen“ deutlich ausgeprägt ist. Die Bedingungen für den Eintritt 
in die Partei sind hier eindeutig angegeben, nämlich: 1. ein gewisser Grad 
von Organisiertheit und 2. die Bestätigung durch das Parteikomitee. Auf der 
nächstfolgenden Seite sage ich auch ungefähr, welche Gruppen und Organisa- 
tionen und aus. welchen Erwägungen in die Partei aufgenommen (oder nicht 
aufgenommen) werden dürfen. „Die Gruppe der Austräger muß der SDAPR 
angehören und eine gewisse Anzahl von Mitgliedern und Funktionären der 
Partei kennen. Eine Gruppe, welche die Arbeitsbedingungen in verschiedenen 
Berufszweigen studiert und entsprechende gewerkschaftliche Forderungen aus- 
arbeitet, muß nicht unbedingt der SDAPR angehören. Eine Gruppe von Stu- 
denten, Offizieren oder Angestellten, die sich unter Teilnahme von einem 
oder zwei Parteimitgliedern mit Selbstbildung befaßt, darf manchmal sogar 
überhaupt nicht von deren Zugehörigkeit zur Partei wissen usw.“ (S. 18/19.) 

Hier habt ihr weiteres Material zur Frage des „offenen Visiers“! Während 
die Formel des Martowschen Entwurfs die Beziehungen von Partei und Orga- 
nisationen nicht einmal berührt, habe ich schon fast ein Jahr vor dem Parteitag 
darauf hingewiesen, daß die einen Organisationen der Partei angehören sollen, 
die anderen nicht. Im „Brief an einen Genossen“ tritt bereits klar die Idee 
hervor, die ich auf dem Parteitag verteidigt habe. Anschaulich könnte man 
die Sache folgendermaßen darstellen. Nach dem Grad der’Organisiertheit im 
allgemeinen und dem Grad der Konspiration einer Organisation im besonde- 
ren kann man etwa folgende Kategorien unterscheiden: 1. Organisationen der 
Revolutionäre; 2. Organisationen der Arbeiter, und zwar möglichst breite und 
mannigfaltige (ich beschränke mich allein auf die Arbeiterklasse und setze als 
selbstverständlich voraus, daß gewisse Elemente anderer Klassen unter gewis- 
sen Bedingungen ebenfalls hierzu gehören werden). Diese beiden Kategorien 
bilden die Partei. Ferner 3. Arbeiterorganisationen, die sich an die Partei an- 
lehnen; 4. Arbeiterorganisationen, die sich an die Partei nicht anlehnen, aber 
sich faktisch ihrer Kontrolle und Leitung unterordnen; 5. die unorganisierten 
Elemente der Arbeiterklasse, die sich zum Teil ebenfalls der Leitung der So- 
zialdemokratie unterordnen, wenigstens dann, wenn sich der Klassenkampf 
wuchtig äußert. So ungefähr stellt sich die Sache von meinem Standpunkt aus 
dar, Vom Standpunkt des Gen. Martow dagegen bleibt die Grenze der Partei 
völlig unbestimmt, denn „jeder Streikende“ darf „sich für ein Parteimitglied 
erklären“, Welchen Nutzen bringt diese Verschwommenheit? Eine weite Ver- 
breitung des „Namens“! Der Schaden, den sie bringt, ist das Hereintragen der 
desorganisierenden Idee der Vermengung von Klasse und Partei. 

Um die von uns aufgestellten allgemeinen Thesen zu illustrieren, wollen 


I Siehe den vorliegenden Band, S. 21, 23 und 24. Die Red, 
II Siehe den vorliegenden Band, S. 24/25. Die Red. 


57 


wir noch einen flüchtigen Blick auf die weiteren Debatten über $1 auf dem 
Parteitag werfen. Gen. Brucker spricht sich (zum Vergnügen des Gen. Mar- 
tow) für meine Formulierung aus. Aber es zeigt sich, daß sein Bündnis mit 
mir — zum Unterschied vom Bündnis des Gen. Akimow mit Martow - auf 
einem Mißverständnis beruht. Gen. Brucker „ist mit dem ganzen Statut und 
seinem ganzen Geiste nicht einverstanden“ (S. 239) und verteidigt meine For- 
mel als Grundlage des Demokratismus, den die Anhänger des „Rabotscheje 
Delo“ ersehnen. Gen. Brucker hat sich noch nicht zu dem Standpunkt durch- 
gerungen, daß man im politischen Kampf mitunter das kleinere Übel wählen 
muß; Gen. Brucker hat nicht bemerkt, daß es auf einem Parteitag wie dem 
unseren nutzlos ist, den Demokratismus zu verteidigen. Gen. Akimow erwies 
sich als weitblickender. Er stellte die Frage ganz richtig, als er bezeugte, daß 
„die Genossen Martow und Lenin darum streiten, welche (Formulierung) ih- 
rem gemeinsamen Ziel besser dient“ ($. 252). „Ich und Brucker“, fährt er fort, 
„wollen jene wählen, die dem Ziel weniger dient. In dieser Hinsicht wähle ich 
die Formulierung Martows.“ Und Gen. Akimow erklärte offenherzig, er be- 
trachte „ihr Ziel an sich“ (Plechanows, Martows und mein Ziel, eine leitende 
Organisation von Revolutionären zu schaffen) als „nicht zu verwirklichen und 
als schädlich“. Er vertritt, ebenso wie Gen. Martynow!, die Idee der Ökono- 
misten, daß eine „Organisation von Revolutionären“ nicht notwendig sei. Er 
„ist vom Glauben erfüllt, daß sich das Leben dennoch in unserer Parteiorga- 
nisation Bahn brechen wird, unabhängig davon, ob man ihm mit der Formel 
Martows oder mit der Formel Lenins den Weg versperrt“. Es würde sich 
nicht lohnen, auf diese für die „Nachtrabpolitik“ bezeichnende Auffassung 
vom „Leben“ einzugehen, träfen wir nicht auch bei Gen. Martow darauf. Die 
zweite Rede des Gen. Martow ($. 245) ist überhaupt so interessant, daß es 
sich lohnt, sie näher zu untersuchen. 

Das erste Argument des Gen. Martow: Die Kontrolle der Parteiorganisa- 
tionen über die Parteimitglieder, die den Organisationen nicht angehören, ist 
„insofern zu verwirklichen, als das Komitee, wenn es jemandem eine be- 
stimmte Funktion überträgt, die Möglichkeit hat, diese zu überwachen“ 
($. 245). Diese These ist außerordentlich charakteristisch, denn sie „verrät“, 
wenn man sich so ausdrücken darf, wer Martows Formulierung braucht und 


I Gen. Martynow will übrigens zeigen, daß zwischen ihm und Gen. Akimow ein Unter- 
schied ist, er will beweisen, daß verschwörerisch nicht konspirativ heißt, daß hinter dem 
Unterschied dieser Worte ein Unterschied der Begriffe stecke. Was das für ein Unterschied 
ist, hat freilich weder Gen. Martynow noch der jetzt in seine Fußtapfen tretende Gen. Axel- 
rod erklärt. Gen. Martynow „tut so“, als ob ich zum Beispiel in „Was tun?“ (ebenso wie 
in den „Aufgaben“ [siehe Werke, Bd. 2, $. 325-354. Die Red.]) mich nicht entschieden 
gegen „die Einengung des politischen Kampfes bis-zur Verschwörung“ ausgesprochen 
hätte. Gen. Martynow möchte die Hörer vergessen machen, daß diejenigen, gegen die ich 
kämpfte, die Notwendigkeit einer Organisation von Revolutionären nicht einsahen, wie 
Gen. Akimow sie auch heute nicht einsicht. 
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wem sie in Wirklichkeit nützen wird: intellektuellen Einzelgängern oder den 
Arbeitergruppen und Arbeitermassen. Es sind nämlich zwei Auslegungen der 
Martowschen Formel möglich: 1. Jeder hat das Recht, sich für ein Partei- 
mitglied „zu erklären“ (die Worte stammen von Gen. Martow selber), der der 
Partei unter der Leitung einer ihrer Organisationen regelmäßig persönlichen 
Beistand leistet, 2. Jede Parteiorganisation bat das Recht, jeden als Partei- 
mitglied anzuerkennen, der ihr unter ihrer Leitung regelmäßig persönlichen 
Beistand leistet. Nur die erste Auslegung gibt tatsächlich „jedem Streikenden“ 
die Möglichkeit, sich als Parteimitglied zu bezeichnen, und deshalb hat sie 
allein sich sofort die Herzen der Liber, Akimow und Martynow erobert. Aber 
diese Auslegung ist schon eine offenkundige Phrase, denn dann würde die 
gesamte Arbeiterklasse darunter fallen, der Unterschied zwischen Partei und 
Klasse würde verwischt, und von der Kontrolle und Leitung „eines jeden 
Streikenden“ könnte man nur „symbolisch“ sprechen. Deshalb ließ sich Gen. 
Martow in seiner zweiten Rede sofort zur zweiten Auslegung verleiten (die 
allerdings, nebenbei bemerkt, vorm Parteitag, der die Resolution Kostitschs 
verwarf?, direkt abgelehnt‘ wurde, S. 255): das Komitee wird Funktionen 
übertragen und ihre Ausführung überwachen. Solche Spezialaufträge werden 
natürlich niemals der Masse der Arbeiter erteilt werden, den Tausenden Pro- 
letariern (von denen Gen. Axelrod und Gen. Martynow reden) — sie werden 
oft gerade jenen Professoren anvertraut werden, von denen Gen. Axelrod 
sprach, jenen Gymnasiasten, um die sich Gen. Liber und Gen. Popow sorgten 
(S. 241), jener revolutionären Jugend, auf die sich Gen. Axelrod in seiner 
zweiten Rede berief (S. 242). Kurzum, die Formel des Gen. Martow wird 
entweder ein toter Buchstabe, eine hohle Phrase bleiben, oder sie wird haupt- 
sächlich und fast ausschließlich „den Intellektuellen, die durch und durch vom 
bürgerlichen Individualismus durchtränkt sind“ und der Organisation nicht 
angehören wollen, Nutzen bringen. In Worten verteidigt Martows Formel die 
Interessen der breiten Schichten des Proletariats; in der Tat wird diese Formel 
den Interessen der bürgerlichen Intelligenz dienen, die sich vor der proletari- 
schen Disziplin und Organisation scheut. Niemand wird zu leugnen wagen, 
daß die Intelligenz als besondere Schicht der modernen kapitalistischen Ge- 
sellschaft im großen und ganzen gerade durch den Individualismus und die 
Unfähigkeit zur Disziplin und Organisation gekennzeichnet ist (siche auch die 
bekannten Artikel Kautskys über die Intelligenz) ; hierdurch unterscheidet sich 
diese Gesellschaftsschicht unter anderm ungünstig vom Proletariat; darin liegt 
eine der Erklärungen für die Schwächlichkeit und Wankelmütigkeit der In- 
telligenz, eine Eigenschaft, die das Proletariat so oft zu spüren bekommt; und 
diese Eigenschaft der Intelligenz steht in unlöslichkem Zusammenhang mit ih- 
ren gewöhnlichen Lebensbedingungen und ihren Erwerbsverhältnissen, die sich 
in sehr vielem den Verhältnissen der kleinbürgerlichen Existenz nähern (Ar- 
beit als Einzelperson oder in schr kleinen Kollektiven usw.). Es ist schließ- 
lich auch kein Zufall, daß gerade die Verteidiger der Formel Martows als 
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Beispiele Professoren und Gymnasiasten heranziehen mußten! In den Aus- 
einandersetzungen über $1 sind nicht die Verfechter des breiten proletari- 
schen Kampfes gegen die Verfechter der radikalen Verschwörerorganisation 
aufgetreten, wie die Genossen Martynow und Axelrod meinten, sondern die 
Anhänger des bürgerlich-intellekiuellen Individnalismus sind mit den An- 
hängern der proletarischen Organisation und Disziplin zusammengestoßen. 

Gen. Popow sagte: „Überall in Petersburg wie auch in Nikolajew oder 
Odessa gibt es, wie die Vertreter dieser Städte bezeugen, Dutzende von Ar- 
beitern, die unsere Literatur verbreiten und mündliche Agitation betreiben, 
aber nicht Mitglieder der Organisation sein können. Man kann sie der Orga- 
nisation zuzählen, sie aber nicht als Mitglieder betrachten.“ ($. 241). Warum 
können sie nicht Mitglieder der Organisation sein? Das ist ein Geheimnis des 
Gen. Popow geblieben. Ich habe bereits oben eine Stelle aus dem „Brief an 
einen Genossen“ zitiert, die zeigt, daß gerade der Einschluß aller solcher Ar- 
beiter (Hunderter und nicht Dutzender) in die Organisation sowohl möglich 
als auch notwendig ist, wobei sehr viele von diesen Organisationen der Partei 
angehören können und müssen. 

Das zweite Argument des Gen. Martow: „Für Lenin gibt es keine anderen 
Organisationen in der Partei als die Parteiorganisationen....“ Vollkommen 
richtig! „... Für mich dagegen muß es solche Organisationen geben. Das Le-_ 
ben schafft und vermehrt Organisationen rascher, als wir sie in die Hierarchie 
unserer Kampforganisation der Berufsrevolutionäre aufnehmen können...“ 
Das ist in zweierlei Beziehung falsch: 1. Das „Leben“ schafft weit weniger 
brauchbare Organisationen von Revolutionären, als wir benötigen, als es für 
die Arbeiterbewegung erforderlich ist. 2. Unsere Partei soll eine Hierarchie 
nicht nur der Organisationen der Revolutionäre, sondern auch der Masse der 
Arbeiterorganisationen sein... „Lenin glaubt, das ZK werde als Parteiorgani- 
sationen nur jene Organisationen bestätigen, die in prinzipieller Hinsicht völ- 
lig zuverlässig sind. Doch Gen. Brucker versteht schr wohl, daß das Leben 
(sic!) seine Rede geltend machen wird und daß das ZK, um nicht eine 
Menge von Organisationen außerhalb der Partei zu lassen, gezwungen sein 
wird, sie zu legalisieren, obwohl sie nicht völlig zuverlässig sind. Und eben 
deshalb schließt sich Gen. Brucker der Formel Lenins an...“ Wenn diese 
Auffassung vom „Leben“ nicht Nachtrabpolitik im wahrsten Sinne des Wortes 
ist! Gewiß, bestünde das ZK obligatorisch aus Leuten, die sich nicht von ihrer 
eigenen Meinung leiten lassen, sondern von dem, was andere sagen (siehe den 
Zwischenfall mit dem OK), so würde das „Leben“ „seine Rechte“ in dem 
Sinne geltend machen, daß die rückständigsten Elemente der Partei die Ober- 
hand gewännen (wie es jerzt auch geschehen ist, nachdem sich aus den rück- 
ständigen Elementen die „Minderheit“ der Partei gebildet hat). Aber man 
kann keinen einzigen vernünftigen Grund anführen, der ein verständiges ZK 
zwänge, der Partei „unzuverlässige“ Elemente zuzuführen. Gerade durch diese. 
Berufung auf das „Leben“, das unzuverlässige Elemente „schafft“, zeigt Gen. 
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Maid anschaulich den opportunistischen Charakter seines Organisations- 
plans! „... Ich aber meine“, fährt er fort, „daß wir eine solche (nicht ganz zu- 
verlässige) Organisation, wenn sie bereit ist, das Parteiprogramm und die 
Parteikontrolle anzuerkennen, in die Partei aufnehmen können, ohne sie da- 
durch zu einer Parteiorganisation zu machen. Ich hielte es für einen großen 
Triumph unserer Partei, wenn zum Beispiel irgendein Verband von ‚Un- 
abhängigen‘ erklärte, daß er den Standpunkt der Sozialdemokratie und ihr 
Programm annimmt und in die Partei eintritt, was jedoch nicht bedeutet, daß 
wir diesen Verband in die Parteiorganisation einschließen..." Da sieht man, 
zu welchem Wirrwarr Martows Formel führt: parteilose Organisationen, die 
der Partei angehören! Man stelle sich bloß sein Schema vor: Partei = 1. Or- 
ganisationen von Revolutionären + 2. Arbeiterorganisationen, die als Partei- 
organisationen anerkannt sind + 3. Arbeiterorganisationen, die nicht als 
Parteiorganisationen anerkannt sind (vorwiegend Organisationen von „Un- 
abhängigen“) + 4. Einzelpersonen, die verschiedene Funktionen ausüben, 
Professoren, Gymnasiasten usw. + 5. „jeder Streikende“. Diesem wunder- 
baren Plan könnte man nur die Worte des Gen. Liber zur Seite stellen: „Un- 
sere Aufgabe ist es nicht nur, eine Organisation zu organisieren (1!), wir kön- 
nen und müssen die Partei organisieren.“ (S.241.) Gewiß, wir können und 
müssen das tun, aber dazu brauchen wir nicht jedes Sinnes bare Worte über 
die „Organisierung von Organisationen“, sondern die direkte Aufforderung 
an die Parteimitglieder, tatsächlich an der Organisierung zu arbeiten. Von 
der „Organisierung der Partei“ zu reden und unter dem Deckmantel des Wor- 
tes Partei jede Unorganisiertheit und jedes Durcheinander zu verteidigen heißt 
leeres Stroh dreschen. 

„Unsere Formulierung“, sagt Gen. Martow, „bringt das Bestreben zum Aus- 
druck, daß zwischen der Organisation der Revolutionäre und der Masse eine 
Reihe von Organisationen stehen.“ Eben nicht! Gerade dieses wirklich obliga- 
torische Bestreben bringt Martows Formel nicht zum Ausdruck, denn sie gibt 
keinen Antrieb, sich zu organisieren, sie enthält keine Aufforderung, sich zu 
organisieren, sie trennt nicht den Organisierten vom Unorganisierten. Sie gibt 
nichts als einen Namen', und man muß dabei unwillkürlich an die Worte des 


1 Auf der Ligakonferenz hat Gen. Martow noch ein Argument zugunsten seiner Formu- 
lierung angeführt, über das man nur lachen kann. „Wir könnten darauf hinweisen“, sagt 
er, „daß Lenins Formel, buchstäblich aufgefaßt, die Agenten des ZK aus der Partei aus- 
schließt, denn diese Agenten bilden keine Organisation." ($. 59.) Dieses Argument wurde 
auch auf der Ligakonferenz mit Heiterkeit aufgenommen, wie es in den Protokollen heißt, 
Gen. Martow glaubt, die von ihm erwähnte „Schwierigkeit“ sei nur dadurch zu lösen, daß 
die Agenten des ZK der „Organisation des ZK“ angehören. Aber nicht darum handelt es 
sich. Es handelt sich darum, daß Gen. Martow durch sein Beispiel seine völlige Verken- 
nung der ldee des $ 1 anschaulich demonstriert, daß er ein Muster rein wortklauberischer 
Kritik geliefert hat, über die man tatsächlich nur lachen kann. Formell würde es genügen, 
eine „Organisation der Agenten des ZK“ zu bilden und einen Beschluß über ihre Auf- 
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Gen. Axelrod denken: „Durch keine Dekrete kann man ihnen (den Zirkeln 
der revolutionären Jugend u.a.) und Einzelpersonen verbieten, sich Sozial- 
demokraten zu nennen“ (die reine Wahrheit!) „und sich sogar als einen Teil 
der Partei zu betrachten...“ Das ist nun schon unbedingt falsch! Man kann 
niemandem verbieten, sich Sozialdemokrat zu nennen, und es wäre auch un- 
nötig, denn dieses Wort bringt unmittelbar nur ein System von Überzeugun- 
gen zum Ausdruck, nicht aber bestimmte organisatorische Beziehungen. Man 
kann und muß aber einzelnen Zirkeln und Personen verbieten, „sich als einen 
Teil der Partei.zu betrachten“, wenn diese Zirkel und Personen der Partei 
schaden, sie demoralisieren oder desorganisieren. Es wäre lächerlich, von der 
Partei als einem Ganzen, einer politischen Größe zu sprechen, wenn sie einem 
Zirkel nicht „durch Dekret verbieten könnte“, „sich als einen Teil“ des Ganzen 
zu „betrachten“! Was für einen Zweck hätte es denn sonst, Richtlinien und 
Bedingungen für den Ausschluß aus der Partei festzulegen? Gen. Axelrod hat 
den Grundfehler des Gen. Martow handgreiflich ad absurdum geführt; er hat 
diesen Fehler sogar zu einer opportunistischen Theorie erhoben, als er hinzu- 
fügte: „In Lenins Formulierung steht $1 in einem direkten prinzipiellen 
Widerspruch zum innersten Wesen (!D), zu den Aufgaben der sozialdemokra- 
tischen Partei des Proletariats.“ (S. 243.) Das bedeutet nicht mehr und nicht 
weniger als folgendes: Stellt man an die Partei höhere Anforderungen als an 
die Klasse, so steht das in einem prinzipiellen Widerspruch zum innersten 
Wesen der Aufgaben des Proletariats. Kein Wunder, daß Akimow aus Leibes- 
kräften für eine solche T'beorie eintrat. 

Der Gerechtigkeit halber muß ich feststellen, daß Gen. Axelrod, der jetzt 
diese irrige, offenkundig zum Opportunismus neigende Formulierung zum 
Samenkorn zeuer Auffassungen machen möchte, auf dem Parteitag im Gegen- 
teil seine Bereitschaft bekundete, mit sich „handeln zu lassen“, als er sagte: 
„Aber ich merke, daß ich offene Türen einrenne... .“ (ich merke das auch an 
der neuen „Iskra“) „...denn Gen. Lenin kommt mit seinen peripherischen 


nahme in die Partei zu fassen, dann wäre die „Schwierigkeit“, die Gen. Martow soviel 
Kopfzerbrechen bereitet hat, mit einem Schlage beseitigt. Die Idee des $1 in meiner Kor- 
mulierung besteht ja gerade in dem Antrieb: „Organisiert euch!“, in der Sicherung einer 
realen Kontrolle und Leitung. Geht man vom Kern der Sache aus, so ist schon allein die 
Frage lächerlich, ob die Agenten des ZK der Partei angehören oder nicht, denn die reale 
Kontrolle über sie ist bereits dadurch vollauf und unbedingt gesichert, daß man sie zu 
Agenten ernannt hat, bereits dadurch, daß man sie auf ihren Posten als Agenten beläßt. 
Folglich kann hier von einer Vermengung der Organisierten mit den Unorganisierten (die 
Wurzel des Fehlers in der Formulierung des Gen. Martow) keine Rede sein. Die Untaug- 
lichkeit der Formel Martows besteht darin, daß all und jeder sich selbst für ein Parteimit- 
glied erklären kann, jeder Opportunist, jeder müßige Schwätzer, jeder „Professor“ und 
jeder „Gymnasiast“. Über diese Achillesferse seiner Formulierung sucht Gen. Martow ver- 
geblich binwegzutäuschen durch solche Beispiele, ‚bei denen gar nicht der Gedanke auf- 
kommen kann, sich eigenmächtig zum Mitglied zu machen, sich für ein Mitglied zu erklären, 
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Zirkalh, die als Teil der Parteiorganisation zu betrachten sind, meiner Forde- 
rung entgegen...“ (und nicht nur mit den peripherischen Zirkeln, sondern 
auch mit allen möglichen Arbeiterverbänden: vgl.$.242 der Protokolle die 
Rede des Gen. Strachow und die oben zitierten Stellen aus „Was tun?“ und 
dem „Brief an einen Genossen“) ... „Es bleiben noch die Einzelpersonen, aber 
auch hier könnte man mit sich handeln lassen.“ Ich erwiderte Gen. Axelrod, 
daß ich im allgemeinen nicht abgeneigt sei, mit mir handeln zu lassen, und 
muß jetzt erläutern, in welchem Sinne das gemeint war. Gerade was Einzel- 
personen betrifft, alle diese Professoren, Gymnasiasten usw., wäre ich am 
wenigsten bereit, Zugeständnisse zu machen; tauchen aber hinsichtlich der Ar- 
beiterorganisationen Zweifel auf, so wäre ich bereit (obwohl ich oben nach- 
gewiesen habe, daß solche Zweifel völlig unbegründet sind), meinem 51 eine 
Anmerkung etwa folgender Art hinzuzufügen: „Von den Arbeiterorganisatio- 
nen, die das Programm und das Statut der Sozialdemokratischen Arbeiter- 
partei Rußlands anerkennen, sind möglichst viele in die Parteiorganisationen 
aufzunehmen.“ Strenggenommen gehört ein solcher Wunsch natürlich nicht ins 
Statut, das sich auf rechtliche Bestimmungen zu beschränken hat, sondern in 
erläuternde Kommentare, in Broschüren (und ich habe bereits gesagt, daß ich 
in meinen Broschüren lange vor dem Statut solche Erläuterungen gegeben 
habe), aber eine solche Anmerkung würde wenigstens keine Spur von falscher 
Gedanken aufweisen, die zur Desorganisierung führen könnten, keine Spur 
von opportunistischen Betrachtungen! und „anarchistischen Konzeptionen“, 
wie sie zweifellos in Martows Formulierung enthalten sind. 


1 Zu solchen Betrachtungen, die bei den Versuchen, die Martowsche Formel zu begrün- 
den, unvermeidlich auftauchen, gehört insbesondere der Satz des Gen. Trotzki ($. 248 und 
346), daß „der Opportunismus durch kompliziertere Ursachen erzeugt (oder: durch tiefere 
bestimmt) wird als durch diesen oder jenen Punkt des Statuts — er wird hervorgerufen 
durch die relative Entwicklungsstufe der bürgerlichen Demokratie und des Proletariats ...“ 
Es handelt sich nicht darum, daß Punkte des Statuts Opportunismus erzeugen können, son- 
dern darum, mit Hilfe dieser Punkte eine mehr oder minder scharfe Wafle gegen den 
OÖpportunismus zu schmieden. Je tiefer seine Ursachen sind, um so schärfer muß diese 
Waffe sein. Deshalb ist es eine Nachtrabpolitik reinsten Wassers, wenn man mit den „tie- 
fen Ursachen“ des Opportunismus eine Formulierung rechrfertigt, die ihm Tür und Tor 
öffnet. Als Gen. Trotzki gegen Gen. Liber war, verstand er, daß das Statut ein „organi- 
siertes Mißtrauen“ des Ganzen gegen einen Teil, des Vortrupps gegen den zurückgeblie- 
benen Trupp ist; kaum hatte Gen. Trotzki aber die Partei des Gen.Liber ergriffen, da 
vergaß er das und begann sogar die Schwäche und Wankelmütigkeit bei unserer Organi- 
sierung dieses Mißtrauens (des Mißtrauens gegen den Opportunismus) mit „komplizierten 
Ursachen“, mit „der Entwicklungsstufe des Proletariats“ usw. zu rechtfertigen, Ein anderes 
Argument des Gen. Trotzki: „Der intellektuellen Jugend, die so oder anders organisiert 
ist, fällt es viel leichter, sich selbst in die Listen der Partei einzutragen“ (hervorgeboben 
von mir). Das ist es ja! Deshalb krankt an intellektueller Verschwommenheit jene Formu- 
lierung, auf Grund deren sogar unorganisierte Elemente sich für Parteimitglieder erklären 
können, nicht aber die meine, die das Recht ausschaltet, „sich selbst“ in die Listen „ein- 
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Der letzte, von mir in Anführungszeichen gesetzte Ausdruck stammt von 
Gen. Pawlowitsch, der es mit vollem Recht als Anarchismus bezeichnete, wenn 
man „unverantwortliche und sich selbst in die Partei eintragende“ Mitglieder 
anerkennt. „In die Umgangssprache übertragen“, erklärte Gen. Pawlowitsch 
dem Gen. Liber meine Formulierung, bedeutet sie: „Willst du Parteimitglied 
sein, so darfst du auch die organisatorischen Beziehungen nicht nur platonisch 
anerkennen.“ So einfach diese „Übertragung“ auch ist, erwies sie sich doch 
nicht als überflüssig (wie die Ereignisse nach dem Parteitag gezeigt haben), 
und zwar nicht nur für verschiedene zweifelhafte Professoren und Gymna- 
siasten, sondern auch für ganz echte Parteimitglieder, für die Parteispitzen ... 
Ebenso richtig hat Gen. Pawlowitsch auch auf den Widerspruch zwischen Mar- 
tows Formel und jenem unbestrittenen Grundsatz des wissenschaftlichen So- 
zialismus hingewiesen, den derselbe Gen. Martow so unglücklich zitiert hat. 
„Unsere Partei ist die bewußte Trägerin des unbewußten Prozesses.“ So ist es. 
Und eben darum ist es falsch, danach zu streben, daß „jeder Streikende“ sich 
Parteimitglied nenne, denn wäre „jeder Streik“ nicht nur ein elementarer 
Ausdruck des machtvollen Klasseninstinkts und des Klassenkampfes, der un- 
vermeidlich zur sozialen Revolution führt, sondern ein bewußter Ausdruck 
dieses Prozesses, dann... dann wäre der Generalstreik keine anarchistische 
Phrase, dann würde unsere Partei sofort und mit einem Schlage die gesamte 
Arbeiterklasse erfassen und folglich auch mit einem Schlage der gesamten bür- 
gerlichen Gesellschaft ein Ende machen... Um ir Wirklichkeit die bewußte 


zutragen“. Gen. Trotzki meint, wenn das ZK die Organisation der Opportunisten „nicht 
anerkennt“, so nur wegen des Charakters der Leute, da aber diese Leute als politische 
Persönlichkeiten bekannt sind, seien sie nicht gefährlich, und man könne sie durch einen 
allgemeinen Parteiboykott entfernen. Das trifft nur auf die Fälle zu, in denen man jeman- 
den aus der Partei entfeınen muß (und auch da ist es nur zur Hälfte richtig, denn eine 
organisierte Partei entfernt durch Abstimmung und nicht durch Boykott). Das trifft ganz 
und gar nicht zu auf die viel häufigeren Fälle, in denen es unsinnig wäre, zu entfernen, 
in denen man nur kontrollieren muß. Zum Zwecke der Kontrolle kann das ZK absichtlich 
unter bestimmten Bedingungen eine nicht ganz zuverlässige, aber arbeitsfähige Organisation 
in die Partei aufnehmen, um sie zu prüfen, um zu versuchen, sie auf den richtigen Weg 
zu bringen, um durch seine Leitung ihre teilweisen Abweichungen zu paralysieren usw. Eine 
solche Aufnahme in die Partei ist nicht gefährlich, wern es allgemein nicht zugelassen 
wird, daß man „sich selbst“ in die Parteilisten „einträgt“. Eine solche Aufnahme wird oft 
von Nutzen scin, können doch dabei irrige Auffassungen und eine irrige Taktik offen und 
verantwortlich geäußert, kontrolliert (und erörtert) werden. „Sollen aber die juristischen 
Definitionen den faktischen Verhältnissen entsprechen, so muß die Formel des Gen. Lenin 
abgelehnt werden“, sagt Gen. Trotzki, und wiederum spricht er wie ein Opportunist. Die 
faktischen Verhältnisse sind nichts Totes, sondern etwas Lebendiges und sich Entwickeln- 
des. Die juristischen Definitionen können der fortschrittlichen Entwicklung dieser Verhält- 
nisse entsprechen, können aber auch (wenn diese Definitionen schlecht sind) einem Rück- 
schritt oder Stillstand „entsprechen“. Dieser letztgenannte Fall ist eben der „Fall“ des Gen. 
Martow. - 
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‚nie zulassen, daß die Unterstützung der Sozialdemokratie, daß die Teilnahme R 


‚Akimow und Liber, die Martows Formulierung zum Siege verholfen hatten!, 


nisse zu schaffen, die ein nee iveau der B 
Niveau systematisch heben. „Geht man schon den Weg 


Programms streichen, denn um das Programm anzunehmen, muß man e 
zu eigen machen und begreifen... Die Anerkennung des Programms se t eir 
ziemlich hohes Niveau des politischen Bewußtseins voraus.“ Wir werden 


an dem von ihr geleiteten Kampf durch irgendwelche Forderungen Base 
nung, Verständnis usw.) künstlich beschränkt wird, denn diese Teilnahme. x 
selbst bebt allein durch die Tatsache, daß sie in Erscheinung tritt, sowohl das S 
Klassenbewußtsein als auch die organisatorischen Instinkte; haben wir uns 3 
aber zu planmäßiger Arbeit ir der Partei vereinigt, so müssen wir dafür sor u > 
gen, daß diese Planmäßigkeit gesichert ist. 
Daß die Warnung des Gen. Pawlowitsch hinsichtlich des Programms ei, 
überflüssig war, zeigte sich sofort, noch in derselben Sitzung. Die Genossen 


offenbarten gleich darauf ihre wahre Natur, indem sie forderten ($. 254/255), 
daß man auch (um „Mitglied“ der Partei zu sein) das Programm nur plato- 
nisch, nur in seinen „Grundzügen“ anzuerkennen brauche. „Der Antrag des 
Gen. Akimow ist vom Standpunkt des Gen. Martow durchaus logisch“, be- 
merkte Gen. Pawlowitsch. Leider ist aus den Protokollen nicht zu ersehen, 
wieviel Stimmen dieser Antrag Akimows auf sich vereinigte, aber wahrschein- { 
lich nicht weniger als sieben (fünf Bundisten, Akimow und Brucker). Und 
gerade der Umstand, daß sieben Delegierte den Parteitag verließen, verwan- 
delte die „kompakte Mehrheit“ (der Antiiskristen, des „Zentrums“ und der ? 
Martowleute), die sich bei $ 1 des Statuts zu bilden begonnen hatte, in eine 
kompakte Minderheit! Gerade der Umstand, daß diese sieben Delegierten 
den Parteitag verließen, brachte den Antrag, die alte Redaktion zu bestätigen, # 
zum Scheitern und führte zu der angeblich empörenden Verletzung der „Kon- 
tinuität“ in der Leitung der „Iskra“! Diese originelle Siebenergruppe war die 
einzige Rettung und das Unterpfand für die iskristische „Kontinuität“; diese 
Siebenergruppe setzte sich aus den Bundisten, Akimow und Brucker zusam- 
men, d.h. gerade den Delegierten, die gegen die Begründung für die An- 
erkennung der „Iskra“ als Zentralorgan gestimmt hatten, gerade den Delegier- 
ten, deren Opportunismus dutzendemal vom Parteitag bezeugt und insbeson- 


I Dafür wurden 28, dagegen 22 Stimmen abgegeben. Von den acht Antiskristen waren 
sieben für Martow, einer für mich. Ohne die Unterstützung der Opportunisten hätte Gen. 
Martow seine opportunistische Formel nicht durchgesetzt, (Auf der Ligakonferenz versuchte 
Gen. Martow sehr unglücklich, diese einwandfreie Tatsache zu widerlegen, er beschränkte 
sich aus irgendeinem Grunde nur auf die Stimmen der Bundisten und vergaß Gen. Akimow 
und dessen Freunde, oder richtiger, er erinnerte sich ihrer erst, als dies gegen mich spre- 
chen konnte — das Einverständnis des Gen. Brucker mit mir.) 
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dere auch von Martow und Plechanow bei der Frage, ob man $1 hinsichtlich 
des Programms zzildern solle, bezeugt worden war. Die „Kontinuität“ der 
„Iskra“, behütet von den Antiiskristen! - damit kommen wir zum Auftakt der 
Tragikomödie nach dem Parteitag... 


q) Die neue „Iskra“ 
Der Opportunismus in organisatorischen Fragen 


... Das Streben der neuen „Iskra“, unter dem Schein neuer Worte altbekannte 
Dinge zu wiederholen und Binsenwahrheiten wiederzukäuen, ist jedoch durch- 
aus kein Zufall, sondern die unvermeidliche Folge jener Lage, in der sich 
Axelrod und Martow befanden, nachdem sie in den opportunistischen Flügel 
unserer Partei geraten waren. Die Lage verpflichtet. Man muß opportuni- 
stische Phrasen wiederholen, man muß nach rückwärts gehen und versuchen, 
in der fernen Vergangenheit wenigstens eine gewisse Rechtfertigung für seine 
Stellung zu finden, die vom Standpunkt des Kampfes auf dem Parteitag und 
der Schattierungen und Gruppierungen, die sich auf dem Parteitag herausgebil- 
det haben, nicht zu verteidigen ist. Den Akimowschen Weisheiten über Jako- 
binertum und Blanquismus fügt Genosse Axelrod die ebenfalls Akimowschen 
Klagen darüber hinzu, daß nicht nur die „Ökonomisten“, sondern auch die 
„Politiker“ „einseitig“ waren, sich allzuschr „hinreißen ließen“ usw. usf. Liest 
man die hochtrabenden Ausführungen über dieses Thema in der neuen 
„Iskra“, die hoffärtig den Anspruch erhebt, über all diesen Einseitigkeiten und 
Überspitzungen zu stehen, so fragt man sich erstaunt; Wen wollen sie da 
konterfeien? Wo hören sie die Redereien? Wer weiß denn nicht, daß die Tei- 
lung der russischen Sozialdemokraten in Ökonomisten und Politiker längst 
überholt ist? Durchblättert die „Iskra“ der letzten ein bis zwei Jahre vor dem 
Parteitag, und ihr werdet sehen, daß der Kampf gegen den „Ökonomismus“ 
abebbt und bereits 1902 vollkommen aufhört; ihr werdet schen, daß zum 
Beispiel im Juli 1903 (Nr. 43) von den „Zeiten des Ökonomismus“ als von 
„endgültig überwundenen“ Zeiten gesprochen wird, der Ökonomismus gilt als 
„endgültig zu Grabe getragen“, die Überspitzungen der Politiker werden als 
augenscheinlicher Atavismus betrachtet. Aus welchem Grunde kehrt also die 
neue Redaktion der „Iskra“ zu dieser endgültig zu Grabe getragenen Teilung 
zurück? Haben wir denn auf dem Parteitag gegen die Akimow wegen der 
Fehler gekämpft, die sie vor zwei Jahren im „Rabotscheje Delo“ begangen 
haben? Hätten wir das getan, so wären wir komplette Idioten. Aber jeder 
weiß, daß wir das nicht getan haben, daß wir auf dem Parteitag die Akimow 
nicht wegen ihrer alten, endgültig zu Grabe getragenen Fehler im „Rabot- 
scheje Delo“ bekämpften, sondern wegen der neuen Fehler, die sie in ihren 
Ausführungen und in ihren Abstimmungen auf dem Parteitag machten. Nicht 


66 


auf Grund ihrer Stellung im „Rabotscheje Delo“, sondern auf Grund ihrer 
Stellung auf dem Parteitag haben wir geurteilt, welche Fehler tatsächlich über- 
wunden sind und welche noch lebendig sind und Diskussionen notwendig 
machen. Zur Zeit des Parteitags bestand die alte Teilung in Ökonomisten und 
Politiker nicht mehr, aber es waren noch verschiedenartige opportunistische 
Tendenzen vorhanden, die in den Debatten und Abstimmungen über eine 
Reihe von Fragen zum Ausdruck kamen und die schließlich zu einer neuen 
Teilung der Partei in eine „Mehrheit“ und eine „Minderheit“ führten. Der 
springende Punkt bei der ganzen Sache ist, daß die neue Redaktion der 
„Iskra“ aus leichtverständlichen Gründen den Zusammenhang dieser neuen 
Teilung mit dem heutigen Opportunismus in unserer Partei vertuschen möchte 
und daß sie daher von der neuen Teilung zur alten zurückgehen muß. Da sie 
nicht imstande ist, den politischen Ursprung der neuen Teilung zu erklären 
(oder aus Nachgiebigkeit diesen Ursprung verschleiern möchte!), so muß sie 
wohl oder übel die längst verdaute alte Teilung wiederkäuen. Jedermann 
weiß, daß der neuen Teilung eine Meinungsverschiedenheit in organisatori- 
schen Fragen zugrunde liegt, die mit einem Streit um die Prinzipien der Or- 
ganisation ($ 1 des Statuts) begann und mit einer der Anarchisten würdigen 
„Praxis“ endete. Der alten Teilung in Ökonomisten und Politiker hatte eine 
Meinungsverschiedenheit hauptsächlich in taktischen Fragen zugrunde gelegen. 

Dieses Zurückgehen von verwickelteren, wirklich zeitgemäßen und brennen- 
den Fragen des Parteilebens zu längst gelösten Fragen, die künstlich aus- 
gegraben werden, sucht die neue „Iskra“ mit einer ergötzlichen Tiefgründig- 
keit zu rechtfertigen, die man nur als Nachtrabphilosophie bezeichnen kann. 
Nachdem Gen. Axelrod den Anfang damit gemacht hat, zieht sich nun durch 
alle Schreibereien der neuen „Iskra“ wie ein roter Faden der tiefe „Gedanke“, 
daß der Inhalt wichtiger ist als die Form, daß das Programm und die Taktik 
wichtiger sind als die Organisation, daß „die Lebensfähigkeit der Organisa- 
tion direkt proportional ist dem Umfang und der Bedeutung jenes Inhalts, 
den sie in die Bewegung hineintragen wird“, daß der Zentralismus nicht 
„etwas sich selbst Genügendes“, kein „alles rettender Talisman“ ist usw. usf. 
Tiefe, große Wahrheiten! Das Programm ist tatsächlich wichtiger als die Tak- 


I Siehe Plechanows Artikel über den „Ökonomismus“ in Nr.53 der „Iskra“. In den 
Untertitel dieses Artikels hat sich anscheinend cin kleiner Druckfehler eingeschlichen. An- 
statt: „Gedanken über den zweiten Parteitag“ muß es offensichtlich heißen: „über die 
Ligakonferenz“ oder auch „über die Kooptation“.-So angebracht unter Umständen Nach- 
giebigkeit gegenüber persönlichen Ansprüchen sein kann, so unzulässig ist es (vom Partei- 
und nicht vom Spießerstandpunkt aus), daß die Partei bewegende Fragen durcheinander- 
geworfen werden, daß die Frage des neuen Fehlers Martows und Axelrods, die begonnen 
haben, von der Orthodoxie zum Opportunismus abzuschwenken, ersetzt wird durch die 
Frage des alten Fehlers (an den jetzt außer der neuen „Iskra“ niemand mehr denkt) der 
Martynow und Akimow, die heute vielleicht bereit sind, in vielen Fragen des Programms 
und der Taktik vom Opportunismus zur Orthodoxie umzuschwenken. 
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tik, die Taktik wichtiger als die Organisation. Das Abc ist wichtiger als die 
Etymologie, die Etymologie wichtiger als die Syntax — was aber soll man von 
Leuten sagen, die beim Examen in der Syntax durchgefallen sind und sich 
jetzt wichtig tun und sich damit brüsten, daß sie in der unteren Klasse sitzen- 
geblieben sind? Gen. Axelrod urteilte über prinzipielle Fragen der Organisa- 
tion wie ein Opportunist ($ 1) und handelte in der Organisation wie ein Anar- 
chist (Ligakonferenz) — und jetzt vertieft er die Sozialdemokratie: die Trau- 
ben sind zu sauer! Was ist eigentlich die Organisation? sie ist doch nur eine 
Form; was ist der Zentralismus? er ist doch kein Talisman; was ist die Syn- 
tax? sie ist doch weniger wichtig als die Etymologie, sie ist nur eine Form, in 
der sich die etymologischen Elemente verbinden... „Wird uns Gen. Alexan- 
drow nicht zustimmen“, fragt die neue Redaktion der „Iskra“ siegesbewußt, 
„wenn wir sagen, daß der Parteitag durch die Ausarbeitung des Parteiprogramms 
die Zentralisierung der Parteiarbeit viel mehr gefördert hat als durch die An- 
nahme des Statuts, wie vollkommen dieses auch scheinen möge?“ (Nr. 56, Bei- 
lage.) Es ist zu hoffen, daß dieser klassische Ausspruch eine nicht weniger 
breite und nicht weniger dauerhafte geschichtliche ‚Berühmtheit erlangen wird 
als der bekannte Satz des Gen. Kritschewski, daß die Sozialdemokratie sich 
ebenso wie die Menschheit immer nur Aufgaben stelle, die sie lösen kann. 
Diese Tiefgründigkeit der neuen „Iskra“ ist ja ganz von derselben Art. Wes- 
halb ist der Satz des Gen. Kritschewski verlacht worden? Weil er den Fehler 
eines gewissen Teils der Sozialdemokraten in taktischen Fragen, die Unfähig- 
keit, politische Aufgaben richtig zu stellen, durch eine Plattheit rechtfertigte, 
die er für Philosophie ausgab. Ganz genauso rechtfertigt auch die neue „Iskra“ 
den Fehler eines gewissen Teils der Sozialdemokraten in organisatorischen 
Fragen, die intelligenzlerische Wankelmütigkeit gewisser Genossen, die sie 
zur anarchistischen Phrase führte, durch die Plattheit, daß das Programm 
wichtiger sei als das Statut, daß Programmfragen wichtiger seien als Organi- 
sationsfragen! Ist das etwa nicht Nachtrabphilosophie? Heißt das etwa nicht, 
sich damit zu brüsten, daß man ‘in der unteren Klasse sitzengeblieben ist? 
Die Annahme des Programms fördert die Zentralisierung der Arbeit mehr 
als die Annahme des Statuts. Wie riecht doch diese Plattheit, die für Philoso- 
phie ausgegeben wird, nach radikalem Intellektuellentum, das der bürgerlichen 
Dekadenz viel nähersteht als dem Sozialdemokratismus! Denn das Wort Zen- 


. tralisierung wird in diesem berühmten Satz schon ganz symbolisch aufgefaßt. 


Wenn die Urheber dieses Satzes nicht denken können oder wollen, so sollten 
sie sich doch wenigstens die einfache Tatsache in Erinnerung rufen, daß die 
Annahme des Programms zusammen mit den Bundisten keineswegs zu einer 
Zentralisierung unserer gemeinsamen Arbeit geführt, ja uns nicht einmal vor 
einer Spaltung bewahrt hat. Die Einheit in Fragen des Programms und in 
Fragen der Taktik ist eine notwendige, aber noch unzureichende Bedingung 
für die Vereinigung der Partei, für die Zentralisierung der Parteiarbeit (du 
lieber Gott! welche Binsenwahrheiten muß man heutzutage, da sich alle Be- 
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griffe verwirrt haben, wiederkäuen!). Dafür ist noch die Einheit der Organi- 
sation notwendig, die in einer dem Rahmen eines Familienzirkels halbwegs 
entwachsenen Partei undenkbar ist ohne ein festgelegtes Statut, ohne die Unter- 
ordnung der Minderheit unter die Mehrheit, ohne die Unterordnung des Teils 
unter das Ganze. Solange wir in den Grundfragen des Programms und der 
Taktik keine Einheit hatten, sagten wir auch offen, daß wir im Zeitalter der 
Zerfahrenheit und des Zirkelwesens leben, erklärten wir offen, daß man sich 
voneinander abgrenzen muß, bevor man sich vereinigt, sprachen wir gar nicht 
von den Formen einer gemeinsamen Organisation, sondern ausschließlich von 
den neuen (damals wirklich neuen) Fragen des programmatischen und takti- 
schen Kampfes gegen den Opportunismus. Jetzt hat dieser Kampf, wie wir alle 
anerkennen, bereits eine genügende Einheit gesichert, die im Parteiprogramm 
und in den Parteiresolutionen über die Taktik formuliert worden ist; jetzt 
mußten wir den nächsten Schritt tun, und wir haben ihn, mit unser aller Ein- 
verständnis, getan: wir haben die Formen einer einheitlichen, alle Zirkel zu 
einem Ganzen zusammenfassenden Organisation erarbeitet. Man hat jetzt diese 
Formen zur Hälfte zerstört und uns zurückgezerrt zum anarchistischen Verhal- 
ten, zur anarchistischen Phrase, zur Wiederherstellung eines Zirkels an Stelle der 
Parteiredaktion, und rechtfertigt jetzt diesen Schritt zurück damit, daß das Abc 
die literarische Ausdrucksweise mehr fördere als die Kenntnis der Syntax! 

Die Nachtrabphilosophie, die vor drei Jahren in den taktischen Fragen Blü- 
ten trieb, erlebt jetzt in der Anwendung auf die organisatorischen Fragen ihre 
Auferstehung. Man nehme folgende Erwägung der neuen Redaktion. „Die 
kämpferische sozialdemokratische Richtung“, sagt Gen. Alexandrow, „muß in 
der Partei nicht nur durch den ideologischen Kampf, sondern auch durch be- 
stimmte organisatorische Formen durchgesetzt werden.“ Die Redaktion be- 
lehrt uns: „Diese Gegenüberstellung von ideologischem Kampf und organisa- 
torischen Formen ist nicht übel. Der ideologische Kampf ist ein Prozeß, die 
organisatorischen Formen aber sind nur ... Formen“ (wahrhaftig, so steht es 
wörtlich gedruckt in Nr. 56, Beilage, S. 4, Spalte 1, unten!), „die dem in 
Fluß befindlichen, sich entwickelnden Inhalt, der sich entfaltenden praktischen 
Parteiarbeit eine Hülle geben sollen.“ Das ist schon ganz im Geiste der Platt- 
heit, daß eine Kugel eine Kugel und eine Bombe eine Bombe ist. Der ideolo- 
gische Kampf ist ein Prozeß, die organisatorischen Formen aber sind nur For- 
men, die den Inhalt umhüllen! Es geht darum, ob unser ideologischer Kampf 
sich in höhere Formen hüllen wird, in die Formen einer für alle verbindlichen 
Parteiorganisation, oder in die Formen der alten Zerfahrenheit und des alten 
Zirkelwesens. Man hat uns von höheren Formen zu primitiveren Formen zu- 
rückgezerrt und rechtfertigt das damit, daß der ideologische Kampf ein Prozeß 
sei, die Formen aber nur Formen seien. Ganz genauso hat uns Gen. Kri- 
tschewski einstmals von der Taktik als Plan zur Taktik als Prozeß zurück- 
gezerrt. 

Man betrachte die dünkelhaften Phrasen der neuen „Iskra“ über die „Selbst- 
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erziehung des Proletariats“, die denen entgegengehalten werden, die es angeb- 
lich fertigbringen, über der Förm den Inhalt zu vergessen (Nr. 58, Leitartikel). 
Ist das etwa nicht ein Akimowismus Nummer zwei? Der Akimowismus Num- 
mer eins versuchte die Rückständigkeit eines gewissen Teils der sozialdemo- 
kratischen Intelligenz in der taktischen Aufgabenstellung durch Hinweise auf 
den „tieferen“ Inhalt des „proletarischen Kampfes“, durch Hinweise auf die 
Selbsterziehung des Proletariats zu rechtfertigen. Der Akimowismus Nummer 
zwei versucht die Rückständigkeit eines gewissen Teils der sozialdemokra- 
tischen Intelligenz in den theoretischen und praktischen Fragen der Organisa- 
tion durch ebenso tiefsinnige Hinweise darauf zu rechtfertigen, daß die Orga- 
nisation nur eine Form sei und daß es nur auf die Selbsterziehung des Prole- 
tariats ankomme. Das Proletariat fürchtet die Organisation und die Disziplin 
nicht, meine Herren, die ihr so besorgt seid um den jüngeren Bruder! Das 
Proletariat wird keinen Finger dafür rühren, daß die Herren Professoren und 
Gymnasiasten, die keiner Organisation beitreten wollen, als Parteimitglieder 
anerkannt werden, nur weil sie unter der Kontrolle einer Organisation arbei- 
ten. Das Proletariat wird durch sein ganzes Leben viel radikaler zur Organi- 
sation erzogen als viele Intelligenzler. Das Proletariat, das sich unser Pro- 
gramm und unsere Taktik einigermaßen zu eigen gemacht hat, wird die orga- 
nisatorische Rückständigkeit nicht durch Hinweise darauf rechtfertigen wollen, 
daß die Form weniger wichtig sei als der Inhalt, Nicht dem Proletariat, son- 
dern manchen Intellektuellen in unserer Partei mangelt es an Selbsterziehung 
im Geiste der Organisation und der Disziplin, im Geiste der Feindschaft und 
der Verachtung für die anarchistische Phrase. Die Akimow Nummer zwei ver- 
leumden das Proletariat ebenso, wenn sie von der mangelnden Vorbereitung 
zur Organisation reden, wie die Akimow Nummer eins es verleumdet haben, 
als sie von der mangelnden Vorbereitung zum politischen Kampf redeten. Ein 
Proletarier, der ein bewußter Sozialdemokrat geworden ist und sich als Partei- 
mitglied fühlt, wird die Nachtrabphilosophie in den organisatorischen Fragen 
mit derselben Verachtung zurückweisen, mit der er sie in den taktischen Fra- 
gen zurückgewiesen hat. 

Man betrachte schließlich die tiefgründige Weisheit des „Praktikers“ der 
neuen „Iskra“. „Die richtig verstandene Idee einer ‚kämpferischen‘ zentralisti- 
schen Organisation“, sagt er, „welche die Tätigkeit“ (die Hervorhebung ver- 
tieft den Gedanken) „der Revolutionäre vereinigt und zentralisiert, setzt sich 
auf natürliche Weise nur dann im Leben durch, wenn eine solche Tätigkeit 
vorbanden ist“ (wie neu und wie klug!); „die Organisation selbst kann als 
Form“ (hört, hört!) „nur gleichzeitig“ (hervorgehoben, wie überall in diesem 
Zitat, vom Verfasser) „mit dem Wachstum der revolutionären Arbeit wachsen, 
die ihr Inhalt ist.“ (Nr. 57.) Erinnert das nicht immer wieder an jenen Helden 
des Volksmärchens!, der beim Anblick eines Leichenzuges ruft: Mögen euch 


I Iwanuschka Duratschok — Iwan der Dummkopf. Die Red. 
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immer so glückliche Tage beschieden sein? Sicherlich wird sich in unserer Par- 
tei kein einziger Praktiker (ohne Anführungsstriche) finden, der nicht ver- 
stehen würde, daß gerade die Form unserer Tätigkeit (d. h. die Organisation) 
seit langem hinter dem Inhalt zurückbleibt, und zwar furchtbar zurückbleibt, 
daß die Mahnrufe an die zurückbleibenden Leute: Schritt halten, nicht vor- 
auseilen! nur den Iwanuschkas der Partei anstehen. Versucht doch zum Bei- 
spiel einmal, unsere Partei mit dem „Bund“ zu vergleichen! Es unterliegt nicht 
dem geringsten Zweifel, daß der Irhalt! der Arbeit unserer Partei unermeß- 
lich reichhaltiger, vielseitiger, umfassender und tiefer ist als beim „Bund“, 
Größer ist der theoretische Schwung, entwickelter das Programm, umfassender 
und tiefer die Einwirkung auf die Arbeitermassen (und nicht allein auf die 
organisierten Handwerker), vielseitiger die Propaganda und Agitation, leben- 
diger der Puls der politischen Arbeit bei den Funktionären und einfachen Mit- 
gliedern, machtvoller die Volksbewegung bei Demonstrationen und allgemei- 
nen Streiks, energischer die Tätigkeit unter den nichtproletarischen Schichten. 
Und die „Form“? Die „Form“ unserer Arbeit ist im Verhältnis zu jener des 
„Bund“ ganz unzulässig zurückgeblieben, so weit zurückgeblieben, daß es in 
die Augen sticht, daß es jedem die Schamröte ins Gesicht treibt, der den An- 
gelegenheiten seiner Partei nicht „wurstig“ gegenübersteht. Die Rückständig- 
keit der Organisation im Vergleich zum Inhalt der Arbeit - das ist unser wun- 
der Punkt, und sie war der wunde Punkt schon lange vor dem Parteitag, 
lange vor der Bildung des OK. Die mangelnde Entwicklung und Festigkeit der 
Form gibt keine Möglichkeit, weitere ernste Schritte in der Entwicklung des 
Inhalts zu machen, sie ruft einen beschämenden Stillstand hervor, führt zu 
einer Vergeudung der Kräfte, zu einem Mißverhältnis zwischen Wort und 
Tat. Alle leiden maßlos unter diesem Mißverhältnis - und da kommen die 
Axelrod und die „Praktiker“ der neuen „Iskra“ mit der tiefgründigen Predigt: 
Die Form muß auf natürliche Weise wachsen, nur gleichzeitig mit dem Inhalt! 

Da seht ihr, wohin ein kleiner Fehler in der Organisationsfrage ($ 1) führt, 
wenn man den Unsinn vertiefen und die opportunistische Phrase philosophisch 
begründen will, Mit Furcht und Bangen im Zickzack gegangen! - wir haben 
diese Melodie in Anwendung auf die Fragen der Taktik gehört; wir hören 
sie jetzt in Anwendung auf die Fragen der Organisation. Die Nachtrabpolitik 
in organisatorischen Fragen ist das nätürliche und unvermeidliche Produkt der 
Mentalität des anarchistischen Individualisten, wenn dieser seine (zunächst 
vielleicht zufälligen) anarchistischen Abweichungen zu einem System von An- 


I Ich sehe schon ganz davon ab, daß der Inbalt unserer Parteiarbeit auf dem Parteitag 


‘ (im Programm usw.) im Sinne der revolutionären Sozialdemokratie nur auf dem Wege 


eines Kampfes festgelegt werden konnte, eines Kampfes gegen dieselben Antiiskristen und 
denselben Sumpf, deren Vertreter in unserer „Minderheit“ zahlenmäßig überwiegen. Es 
wäre auch interessant, wenn man schon von „Inhalt“ spricht, beispielsweise sechs Nummern 
der alten „Iskra“ (Nr. 46-51) und zwölf Nummern der neuen „Iskra“ (Nr. 52-63) zu ver- 
gleichen. Aber das cin anderes Mal. 
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schauungen, zu besonderen prinzipiellen Meinungsverschiedenheiten erhebt. 
Auf der Ligakonferenz haben wir den Anfang dieses Anarchismus geschen, in 
der neuen „Iskra“ sehen wir die Versuche, ihn zu einem System. von Anschau- 
ungen zu erheben. Diese Versuche bestätigen auffallend den schon auf dem 
Parteitag geäußerten Gedanken von den verschiedenen Standpunkten des bür- 
gerlichen Intellektuellen, der sich der Sozialdemokratie anschließt, und des 
Proletariers, der sich seiner Klasseninteressen bewußt geworden ist. Derselbe 
„Praktiker“ der neuen „Iskra“ z. B., dessen tiefgründige Weisheit wir bereits 
kennengelernt haben, wirft mir vor, daß ich mir die Partei „als eine ungeheure 
Fabrik“ vorstelle, an deren Spitze als Direktor das Zentralkomitee steht (Nr. 57, 
Beilage). Der „Praktiker“ ahnt nicht, daß das von ihm gebrauchte furchtbare 
Wort sofort die Mentalität des bürgerlichen Intellektuellen verrät, der weder 
die Praxis noch die Theorie der proletarischen Organisation kennt, Gerade 
die Fabrik, die so manchem nur als Schreckgespenst erscheint, ist die höchste 
Form der kapitalistischen Kooperation, die das Proletariat vereinigte und 
disziplinierte, die es lehrte, sich zu organisieren, und es an die Spitze aller 
übrigen Schichten der werktätigen und ausgebeuteten Bevölkerung stellte. Ge- 
rade der Marxismus als Ideologie des durch den Kapitalismus geschulten Pro- 
letariats belehrte und belehrt die wankelmütigen Intellektuellen über den Un- 
terschied zwischen der ausbeuterischen Seite der Fabrik (der auf der Furcht 
vor dem Hungertod beruhenden Disziplin) und ihrer organisierenden Seite 
(der auf der gemeinsamen, durch die Bedingungen der technisch hochentwickel- 
ten Produktion vereinigten Arbeit beruhenden Disziplin). Disziplin und Or- 
ganisation, die der bürgerliche Intellektuelle so schwer begreift, eignet sich das 
Proletariat dank der „Schule“, die es in der Fabrik durchmacht, besonders 
leicht an. Die Todesangst vor dieser Schule, das völlige Nichtverstehen ihrer 
organisierenden Bedeutung sind eben für Denkmethoden charakteristisch, die 
kleinbürgerliche Existenzbedingungen widerspiegeln und jene Art von Anar- 
chismus erzeugen, die von den deutschen Sozialdemokraten |Edelanarchis- 
mus] genannt wird, d.h. den Anarchismus des „edlen“ Herrn, den Herren- 
anarchismus, möchte ich sagen. Dem russischen Nihilisten ist dieser Edel- 
anarchismus besonders eigen. Die Parteiorganisation erscheint ihm als eine 
ungeheuerliche „Fabrik“, die Unterordnung des Teils unter das Ganze und 
der Minderheit unter die Mehrheit betrachtet er als „Knechtung“ (siehe die 
Feuilletons Axelrods), die Arbeitsteilung unter der Leitung einer Zentralstelle 
ruft bei ihm ein tragikomisches Gezeter über die Verwandlung der Menschen 
in „Rädchen und Schräubchen“ hervor (wobei als besonders mörderische Art 
dieser Verwandlung die Verwandlung von Redakteuren in Mitarbeiter be- 
trachtet wird), die Erwähnung des Organisationsstatuts der Partei ruft eine 
verächtliche Grimasse und die geringschätzige Bemerkung (an die Adresse der 
„Formalisten“) hervor, daß es ja auch ganz ohne Statut gehe, 

Das ist unglaublich, aber wahr: eben eine solche schulmeisterliche Bemer- 
kung macht gegen mich Gen. Martow in Nr.58 der „Iskra“, wobei er sich 
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zwecks größerer Überzeugungskraft auf meine eigenen Worte im „Brief an 
einen Genossen“ beruft. Ist das etwa nicht „Edelanarchismus“, ist das etwa 
nicht Nachtrabpolitik, wenn man in der Zeit, da es schon eine Partei gibt, mit 
Beispielen aus der Zeit der Zerfahrenheit, aus der Zeit der Zirkel die Auf- 
rechterhaltung und Verherrlichung des Zirkelwesens und der Anarchie recht- 
fertigt? 

Warum brauchten wir früher keine Statuten? Weil die Partei aus einzelnen 
Zirkeln bestand, die durch kein organisatorisches Band miteinander verbunden 


‚waren, Der Übergang von einem Zirkel in einen andern war einzig und allein 


Sache des „guten Willens“ des einen oder anderen Individuums, das keinen in 
einer bestimmten Form zum Ausdruck gebrachten Willen des Ganzen vor sich 
hatte. Die strittigen Fragen innerhalb der Zirkel wurden nicht gemäß Statut 
entschieden, „sondern durch Kampf und durch die Drohung, fortzugeben“, 
wie ich mich in meinem „Brief an einen Genossen“ ausdrückte!; ich stützte 
mich dabei auf die Erfahrung einer Reihe von Zirkeln im allgemeinen und un- 
seres eigenen Redaktions-Sechserkollegiums im besonderen. In der Zeit der 
Zirkel war eine solche Erscheinung natürlich und unvermeidlich, aber nie- 
mandem fiel es ein, sie zu verherrlichen, sie als Ideal zu betrachten, alle be- 
schwerten sich über diese Zerfahrenheit, allen war sie lästig, und alle sehnten 
sich nach einer Verschmelzung der zersplitterten Zirkel zu einer festgefügten 
Parteiorganisation. Und jetzt, da diese Verschmelzung zustande gekommen 
ist, zerrt man uns zurück, tischt man uns — als höchste organisatorische Er- 
kenntnis — eine anarchistische Phrase auf! Den Leuten, die sich an den weiten 
Schlafrock und die Pantoffeln des Oblomowschen!! Familienzirkels gewöhnt 
haben, erscheint das formale Statut eng und beschränkt, lästig und niedrig, 
bürokratisch und knechtend, den freien „Prozeß“ des ideologischen Kampfes 
beengend. Der Edelanarchismus begreift nicht, daß ein formales Statut ge- 
trade notwendig ist, um die engen Zirkelbindungen durch eine breite Partei- 
bindung zu ersetzen. Es war nicht nötig und nicht möglich, die Bindung in- 
nerhalb des Zirkels oder zwischen den Zirkeln in eine feste Form zu bringen, 
denn diese Bindung fußte auf Freundschaft oder auf einem nicht rechenschafts- 
pflichtigen und nicht motivierten „Vertrauen“. Die Parteibindung kann und 
darf weder auf dem einen noch auf dem andern fußen, sie muß sich stützen 


“auf ein formelles, (vom Standpunkt des undisziplinierten Intellektuellen) 


„bürokratisch“ redigiertes Statut, dessen strenge Einhaltung uns allein vor 
dem Zirkeldünkel, den Zirkellaunen, den Zirkelmethoden jener Katzbalgerei 
bewahrt, die man den freien „Prozeß“ des ideologischen Kampfes nennt. 

Die Redaktion der neuen „Iskra“ trumpft gegen Alexandrow mit der schul- 
meisterlichen Belehrung auf, daß „Vertrauen ein heikles Ding“ sei, „das man 
in die Herzen und Köpfe nicht einhämmern“ könne (Nr. 56, Beilage). Die 


I Siehe den vorliegenden Band, $. 28: Die Red. 
UI Titelheld eines Romans von Gontscharow. Die Red. 
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Redaktion begreift nicht, daß eben diese Betonung der Kategorie des Ver- 


trauens, des zackten Vertrauens, ihren Edelanarchismus und ihre organisato- 


rische Nachtrabpolitik wieder einmal handgreiflich verrät. Als ich Mitglied 
eines bloßen Zirkels war, des Sechserkollegiums der Redaktion oder der 
„Iskra“-Organisation, da durfte ich mich, wenn ich z.B. mit X nicht zusam- 
menarbeiten wollte, zur Rechtfertigung einzig und allein auf mein Mißtrauen 
berufen, über das ich keine Rechenschaft abzulegen und das ich nicht zu moti- 
vieren brauchte. Seitdem ich Mitglied der Partei bin, darf ich mich nicht nur auf 
mein unbestimmtes Mißtrauen berufen, denn das würde jeder Art Launen 
und jeder Art Dünkel des alten Zirkelwesens Tür und Tor öffnen; ich muß 
mein „Vertrauen“ oder „Mißtrauen“ mit formellen Argumenten begründen, 
d.h. mit dem Hinweis auf diese oder jene formell festgelegte Satzung unseres 
Programms, unserer Taktik, unseres Statuts; ich darf mich nicht auf ein will- 
kürliches „Vertrauen“ oder „Mißtrauen“ beschränken, sondern ich muß. ein- 
sehen, daß über alle meine Entschlüsse und überhaupt über alle Entschlüsse 
jedes Teils der Partei vor der Gesamtpartei Rechenschaft abzulegen ist; ich 
muß den formell vorgeschriebenen Weg gehen, um meinem „Mißtrauen“ Aus- 
druck zu geben, um die Ansichten und die Wünsche durchzusetzen, die sich 
aus diesem Mißtrauen ergeben. Wir haben uns bereits vom Zirkelstandpunkt 
des willkürlichen „Vertrauens“ zum Parteistandpunkt erhoben, der die Ein- 
haltung rechenschaftspflichtiger und formell vorgeschriebener Methoden ver- 
langt, mittels deren das Vertrauen ausgedrückt und überprüft wird, die Redak- 
tion aber zerrt uns zurück und bezeichnet ihre Nachtrabpolitik als neue organi- 
satorische Erkenntnis! 

Man sche, wie unsere sogenannte Parteiredaktion über literarische Gruppen 
urteilt, die eine Vertretung in der Redaktion verlangen könnten. „Wir werden 
nicht empört sein, wir werden nicht über Disziplin zetern“, belehren uns die 
Edelanarchisten, die stets und überall auf jede Disziplin von oben herabge- 
sehen haben. Wir werden uns entweder mit der Gruppe, wenn sie brauchbar 
ist, „verständigen“ (sic!) oder über ihre Forderungen lachen. 

Man denke bloß, welch erhabener Edelmut hier gegen den vulgären „Fa- 
brik“formalismus auftritt! In Wirklichkeit allerdings haben wir es mit einer 
neu aufpolierten Phraseologie des Zirkelwesens zu tun, die der Partei von 
der Redaktion aufgetischt wird, weil diese fühlt, daß sie keine Parteikörper- 
schaft ist, sondern der Scherben eines alten Zirkels. Die innere Verlogenheit 
dieser Haltung führt unvermeidlich zu der tiefgründigen anarchistischen Weis- 
heit, die Zerfahrenheit, die pharisäisch für überholt erklärt wird, zum Prinzip 
der sozialdemokratischen Organisation zu erheben. Wir brauchen keine Hierar- 
chie unterer und oberer Parteikollegien und -instanzen - für den Edelanarchis- 
mus ist eine solche Hierarchie eine bürokratische Erfindung von Ämtern, 
Departements usw. (siehe Axelrods Feuilleton) —, wir brauchen keine Unter- 
ordnung des Teils unter das Ganze, wir brauchen keine „formal-bürokratische“ 
Festlegung der Parteimethoden, um sich zu „verständigen“ oder abzugrenzen, 
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mag die alte Zirkelbalgerei geheiligt werden durch Phrasendrescherei über die 
„wahrhaft sozialdemokratischen“ Methoden der Organisation. 

Hier kann und muß der Proletarier, der durch die Schule der „Fabrik“ ge- 
gangen ist, dem anarchistischen Individualismus eine Lehre erteilen. Der klas- 
senbewußte Arbeiter hat längst jene Säuglingszeit überwunden, in welcher er 
den Intellektuellen als solchen mied. Der klassenbewußte Arbeiter weiß jenen 
reicheren Wissensschatz, jenen weiteren politischen Gesichtskreis, den er bei 
den sozialdemokratischen Intellektuellen findet, zu schätzen. Aber in dem 
Maße, wie sich bei uns eine wirkliche Partei herausbildet, muß der klassen- 
bewußte Arbeiter lernen, die Mentalität eines Soldaten der proletarischen 
Armee von der Mentalität eines bürgerlichen Intellektuellen zu unterscheiden, 
der mit anarchistischen Phrasen prunkt; er muß lernen, die Erfüllung der 
Pflichten eines Parteimitglieds nicht nur von den einfachen Mitgliedern, son- 
dern auch von den „Leuten an der Spitze“ zu fordern, er muß lernen, der 
Nachtrabpolitik in organisatorischen Fragen mit derselben Verachtung zu be- 
gegnen, mit der er in vergangenen Jahren der Nachtrabpolitik in taktischen 
Fragen begegnet ist! 

In unlösbarer Verbindung mit dem Girondismus und dem Edelanarchismus 
steht die letzte charakteristische Besonderheit, durch die sich die Haltung der 
neuen „Iskra“ zu den organisatorischen Fragen auszeichnet: die Verteidigung 
des Antonomismus gegen den Zentralismus. Eben diesen prinzipiellen Sinn 
haben (wenn sie einen Sinn haben!) das Geheul über Bürokratismus und 
Selbstherrschaft, das Bedauern über „die unverdiente Mißachtung der Nichtis- 
kristen“ (die auf dem Parteitag den Autonomismus verteidigten), das lächer- 
liche Geschrei über die Forderung des „unbedingten Gehorsams“, die bitteren 
Klagen über das „Pompadourentum“ usw. usf. Der opportunistische Flügel 
jeder Partei verteidigt und rechtfertigt stets jede Rückständigkeit, die program- 
matische, die taktische und die organisatorische. Die Verteidigung der organi- 
satorischen Rückständigkeit (die Nachtrabpolitik) der neuen „Iskra“ hängt eng 
zusammen mit der Verteidigung des Autonomismus. Allerdings ist der Auto- 
nomismus durch die dreijährige Propaganda der alten „Iskra“ im all- 
gemeinen schon dermaßen diskreditiert, daß die neue „Iskra“ sich roch schämt, 
offen für ihn einzutreten. Sie versichert uns noch ihrer Sympathien für den 
Zentralismus, aber das wird nur dadurch bewiesen, daß man das Wort 
Zentralismus in Kursiv setzt. In Wirklichkeit enthüllt die leiseste Berührung 
der Kritik mit den „Prinzipien“ des „wahrhaft sozialdemokratischen“ (und 
nicht anarchistischen?) Quasi-Zentralismus der neuen „Iskra“ auf Schritt und 
Tritt den Standpunkt des Autonomismus. Ist es denn-jetzt nicht jedermann klar, 
daß Axelrod und Martow in den organisatorischen Fragen zu Akimow abge- 
schwenkt sind? Haben sie denn das durch die bezeichnenden Worte von der 


I Ich lasse hier, wie überhaupt in diesem Abschnitt, den „Kooptations“sinn dieses Geheuls 
beiseite. 
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„unverdienten Mißachtung der Nichtiskristen“ nicht selbst feierlich zugegeben? 
Und war es denn nicht der Autonomismus, den Akimow und seine Freunde 
auf unserem Parteitag verteidigt haben? 

Eben der Autonomismus war es (wenn nicht gar der Anarchismus), den 
Martow und Axelrod auf der Ligakonferenz verteidigten, als sie mit ergötz- 
lichem Eifer zu beweisen versuchten, daß der Teil sich dem Ganzen nicht 
unterzuordnen brauche, daß der Teil in der Festlegung seiner Beziehungen 
zum Ganzen autonom sei, daß das Statut der Auslandsliga, das diese Be- 
ziehungen formuliert, gegen den Willen der Parteimehrheit, gegen den Willen 
der zentralen Parteileitung Gültigkeit habe. Eben der Autonomismus ist es, 
den Gen. Martow jetzt auch in der neuen „Iskra“ (Nr. 60) in der Frage der 
Einsetzung von Mitgliedern der Lokalkomitees durch das Zentralkomitee offen 
verficht.* Ich will nicht von den kindischen Sophismen reden, mit deren Hilfe 
Gen. Martow den Autonomismus auf der Ligakonferenz verteidigte und jetzt 
in der neuen „Iskra“ verteidigt! — für mich ist es hier wichtig, die unzweifel- 
hafte Tendenz zur Verteidigung des Autonomismus gegen den Zentralismus 
festzustellen, eine Tendenz, die ein prinzipielles Merkmal des Opportunismus 
in organisatorischen Fragen ist. 

Wohl der einzige Versuch, den Begriff des Bürokratismus zu analysieren, 
ist die Gegenüberstellung von „formal-demokratischem“ (hervorgehoben vom 
Verfasser) und „formal-bürokratischem Prinzip“ in der neuen „Iskra“ (Nr. 53). 
Diese Gegenüberstellung (leider ebensowenig entwickelt und erläutert wie 
der Hinweis auf die Nichtiskristen) enthält ein Körnchen Wahrheit. Bürokra- 
tismus versus Demokratismus, das ist eben Zentralismus versus Autonomismus, 
das ist eben das organisatorische Prinzip der revolutionären Sozialdemo- 
kratie gegenüber dem organisatorischen Prinzip der Opportunisten der Sozial- 
demokratie. Letzteres ist bestrebt, von unten nach oben zu gehen, und ver- 
ficht daher überall, wo es möglich ist und soweit es möglich ist, den Autono- 
mismus, den „Demokratismus“, der (bei Leuten, die mehr eifrig als klug sind) 
bis zum Anärchismus geht. Ersteres ist bestrebt, von oben auszugehen, es ver- 
ficht die Erweiterung der Rechte und der Vollmachten der Zentralstelle gegen- 
über dem Teil. In der Zeit der Zerfahrenheit und des Zirkelwesens war diese 
oberste Instanz, von der die revolutionäre Sozialdemokratie organisatorisch 
auszugehen trachtete, unvermeidlich ein Zirkel, und zwar derjenige, der kraft 
seiner Tätigkeit und seiner revolutionären Konsequenz den größten Einfluß 
hatte (in unserem Fall die „Iskra“-Organisation). In der Zeit der Wieder- 
herstellung der faktischen Einheit der Partei und des Aufgehens der veralteten 
Zirkel in dieser Einheit ist diese oberste Instanz unbedingt der Parteitag als 


I Gen. Martow hat, als er die verschiedenen Paragraphen des Statuts untersuchte, gerade 
den Paragraphen weggelassen, der von dem Verhältnis des Ganzen zum Teil handelt: das 
ZK „verteilt die Kräfte der Partei“ (66). Kann man Kräfte verteilen, ohne Funktionäre 
aus einem Komitee in ein anderes zu versetzen? Es wäre wirklich peinlich, auf diese Bin- 
senwahrheit eingehen zu müssen. 
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das höchste Organ der Partei. Der Parteitag vereinigt nach Möglichkeit alle 
Vertreter der aktiven Organisationen, er ernennt die zentralen Körperschaften 
(oft in einer Zusammensetzung, die mehr die vorgeschrittenen als die rück- 
ständigen Elemente der Partei zufriedenstellt, die mehr ihrem revolutionären 
als ihrem opportunistischen Flügel gefällt) und macht sie bis zum nächsten 
Parteitag zur obersten Instanz. So ist es wenigstens bei der europäischen Sozial- 
demokratie, aber nach und nach, nicht ohne Mühe, nicht ohne Kampf und 
nicht ohne Gezänk beginnt dieser den Anarchisten prinzipiell verhaßte Brauch 
sich auch auf die Asiaten der Sozialdemokratie auszudehnen. 

Es ist höchst interessant, festzustellen, daß die von mir aufgezeigten prinzi- 
piellen Züge des Opportunismus in organisatorischen Fragen (Autonomismus, 
Edel- oder Intellektuellenanarchismus, Nachtrabpolitik und Girondismus) mu- 
tatis mutandis (mit entsprechenden Änderungen) in allen sozialdemokratischen 
Parteien der Welt, wo es überhaupt eine Teilung in einen revolutionären und 
einen opportunistischen Flügel gibt (und wo gibt es die nicht?), zu beobachten 
sind. Besonders deutlich ist das gerade in allerletzter Zeit in der deutschen 
sozialdemokratischen Partei ans Tageslicht gekommen, als die Niederlage bei 
den Wahlen im 20. sächsischen Wahlkreis (der sogenannte Fall Göhrel) die 
organisatorischen Prinzipien der Partei auf die Tagesordnung setzte. Der Eifer 
der deutschen Opportunisten trug viel dazu bei, daß anläßlich dieses Falles 
die Frage prinzipiell gestellt wurde. Göhre (ein ehemaliger Pfarrer, der Ver- 
fasser des nicht unbekannten Buches („Drei Monate Fabrikarbeiter“] und 
einer der „Helden“ des Dresdener Parteitags) — ist selber ein eingefleischter 
Opportunist, und das Organ der konsequenten deutschen Opportunisten „So- 
zialistische Monatshefte‘ nahm ihn sofort in Schutz. 

Der Opportunismus im Programm hängt natürlich zusammen mit dem Op- 
portunismus in der Taktik und dem Opportunismus in organisatorischen Fra- 
gen. Den „neuen“ Standpunkt auseinanderzusetzen unternahm Gen. Wolfgang 
Heine, Um dem Leser die Person dieses typischen Intellektuellen, der sich der 
Sozialdemokratie angeschlossen und opportunistische Denkgewohnheiten mit 
sich gebracht hat, zu charakterisieren, genügt es zu sagen, daß Gen. Wolfgang 
Heine etwas weniger ist als ein deutscher Gen. Akimow und ein klein wenig 
mehr als ein deutscher Gen. Jegorow. 

Genosse Wolfgang Heine ist in den „Sozialistischen Monatsheften“ mit nicht 
geringerem Pomp zu Felde gezogen als Gen. Axelrod in der neuen „Iskra“., 
Was ist schon allein die Überschrift des Artikels wert: „Demokratische Rand- 


I Göhre war am 16. Juni 1903 im 15. sächsischen Wahlkreis in den Reichstag gewählt 
worden, legte aber nach dem Dresdener Parteitag”? sein Mandat nieder; die Wähler des 
20. Wahlkreises wollten nach dem Tode des Abgeordneten Rosenow wieder Göhre als 
ihren Kandidaten vorschlagen. Der Parteivorstand und das sächsische Zentralagitations- 
komitee waren dagegen. Sie hatten zwar nicht das Recht, die Kandidatur Göhres formell 
zu verbieten, setzten jedoch durch, daß Göhre auf die Kandidatur verzichtete. Bei den 
Wahlen erlitten die Sozialdemokraten eine Niederlage. 
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bemerkungen zum Fall Göhre“ (Nr. 4, April, „Sozialistische Monatshefte“‘) ! 
Und der Inhalt ist nicht weniger deklamatorisch. Gen. W. Heine wettert gegen 
die „Verletzung der Autonomie des Wahlkreises“, er verteidigt das „demo- 
kratische Prinzip“, er protestiert gegen die Einmischung der „vorgesetzten Be- 
hörden“ (d.h. des Parteivorstands) in die freie Wahl der Abgeordneten durch 
das Volk. Es handelt sich hier nicht um einen Zufall, belehrt uns Gen. 
W. Heine, sondern um die allgemeine „Tendenz zur Bürokratisierung und Zen- 
tralisierung der Partei“, eine Tendenz, die es auch früher gegeben habe, die 
aber jetzt besonders gefährlich werde. Man solle „grundsätzlich die lokalen 
Korporationen als die Träger des Lebens der Partei anerkennen“ (ein Plagiat 
aus Martows Broschüre „Noch einmal in der Minderheit“). Man solle „sich 
nicht gewöhnen, alle wichtigen politischen Entscheidungen von einer Zentrale 
aus zu treffen“, die Partei müsse gewarnt werden vor der „doktrinären Poli- 
tik, die den Zusammenhang mit dem Leben verlöre“ (entnommen Martows 
Rede auf dem Parteitag, in der er sagte, „das Leben wird seine Rechte geltend 
machen“). „... Wenn man auf den Grund geht“, vertieft Gen. W. Heine seine 
Argumentation, „und von den persönlichen Differenzen, die wie überall auch 
hierbei stark mitgewirkt haben, absieht, so steckt in dieser Erregung gegen 
die Revisionisten“ (hervorgehoben vom Verfasser, der vermutlich auf die Ver- 
schiedenheit der Begriffe anspielt: Kampf gegen den Revisionismus und 
Kampf gegen die Revisionisten) „doch hauptsächlich das Mißtrauen des Offi- 
ziellen gegen das Outsidertum“ (W.Heine hat offenbar die Broschüre über 
den Kampf gegen den Belagerungszustand noch nicht gelesen und nimmt 
daher seine Zuflucht zu einem Anglizismus: Outsidertum), „der Tradition 
gegen das Ungewohnte, der unpersönlichen Institution gegen das Individuelle“ 
(siehe Axelrods Resolution auf der Ligakonferenz über die Unterdrückung der 
individuellen Initiative), „kurz, dieselbe Tendenz, die vorher als Neigung 
zur Bürokratisierung und Zentralisierung der Partei nachgewiesen worden 
ist.“ 

Der Begriff der „Disziplin“ flößt dem Gen. W. Heine eine nicht weniger 
edle Empörung ein als dem Gen. Axelrod. Er schreibt: „Man zieh die Revi- 
sionisten des Mangels an Disziplin, weil sie in die ‚Sozialistischen Monats- 
hefte‘ schrieben, ein Organ, dem man, weil es nicht wrter Kontrolle der Partei 
stünde, sogar den Charakter einer sozialdemokratischen Zeitschrift absprechen 
wollte. Schon der Versuch dieser Einengung des Begriffs ‚sozialdemokratisch‘, 
diese Betonung der Disziplin auf dem Gebiete geistiger Produktion, auf dem 
doch unbedingte Freiheit herrschen muß“ (man denke an das Wort: der ideo- 
logische Kampf ist ein Prozeß, die Formen der Organisation aber sind nur 
Formen), „zeigt die Tendenz zur Bürokratisierung und zur Unterdrückung 
der Individualität.“ Und noch lange, lange wettert W. Heine in allen Ton- 
arten gegen diese verhaßte Tendenz, „eine alles umfassende große Organisa- 
tion, möglichst zentralisiert, eize Taktik, eine Theorie“ zu schaffen; er wettert 
gegen die Forderung der „unbedingtesten Unterordnung“, der „blinden Unter- 
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ordnung“, er wettert gegen „Zentralisierung und Vereinfachung“ usw. usf., 
buchstäblich „A la Axelrod“, 

Die von W.Heine eröffnete Diskussion ging weiter, und da sie in der 
deutschen Partei durch kein Kooptationsgezänk getrübt wurde, da die deut- 
schen Akimow ihr wahres Gesicht nicht nur auf Parteitagen, sondern auch stän- 
dig in einem besonderen Organ zeigen, so lief der Streit bald auf eine Analyse 
der prinzipiellen Tendenzen der Orthodoxie und des Revisionismus in der 
organisatorischen Frage hinaus. Als Vertreter der revolutionären Richtung (der 
selbstverständlich wie auch bei uns „Diktatorentum“, „Inquisitorentum“ und 
ähnliche schreckliche Dinge vorgeworfen wurden) trat Karl Kautsky auf („Die 
Neue Zeit“, 1904, Nr. 28, Artikel „Wahlkreis und Partei“). Der Aufsatz 
W, Heines, erklärt er, spricht „den Gedankengang der ganzen revisionistischen 
Richtung“ aus. Nicht nur in Deutschland, sondern auch in Frankreich und 
Italien treten die Opportunisten wie ein Mann für den Autonomismus ein, 
für die Schwächung der Parteidisziplin, für ihre vollständige Aufhebung, 
überall führen ihre Tendenzen zur Desorganisation, zur Entartung des „demo- 
kratischen Prinzips“ zum Anarchismus. „Die Demokratie ist keineswegs Herr- 
schaftslosigkeit“, belehrt K. Kautsky die Opportunisten in der Organisations- 
frage, „ist nicht Anarchie, sondern sie ist die Herrschaft der Masse über die 
von ihr Beauftragten, im Gegensatz zu anderen Herrschaftsformen, in denen 
die angeblichen Diener des Volkes in Wirklichkeit seine Herren sind.“ 
K. Kautsky untersucht eingehend die desorganisierende Rolle des opportuni- 
stischen Autonomismus in den verschiedenen Ländern; er weist nach, daß ge- 
rade der Anschluß einer „Menge bürgerlicher Elemente“! an die Sozialdemo- 
kratie, den Opportunismus, den Autonomismus und die Tendenzen zur Ver- 
letzung der Disziplin stärkt; er erinnert immer wieder daran, daß gerade die 
„Organisation die Waffe ist, die das Proletariat emanzipieren wird“, daß die 
Organisation „die dem Proletariat eigentümliche Waffe des Klassenkampfes“ 
ist. 

In Deutschland, wo der Opportunismus schwächer ist als in Frankreich und 
Italien, haben es „die autonomistischen Tendenzen... noch nicht viel weiter 
gebracht als zu mehr oder weniger pathetischen Deklamationen über Diktato- 
ren und Großinquisitoren, Bannstrahlen!! und Ketzerriechereien, zu endlosen 
Nörgeleien, die endlosen Zwist erzeugen würden, wenn sie von der Gegen- 
seite beantwortet würden“. 

Kein Wunder, daß in Rußland, wo der Opportunismus in der Partei noch 
schwächer ist als in Deutschland, die autonomistischen Tendenzen weniger 
Ideen und mehr „pathetische Deklamationen“ und Nörgeleien erzeugt haben. 


I Als Beispiel nennt K.Kautsky Jaurös. Je mehr diese Leute zum Opportunismus ab- 
wichen, um so mehr „mußte ihnen die Parteidisziplin als eine ungehörige Einengung ihrer 
freien Persönlichkeit erscheinen“, 

Il Der Bannstrahl ist das deutsche Äquivalent für den russischen „Belagerungszustand“ 
und die „Ausnahmegesetze“. Es ist das „furchtbare Wort“ der deutschen Opportunisten. 
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sen muß. „Wem das zu bürokratisch oder zentralistisch erscheint, der möge 


Kein Wunder, daß Kautsky zu dem Ergebnis kommt: „Ja, man kann sagen, 
daß vielleicht in keiner anderen Frage der Revisionismus aller Länder so ein- 
heitlich ist, trotz aller seiner Mannigfaltigkeit und Buntfarbigkeit, wie in der 
Organisationsfrage.“ Die Grundtendenzen der Orthodoxie und des Revisio- 
nismus auf diesem Gebiet formuliert auch K. Kautsky mit Hilfe des „furcht- 
baren Wortes“: Bürokratismus versus (gegen) Demokratismus. Man sagt uns, 
schreibt K. Kautsky, es „soll die schnödeste Verletzung des demokratischen Prin- 
zips in sich schließen, das da besagt, von unten herauf, durch die Selbständig- 
keit der Massen, nicht von oben herab auf bürokratischem Wege, soll alles 
politische Tun sich vollziehen“ — wenn die Parteileitung das Recht erhält, die 
Wahl der Kandidaten (für den Reichstag) durch die örtlichen Wahlkreise zu 
beeinflussen. „Wenn es aber einen demokratischen Grundsatz gibt, dann ist es 
der, daß die Majorität das Übergewicht haben soll über die Minorität, und 
nicht umgekehrt.“ Die Wahl der Reichstagsabgeordneten von irgendeinem 
einzelnen Wahlkreis ist eine wichtige Frage für die Gesamtpartei, die wenig- 
stens durch ihre Vertrauensmänner die Ernennung der Kandidaten beeinflus- 


vorschlagen, die Kandidaten sollen durch Urabstimmung sämtlicher Partei- 
genossen festgestellt werden. Wer das nicht für angängig hält, darf sich über 
den Mangel an Demokratie nicht beschweren, wenn diese Tätigkeit, wie 
manche andere, die der Gesamtpartei zufällt, von einer oder mehreren Partei- 
instanzen besorgt wird.“ Es war „seit jeher in der Partei üblich“, daß die 
einzelnen Wahlkreise sich mit der Parteileitung über die Aufstellung dieses 
oder jenes Kandidaten „freundschaftlich verständigten“. „Aber die Partei ist 
zu groß geworden, als daß dies stillschweigende Gewohnheitsrecht aus- 
reichte. Das Gewohnheitsrecht hört auf, ein Recht zu sein, wenn es aufhört, 
als selbstverständlich anerkannt zu werden, wenn seine Bestimmungen, ja seine 
Existenz strittig werden. Da muß es ausdrücklich festgesetzt, kodifiziert wer- 
den“, da muß man zu einer „genauen statutarischen Festlegung! und dadurch 
zu einer größeren Straffheit der Organisation“ übergehen. , 

Man sieht also in anderen Verhältnissen denselben Kampf des opportunisti- 
schen und des revolutionären Flügels der Partei in der Organisationsfrage, 
denselben Konflikt zwischen Autonomismus und Zentralismus, zwischen De- 
mokratismus und „Bürokratismus“, zwischen den Tendenzen, die Straffheit der 
Organisation und die Disziplin zu lockern oder zu verstärken, zwischen der 
Mentalität des wankelmütigen Intellektuellen und des standhaften Proleta- 
riers, zwischen dem intelligenzlerischen Individualismus und der proletari- 


I Es ist im höchsten Grade lehrreich, diese Bemerkungen K. Kautskys über den Wechsel 
vom stillschweigend anerkannten Gewohnheitsrecht zu einem statutarisch festgelegten Recht 
mit dem ganzen „Wechsel“ zu vergleichen, den unsere Partei im allgemeinen und die 
Redaktion im besonderen seit dem Parteitag durchmacht. Vergleiche die Rede von W. I. Sas- 
sulitsch (auf der Ligakonferenz, S. 66 #.), die sich kaum im klaren sein dürfte über die 
große Bedeutung des vor sich gehenden Wechsels. 
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schen Geschlossenheit. Es fragt sich, wie die bürgerliche Demokratie sich zu 
diesem Konflikt gestellt hat, nicht jene, mit der die launenhafte Geschichte 
den Gen. Axelrod eben erst durch das vertrauliche Versprechen narrte, sie ihm 
irgendwann einmal zu zeigen, nein, die echte, die reale bürgerliche Demokra- 
tie, die auch in Deutschland nicht weniger kluge und scharfsichtige Vertreter 
hat, als es unsere Herren vom „Oswoboshdenije“ [Die Befreiung] sind. Die 
deutsche bürgerliche Demokratie griff sofort in die neue Auseinandersetzung 
ein und erklärte sich — wie auch die russische, wie stets und überall - sofort 
mit Leib und Seele für den opportunistischen Flügel der Sozialdemokratischen 
Partei. Das angesehene Organ des deutschen Börsenkapitals, die „Frankfurter 
Zeitung“”, trat mit einem donnernden Leitartikel auf den Plan („Frankfurter 
Zeitung“ vom 7. April 1904, Nr. 97, Abendblatt), der zeigt, daß die skrupel- 
losen Plagiate aus Axelrod geradezu eine Krankheit der deutschen Presse 
werden. Die gestrengen Demokraten der Frankfurter Börse geißeln den „Ab- 
solutismus“ in der Sozialdemokratischen Partei, die „Parteidiktatur“, die „auto- 
kratische Herrschaft der Parteibehörden“, diese „Interdikte“, mit denen man 
„zugleich den ganzen Revisionismus mitstrafen“ will (man denke an die „falsche 
Beschuldigung des Opportunismus“), diese Forderung des „blinden Gehor- 
sams“ und der „starren Disziplin“, die Verkündung „einer Art von Lands- 
knechtstum“ und „politischem Kadavergehorsam“ der Parteimitglieder (das ist 
noch viel schlimmer als die Schräubchen und Rädchen!). „Jede persönliche 
Eigenart“, empören sich die Börsenritter beim Anblick der antidemokratischen 
Zustände in der Sozialdemökratie, „jede Individualität soll als verpönt gelten, 
weil man davon, wie der Referent über diese Frage“ auf dem Parteitag der 
sächsischen Sozialdemokraten, „Sindermann, offen erklärte, französische Zu- 
stände, Jaur&sismus und Millerandismus befürchtet.“ 


Geschrieben Februar-Mai 1904 
Veröffentlicht 1904 
Werke, Bd. 7, 5. 237-240, 250-274, 387-407 


Aus: Endlose Ausflüchte 


... Wir erkühnen uns, der Meinung zu sein, daß... die Partei verpflichtet ist, 
selber die Einhaltung des Statuts durch die verantwortlichen Funktionäre zu 
überwachen, und daß „überwachen“ nicht nur mit Worten tadeln, sondern 
durch die Tat korrigieren heißt. Wer es nicht versteht, von seinen Beauftragten 


. die Erfüllung ihrer Pflichten den Auftraggebern gegenüber zu fordern und 


durchzusetzen, der verdient nicht die Bezeichnung eines politisch freien Bür- 


6. Lenin, Parteistatut 81 


gers. Wer es nicht versteht, von seinen Beauftragten die Erfüllung ihrer Partei- 
pflichten ihren Auftraggebern gegenüber zu fordern und durchzusetzen, ver- 
dient nicht den Namen Parteimitglied ... 


Geschrieben nach dem 24. Februar (9. März) 1905 
Zum erstenmal veröflentlicht 1930 
Werke, Bd. 8, 5.215 


Aus: Der Unschuldige hat Schuld 


... Die neue „Iskra“ verwechselt die Erweiterung des Rahmens der Partei 
mit der Erweiterung des Begriffs Partei, die Erhöhung der Anzahl der Partei- 
organisationen mit der Erweiterung der Partei über die Grenzen der Partei- 
organisationen hinaus! Um diese Sache, die so viel Kopfzerbrechen bereitet, 
zu erklären, wollen wir ein kleines, nicht allzu schwieriges Beispiel anführen: 
Nehmen wir der Einfachheit halber an, eine ganze Armee besteht aus Perso- 
nen der gleichen Waffengattung; der Bestand der Armee ist auf die Summe 
der Personen zu beschränken, die wirklich, nachgewiesenermaßen, schießen 
können; es wird nicht gestattet, daß dieser oder jener Phrasen vorbringt und 
seine Kriegstauglichkeit beteuert; dann gilt es, sich alle Mühe zu geben, um 
die Anzahl derjenigen zu erhöhen, die fähig sind, die Prüfung in der Schieß- 
kunst zu bestehen. Beginnt ihr nun ein wenig zu begreifen, worum es sich 
handelt, meine Herren Neuiskristen? 

Um den „Wperjod“ [Vorwärts] anzuprangern, schreibt die „Iskra“: „Früher 
wurden nur konsequente Sozialdemokraten verlangt, die als solche anerkannt 
werden mußten, jetzt werden zum Sanktuarium alle Elemente zugelassen, mit 
Ausnahme der bewußt nichtsozialdemokratischen.“ Nehmen wir Nr.9 des 
„Wperjod“ und lesen: „Mögen alle... Zirkel, außer den bewußt nichtsozial- 
demokratischen, entweder direkt in die Partei eintreten oder sich der Partei 
anschließen (vom Verfasser hervorgehoben). Im zweiten Fall darf man weder 
die Annahme unseres Programms noch bindende organisatorische Beziehungen 
zu uns verlangen.“ Ist es nicht klar, daß die „Iskra“ eine direkte Fälschung 
begeht, wenn sie das, was „früher“ für den Eintritt in die Partei „verlangt 
wurde“, mit dem verwechselt, was „jetzt“ für eine Gruppe, die sich der Partei 
anschließt, „zulässig ist“? Die Bolschewiki haben früher gesagt und sagen auch 
jetzt im „Wperjod“, daß die Selbsteinreihung in die Partei intelligenzlerischer 
Anarchismus ist, daß die Parteimitglieder die „bindenden organisatorischen 


I Siche Werke, Bd. 8, $S. 210. Die Red. 
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Beziehungen“ nicht nur in Worten anerkennen müssen. Dies nicht begreifen 
kann nur jemand, der absichtlich Verwirrung stiften will. Die Losung des 
„Wperjod“ lautete: Für die neuen Aufgaben organisiert neue Kräfte in den 
Parteiorganisationen oder wenigstens in Organisationen, die sich der Partei 
angeschlossen haben. Die Losung der „Iskra“ lautet: „Weit auf die Tür!“ Die 
einen sagen: Nehmt neue Schützen in eure Regimenter auf, organisiert die- 
jenigen, die schießen lernen, zu Hilfstrupps. Die anderen sagen: Weit auf die 
Tür! Jeder, der Lust hat, soll sich selbst in die Armee einreihen! ... 


Geschrieben im März 1905, vor dem 30. (12. April) 
Veröffentlicht 1905 
Werke, Bd. 8, $. 304/305 


Aus: Offener Brief 
an den Vorsitzenden des Rats der SDAPR, 
Genossen Plechanow”* 


»..3. Auf Grund von $6 des Parteistatuts, der dem Zentralkomitee die Or- 
ganisation und Leitung aller Unternehmungen überträgt, die von Bedeutung 
für die Gesamtpartei sind, besteht das ZK auf seinem unveräußerlichen und 
keiner Beschränkung unterliegenden Recht, vorbereitende Maßnahmen zu 
treffen und die gesamte praktische Arbeit zur Organisation der Parteitage zu 
leisten. Jeden Versuch anderer Parteikörperschaften, sich in diese Arbeit ein- 
zumischen, betrachtet das ZK, die einzige praktisch tätige Zentralstelle der 
Partei, als Verletzung des Parteistatuts und weist einen solchen Versuch als 
einen Anschlag auf die Rechte des ZK zurück... 


„Woperjod“ Nr. 16, 30. (17.) April 1905 
Werke, Bd. 8, 5. 333/334 
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III. Parteitag der SDAPR” 


12. (25.) April-27. April (10. Mai) 1905 


Rede über die Rechtsgültigkeit des Parteitags 
13. (26.) April 
Ich möchte auf die Bemerkungen über die Rechtsgültigkeit der Einberufung 


des Parteitags antworten. Das ZK war der Meinung, daß ‚der Parteitag nicht 
rechtsgültig sei. Das ZK selbst nannte seine Epistel an den Rat der Partei ein 


„Reuebekenntnis“. Aber hatte das ZK etwas zu bereuen? Der Parteitag ist ° 


durchaus rechtsgültig. Nach dem Buchstaben des Statuts kann man ihn aller- 
dings für rechtsungültig halten, aber wir würden in karikaturenhaften Forma- 
lismus verfallen, wenn wir das Statut so auffassen würden. Dem Sinn des 
Statuts nach ist der Parteitag völlig rechtsgültig. Nicht die Partei existiert für 
den Rat der Partei, sondern der Rat der Partei für die Partei. Schon auf dem 
II. Parteitag wurde anläßlich des Zwischenfalls mit dem Organisationskomitce 
darauf hingewiesen, und zwar von Gen. Plechanow persönlich, daß die Diszi- 
plin gegenüber einem untergeordneten Kollegium hinter der Disziplin gegen- 
über einem übergeordneten Kollegium zurücktritt. Das ZK hat erklärt, daß es 
bereit sei, sich dem Rat der Partei zu fügen, wenn der Rat der Partei sich der 
Partei, d.h. dem Parteitag fügt. Das ist eine durchaus berechtigte Forderung. 
Der Rat der Partei hat sie jedoch zurückgewiesen. Das ZK habe aber doch, so 
wendet man ein, den Rat der Partei der Illoyalität verdächtigt und ihm das 
Mißtrauen ausgesprochen. Aber schließlich haben in allen konstitutionellen 
Ländern die Bürger das Recht, diesen oder jenen Amtspersonen oder Körper- 
schaften das Mißtrauen auszusprechen. Dieses Recht kann ihnen nicht genom- 
men werden. Und selbst wenn das ZK rechtswidrig gehandelt hätte, gab das 
denn dem Rat der Partei das Recht, ebenfalls rechtswidrig zu handeln? Wo 
ist die Garantie für den Punkt des Statuts, wonach der Rat der Partei den 
Parteitag einberufen muß, wenn sich die Hälfte der vollberechtigten Stimmen 
dafür ausspricht? Im Statut der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands gibt 
es einen Punkt, der der Kontrollkommission das Recht einräumt, den Partei- 
tag einzuberufen, falls der Vorstand sich weigert, das zu tun. Wir haben kei- 
nen solchen Paragraphen, und die Garantie für die Einberufung des Parteitags 
liegt voll und ganz bei der Partei selbst. Vom Standpunkt des Geistes des 
Statuts und sogar, wenn man es als Ganzes nimmt, seinem Buchstaben nach, 
ist es klar, daß der Rat der Partei der Beauftragte der Parteikomitees ist. Der 
Beauftragte der Komitees weigert sich, den Willen seiner Auftraggeber aus- 
zuführen. Wenn der Beauftragte den Willen der Partei nicht ausführt, bleibt 
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der Partei nichts anderes übrig, als dies selbst zu tun. Die Komitees unserer 
Partei hatten nicht nur das Recht, sondern geradezu die Pflicht, selber den 
Parteitag einzuberufen. Und ich behaupte, daß der Parteitag .vollkommen 
rechtmäßig einberufen worden ist. Wer ist der Richter bei diesem Streit zwi- 
schen dem Rat der Partei und den Komitees? Das sind die Komitces selbst, das 
ist die Partei. Der Wille der Partei ist schon seit langem zum Ausdruck gekom- 
men. Die Verzögerungen und Verschleppungen durch die Zentralstellen im Aus- 
land haben ihn nicht zu ändern vermocht. Die Komitees waren verpflichter, 
selber den Parteitag einzuberufen, und er ist rechtmäßig einberufen worden. 

Eine Erwiderung an den Gen. Tigrow. Gen. Tigrow sagt, man dürfe den 
Rat der Partei nicht richten, das Organisationskomitee aber richte ihn durch 
sein Referat. Ich glaube, der Gen. Tigrow irrt, wenn er meint, daß man in 
Abwesenheit des Angeklagten nicht richten dürfe. In der Politik ist man im- 
mer wieder genötigt, in Abwesenheit zu richten. Richten wir denn nicht stän- 
dig die Sozialrevolutionäre, die Bundisten und andere in unserer Publizistik, 
in unseren Versammlungen und überall? Was soll man denn tun, wenn man 
nicht in Abwesenheit, richten darf? Der Rat der Partei will ja nicht zum 
Parteitag erscheinen, und so wäre man ja überhaupt niemals in der Lage, über 
jemanden ein Urteil zu fällen, Sogar die offiziellen Gerichte urteilen in Ab- 
wesenheit, wenn der Angeklagte nicht vor Gericht erscheinen will. 


Veröffentlicht 1905 
Werke, Bd. 8, $. 359/360 


Aus: Reden bei der Erörterung des Parteistatuts 
21. April (4. Mai) 


1 


Ich muß gestehen, daß die Argumente, mit denen Gen. Iwanow seinen Ge- 
danken einer einzigen Zentralleitung vertritt, mir nicht stichhaltig scheinen. 
(Der Redner verliest die Argumentation des Gen. 
Iwanow): 


„Zu den Paragraphen 4 und 5. Das System der zwei Zentralstellen mit einer Balancier- 
stange — dem Rat der Partei — ist vom Leben selbst verurteilt worden. Aus der Geschichte 
der Parteikrise ist offensichtlich, daß dieses System einen zu günstigen Boden für die Ent- 
wicklung von Meinungsverschiedenheiten, Gezänk und Hofintrigen bildet. Es bedeutet die 
Unterordnung Rußlands unter das Ausland: die personelle Zusammensetzung des ZK ist 
infolge von Verhaftungen unbeständig, die Redaktion des Zentralorgans ist beständig, der 
Rat befindet sich im Ausland, Alle wichtigeren Einwände gegen eine einzige Zentralleitung, 
die mit der faktischen Trennung zwischen Rußland und dem Ausland begründet werden, 
bestätigen nur einerseits den Gedanken der Möglichkeit und Wahrscheinlichkeit einer Spal- 
tung zwischen den beiden Zentralstellen, werden aber anderseits in bedeutendem Maße 
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hinfällig, wenn der Parteitag periodische Beratungen zwischen den russischen und den aus- 
ländischen Mitgliedern des ZK zur Pflicht macht.“ 


Die hier erwähnten schönen Eigenschaften waren jedoch, wie sich heraus- 
stellte, gleichermaßen dem ausländischen ZO wie auch dem „echt russischen“ 
ZK eigen. In der ganzen Konstruktion des Gen. Iwanow sehe ich den von der 
Logik vorgesehenen Fehlschluß: post hoc, ergo propter hoc. Weil die drei 
Zentralstellen, man verzeihe mir den Ausdruck, sich dreckig benommen ha- 
ben, sollen wir nur eine Zentralstelle haben. Ich sche hier nicht das „propter“! 
Unser Übel war nicht durch den Mechanismus bedingt, sondern durch Per- 
sonen: Es handelt sich darum, daß sich einzelne Personen unter dem Deck- 
mantel einer formalen Auslegung des Statuts der Pflicht entzogen, den Willen 
des Parteitags auszuführen. Hatte sich etwa das „echt russische* ZK nicht 
„dialektisch“ in sein Gegenteil verwandelt? Gen. Iwanow denkt so: Das Aus- 
land hat sich schlecht benommen, also muß man es unter „Belagerungs- 
zustand“ stellen und es mit „eiserner Faust“ anpacken. Ich war bekamntlich 
immer ein Anhänger des „Belagerungszustands“ und der „eisernen Faust“ 
und werde deshalb gegen solche Maßnahmen keine Einwände erheben, aber 
hat denn das ZK nicht dasselbe verdient? Wer wird außerdem bestreiten, 
daß das ZO beständig sein kann, das ZK aber nicht? Das ist immerhin eine 
Tatsache. In bezug auf die praktische Seite aber enthalte ich mich jeder Pole- 
mik. Früher hatten wir einen Rat, jetzt werden wir eine Beratung (des aus- 
ländischen und des russischen Teils des ZK) haben. Bloß ein paar Buchstaben 
mehr. Unser Karren war immer nach rechts, in der Richtung des ZO, ab- 
gerutscht — Gen. Iwanow legt rechts Stroh_unter, für die Zukunft, aber meiner 
Meinung nach müßte man auch links, an der Seite des ZK, Stroh unterlegen. 
Ich würde mich dem Vorschlag des Gen. Michailow über die Kassation der 
Komitees anschließen, aber ich weiß wirklich nicht, was die Peripherie eigent- 
lich ist? Die „Amtspersonen und Siegelbewahrer“ müssen ausgeräuchert wer- 
den, aber wie läßt sich der Begriff Peripherie präzis definieren? „Zwei Drittel 
der Stimmen der Peripherie“! - wer wird denn aber ein genaues Register der 
Peripherie führen können? Außerdem muß ich den Parteitag davor warnen, 
das Statut mit allzu vielen Paragraphen zu füllen. Schöne Paragraphen schrei- 
ben ist leicht, aber in der Praxis sind sie dann meist überflüssig. Man soll die 
Statuten nicht zu einer Sammlung frommer Wünsche machen ... 
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Ich war für die Kassation der Komitees, aber im Rat der Partei, damals, als 
unser Fraktionszwist entbrannt war, sprach ich mich dagegen aus, weil die 
Anwendung dieses Rechts bis zu einem gewissen Grade unschicklich wäre. 
Wenn dieser Paragraph die Komitees bedroht, die aus Intellektuellen be- 


I nach diesem, also infolgedessen. Die Red. 
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stehen, bin ich durchaus dafür. Die Intellektuellen müssen immer mit eiserner 
Faust angepackt werden. Sie sind immer die Anstifter aller möglichen Zän- 
kereien, und deshalb beantrage ich, an Stelle des Wortes „Peripherie“ die 
Worte „organisierte Arbeiter“ zu setzen (der Redner reicht seinen 
Abänderungsvorschlag schriftlich ein): „$9. Ein Lokal- 
komitee muß vom ZK aufgelöst werden, wenn sich zwei Drittel der Arbeiter 
des betreffenden Orts, die den Organisationen der Partei angehören, für die 
Auflösung aussprechen.“ 

Auf eine kleine Intellektuellenperipherie kann man sich nicht verlassen, aber 
auf Hunderte organisierter Arbeiter kann und soll man es. Diesen Paragra- 
phen möchte ich eng mit der Frage der Rechenschaftslegung verknüpfen. In 
dieser Hinsicht sollten wir uns ein Beispiel am „Bund“ nehmen, der die Zahl 
der organisierten Arbeiter immer genau kennt. Wenn unser ZK immer wissen 
wird, wieviel organisierte Arbeiter in der betreffenden Organisation sind, 
wird es ihre Meinung berücksichtigen müssen und verpflichtet sein, auf Ver- 
langen der organisierten Arbeiter das Lokalkomitee zu kassieren. 


Veröffentlicht 1905 
Werke, Bd. 8, 5. 410/411, 412 


Vorschlag zur Wahlordnung für die Wahlen zum ZK 
25. April (8. Mai) 


Ich schlage vor, zuerst festzulegen, wieviel Personen zu wählen sind, die 
Wahlen in geheimer Abstimmung durchzuführen und sich dann zu einigen, in 
welchem Umfange die Abstimmungsergebnisse bekanntzugeben sind. 


Veröffentlicht 1905 
Werke, Ergänzungsband 1896-Oktober 1917, 5. 149 


Bericht über den III. Parteitag 
der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
. | Rußlands 


Genossen Arbeiter! Vor kurzem hat der II. Parteitag der SDAPR stattgefun- 
den, der einen neuen Abschnitt in der Geschichte unserer sozialdemokratischen 
Arbeiterbewegung einleiten wird. Rußland erlebt einen großen historischen 


87 


Zeitabschnitt. Die Revolution hat begonnen und greift immer weiter um sich, 
erfaßt immer neue Gegenden und neue Bevölkerungsschichten. Das Prole- 
tariat steht an der Spitze der Kampfkräfte der Revolution. Es hat der Sache 
der Freiheit schon die größten Opfer gebracht und rüstet jetzt zur entscheiden- 
den Schlacht gegen die zaristische Selbstherrschaft. Die bewußten Vertreter 
des Proletariats sind sich im klaren, daß die Freiheit die Werktätigen noch 
nicht aus Elend, Knechtung und Ausbeutung erlösen wird. Die Bourgeoisie, 
die heute für die Freiheit eintritt, wird am Tage nach der Revolution ver- 
suchen, den Arbeitern einen möglichst großen Teil ihrer Errungenschaften zu 
entreißen, sie wird als unversöhnlicher Feind der sozialistischen Forderungen 
des Proletariats auftreten. Wir haben jedoch keine Furcht vor einer freien, ver- 
einigten und erstarkten Bourgeoisie. Wir wissen, daß die Freiheit uns einen 
breiten und offenen Massenkampf für den Sozialismus ermöglichen wird. Wir 
wissen, daß die ökonomische Entwicklung mit unerbittlicher Gewalt = und 
je freier sie vor sich geht, um so schneller - die Macht des Kapitals unter- 
höhlen und den Sieg des Sozialismus vorbereiten wird. 

Genossen Arbeiter! Um dieses große Ziel zu erreichen, müssen wir alle 
klassenbewußten Proletarier zu einer einheitlichen Sozialdemokratischen Ar- 
beiterpartei Rußlands vereinigen. Die Herausbildung unserer Partei begann 
schon vor langem, gleich nach der breiten Entfaltung der Arbeiterbewegung 
in den Jahren 1895 und 1896. Im Jahre 1898 trat der erste Parteitag zusam- 
men, der die Sozialdemokratische Arbeiterpartei Rußlands gründete und ihre 
Aufgaben umriß. 1903 fand der zweite Parteitag statt, der der Partei ein 
Programm gab, eine Reihe Resolutionen über die Taktik annahm und zum 
erstenmal den Versuch machte, eine einheitliche Parteiorganisation zu schaf- 
fen. Die Lösung dieser letzten Aufgabe ist der Partei allerdings nicht sofort 
gelungen. Die Minderheit des zweiten Parteitags wollte sich der Mehrheit 
nicht unterordnen und betrieb die Spaltung der Partei. Diese Spaltung hat der 
sozialdemokratischen Arbeiterbewegung großen Schaden zugefügt. Der erste 
Schritt zu dieser Spaltung war die Weigerung, die Beschlüsse des zweiten 
Parteitags auszuführen und unter der Leitung der von ihm geschaffenen zen- 
tralen Körperschaften zu arbeiten; der letzte Schritt bestand darin, daß die 
Teilnahme am III. Parteitag abgelehnt wurde. Der II. Parteitag wurde von 
einem Büro, das von der Mehrheit der in Rußland tätigen Komitees gewählt 
worden war, und vom ZK der Partei einberufen. Zum Parteitag wurden alle 
Komitees eingeladen, alle Gruppen, die sich abgesondert hatten, sowie die mit 
den Komitees unzufriedenen Peripherien; in ihrer übergroßen Mehrheit, ein- 
schließlich fast aller Komitees und Organisationen der Minderheit, wählten 
sie ihre Delegierten und sandten sie zum Parteitag ins Ausland. Somit wurde 
alles getan, was unter unseren Polizeiverhältnissen möglich ist, um einen Par- 
teitag der gesamten Partei zustande zu bringen, und nur die Weigerung dreier 
Auslandsmitglieder des früheren Rats der Partei hatte den Boykott des Partei- 
tags durch die gesamte Parteiminderheit zur Folge. Wie aus der unten angeführ- 
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ten RER des Parteitags” ersichtlich ist, macht der III. Parteitag diese drei 
Mitglieder für die Spaltung der Partei voll verantwortlich. Trotzdem und unge- 
achtet der Abwesenheit der Minderheit hat der I. Parteitag alle Maßnahmen 
getroffen, um der Minderheit eine Zusammenarbeit mit der Mehrheit inner- 
halb der Partei zu ermöglichen. Der III. Parteitag hat jene Wendung zu den 
veralteten, überholten Anschauungen des Ökonomismus, die sich in unserer 
Partei bemerkbar machte, für falsch erklärt, hat jedoch gleichzeitig genaue und 
bestimmte, im Parteistatut festgelegte, für sämtliche Parteimitglieder verbind- 
liche Garantien der Rechte einer jeden Minderheit geschaffen. Die Minderheit 
hat jetzt das unbedingte, durch das Parteistatut gewährleistete Recht, ihre 
Ansichten zu vertreten und einen ideologischen Kampf zu führen, solange die 
Diskussionen und Differenzen nicht zur Desorganisation führen, die positive 
Arbeit/nicht behindern, unsere Kräfte nicht zersplittern und den einheitlichen 
Kampf gegen die Selbstherrschaft und die Kapitalisten nicht behindern. Das 
Recht, Parteiliteratur herauszugeben, ist durch das Statut jetzt jeder vollberech- 
tigten Parteiorganisation eingeräumt. Dem ZK der Partei wird jetzt zur Pflicht 
gemacht, jegliche Parteiliteratur zu befördern, sobald fünf vollberechtigte Ko- 
mitees, d.h. ein Sechstel aller vollberechtigten Parteikomitees, dies verlangen. 
Die Autonomie der Komitees ist genauer festgelegt, die personelle Zusam- 
mensetzung der Komitees ist für unantastbar erklärt worden, d.h., dem ZK 
ist das Recht genommen worden, Mitglieder der Lokalkomitees abzusetzen 
oder ohne Zustimmung des Komitees neue Mitglieder zu ernennen. Die ein- 
zige Ausnahme hiervon bildet der Fall, wenn zwei Drittel der organisierten 
Arbeiter die Absetzung eines Komitees verlangen: in diesem Fall muß nach 
dem vom III, Parteitag beschlossenen Statut die Absetzung durch das ZK un- 
bedingt erfolgen, wenn zwei Drittel seiner Mitglieder mit dem Beschluß der 
Arbeiter einverstanden sind. Jedem Lokalkomitee wird das Recht eingeräumt, 
Peripherieorganisationen als Parteiorganisationen zu bestätigen. Die Periphe- 
rie hat das Recht, Kandidaten für das Komitee aufzustellen. Die Grenzen 
der Partei sind, dem Wunsche der Parteimehrheit entsprechend, genauer be- 
stimmt worden. An Stelle von zwei oder drei Zentralstellen ist eine geschaffen 
worden. Den in Rußland tätigen Genossen ist gegenüber dem ausländischen 
Teil der Partei ein entschiedenes Übergewicht gesichert. Mit einem Wort, der 
dritte Parteitag hat alles getan, um jede Möglichkeit von Vorwürfen gegen 
die Mehrheit, ihr Übergewicht zu mißbrauchen, Vorwürfe in bezug auf mecha- 
‚nische Unterdrückung, Despotismus der zentralen Parteikörperschaften usw. 
usf. zu zerstreuen. Für alle Sozialdemokraten ist die volle Möglichkeit geschaf- 
fen, gemeinsam zu arbeiten, zuversichtlich in die Reihen einer einheitlichen 
Partei einzutreten, deren Rahmen genügend weit gespannt und die lebensfähig, 
gefestigt und stark genug ist, um die Traditionen des alten Zirkelwesens zu 
überwinden, um die Spuren vergangener Reibungen und kleinlicher Konflikte 
auszumerzen. Mögen nun alle Funktionäre der Sozialdemokratie, denen das 
Parteiprinzip wirklich am Herzen liegt, dem Ruf des III. Parteitags folgen, 
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mögen seine Beschlüsse der Ausgangspunkt sein für die Wiederherstellung der 
Einheit der Partei, für die Beseitigung jeder Desorganisation, für den Zu- 
sammenschluß der Reihen des Proletariats. Wir sind überzeugt, daß gerade 
die klassenbewußten Arbeiter, die am besten die Bedeutung einer gemein- 
samen, einmütigen Arbeit zu schätzen wissen, die am tiefsten die ganze Schäd- 
lichkeit der Zwistigkeiten, der Schwankungen und der Uneinigkeit empfun- 
den haben, jetzt mit aller Energie auf der allgemeinen und unbedingten An- 
erkennung der Parteidisziplin durch alle Mitglieder der Partei, seien es 
einfache Mitglieder oder verantwortliche Funktionäre, bestehen werden! 
Bestrebt, in allen Beschlüssen zu Fragen der Organisation und der Taktik 
die Kontinuität mit den Arbeiten des zweiten Parteitags aufrechtzuerhalten, 
versuchte der III. Parteitag, in den Resolutionen über die Vorbereitung der 
Partei auf das öffentliche Wirken, über die Notwendigkeit der tatkräftigsten 
praktischen Teilnahme am bewaffneten Aufstand und dessen Leitung’ durch 
die Partei und schließlich über die Stellung der Partei zu einer provisorischen 
revolutionären Regierung die neuen Aufgaben der Gegenwart zu berücksich- 
tigen. Der Parteitag lenkte die Aufmerksamkeit aller Parteimitglieder auf die 
Notwendigkeit, jedes Schwanken der Regierung, jede durch Gesetze oder fak- 
tisch erfolgende Erweiterung der Freiheit unserer Tätigkeit zur Festigung der 
Klassenorganisation des Proletariats, zur Vorbereitung seines öffentlichen Wir- 
kens auszunutzen. Aber außer diesen allgemeinen und grundlegenden Auf- 
gaben der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei erfordert die gegenwärtige re- 
volutionäre Situation von der Partei, daß sie die Rolle des Vorkämpfers für 
die Freiheit, die Rolle der Avantgarde im bewaffneten Aufstand gegen die 
Selbstherrschaft übernimmt. Je hartnäckiger sich die Zarenmacht dem Frei- 
heitsstreben des Volkes widersetzt, um so mächtiger wächst die Kraft des 
revolutionären Ansturms, um so wahrscheinlicher ist der vollständige Sieg der 
Demokratie mit der Arbeiterklasse an der Spitze. Die Durchführung der 
siegreichen Revolution und die Verteidigung ihrer Errungenschaften lassen 
dem Proletariat gigantische Aufgaben erwachsen. Das Proletariat wird aber 
vor großen Aufgaben nicht zurückschrecken. Es wird mit Verachtung diejeni- 
gen abweisen, die ihm aus seinem Sieg Unglück prophezeien. Das Proletariat 
Rußlands wird seine Pflicht restlos zu erfüllen wissen. Es wird sich an die 
Spitze des bewaffneten Volksaufstands zu stellen wissen. Es wird vor der 
schwierigen Aufgabe der Teilnahme an einer provisorischen revolutionären 
Regierung nicht zurückschrecken, wenn ihm diese Aufgabe zufallen sollte. Es 
wird verstehen, alle konterrevolutionären Anschläge abzuwehren, alle Feinde 
der Freiheit erbarmungslos niederzuwerfen, die demokratische Republik unter 
Einsatz aller Kräfte zu verteidigen und auf revolutionärem Wege die Ver- 
wirklichung unseres ganzen Minimalprogramms durchzusetzen. Nicht fürchten 
sollen die Proletarier Rußlands diesen Ausgang — leidenschaftlich herbei- 
sehnen müssen sie ihn. Wenn wir in der bevorstehenden demokratischen Re- 
volution den Sieg erringen, machen wir einen gigantischen Schritt vorwärts, 
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unserem sozialistischen Ziel entgegen; wir werden ganz Europa von dem 
schweren Joch einer reaktionären Militärmacht erlösen und unseren Brüdern, 
den klassenbewußten Arbeitern der ganzen Welt, die unter der bürgerlichen 
Reaktion schmachten und jetzt angesichts der Erfolge der Revolution in Ruß- 
land neuen Mut schöpfen, behilflich sein, schneller, entschlossener und kühner 
zum Sozialismus zu schreiten. Mit Hilfe des sozialistischen Proletariats Euro- 
pas aber wird es uns gelingen, nicht nur die demokratische Republik zu be- 
haupten, sondern auch mit Siebenmeilenschritten dem Sozialismus entgegen- 
zueilen. 

Vorwärts denn, Genossen Arbeiter, zum organisierten, einmütigen und be- 
harrlichen Kampf für die Freiheit! 

Es lebe die Revolution! 

Es lebe die internationale revolutionäre Sozialdemokratie! 


Zentralkomitee der SDAPR 


„Proletari“ Nr. 1, 27. (14.) Mai 1905 
Werke, Bd. 8, $. 433-437 


Aus: Der dritte Parteitag 


... Wir kommen nun zur zweiten Frage, zu den allgemeinen Organisations 
normen der Partei. Der III. Parteitag hat diese Normen ziemlich wesentlich 
umgearbeitet und dabei das ganze Parteistatut überprüft. Diese Überprüfung 
bezog sich auf drei Hauptpunkte: a) die Änderung des $ 1 des Statuts; b) die 
genaue Festlegung der Rechte des ZK und der Autonomie der Komitees, wo- 
bei diese Autonomie erweitert wurde; c) die Bildung einer einzigen Zentral- 
leitung. Was den berühmten $ 1 des Statuts angeht, so wurde diese Frage in 
der Parteiliteratur bereits genügend geklärt. Daß es falsch ist, die verschwom- 
mene Formulierung Martows prinzipiell zu verteidigen, steht einwandfrei fest. 
Kautskys Versuch, diese Formulierung nicht mit prinzipiellen Erwägungen, 
sondern mit dem Hinweis zu verteidigen, daß sie vom Standpunkt der russi- 
schen konspirativen Bedingungen bequem sei, hatte keinen Erfolg und konnte 
keinen haben. Wer in Rußland gearbeitet hat, weiß schr gut, daß es solche 
Bequemlichkeitsgründe gar nicht gibt. Jetzt gilt es, die ersten Erfahrungen der 
kollektiven Arbeit der Partei an der Durchführung des neuen $1 des Statuts 
abzuwarten. Wir betonen, an seiner Durchführung wird man noch arbeiten, 
und zwar viel arbeiten müssen. Damit sich — „unter der Kontrolle einer der 
Parteiorganisationen“ — jemand selber zum Parteimitglied erklärt, dazu be- 
darf es überhaupt keiner Arbeit, denn diese Formel ist leerer Schall und ist 
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auch die ganze Zeit vom zweiten bis zum dritten Parteitag leerer Schall ge- 
blieben. Um ein breites Netz von verschiedenartigen Parteiorganisationen zu 
schaffen, angefangen von engen und konspirativen, bis zu den möglichst brei- 
ten und möglichst wenig konspirativen, dazu ist eine beharrliche, langwierige 
und geschickte organisatorische Arbeit notwendig, die nunmehr unserem Zen- 
tralkomitee und in noch höherem Maße unseren Lokalkomitees zufällt, Gerade 
die Komitees werden es sein, die die größte Anzahl Organisationen als Par- 
teiorganisationen zu bestätigen haben werden und dabei jede unnötige Ver- 
schleppung und Pedanterie vermeiden müssen; gerade die Komitees werden 
stets und unaufhörlich unter den Arbeitern die Idee zu propagieren haben, 
daß es notwendig ist, möglichst viele der verschiedenartigsten Arbeiterorgani- 
sationen zu schaffen, die unserer Partei beitreten. Wir können hier auf diese 
interessante Frage nicht weiter eingehen. Es sei nur bemerkt, daß die revolu- 
tionäre Epoche eine scharfe Abgrenzung der Sozialdemokratie von allen und 
jeglichen demokratischen Parteien besonders notwendig macht. Eine solche 
Abgrenzung aber ist undenkbar, ohne daß ständig an der Vergrößerung der 
Zahl der Parteiorganisationen und an der Festigung ihrer Verbindung unter- 
einander gearbeitet wird. Dieser Festigung ihrer Verbindung sollen unter an- 
derem die vierzehntäglichen Berichte dienen, die der Parteitag beschlossen 
hat. Es ist zu wünschen, daß diese Berichte keine papierne Angelegenheit 
bleiben, daß die Praktiker sich dabei nicht gleich alle Schrecken des Amts- 
schimmels und Bürokratismus ausmalen, sondern daß sie sich zunächst ein 
weniges zur Gewohnheit machen, daß sie zum Beispiel einfach die Zahl der 
Mitglieder jeder Parteiorganisation, auch der kleinsten, von der Zentralstelle 
am weitesten entfernten, mitteilen. „Aller Anfang ist schwer“, sagt das Sprich- 
wort; aber später wird man dann schen, welche ungeheure Bedeutung die 
Gewohnheit regelmäßiger organisatorischer Beziehungen hat. 

Über die Frage einer einzigen Zentralleitung wollen wir keine langen Aus- 
führungen machen. Der III. Parteitag hat die „Zweizentrigkeit“ mit der glei- 
chen überwiegenden Mehrheit abgelehnt, mit der der II. Parteitag sie ange- 
nommen hatte. Die Gründe dafür wird jeder leicht einsehen, der die Ge- 
schichte der Partei aufmerksam verfolgt. Parteitage pflegen nicht so schr Neues 
zu schaffen, als vielmehr bereits fertige Resultate zu verankern. Zur Zeit des 
II. Parteitags war und galt die Redaktion der „Iskra“ als fester Stützpunkt, 
ihr wurde das Übergewicht verliehen. Daß die Genossen in Rußland über die 
Genossen im Ausland das Übergewicht haben sollen, schien bei dem damali- 
gen Entwicklungsstand der Partei noch problematisch. Nach dem zweiten 
Parteitag erwies sich gerade die im Ausland residierende Redaktion als wenig 
standhaft, die Partei dagegen war gewachsen, unzweifelhaft und beträchtlich 
gewachsen, namentlich in Rußland. Die Ernennung der Redaktion des Zen- 
tralorgans durch das Zentralkomitee der Partei mußte unter diesen Umständen 
bei der Masse der Parteiarbeiter Anklang finden. 

Die Versuche schließlich, die Rechte des ZK von denen der Lokalkomitces 
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und den ideologischen Kampf: vom desorganisierenden Gezänk möglichst 
exakt abzugrenzen, ergaben sich ebenfalls aus dem ganzen Verlauf der Er- 
eignisse nach dem II. Parteitag. Hier haben wir eine fortschreitende und syste- 
matische „Akkumulation von Parteierfahrung“ vor uns. Der Brief Plechanows 
und Lenins vom 6. Oktober 1903! an die mißvergnügten Redakteure wurde 
in dem Bestreben geschrieben, die Elemente der Gereiztheit von den Elemen- 
ten einer Meinungsverschiedenheit zu trennen. Das Ultimatum des ZK vom 
25. November 1903” zeigt das gleiche Bestreben in Gestalt des formellen 
Vorschlags einer Gruppe von Publizisten. Die Erklärung der Vertreter des 
ZK im Rat der Partei Ende Januar 19041! war ein Versuch, die ganze Partei 
aufzurufen, die ideologischen Formen des Kampfes vom Boykott und dgl. zu 
trennen. In Lenins Brief vom 26. Mai 1904"! an die Mitglieder des ZK in 
Rußland wurde die Notwendigkeit anerkannt, die Rechte der Minderheit in 
aller Form zu garantieren. Die bekannte „Deklaration der 22“ (Herbst 1904) 
stellte dasselbe in einer deutlicheren, sorgfältiger ausgearbeiteten und katego- 
rischen Form dar. Es ist ganz natürlich, daß auch der III. Parteitag diesen 
Weg einschlug, der „das Trugbild des Belagerungszustands zerstreut, durch 
formelle Beschlüsse endgültig zerstreut hat“. Worin eben diese formellen Be- 
schlüsse, d.h. die Änderung des Parteistatuts bestehen, wollen wir hier nicht 
wiederholen, da dies aus dem Statut und aus dem „Bericht“ ersichtlich ist. 
Wir wollen nur zwei Dinge vermerken. Erstens darf man wohl hoffen, daß 
die Garantierung des Rechts, Literatur herauszugeben, und die Sicherung der 
Komitees vor „Kassation“ die Rückkehr der abgespaltenen nationalen sozial- 
demokratischen Organisationen in die Partei erleichtern wird. Zweitens mußte 
man bei der Festlegung der Unantastbarkeit des personellen Bestands der 
Komitees in Betracht ziehen, daß diese Unantastbarkeit mißbraucht werden 
kann, d.h. daß „Unabsetzbarkeit“ bei einem absolut untauglichen Komitee 
fehl am Platz ist. So entstand $9 des neuen Parteistatuts; er legt die Bedin- 
gungen fest, auf Grund deren ein Komitee aufzulösen ist, nämlich wenn dies 
zwei Drittel der Arbeiter des betreffenden Orts, die den Parteiorganisationen 
angehören, fordern. Wir wollen die Ergebnisse der Erfahrung abwarten, um 
zu entscheiden, inwieweit sich diese Regel als praktisch erweist... 


„Proletari“ Nr. 1, 27. (14.) Mai 1905 
Werke, Bd. 8, S. 442-445 


1  Siche Werke, Bd. 7, S. 356/357. Die Red. 


II Siehe ebenda, S. 139-141. Die Red. 
1II Siche ebenda, S. 431-434. Die Red. 
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Aus: Ein dritter Schritt zurück 


Aus den Resolutionen des III. Parteitags der SDAPR ist allen Genossen be- 
kannt, welche Stellung in prinzipieller und organisatorischer Hinsicht wir zu 
der sogenannten Minderheit oder den Neuiskristen einzunehmen haben. Der 
III. Parteitag, der die Notwendigkeit des ideologischen Kampfes gegen die 
Überbleibsel des „Ökonomismus“ betonte, hielt den Eintritt von Anhängern 
der Minderheit in die Parteiorganisationen unter der Bedingung für möglich, 
daß sie die Parteitage anerkennen und sich der Parteidisziplin fügen. Wird 
diese Bedingung nicht erfüllt, so sind alle Gruppen der „Minderheit“ als 
außerhalb der Partei stehend zu betrachten, wobei praktische Vereinbarungen 
mit ihnen nach dem Ermessen des ZK und der Lokalkomitees selbstverständ- 
lich zulässig sind, und zwar nach denselben Grundsätzen wie die Vereinbarun- 
gen mit dem „Bund“ usw. 

Zur Zeit können wir den Genossen nur einige Mitteilungen über den aus- 
ländischen Teil der von der Partei abgespaltenen Minderheit machen. Das 
ZK sandte sofort nach dem Parteitag sowohl der „Liga“ als auch den Leitern 
des technischen Apparats und der Parteikasse Briefe, in denen jene gebeten 
wurde, sich über ihre Stellung zum III. Parteitag zu äußern, während diese 
ersucht wurden, das Parteivermögen dem ZK zu übergeben. Auf keinen dieser 
Briefe erfolgte eine Antwort. Die Neuiskristen möchten gern im Namen der 
Gesamtpartei die Parteidruckerei und das Lager benutzen, Geld von der 
deutschen Sozialdemokratie und überhaupt vom Ausland bekommen, aber der 
Partei über die Verwendung des Parteivermögens und über die Verausgabung 
der Parteigelder Rechenschaft geben, das wollen sie nicht. Ein solches Ver- 
halten zu kommentieren halten wir für überflüssig. 

In dem Artikel über den III. Parteitag („Proletari“ [Der Proletarier] Nr. 1") 
äußerten wir den Wunsch, daß sich der abgespaltene Teil der Partei wenig- 
stens recht bald so geschlossen wie möglich organisieren möge; dann wären 
einzelne Vereinbarungen leichter zu bewerkstelligen und der Weg zur künf- 
tigen Einheit klarer. Leider erweist sich auch dieser unser Wunsch als fast 
unerfüllbar. Die Resolutionen der „Konferenz“ der Minderheit sind jetzt ver- 
öffentlicht (siehe die äußerst interessante Broschüre „Die erste gesamtrussi- 
sche Konferenz der Parteifunktionäre“, Sonderbeilage zu Nr. 100 der „Iskra“, 
sowie Nr. 100 der „Iskra“). Wir empfehlen dringend allen Parteiorganisatio- 
nen, sich diese Broschüre anzusehen, denn besseres Material für den ideologi- 
schen Kampf gegen den abgespalteten Teil der Partei könnten wir uns gar 
nicht vorstellen. Diese Resolutionen offenbaren die völlige Unfähigkeit der 
Minderheit, auch nur ihre eigenen Anhänger zu organisieren. Sie konnten nicht 
einmal ihre eigene Konferenz einberufen; ihre Konferenz haben wir, das Büro 


1 Siehe Werke, Bd. 8, S. 441/442. Die Red. 
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der Komitees der Mehrheit und das ZK, durch die Ankündigung des IH. Par- 
teitags einberufen. Die Delegierten der menschewistischen Organisationen 
reisten im Auftrag ihrer Organisationen zum Parteitag und gerieten in die 
Konferenz! Die Konferenz beschloß, die Beschlüsse des III. Parteitags nicht 
anzuerkennen —- und das vom II. Parteitag angenommene Parteistatut außer 
Kraft zu setzen! Die Konferenz konnte sich nicht als Parteitag konstituieren 
— ihre Beschlüsse sind Beschlüsse einer beratenden Versammlung, die von 
jeder einzelnen Organisation bestätigt werden müssen. Eine vollständige Liste 
der Konferenzteilnehmer fehlt, Protokolle sind ebenfalls nicht vorhanden. Die 
Organisationen der Minderheit können also auf die Frage, ob sie diese oder 
jene Resolution anerkennen, nur mit Ja oder Nein antworten. Auf diese 
Weise werden die beschließenden Stimmen abgegeben, ohne daß die Möglich- 
keit besteht, die Texte der Resolutionen zu ändern, und ohne daß die Ab- 
stimmenden den ganzen Verlauf der Debatten über die Resolutionen vor 
Augen haben. Wie diese beschließenden Stimmen zusammengezählt werden 
sollen, die ja unter Umständen bei der Bestätigung des einen Teils einer Re- 
solution und der Ablehnung des anderen Teils differieren können, mag Allah 
wissen. Wir haben es hier mit dem Prinzip der bonapartistischen Plebiszite zu 
tun, im Gegensatz zu dem in der internationalen Sozialdemokratie allgemein 
üblichen Prinzip der demokratischen Vertretung. Bei uns beraten und beschlie- 
ßen demokratisch gewählte und rechenschaftspflichtige Vertreter der voll- 
berechtigten Organisationen. Bei ihnen beraten Vertreter plus Gäste und ma- 
chen Vorschläge, die vollberechtigten Organisationen aber sagen nachträglich 
ja oder nein. Man kann sich kaum ein System vorstellen, das geeigneter wäre, 
die Sozialdemokraten zu desorganisieren. In der Praxis artet dieses Plebiszit- 
system stets in eine Komödie aus. 

Das von der Konferenz angenommene und aus 13 Paragraphen bestehende 
„Organisationsstatut“ ist in seiner Art eine Perle. Da wird ein Parteigebäude 
errichtet, das aus sechs Stockwerken besteht, in folgender Reihenfolge von 
unten nach oben: 1. leitendes Kollektiv, 2. Komitee, 3. Gebietstagung, 4. Ge- 
bietskomitee, 5. Konferenz und 6. Vollzugskommission. Im allgemeinen wählt 
das untere Kollegium das höhere. Die Beziehungen zwischen dem leitenden 
Kollektiv und dem Komitee werden jedoch nicht durch das Prinzip der Wahl 
bestimmt, sondern durch das Prinzip der „Vereinbarung“, wie die Neuiskristen 
glauben, oder durch das Prinzip der „Konfusion“, wie uns scheint. Einerseits 
gehört das ganze Komitee dem leitenden Kollektiv an, zusammen mit allen 
Mitgliedern nicht nur der Bezirkskomitees, sondern auch der „Gruppen, die 
unter besonderen Schichten der Bevölkerung arbeiten“. Anderseits „gehört 
dem Bezirkskomitee auch ein Vertreter des Komitees an“!! Einerseits müssen 
alle wesentlichen Beschlüsse vom leitenden Kollektiv ausgehen, anderseits 
handelt das Komitee in dringenden Fällen selbständig, „vor der Befragung (!) 
der Bezirkskomitees“. Drittens „ist das Komitee verpflichtet, über seine Tätig- 
keit den Bezirkskomitees periodisch Bericht zu erstatten“. Spricht die Mehr- 
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heit der Mitglieder der Bezirkskomitees dem Komitee das Mißtrauen aus, 
wird das Komitee „auf Grund einer gegenseitigen Vereinbarung zwischen dem 


Gebietskomitee und den Bezirkskomitees“ reorganisiert. Die Rechte ebenso: 


wie die Zusammensetzung der anderen Parteiorgänisationen (darunter auch 
des Bezirkskomitees) sind überhaupt nicht festgesetzt, Der Begriff der Partei- 
mitgliedschaft, um den die Menschewiki auf dem II. Parteitag grundsätzlich 
kämpften, ist vollständig über Bord geworfen! Bisher galt das Prinzip der 
„Vereinbarung“ zwischen Mitgliedern einer und derselben Organisation oder 
Partei, die sich über alle wesentlichen Fragen des Programms und der Taktik 
einig sind, als Prinzip des Anarchismus. Die Sozialdemokraten der ganzen 
Welt hielten und halten sich in solchen Fällen an das Prinzip der Unterord- 
nung der Minderheit unter die Mehrheit. Die Neuiskristen wollen der Welt 
ein unvergängliches Beispiel dafür bieten, wie diese zwei Prinzipien im „poe- 
tischsten“ Durcheinander vermengt werden können. Vor kurzem fiel uns zu- 
fällig ein Exemplar einer deutschen Zeitung in die Hände, mit dem Wahl- 
spruch „Weder Autorität noch Majorität“. Ein Prinzip, das der neuiskristi- 
schen „Organisation als Prozeß“ verwandt ist. Diese Zeitung ist das Organ 
der deutschen Anarchisten: „Der Anarchist“, 

Bei der Wahl der Zentralleitung (des „Organs, das die ganze Parteiarbeit 
zusammenfaßt“) ziehen die Neuiskristen den direkten Wahlen indirekte, eine 
Wahl durch Wahlmänner, vor. Die Vollzugskommission wird nicht direkt 
durch Vertreter der leitenden Kollektive gewählt, sondern vermittels einer 
vierstufigen Wahl! Weshalb plötzlich diese Abneigung gegen direkte Wahlen, 
weiß Allah allein. Manche denken: ob nicht etwa das Beispiel des Herrn 
Struve, der für das Oberhaus zwar allgemeine, aber keine direkten Wahlen 
festsetzen will, auf die Neuiskristen abgefärbt hat? Wie diese vierstufigen 
Wahlen eigentlich durchgeführt werden sollen - auch das weiß nur Allah, 
denn im „Statut“ ist darüber kein Wort gesagt. 

Selbstverständlich wäre es lächerlich, dieses Statut, dessen Reize wir noch 
lange nicht erschöpft haben, ernst zu nehmen. Es wird nie zur Anwendung 
kommen. Dieses sechsstöckige Vehikel — auch wenn es gelingen sollte, so ein 
Ding aufzubauen — wird nie vom Fleck kommen. Dieses Statut hat keine 
praktische, wohl aber eine prinzipielle Bedeutung. Es ist eine prächtige, un- 
übertroffene Illustration zu der berühmten Theorie von der „Organisation als 
Prozeß“. Nun muß sogar ein Blinder schen, daß die „Organisation als Prozeß“ 
Desorganisation bedeutet. Bisher waren die Menschewiki ihren Opponenten, 
dem II. Parteitag und den von ihm geschaffenen Organen gegenüber als Des- 
organisatoren aufgetreten. Jetzt treten die Menschewiki ihren eigenen Gesin- 
nungsgenossen gegenüber als Desorganisatoren auf. Das heißt schon wirklich 
die Desorganisation zum Prinzip erheben. 

Es wundert uns nicht, daß die Menschewiki mit der Verletzung ihres eige- 
nen Statuts begonnen haben. Eine Einteilung Rußlands in Gebiete haben sie 
nicht vorgenommen, Eine Vollzugskommission wurde nicht gewählt, nicht ein- 
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mal provisorisch, bis zur Bestätigung der Komitees und Organisationen. Die 
Konferenz wählte eine im Statut nicht vorgesehene Organisationskommission 
und gab ihr besondere Aufträge! Jetzt sind sogar provisorische und partielle 
Vereinbarungen mit den Menschewiki furchtbar erschwert, weil diese Orga- 
nisationskommission keine offizielle Stellung einnimmt und ihre Schritte keine 
entscheidende Bedeutung haben können. Wer mit den Menschewiki in Bezie- 
hung treten will, muß sich der Mühe unterziehen, mit jeder einzelnen Organi- 
sation in Verbindung zu treten und sogar mit jedem einzelnen „Pan“, der sein 
„Liberum veto!“ einlegen kann!... 


„Proletari” Nr. 6, 3. Juli (20. Juni) 1905 
Werke, Bd. 8, 5. 547-551 


Vorwort zur Broschüre 
„Arbeiter über die Spaltung der Partei“ 


Als wir in Nr.8 des „Proletari“ versprachen, den Brief eines Genossen, der 
sich „Bin Arbeiter unter vielen“ nannte, vollinhaltlich abzudrucken, hatten wir 
keine Ahnung, wer dieser Genosse ist. Wir wissen, daß die von ihm geäußer- 
ten Gedanken tatsächlich von vielen Arbeitern geteilt werden, und das genügte 
uns zu dem Entschluß, seinen Brief herauszugeben. Jetzt erfahren wir aus 
Nr. 105 der „Iskra“, daß sich der Verfasser des Briefes „früher zur Minder- 
heit zählte“, daß er ein „alter heftiger Gegner der sogenannten Mehrheit“ ist. 
Um so besser, Um so wertvoller ist für uns das Eingeständnis dieses ehemali- 
gen Menschewiks, daß sich die frommen Wünsche hinsichtlich der „proletari- 
schen Selbsttätigkeit" als „schöne Worte“ herausstellten. Um so wertvoller ist 
seine entschiedene Verurteilung der intelligenzlerischen „Manilowerei“. Das 
ist ein untrügliches Anzeichen, daß die Demagogie der Menschewiki, ihre 
freigebigen Versprechungen aller möglichen guten Dinge wie Autonomie, 
Selbsttätigkeit, Demokratismus u. dgl. m. den klassenbewußten Arbeitern nun, 
wie nicht anders zu erwarten war, so langsam zum Halse heraushängen und 
bei ihnen berechtigtes Mißtrauen und Kritik hervorrufen. 

Höchst charakteristisch ist auch die Tatsache, die zweifellos noch eine ganze 
Reihe menschewistischer Arbeiter zu „ehemaligen Menschewiki“ machen wird 
- die Tatsache, daß die „Iskra“ in diesem Brief eines Arbeiters die „Faust von 
unten“ erblickt! Darüber lohnt es sich, ernsthaft nachzudenken. 


I Das im 17. und 18. Jahrhundert in Polen jedem Mitglied des Sejm zustehende freie 
Einspruchsrecht. Die Red, 
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Was hat der Brief mit der „Faust“ zu tun? frage ich mich. Bringt dieses von 
den Menschewiki reichlich abgedroschene „schreckliche Wort" bestimmte orga- 
nisatorische Begriffe zum Ausdruck oder lediglich intelligenzlerische Verärge- 
rung, den Widerwillen gegen jedwede feste, die Launen der Intellektuellen 
unterbindende Organisation? 

Was will der Verfasser des Briefes? Das Ende der Spaltung. Sympathisiert 
die „Iskra“ mit diesem Ziel? Ja, sie erklärt das ausdrücklich. Hält sie die 
Erreichung dieses Zieles jetzt schon für möglich? Ja, denn sie sagt: „Die 
(taktischen) Meinungsverschiedenheiten sind nicht so groß, um die Spaltung 
zu rechtfertigen.“ 

Wenn dem so ist, warum kramt dann die „Iskra“ in der Antwort an den 
Arbeiter aufs neue die taktischen Meinungsverschiedenheiten hervor und er- 
wähnt sogar den „Plan der Semstwokampagne“, der doch in den „nur für 
Parteimitglieder“ veröffentlichten Sonderblättern der „Iskra“ und in der „kon- 
spirativen“ Broschüre Plechanows begraben worden ist? Wozu das? Wo doch 
die Notwendigkeit von Polemiken und Auseinandersetzungen weder von dem 
Arbeiter noch von den Bolschewiki bestritten wird! Wo doch das vom III. Par- 
teitag angenommene Statut genau das Recht eines jeden Komitees auf Heraus- 
gabe von Literatur festlegt! Wo es sich doch darum handelt, was zu machen 
ist, damit die taktischen Meinungsverschiedenheiten nicht zur Spaltung, d. h. zur 
Störung der organisatorischen Verbindung führen! Warum weicht die „Iskra“ 
dieser klar gestellten Frage aus, indem sie nicht zur Sache gehörende Betrach- 
tungen über taktische Meinungsverschiedenheiten anstellt? Besteht etwa gar 
die „Faust“ des Arbeiters darin, daß er kein Geschwätz zuläßt, das nicht zur 
Sache gehört? 

Um die Spaltung zu beenden, genügt es nicht, das zu wünschen. Man muß 
wissen, wie es zu machen ist. Die Spaltung beenden heißt zu einer Organi- 
sation verschmelzen. Und wer wirklich das Ende der Spaltung näherrücken 
will, der darf sich nicht auf Klagen, Vorwürfe, Anwürfe, Interjektionen und 
Deklamationen über die Spaltung beschränken (wie das der Genosse Arbeiter 
und beispielsweise auch Plechanow tut, seit er im Sumpfe steckt) - der muß 
unverzüglich darangehen, einen Typus dieser allgemeinen, einheitlichen Orga- 
nisation auszuarbeiten. 

Die Schwäche der Zuschrift des Arbeiters liegt gerade darin, daß der Ver- 
fasser über die Spaltung nur ja’zzert und keine direkten Vorschläge macht, 
wie man sie durch die Annahme bestimmter Organisationsnormen beenden 
soll. Statt diesen Mangel zu beheben, verstärkt ihn die „Iskra“, indem sie in 
„panischer Angst“ schreit: die „Faust!“, nur weil der Arbeiter den Gedanken 
geäußert hat, man müsse unbedingt allgemeinverbindliche Organisationsnor- 
men anerkennen!! Die Meinungsverschiedenheiten rechtfertigen die Spaltung 
nicht, sagt der Arbeiter. Richtig! stimmt die „Iskra“ zu. Also muß man jetzt 
einen recht festen Strick drehen (Oje, oje! Wie grob mechanisch ich mich aus- 
drücke! Schon wieder die „Faust“! Immer langsam, Genossen von der „Iskra“, 
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fallen Sie nicht gleich in Ohnmacht wegen des „unlösbaren Knotens“ und ähn- 
licher Schrecknisse!), der beide Teile fest zusammenbinden und sie trotz der 
taktischen Meinungsverschiedenheiten zusammengebunden halten würde — fährt 
der Arbeiter fort. 

Die „Iskra“ antwortet darauf wieder mit einem hysterischen Anfall und 
schreit: die Faust! 

Wir aber antworten darauf: Richtig, Genosse Arbeiter! Sie urteilen ver- 
nünftig. Man braucht einen neuen, festen Strick. Aber gehen Sie doch weiter, 
machen Sie den nächsten Schritt: beginnen Sie, darüber nachzudenken, was 
das eigentlich für ein Strick sein soll, was das eigentlich für eine allgemeine, 
beiderseits verbindliche (zu Hilfe! Wieder die Faust!) Organisation sein 
soll? 

Der Genosse Arbeiter ist zicht weit genug gegangen, was die Bestimmtheit 
seiner organisatorischen Vorschläge betrifft (denn die Frage der Beendigung 
der Spaltung ist eine rein organisatorische Frage, wenn beide Teile anerken- 
nen, daß die taktischen Meinungsverschiedenheiten die Spaltung nicht recht- 
fertigen!) — die „Iskra“ aber findet, daß er zu weit gegangen sei, so weit, daß 
sie wieder ein Geschrei über die Faust erhob!! 

Wir fragen den Leser noch einmal: Was bedeutet in Wirklichkeit diese 
berüchtigte Faust, die der neuen „Iskra“ solchen Schrecken einjagt, daß sic 
schier Schreikrämpfe bekommt? Bringt diese Faust bestimmte organisatorische 
Ideen zum Ausdruck oder einfach die blinde und lächerliche Angst der Intel- 
lektuellen vor jedweder „Bindung“, jedweder für alle Parteimitglieder ver- 
bindlichen Organisation? ! 

Überlassen wir es den klassenbewußten Arbeitern, diese Frage zu entschei- 
den, und gehen wir weiter. 

Die wirkliche Schwierigkeit der Verschmelzung besteht — vorausgesetzt, daß 
beide Teile sie aufrichtig wünschen — in folgendem: Erstens muß man Orga- 
nisationsnormen schaffen, ein Parteistatut, das für alle unbedingt verbindlich 
ist; zweitens muß man alle parallelen, miteinander konkurrierenden lokalen 
und zentralen Organisationen und Körperschaften der Partei miteinander ver- 
schmelzen, 

Die erste Aufgabe versuchte bis jetzt zur der III. Parteitag der SDAPR zu 
lösen, indem er ein Statut schuf, das jeder Minderheit konstitutionelle Rechts- 
garantien ‘gibt. Der III. Parteitag sorgte dafür, daß jede Minderheit, die das 
Programm, die Taktik und die organisatorische Disziplin anerkennt, sozusagen 
ihr Plätzchen in der Partei findet. Die Bolschewiki sorgten dafür, daß auch 
die Menschewiki einen bestimmten Platz in der einheitlichen Partei haben. Bei 
den Menschewiki sehen wir das nicht: ihr Statut gibt keineswegs jeder Partei- 
minderheit konstitutionelle Rechtsgarantien. 

Selbstverständlich wird kein Bolschewik das auf dem III. Parteitag ange- 
nömmene Statut als ideal und unfehlbar betrachten. Wer es für nötig hält, 
dieses Statut zu ändern, der soll einen Entwurf genau umrissener Änderungen 
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vorlegen - das wird ein sachlicher Schritt zur Beendigung der Spaltung sein, 
das wird etwas mehr sein als Vorwürfe und Klagen. 

Man wird uns vielleicht sagen: Warum macht ihr nicht selbst den Anfang 
damit beim Statut der „Konferenz“? Wir antworten darauf, daß wir das schon 
getan haben; siche „Proletari* Nr. 6: „Ein dritter Schritt zurück“.! Wir sind 
auch bereit, die grundlegenden Organisationsprinzipien, deren Anerkennung 
unseres Erachtens zur Verschmelzung notwendig ist, noch einmal zu wieder- 
holen: 1. Die Unterordnung der Minderheit unter die Mehrheit (nicht zu 
verwechseln mit der Minderheit und der Mehrheit in Anführungszeichen! Die 
Rede ist vom Organisationsprinzip der Partei überhaupt und nicht von der 
Verschmelzung der „Minderheit“ und der „Mehrheit“, wovon weiter unten die 
Rede sein wird. Man kann sich, abstrakt gesprochen, die Verschmelzung in 
einer solchen Form denken, daß „Menschewiki“ und „Bolschewiki“ gleich stark 
sein werden, aber auch eine solche Verschmelzung ist unmöglich, wenn man 
das Prinzip und die Pflicht der Unterordnung der Minderheit unter die Mehr- 
heit nicht anerkennt). 2. Das oberste Organ der Partei muß der Parteitag, d. h. 
die Versammlung der gewählten Vertreter aller vollberechtigten Organisatio- 
nen sein, wobei der Beschluß dieser Vertreter als endgültig gelten muß. (Das 
ist das Prinzip der demokratischen Vertretung im Gegensatz zu dem Prinzip 
der beratenden Konferenzen und der Abstimmung über ihre Beschlüsse in 
den Organisationen, also des Plebiszits). 3. Die Wahlen zur zentralen Körper- 
schaft (oder zu den zentralen Körperschaften) der Partei müssen direkt sein 
und auf den Parteitagen erfolgen. Nicht auf dem Parteitag vorgenommene 
Wahlen, zweistufige Wahlen usw., sind unzulässig. 4. Die gesamte Parteilite- 
ratur, die lokale wie die zentrale, muß unbedingt sowohl dem Parteitag als 
auch der entsprechenden zentralen oder lokalen Parteiorganisation unterstehen. 
Das Vorhandensein von Parteiliteratur, die mit der Partei organisatorisch nicht 
verbunden ist, ist unzulässig. 5. Der Begriff der Parteizugehörigkeit muß ganz 
genau umrissen sein. 6. Ebenso müssen die Rechte jeder Parteiminderheit im 
Parteistatut genau festgelegt sein. 

Dies sind unseres Erachtens die unbedingt verbindlichen organisatorischen 
Prinzipien, ohne deren Anerkennung die Verschmelzung unmöglich ist. Dar- 
über möchten wir die Meinung des Genossen, der sich „Ein Arbeiter unter 
vielen“ nennt, und überhaupt aller Anhänger der Verschmelzung hören. 

Und die Frage der Beziehungen der Komitees zur Peripherie? des Prinzips 
der Wählbarkeit? wird man uns fragen. Wir antworten, daß in dieser Frage 
keine grundlegenden organisatorischen Prinzipien zu erblicken sind, da ja die 
unbedingte Einhaltung des Prinzips der Wählbarkeit nicht gefordert wird. 
Auch die Menschewiki haben das nicht gefordert. Bei politischer Freiheit wird 
das Prinzip der Wählbarkeit unerläßlich sein, jetzt aber wird es auch vom 
Statut der „Konferenz“ für die Komitees nicht eingeführt. Diese oder eine 


I Siehe Werke, Bd. 8, S. 547-557. Die Red. 
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andgre Festlegung der Rechte und Vollmachten der Peripherie ist keine prin- 
zipielle Frage (natürlich dann, wenn das, wovon man spricht, konkret ver- 
wirklicht wird, wenn man sich nicht mit Demagogie befaßt und nicht nur mit 
„schönen Worten“ um sich wirft). Der dritte Parteitag der SDAPR versuchte 
die Begriffe Komitee und Peripherie genau festzulegen und die Beziehungen 
zwischen ihnen zu regeln. Alle Vorschläge bestimmter Änderungen, Ergänzun- 
gen und Kürzungen würde jeder Bolschewik in aller Ruhe erwägen. In unserer 
Mitte gibt es, soviel ich weiß, in dieser Erage hinsichtlich dieses oder jenes 
Punktes keine „Unversöhnlichen“, und die Protokolle des II. Parteitags wer- 
den diese Behauptung bestätigen. 

Die nächste und wohl nicht weniger schwierige Frage ist: Wie soll man nun 
konkret alle parallelen Organisationen verschmelzen? Bei politischer Freiheit 
wäre das leicht, denn da gäbe cs legale Parteiorganisationen mit einer be- 
stimmten Zahl genau bekannter Mitglieder. Anders ist es bei geheimen Orga- 
nisationen. Die Bestimmung der Mitgliedschaft ist um so schwieriger, je leicht- 
sinniger man diese Mitgliedschaft zuweilen auffaßt, je öfter man zur Demago- 
gie, zur fiktiven Aufnahme politisch nicht bewußter Elemente in die Partei 
greift. Unserer Meinung nach müssen, was die Mittel zur Überwindung dieser 
Schwierigkeiten anbelangt, die mit der Sachlage vertrauten Genossen in den 
einzelnen Orten das entscheidende Wort sprechen. Die zeitweilige Ausschal- 
tung von Mitgliedern der Organisationen durch ihre „Kommandierung“ ins 
Gefängnis, in die Verbannung oder ins Ausland ist auch ein erschwerender 
Umstand, den man berücksichtigen muß. Sodann bietet natürlich die Ver- 
schmelzung der zentralen Körperschaften keine geringe Schwierigkeit. Ohne 
eine einheitliche Zentralleitung, ohne ein einheitliches Zenträalorgan ist eine 
wirkliche Einheit der Partei unmöglich. Die Frage steht hier so: Entweder 
werden die politisch bewußten Arbeiter (unbeirrt von dem Wehgeschrei über 
die „Faust“) diejenigen, die tatsächlich die Parteiminderheit sind, dazu zwin- 
gen, ihre Auffassungen in den Organen der Lokalkomitees, auf Konferenzen, 
Parteitagen, Versammlungen usw. zu vertreten, ohne daß die Parteiarbeit 
desorganisiert wird. Oder aber die bewußten sozialdemokratischen Arbeiter 
bewältigen diese Aufgabe jetzt nicht (allgemein gesprochen, werden sie sie 
bestimmt und unbedingt bewältigen; dafür bürgt die ganze Arbeiterbewegung 
in Rußland) — und dann werden zwischen den konkurrierenden Zentralstel- 
len, zwischen den konkurrierenden Organen nur Vereinbarungen möglich sein, 
aber keine Verschmelzung. 

Zum Schluß wollen wir noch einmal wiederholen: Der Genosse Arbeiter 
und seine Gesinnungsgenossen sollen ihr Ziel nicht durch Klagen und Anschul- 
digungen und nicht durch die Bildung neuer, dritter Parteien oder Gruppen, 
Zirkel usw. (in der Art, wie es Plechanow tut, der jetzt außerhalb der Partei 
eine neue Parteizeitschrift gegründet hat) zu erreichen trachten. Die Bildung 
einer dritten Partei oder neuer Gruppen wird die Sache nur kömplizieren und 
verwirren. Man muß darangehen, die konkreten Bedingungen der Verschmel- 
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zung auszuarbeiten: Sobald sich alle Gruppen und Organisationen der Partei, 
alle politisch bewußten Arbeiter damit befassen, werden sie unbedingt und 
zweifellos imstande sein, vernünftige Bedingungen auszuarbeiten und nicht 
nur auszuarbeiten, sondern auch (unbeirrt von dem Wehgeschrei über die 
Faust) die Spitzen der Partei zu zwingen, sich diesen Bedingungen zu unter- 
werfen. 

In Ergänzung zum Brief des Genossen Arbeiters veröffentlichen wir einen 
offenen Brief des ZK der SDAPR an die Organisationskommission als ersten 
Schritt zu einer sachlichen Lösung der Frage, wie die Spaltung beendet wer- 
den kann, 


Juli 1905 Die Redaktion des „Proletari“ 


Veröffentlicht 1905 
Werke, Bd.9, S. 155-161 


Der Jenaer Parteitag 
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 


Die Parteitage der deutschen Sozialdemokraten haben schon längst eine Be- 
deutung gewonnen, die weit über den Rahmen der deutschen Arbeiterbewe- 
gung hinausgeht. Die deutsche Sozialdemokratie steht hinsichtlich Organi- 
siertheit, Einheitlichkeit und Geschlossenheit der Bewegung, Reichtum und 
Gehalt der marxistischen Literatur an der Spitze aller sozialdemokratischen 
Parteien. Es ist nur natürlich, daß unter diesen Umständen auch die Beschlüsse 
der deutschen sozialdemokratischen Parteitage häufig eine fast internationale 
Bedeutung gewinnen. So war es in der Frage der neuesten opportunistischen 
Strömungen im Sozialismus (Bernsteiniade). Der Beschluß des Dresdener so- 
zialdemokratischen Parteitags, der die altbewährte Taktik der revolutionären 
Sozialdemokratie bestätigte, wurde vom Amsterdamer Internationalen Sozia- 
listenkongreß aufgegriffen und ist nunmehr zum allgemeinen Beschluß des 
gesamten klassenbewußten Proletariats der Welt geworden. So auch jetzt. Die 
Frage des politischen Massenstreiks — die Hauptfrage des Jenaer Parteitags — 
bewegt die ganze internationale Sozialdemokratie. Sie wurde in der letzten 
Zeit durch die Ereignisse in einer ganzen Reihe von Ländern, darunter auch, 
und sogar wohl vor allem, in Rußland, in den Vordergrund gerückt. Und die 
Entscheidung der deutschen Sozialdemokratie wird zweifellos auf die ge- 
samte internationale Arbeiterbewegung einen nicht unbeträchtlichen Einfluß 
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in'dem Sinne ausüben, daß sie den revolutionären Geist der kämpfenden 
Arbeiter festigt und stärkt. j 

Doch wir wollen zunächst auch die übrigen, weniger wichtigen Fragen kurz 
erwähnen, die der Jenaer Parteitag behandelt und gelöst hat. Er befaßte sich 
vor allem mit der Organisationsfrage. Wir werden hier natürlich nicht auf 
Einzelheiten des revidierten Statuts der deutschen Partei eingehen. Wichtig 
ist, den äußerst charakteristischen Grundzug dieser Änderung zu betonen: die 
Tendenz zur weiteren, vollständigeren und strengeren Durchführung des Zen- 
tralismus, zur Schaffung einer festeren Organisation. Diese Tendenz zeigte sich 
erstens darin, daß in das Statut eine direkte Bestimmung aufgenommen wurde, 
nach welcher jeder Sozialdemokrat verpflichtet ist, einer Parteiorganisation 
anzugehören, es sei denn, daß besonders ernste Gründe vorliegen, die das 
nicht zulassen. Zweitens zeigte sie sich darin, daß das System der Vertrauens- 
leute durch das System sozialdemokratischer Lokalorganisationen ersetzt 
wurde, daß an Stelle des Prinzips der individuellen Vollmacht, des Vertrauens 
zur Person, das Prinzip der kollektiven, organisatorischen Verbindung getre- 
ten ist. Drittens zeigte sie sich in dem Beschluß, der alle Parteiorganisationen 
verpflichtet, 25 Prozent ihrer Einnahmen der zentralen Parteikasse zuzu- 
führen. 

Im großen und ganzen schen wir hier deutlich, daß das Wachstum der so- 


* zialdemokratischen Bewegung und ihre zunehmende Revolutionierung unbe- 


dingt und unvermeidlich zu einer konsequenteren Anwendung des Zentralis- 
mus führen. In dieser Hinsicht ist die Entwicklung der deutschen Sozialdemo- 
kratie für uns Russen außerordentlich lehrreich. Die organisatorischen Fragen 
haben bei uns bis vor kurzem einen unverhältnismäßig großen Raum unter 
den aktuellen Fragen des Parteilebens eingenommen und tun das zum Teil auch 
noch heute. Seit dem III, Parteitag haben sich in der Partei deutlich zwei 
organisatorische Tendenzen herausgebildet. Die eine - zum konsequenten Zen- 
tralismus und zur systematischen Erweiterung des Demokratismus innerhalb 
der Parteiorganisation, nicht zu demagogischen Zwecken, nicht um des Effekts 
willen, sondern um in dem Maße, wie sich der Sozialdemokratie in Rußland 
ein freieres Tätigkeitsfeld bietet, diesen Demokratismus zu verwirklichen. Die 
andere - zur organisatorischen Verschwommenheit, zur „organisatorischen Un- 
klarheit“, deren Übel jetzt sogar Plechanow, der sie so lange verteidigte, be- 
griffen hat. (Wir wollen hoffen, daß die Ereignisse ihn bald dazu bringen 
werden, auch den Zusammenhang zwischen dieser organisatorischen Unklar- 
heit und der taktischen Unklarheit zu begreifen.) 

Man denke an die Auseinandersetzungen über $1 unseres Statuts. Die Kon- 
ferenz der Neuiskristen, die früher die „Idee“ ihrer falschen Formulierung 
hitzig verteidigt hatten, warf jetzt sowohl den ganzen Paragraphen als auch 
die ganze Idee einfach über Bord. Der III. Parteitag bestätigte das Prinzip 
des Zentralismus und der organisatorischen Verbindung. Die Neuiskristen 
versuchten sofort, die Zugehörigkeit jedes Parteimitglieds zu einer Organisa- 
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tion als eine Frage allgemeiner Prinzipien zu behandeln. Jetzt schen wir, daß 
die Deutschen — und zwar Opportunisten wie Revolutionäre gleichermaßen — 
die prinzipielle Berechtigung dieser Forderung nicht einmal anzweifeln. Als sie 
diese Forderung (daß jedes Parteimitglied einer Parteiorganisation anzugehö- 
ren hat) direkt in ihr Statut aufnahmen, begründeten sie notwendige Ausnah- 
men von dieser Regel keineswegs mit Prinzipien, sondern... mit der unzu- 
reichenden Freiheit in Deutschland. Vollmar, der in Jena über die organisa- 
torische Frage referierte, rechtfertigte zulässige Ausnahmen von der Regel da- 
mit, daß es solchen Leuten wie kleinen Beamten unmöglich sein werde, der 
Sozialdemokratischen Partei offen anzugehören. Selbstverständlich ist bei uns 
in Rußland eine ganz andere Situation: da jede Freiheit fehlt, sind alle Organi- 
sationen gleich geheim. Bei revolutionärer Freiheit ist es besonders wichtig, 
die Parteien streng abzugrenzen und in dieser Hinsicht keinerlei „Verschwom- 
menheit“ zu dulden. Doch das Prinzip, daß es wünschenswert ist, die organi- 
satorischen Verbindungen zu festigen, bleibt unerschütterlich. 

Was das System der Vertrauensleute betrifft, das von den deutschen Sozial- 
demokraten jetzt aufgegeben worden ist, so hing es voll und ganz mit dem 
Ausnahmegesetz gegen die Sozialisten zusammen. Je weiter dieses Gesetz in 
die Vergangenheit rückte, desto natürlicher und unvermeidlicher wurde der 
Übergang zum Aufbau der gesamten Partei auf dem System der unmittelbaren 
Verbindung zwischen den Organisationen ohne die Mittlerschaft von Ver- 
trauensleuten. 

Auch die andere Frage, die in Jena vor der Frage des politischen Streiks 
erörtert wurde, ist für Rußland außerordentlich lehrreich. Das ist die Frage 
der Maifeier oder, richtiger gesagt (wenn man vom Kern der Frage ausgeht 
und nicht von dem 'Tagesordnungspunkt, der den Anlaß der Diskussion bil- 
dete), die Frage des Verhältnisses der Gewerkschaftsbewegung zur sozial- 
demokratischen Partei. Wir haben im „Proletari“ schon mehrmals davon ge- 
sprochen, welch tiefen Eindruck der Kölner Gewerkschaftskongreß auf die 
deutschen Sozialdemokraten, und nicht nur auf sie allein, gemacht hat. Auf 
diesem Kongreß zeigte sich mit aller Deutlichkeit, daß sich sogar in Deutsch- 
land, wo die Traditionen des Marxismus und sein Einfluß am stärksten sind, 
in den Gewerkschaftsverbänden — wohlgemerkt: in den sozialdemokratischen 
Gewerkschaftsverbänden — antisozialistische Tendenzen entwickeln, Tenden- 
zen zum „reinen Trade-Unionismus“ im englischen, d.h. im unbestreitbar bür- 
gerlichen Geist. Und so weitete sich auf dem Jenaer Parteitag die Frage der 
Maidemonstration im engeren Sinne des Wortes zwangsläufig zur Frage des 
Trade-Unionismus und der Sozialdemokratie, zur Frage des „Ökonomismus“ 
aus, um die Bezeichnung der Richtungen unter den russischen Sozialdemokra- 
ten anzuwenden. 

Fischer, der über die Maifeier referierte, sagte rundheraus, es wäre ein 
großer Fehler, die Augen vor der Tatsache zu verschließen, daß „in den 
Gewerkschaften da und dort der sozialistische Geist etwas verlorengegangen 
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ist“. Das gehe so weit, daß z. B. Bringmann, der Vertreter des Zimmererver- 
bandes, Sätze der folgenden Art aussprach und druckte: „Nach meinen Er- 
fahrungen hat die Arbeitsruhe am 1. Mai in den Gewerkschaften gewirkt wie 
ein Fremdkörper im menschlichen Organismus.“ „Die Gewerkschaft ist unter 
den gegebenen Verhältnissen das einzige Mittel, um die Lage der Arbeiter- 
klasse zu verbessern“ usw. Zu diesen „Symptomen einer Krankheit“, wie sich 
Fischer treffend ausdrückte, gesellt sich eine Reihe anderer. Der Gewerk- 
schaftsegoismus oder „Ökonomismus“ ist in Deutschland ebenso wie in Ruß- 
land und überhaupt überall mit dem Opportunismus (Revisionismus) ver- 
knüpft. Die Zeitung desselben Zimmererverbandes schrieb, die Grundlagen 
des wissenschaftlichen Sozialismus seien zerstört, die Krisentheorie, die Kata- 
strophentheorie usw. seien falsch. Der Revisionist Calwer forderte die Arbei- 
ter auf, nicht unzufrieden zu sein, ihre Bedürfnisse nicht zu steigern, sondern 
sich zu bescheiden usw. usf. Liebknecht fand die allgemeine Zustimmung 
des Parteitags, als er sich gegen die Idee der „Neutralität“ der Gewerkschaften 
aussprach und dazu bemerkte: „Bebel ist zwar auch für die Neutralität ein- 
getreten, aber ich glaube, daß es einer der wenigen Punkte ist, wo Bebel nicht 
die Mehrheit der Partei hinter sich hat.“ 

Bebel selbst bestritt, daß er den Gewerkschaftsverbänden Neutralität gegen- 


über der Sozialdemokratie angeraten habe. Die Gefahr des Gewerkschafts- - 


egoismus erkannte Bebel uneingeschränkt an. Er sagte weiter, daß ihm noch 
schlimmere Beispiele dieser zünftlerischen Verblödung bekannt seien: Bei 
den jüngeren Gewerkschaftsführern gehe das so weit, daß sie ganz ungeniert 
über die Partei und über den Sozialismus, ja sogar über die Theorie des 
Klassenkampfes höhnen. Diese Erklärung Bebels löste allgemeine Empörungs- 
rufe des sozialdemokratischen Parteitags aus. Lauter Beifall ertönte, als er 
entschlossen erklärte: „Genossen, seid auf dem Posten, überlegt euch, was ihr 
tut, ihr wandelt einen sehr verhängnisvollen Weg, an dessen Ende ihr euren 
eigenen Niedergang herbeiführt.....“ 

Zur Ehre der deutschen Sozialdemokratie muß also gesagt werden, daß sie 
der Gefahr unverzagt ins Auge schaute. Weder vertuschte sie die Extreme 
des Ökonomismus, noch ersann sie üble Ausflüchte und Winkelzüge (wie sie 
bei uns z. B. von Plechanow nach dem II. Parteitag so reichlich erfunden wur- 
den). Nein, sie hat die Krankheit rücksichtslos festgestellt, die schädlichen 
Tendenzen entschieden verurteilt und alle Parteimitglieder unumwunden und 
offen aufgefordert, sie zu bekämpfen. Ein lehrreiches Ereignis für die russi- 
schen Sozialdemokraten, von denen sich manche das Lob des Herrn Struve 
für ihre „Erleuchtung“ in der Frage der Gewerkschaftsbewegung redlich ver- 
dient haben! 


Geschrieben im September 1905 
Zum erstenmal veröffentlicht 1924 
Werke, Bd. 9, S. 285-289 
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Die Bedingungen für die Tätigkeit unserer Partei verändern sich von Grund 
aus. Die Versammlungs-, Koalitions- und Pressefreiheit ist erobert. Natürlich 
sind diese Rechte in keiner Weise gesichert, und es wäre töricht, wenn nicht 
gar verbrecherisch, sich auf die jetzigen Freiheiten zu verlassen. Der entschei- 
dende Kampf liegt noch vor uns, und die Vorbereitung auf diesen Kampf 
muß an erster Stelle stehen. Der konspirative Parteiapparat muß erhalten 
bleiben. Zugleich aber ist es unbedingt notwendig, die jetzige, verhältnismäßig 
größere Bewegungsfreiheit weitestgehend auszunutzen. Es ist unbedingt not- 
wendig, neben dem konspirativen Apparat immer mehr neue, legale und halb- 
legale, Parteiorganisationen (und sich an die Partei anlehnende Organisatio- 
nen) zu schaffen. Ohne diese letztere Arbeit ist es undenkbar, unsere Tätigkeit 
den neuen Verhältnissen anzupassen und die neuen Aufgaben zu lösen... 

Um die Organisation auf eine neue Grundlage zu stellen, ist ein neuer 
Parteitag unerläßlich. Nach dem Statut soll er jährlich einmal stattfinden, 
. diesmal im Mai 1906, aber jetzt ist es notwendig, ihn vorzuverlegen. Wenn 
wir den Augenblick nicht nützen, werden wir ihn verpassen, in dem Sinne 
nämlich, daß das von den Arbeitern äußerst stark empfundene Organisations- 
bedürfnis fehlerhafte, gefährliche Formen zeitigen, irgendwelche „Unabhän- 
gige“ stärken wird usw. Man muß sich schnellstens auf neue Art organisieren, 
die neuen Methoden zur allgemeinen Diskussion stellen und den „neuen Kurs“ 
kühn und entschlossen festlegen. 

Der in der vorliegenden Nummer veröffentlichte und vom Zentralkomitee 
unserer Partei unterzeichnete Aufruf an die ‚Partei legt diesen neuen Kurs 
nach meiner tiefsten Überzeugung durchaus richtig fest. Wir, die Vertreter 
der revolutionären Sozialdemokratie, die Anhänger der „Mehrheit“, haben 
wiederholt gesagt, daß die vollständige Demokratisierung der Partei unter den 
Bedingungen der konspirativen Arbeit unmöglich war, daß das „Prinzip der 
Wählbarkeit“ unter diesen Bedingungen eine Phrase ist. Und das Leben hat 
unsere Worte bestätigt. In der Parteiliteratur wurde schon mehrfach (siehe 
die Broschüre „Eines Arbeiters“ mit Axelrods Vorwort, den Brief „Eines 
Arbeiters unter vielen“ in der „Iskra“ und die Broschüre „Arbeiter über die 
Spaltung der Partei“) von ehemaligen Anhängern der Minderheit festgestellt, 
daß es faktisch nicht gelang, eine ernstliche Demokratisierung, eine wirkliche 
Wählbarkeit durchzuführen. Aber die Notwendigkeit des Übergangs zum 
Prinzip der Wählbarkeit unter neuen Verhältnissen, beim Übergang zur poli- 
tischen Freiheit, haben wir Bolschewiki immer anerkannt. Die Protokolle des 
III. Parteitags der SDAPR beweisen das besonders überzeugend, wenn es 
überhaupt noch eines Beweises bedarf. 
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Die. Aufgabe ist also klar: den konspirativen Apparat einstweilen beibe- 
halten und einen neuen, legalen aufbauen. In Anwendung auf den Parteitag 
lautet diese Aufgabe (deren konkrete Erfüllung natürlich praktische Fähigkeit 
und Kenntnis aller Orts- und Zeitverhältnisse erfordert): den IV. Parteitag 
gemäß dem Statut einberufen und zugleich damit sofort, unverzüglich begin- 
nen, das Prinzip der Wählbarkeit anzuwenden. Das ZK hat diese Aufgabe ge- 
löst: die Delegierten der Komitees fahren, formell als Vertreter der vollbe- 
rechtigten Organisationen und real als Vertreter der Parteikontinuität, recht- 
mäßig mit beschließender Stimme zum Parteitag. Mit beratender Stimme hat 
das ZK auf Grund des ihm zustehenden Rechts die von allen Parteimitglie- 
dern, folglich auch von der Masse der zur Partei. gehörenden Arbeiter, zu 
wählenden Delegierten eingeladen. Das ZK hat ferner erklärt, daß es dem 
Parteitag sofort vorschlagen wird, diese beratenden Stimmen in beschließende 
umzuwandeln. Werden die vollberechtigten Delegierten der Komitees damit 
einverstanden sein? 

Das ZK erklärt, daß sie seiner Meinung nach unbedingt damit einverstan- 
den sein werden. Ich für meine Person bin fest davon überzeugt. Einer solchen 
Regelung kann man nicht anders als zustimmen. Es ist unvorstellbar, daß die 
Mehrheit der Führer des sozialdemokratischen Proletariats damit nicht ein- 
verstanden sein wird. Wir sind überzeugt, daß die von der Zeitung „Nowaja 
Shisn“ [Neues Leben] äußerst gewissenhaft registrierten Stimmen der Partei- 
arbeiter die Richtigkeit unserer Ansicht schr bald bestätigen werden, Selbst 
wenn dieser Schritt (die Umwandlung der beratenden Stimmen in beschlie- 
Bende) zu einem Kampf führen sollte, ist der Ausgang doch unzweifelhaft. 

Man betrachte diese Frage von einer anderen Seite, nicht vom formalen 
Standpunkt aus, sondern der Sache nach. Droht der Sozialdemokratie Gefahr, 
wenn der von uns vorgelegte Plan durchgeführt wird? 

Eine Gefahr könnte man darin schen, daß mit einemmal Massen von Nicht- 
sozialdemokraten in die Partei strömen. Dann würde die Partei in der Masse 
aufgehen, sie würde aufhören, der bewußte Vortrupp der Klasse zu sein, sie 
würde in den Nachtrab geraten. Das wäre unbedingt eine beklagenswerte 
Periode. Und diese Gefahr könnte zweifelsohne böchst ernste Bedeutung er- 
langen, wern bei uns Neigung zur Demagogie vorhanden wäre, wenn die 
Grundlagen des Parteilebens (Programm, taktische Regeln, organisatorische 
Erfahrung) völlig fehlten oder schwach und brüchig wären. Aber der sprin- 
gende Punkt ist eben, daß dieses „Wenn“ gar nicht vorhanden ist. Bei uns 
Bolschewiki hat es keinerlei Neigung zu Demagogie gegeben, im Gegenteil, 
wir haben die ganze Zeit entschieden, offen und direkt selbst die geringsten 
Ansätze zu Demagogie bekämpft, von den in die Partei Eintretenden Klassen- 
bewußtsein verlangt, die gewaltige Bedeutung der Kontinuität in der Partei- 
entwicklung stets unterstrichen, Disziplin und Erziehung aller Parteimitglieder 
in einer der Parteiorganisationen propagiert. Wir haben unser feststehendes 
Programm, das von allen Sozialdemokraten offiziell anerkannt ist und keiner- 
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lei Kritik seiner wesentlichen Grundsätze hervorgerufen hat (die Kritik ein- 
zelner Punkte und Formulierungen ist durchaus berechtigt und notwendig in 
jeder lebendigen Partei). Wir haben taktische Resolutionen, die auf dem II. 
und III. Parteitag sowie in langjähriger Arbeit der sozialdemokratischen Presse 
konsequent und systematisch erarbeitet worden sind. Wir haben auch gewisse 
organisatorische Erfahrungen und eine wirkliche Organisation, die eine er- 
zieherische Rolle gespielt und zweifellos Früchte getragen hat, die zwar nicht 
auf den ersten Blick sichtbar sind, aber nur von Blinden oder Verblendeten 
geleugnet werden können. 

Nein, Genossen, wir wollen diese Gefahr nicht übertreiben. Die Sozial- 
demokratie hat sich einen Namen gemacht, hat eine Richtung geschaffen, hat 
Kader proletarischer Sozialdemokraten geschaffen. Und im gegenwärtigen Zeit- 
punkt, da das heroische Proletariat seine Kampfbereitschaft und seine Fähig- 
keit, solidarisch und standhaft für klar erkannte Ziele zu kämpfen, in rein so- 
zialdemokratischem Geist zu kämpfen, durch die Tat bewiesen hat - in einem 
solchen Zeitpunkt wäre es direkt lächerlich, daran zu zweifeln, daß die ae | 
ter, die unserer Partei angehören oder die morgen, der Aufforderung des Z 
folgend, in sie eintreten werden, in 99 von 100 Fällen Sozialdemokraten sind. 
Die Arbeiterklasse ist instinktiv und spontan sozialdemokratisch, und die mehr 
als zehnjährige Arbeit der Sozialdemokratie hat schon sehr, sehr viel dazu 
beigetragen, diese spontane in eine bewußte Einstellung zu verwandeln. Malt 
keine Schreckbilder an die Wand, Genossen! Vergeßt nicht, daß es in jeder 
lebendigen und sich entwickelnden Partei stets unbeständige, wankelmütige 
und schwankende Elemente geben wird. Aber diese Elemente lassen sich von 
dem erprobten und fest zusammengeschweißten sozialdemokratischen Kern be- 
einflussen und werden sich weiterhin von ihm beeinflussen lassen. 

Unsere Partei ist zu lange in der Illegalität gewesen. Sie ist in den letzten 
Jahren darin fast erstickt, wie sich ein Delegierter auf dem IH. Parteitag tref- 
fend ausdrückte. Die Illegalität geht zu Ende. Darum mutig vorwärts, ergreift 
neue Waffen, verteilt sie an neue Leute, 'baut eure Stützpunkte aus, ruft alle 
sozialdemokratischen Arbeiter zu euch, reiht sie zu Hunderten und Tausenden 
in die Parteiorganisationen ein. Mögen ihre Delegierten die Reihen unserer 
Zentralstellen neu beleben, möge durch sie der frische Geist des jungen revo- 
lutionären Rußlands einströmen. Bis jetzt hat die Revolution alle theoretischen 
Grundsätze des Marxismus, alle wesentlichen Losungen der Sozialdemokratie 
stets und ständig gerechtfertigt. Und die Revolution hat auch unsere, die sozial- 
demokratische, Arbeit gerechtfertigt, hat unsere Hoffnung auf den wahrhaft 
revolutionären Geist des Proletariats und unseren Glauben an ihn gerechtfer- 
tigt. Werfen wir also alle kleinlichen Bedenken gegen die notwendige Reform 
der Partei beiseite, beschreiten wir sofort den neuen Weg! Davon wird unser 
alter konspirativer Apparat nicht betroffen (seine Anerkennung und Bestäti- 
gung durch die sozialdemokratischen Arbeiter steht außer Zweifel; das ist 
durch das Leben und den Gang der Revolution hundertmal eindringlicher be- 
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wiesen worden, als Beschlüsse und Resolutionen es beweisen könnten). Das 
wird uns auch neue, junge Kräfte aus dem Schoße der einzigen wirklich revo- 
lutionären und bis zu Ende revolutionären Klasse zuführen, die Rußland be- 
reits die halbe Freiheit erkämpft hat, die ihm die ganze Freiheit erkämpfen 
wird, die es über die Freiheit zum Sozialismus führen wird. 


u 


Der Beschluß des ZK unserer Partei über die Einberufung des IV. Parteitags 
der SDAPR, der in Nr.9 der „Nowaja Shisn“ veröffentlicht ist, macht einen 
entscheidenden Schritt zur vollen Verwirklichung des demokratischen Prin- 
zips in unserer Parteiorganisation. Die Wahl der Delegierten zum Parteitag 
(die zunächst nur beratende Stimme haben, aber dann zweifellos mit beschlie- 
Bender teilnehmen werden) soll binnen Monatsfrist erfolgen. Alle Parteiorga- 
nisationen müssen daher so bald wie möglich darangehen, die personellen Kan- 
didaturen und die Aufgaben des Parteitags zu erörtern. Mit der Möglichkeit 
neuer Versuche der sterbenden Selbstherrschaft, die versprochenen Freiheiten 
zurückzunehmen und über die revolutionären Arbeiter, insbesondere über ihre 
Führer, herzufallen, muß man unbedingt rechnen. Darum ist es (vielleicht 
mit Ausnahme besonderer Fälle) wohl kaum angebracht, die richtigen Namen 
der Delegierten zu veröffentlichen. Auf die Decknamen, deren Gebrauch uns 
die Epoche der politischen Sklaverei gelehrt hat, darf man nicht verzichten, 
solange die Schwarzhunderter an der Macht sind. Es könnte auch nicht scha- 
den - wieder nach alter Weise „für den Fall von Verhaftungen“ —, Ersatzleute 
der Delegierten zu wählen. Wir werden uns jedoch nicht bei allen diesen kon- 
spirativen Vorsichtsmaßnahmen aufhalten, denn die Genossen, die mit den 
örtlichen Arbeitsverhältnissen vertraut sind, werden sich bei allen diesbezüg- 
lich auftauchenden Schwierigkeiten leicht zu helfen wissen. Die Genossen, die 
über reiche Erfahrungen in der revolutionären Arbeit unter den Verhältnissen 
der Selbstherrschaft verfügen, sollen allen denen mit ihren Ratschlägen bei- 
stehen, die die sozialdemokratische Arbeit unter den neuen, „freien“ (freien 
einstweilen noch in Anführungszeichen) Verhältnissen beginnen. Selbstverständ- 
lich erfordert das von den Mitgliedern unserer Komitees viel Takt: die frühe- 
ren formellen Prärogativen verlieren jetzt unvermeidlich ihre Bedeutung, und 
es ist oft notwendig, wieder „von Anfang an“ zu beginnen und den breiten 
Schichten der neuen Parteigenossen die große Wichtigkeit eines konsequenten 
sozialdemokratischen Programms, einer konsequenten Taktik und Organisation 
zu beweisen. Man darf nicht vergessen, daß wir es bisher allzuoft mit Revo- 
lutionären zu tun hatten, die nur aus einer bestimmten sozialen Schicht hervor- 
gingen, während wir es jetzt mit typischen Vertretern der Massen zu tun haben 
werden. Diese Veränderung erfordert eine Änderung unserer Methoden nicht 
nur der Propaganda und Agitation (die Notwendigkeit größerer Popularität, 
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die Fähigkeit, richtig an eine Frage heranzugehen, die Kunst, die Grundwahr- 
heiten des Sozialismus auf sehr einfache, anschauliche und wirklich überzeu- 
gende Weise zu erklären), sondern auch der Organisation. 

Ich möchte hier auf eine Seite der neuen organisatorischen Aufgaben näher 
eingehen. Das ZK lädt durch seinen Beschluß Delegierte aller Parteiorgani- 
sationen zum Parteitag ein und fordert alle sozialdemokratischen Arbeiter auf, 
solchen Organisationen beizutreten. Um diesen trefflichen Wunsch in dieTat um- 
zusctzen, genügt es nicht, die Arbeiter einfach „einzuladen“, genügt es nicht, 
die Zahl der Organisationen vom früheren Typus einfach zu erhöhen. Nein, 
dazu ist erforderlich, daß alle Genossen miteinander selbständig und schöpfe- 
risch zese Organisationsformen ausarbeiten. Hier kann man keine im voraus 
bestimmten Normen geben, denn die ganze Sache ist neu; hier muß die Kennt- 
nis der örtlichen Verhältnisse, vor allem aber die Initiative aller Parteimitglie- 
der zur Geltung kommen. Die neue Form der Organisation oder, richtiger ge- 
sagt, die neue Form der grundlegenden Organisationszelle der Arbeiterpartei 
muß im Vergleich mit den alten Zirkeln unbedingt breiter sein. Vermutlich 
wird die neue Zelle außerdem eine weniger strafle, eine mehr „freie“, mehr 
[„lose“] Organisation sein müssen. Bestünde volle Koalitionsfreiheit und 
wären die staatsbürgerlichen Rechte der Bevölkerung völlig gesichert, so müß- 
ten wir selbstverständlich überall sozialdemokratische Verbände gründen 
(nicht nur gewerkschaftliche, sondern auch politische, also Parteiorganisatio- 
nen). Unter den gegenwärtigen Verhältnissen muß man auf allen Wegen und 
mit allen Mitteln, die uns zu Gebote stehen, diesem Ziel näher zu kommen 
suchen. 

Es gilt, sofort die Initiative aller Parteifunktionäre und aller mit der Sozial- 


demokratie sympathisierenden Arbeiter zu wecken. Es ist notwendig, unver- _ 


züglich überall Referate, Besprechungen, Versammlungen und Meetings über 
den IV. Parteitag der SDAPR abzuhalten, die Aufgaben dieses Parteitags 


‚ populär und leicht faßlich darzulegen, auf die neue Form der Organisation 


des Parteitags hinzuweisen und alle Sozialdemokraten aufzufordern, am Auf- 
bau einer wirklich proletarischen sozialdemokratischen Partei auf neuer Grund- 
lage teilzunehmen. Diese Arbeit wird eine Menge praktischer Erfahrungen 
vermitteln, in zwei bis drei Wochen (wenn die Sache energisch betrieben wird) 
aus der Mitte der Arbeiter neue sozialdemokratische Kräfte hervorbringen und 
das Interesse breitester Schichten für die sozialdemokratische Partei wecken, 
die wir jetzt in Gemeinschaft mit allen Genossen Arbeitern zu reorganisieren 
beschlossen haben. Unverzüglich wird in allen Versammlungen die Gründung 
von Vereinen, Organisationen und Gruppen der Partei erörtert werden. Jeder 
Verein, jede Organisation und Gruppe wird sofort ein Büro, einen Vorstand 
oder einen leitenden Ausschuß wählen, kurzum, eine ständige Zentralstelle, 
welche die Geschäfte der Organisation führt, mit den lokalen Parteiinstanzen 
verkehrt, Parteiliteratur entgegennimmt und verbreitet, Beiträge für die Par- 
teiarbeit erhebt, Versammlungen, Lektionen und Referate veranstaltet und 
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schließlich die Wahl der Delegierten zum Parteitag vorbereitet. Die Partei- 
komitees werden es sich natürlich angelegen sein lassen, allen diesen Organi- 
sationen zu helfen und sie mit Aufklärungsmaterial über die Sozialdemokra- 
tische Arbeiterpartei Rußands, ihre Geschichte und ihre gegenwärtigen großen 
Aufgaben zu versorgen. R 

Ferner wäre es an der Zeit, auch für die Errichtung sozusagen lokaler wirt- 
schaftlicher Stützpunkte der sozialdemokratischen Arbeiterorganisationen in 
Gestalt von Speisehäusern, Teestuben, Bierhallen, Bibliotheken, Lesezimmern, 
tirs! usw. usf. Sorge zu tragen, die durch Parteimitglieder betrieben werden. 
Man darf nicht vergessen, daß die sozialdemokratischen Arbeiter außer von 
der „selbstherrlichen“ Polizei auch von den „selbstherrlichen“ Unternehmern 
verfolgt und die Agitatoren aus den Betrieben geworfen werden, und deshalb 
ist es sehr wichtig, eine von der Willkür der Fabrikanten möglichst unabhän- 
gige Basis zu schaffen. 

Überhaupt müssen wir Sozialdemokraten die gegenwärtige Erweiterung der 
Handlungsfreiheit in jeder Weise ausnutzen, und je mehr diese Freiheit ge- 
sichert sein wird, um so entschiedener werden wir die Losung „Ins Volk!“ 
ausgeben. Jetzt wird sich die Initiative der Arbeiter selbst in einem Ausmaß 
zeigen, von dem wir gestern, als wir noch Konspiratoren und „Zirkelveranstal- 
ter“ waren, nicht einmal zu träumen wagten. Jetzt ist es so, daß die Wirkung 
der sozialistischen Ideen auf die Massen des Proletariats Wege einschlägt und 
einschlagen wird, die wir häufig gar nicht verfolgen können. Dementsprechend 
wird es notwendig sein, für eine richtigere Verteilung der sozialdemokrati- 
schen Intelligenz zu sorgen!!, damit sie sich nicht dort drängelt, wo die Be- 
wegung schon auf eigenen Füßen steht und, wenn man sich so ausdrücken 
darf, mit eigenen Kräften auskommt, sondern „nach unten“ geht, wo die Ar- 
beit schwieriger ist, die Bedingungen härter sind und erfahrene und kenntnis- 
reiche Menschen dringend gebraucht werden, wo es bedeutend weniger Licht- 


I Ich weiß kein zutreffendes russisches Wort und bezeichne mit französisch „tir" einen 


Raum zum Scheibenschießen, wo allerlei Waflen vorrätig sind und jeder, der dazu Lust' 


hat, gegen ein geringes Entgelt mit Revolvern oder Flinten nach der Scheibe schießen kann, 
In Rußland ist die Versammlungs- und Koalitionsfreiheit proklamiert. Die Bürger sind 
berechtigt, sich auch zur Abhaltung von Schießübungen zu versammeln, das kann nieman- 
den in Gefahr bringen, In jeder größeren Stadt Europas gibt es solche jedermann zugäng- 
liche Schießstände in Kellerräumen, zuweilen außerhalb der Stadt usw. Und für die Arbei- 
ter ist es ganz und gar nicht überflüssig, schießen und mit Waffen umgehen zu lernen, 
Selbstverständlich werden wir erst dann ernsthaft und umfassend an diese Sache gehen 
können, wenn die Koalitionsfreiheit gesichert ist und man jeden Polizeischuft, der sich 
unterstehen sollte, solche Einrichtungen zu verbieten, gerichtlich belangen kann. 
II Ich habe auf dem III. Parteitag den Wunsch ausgesprochen, daß in den Parteikomitees 
auf etwa acht Arbeiter zwei Intellektuelle kommen sollen. (Siehe Werke, Bd. 8, S. 405. 
Die Red.) Wie veraltet ist dieser Wunsch! J 
Jetzt wäre zu wünschen, daß in den neuen Parteiorganisationen auf ein Parteimitglied 
der sozialdemokratischen Intelligenz einige hundert sozialdemokratische Arbeiter kommen. 
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quellen gibt und das politische Leben schwächer pulsiert. „Ins Volk“ müssen 
wir jetzt sowohl im Falle von Wahlen gehen, an denen die ganze Bevölke- 
rung, sogar der entlegensten Winkel, teilnehmen wird, als auch (und das ist 
noch wichtiger) im Falle des offenen Kampfes, um die Reaktion der provin- 
ziellen Vend&e lahmzulegen und im ganzen Lande, bei allen Proletariermas- 
sen, die Verbreitung der von den großen Zentren ausgehenden Losungen zuı 
sichern. 

Gewiß, jedes Extrem ist von Übel; um etwas wirklich Dauerhaftes und 
möglichst „Mustergültiges“ zuwege zu bringen, werden wir auch jetzt noch 
öfters die besten Kräfte in diesem oder jenem wichtigen Zentrum konzentric- 
ren müssen. Die Erfahrung wird zeigen, welche Proportion in dieser Hinsicht 
eingehalten werden muß. Unsere Aufgabe besteht jetzt nicht so sehr darin, 
Normen für die Organisation auf den neuen Grundlagen aufzustellen, als 
vielmehr darin, die breiteste und kühnste Arbeit zu. entfalten, um auf dem 
IV. Parteitag die bisherige Parteierfahrung zusammenzufassen und auszuwer- 
ten. 


III 


In den ersten beiden Abschnitten haben wir uns mit der allgemeinen Bedeu- 
tung des Prinzips der Wählbarkeit in der Partei und der Notwendigkeit neuer 
Organisationszellen und Organisationsformen beschäftigt. Jetzt wollen wir 
noch eine äußerst brennende Frage, nämlich die Frage der Vereinigung der 
Partei untersuchen. 3 

Es ist für niemanden ein Geheimnis, daß die übergroße Mehrheit der so- 
zialdemokratischen Arbeiter mit der Parteispaltung höchst unzufrieden ist und 
die Vereinigung fordert. Es ist auch für niemanden ein Geheimnis, daß die 
Spaltung bei den sozialdemokratischen Arbeitern (oder bei denen, die Sozial- 
demokraten werden wollen) eine gewisse Abkühlung gegenüber der Sozial- 
demokratischen Partei hervorgerufen hat. 

Die Hoffnung, daß sich die „Spitzen“ der Partei von selbst vereinigen wer- 
den, haben die Arbeiter fast aufgegeben. Die Notwendigkeit der Vereinigung 
wurde sowohl vom III. Parteitag der SDAPR als auch von der Konferenz der 
Menschewiki im Mai dieses Jahres offiziell anerkannt. Seitdem ist ein halbes 
Jahr verflossen, aber die Vereinigung ist kaum einen Schritt vorwärtsgekom- 
men. Kein Wunder, daß die Arbeiter anfingen, ungeduldig zu werden. Kein 
Wunder, daß der „Eine Arbeiter unter vielen“, der in der „Iskra“ und in 
einer von der „Mehrheit“ herausgegebenen Broschüre („Arbeiter über die 
Spaltung der Partei“, herausgegeben vom ZK, Genf 1905) über die Vereini- 
gung schrieb, schließlich den sozialdemokratischen ‘Intellektuellen mit der 
„Faust von unten“ drohte. Den einen Sozialdemokraten (den Menschewiki) 
mißfiel damals diese Drohung, die anderen (die Bolschewiki) fanden sie ge- 
rechtfertigt und im Grunde durchaus richtig. 
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m a, daß jetzt die © Zeit BER ist, a die eben RER Va r. 


FRA OrNGR Arbeiter ihre Absicht (ich sage nicht „Drohung“, denn dieses Wort 


klingt nach Anschuldigungen und Demagogie, wir aber müssen das eine we 


das andere unter allen Umständen zu vermeiden suchen) verwirklichen kön- 
nen und müssen. In der Tat, jetzt ist die Zeit gekommen oder kommt jeden- 
falls, da man das Prinzip der Wählbarkeit in der Parteiorganisation nicht in 
Worten, sondern praktisch anwenden kann, nicht als eine schöne, aber hohle 
Phrase, sondern als ein wirklich neues Prinzip, das die parteilichen Bindungen 
wirklich erneuert, erweitert und festigt. Die „Mehrheit“ hat durch den Mund 
des Zentralkomitees direkt dazu aufgefordert, das Prinzip der Wählbarkeit 


sofort anzuwenden und einzuführen. Die Minderheit geht denselben Weg. 
Die sozialdemokratischen Arbeiter aber bilden die gewaltige, die erdrückende 


Mehrheit in allen sozialdemokratischen Organisationen, Institutionen, Ver- 
sammlungen, Kundgebungen usw. 

Somit besteht jetzt schon die Möglichkeit, nicht nur zu beweisen, daß man 
sich vereinigen muß, nicht nur Versprechungen zu erlangen, daß man sich ver- 
einigen wird, sondern sich wirklich zu vereinigen, und zwar durch einen ein- 
fachen Beschluß der Mehrheit der organisierten Arbeiter beider Fraktionen. 
Dabei wird niemandem etwas „aufgedrängt“, denn die Notwendigkeit der 
Einheit wird im Prinzip von allen anerkannt, und die Arbeiter haben die 
prinzipiell bereits entschiedene Frage nur praktisch zu lösen. 

Man kann ja das Verhältnis zwischen den Funktionen der Intellektuellen 
und der Proletarier (Arbeiter) in der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung 
wohl ziemlich genau mit der allgemeinen Formel ausdrücken: Die Intellek- 
tuellen verstehen es gut, Fragen „prinzipiell“ zu lösen, ein Schema zu zeichnen 


und zu beurteilen, was man tun muß... die Arbeiter aber tun es, sie setzen A 


die graue Theorie in die lebendige Praxis um. 

Und ich werde mich nicht im geringsten der Demagogie schuldig machen, 
die große Rolle des Bewußtseins in der Arbeiterbewegung keineswegs herab- 
setzen und die gigantische Bedeutung der marxistischen Theorie, der marxisti- 
schen Prinzipien nicht im mindesten abschwächen, wenn ich jetzt sage: Wir 
haben sowohl auf dem Parteitag als auch auf der Konferenz die „graue Theo- 
rie“ der Vereinigung der Partei aufgestellt. Genossen Arbeiter! Helft uns, 
diese graue Theorie in die lebendige Praxis umzusetzen! Tretet in Massen 
den Parteiorganisationen bei! Macht aus unserem IV. Parteitag und aus der 
menschewistischen zweiten Konferenz einen eindrucksvollen und großartigen 
Parteitag der sozialdemokratischen Arbeiter! Befaßt euch gemeinsam mit uns 
praktisch mit der Frage der Vereinigung — soll es in dieser Frage ausnahms- 
weise (es wird das eine jener Ausnahmen sein, welche die entgegengesetzte 
Regel bestätigen!) ein Zehntel Theorie und neun Zehntel Praxis geben! Wahr- 
haftig, dieser Wunsch ist gerechtfertigt, er ist historisch notwendig und psy- 
chologisch begreiflich. Wir haben so lange in der Emigrantenatmosphäre 
„theoretisiert“ (manchmal, gestehen wir’s nur, ins Leere hinein), daß es wahr- 
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haftig nichts schadet, wenn wir jetzt ein klein wenig, ein ganz klein bißchen 
„den Bogen nach der andern Seite überspannen“ und die Praxis etwas mehr 
in den Vordergrund rücken. In der Frage der Vereinigung, derentwegen wir, 
im Zusammenhang mit den Ursachen der Spaltung, eine Unmenge Tinte und 
einen Haufen Papier verbraucht haben, ist ein solches Verfahren unbedingt am 
Platz. Besonders wir Emigranten sehnen uns nach der Praxis. Und überdies 
haben wir doch schon ein recht gutes und vollständiges Programm der ganzen 
demokratischen Revolution ausgearbeitet. Vereinigen wir uns also, um diese 
Revolution auch zu vollbringen! 


„Nowaja Shisn“ Nr.9, 13 und 14, 10., 15. und 16. November 1905 
Werke, Bd. 10, $.13-23 


Aus: Parteiorganisation und Parteiliteratur 


... Wir wollen und werden eine freie Presse schaffen, frei nicht nur von der 
Polizei, sondern auch vom Kapital und vom Karrierismus, ja noch mehr, frei 
auch vom bürgerlich-anarchistischen Individualismus. 

Diese letzten Worte mögen als ein Paradox oder eine Verhöhnung der 
Leser anmuten. Wie denn! wird vielleicht ein Intellektueller, ein eifriger 
Freund der Freiheit, ausrufen. Wie denn! Ihr wollt eine so delikate, indivi- 
duelle Sache wie das literarische Schaffen der Kollektivität unterordnen! Ihr 
wollt, daß die Arbeiter mit Stimmenmehrheit über Fragen der Wissenschaft, 
der Philosophie, der Ästhetik entscheiden! Ihr leugnet die absolute Freiheit 
des absolut individuellen geistigen Schaffens! 

Beruhigt euch, Herrschaften! Erstens ist von der Parteiliteratur und ihrer 
Unterordnung unter die Parteikontrolle die Rede. Jeder hat die Freiheit, zu 
schreiben und zu reden, was ihm behagt, ohne die geringste Einschränkung. 
Aber jeder freie Verband (darunter die Partei) hat auch die Freiheit, solche 
Mitglieder davonzujagen, die das Schild der Partei benutzen, um parteiwidrige 
Auffassungen zu predigen. Die Freiheit des Wortes und der Presse soll 
vollständig sein. Aber auch die Freiheit der Verbände soll vollständig sein. 
Ich muß dir im Namen der Freiheit des Wortes das volle Recht einräumen, 
zu schreien, zu lügen und zu schreiben, was dir behagt. Du aber mußt mir im 
Namen der Freiheit der Verbände das Recht einräumen, mit Leuten, die das 
oder jenes sagen, ein Bündnis zu schließen oder zu lösen. Die Partei ist ein 
freiwilliger Verband, der unweigerlich zunächst ideologisch und dann auch 
materiell zerfallen würde, wenn er sich nicht derjenigen Mitglieder entledigte, 
die parteiwidrige Auffassungen predigen. Zur Festsetzung der Grenze aber 
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zwischen dem, was parteimäßig und was parteiwidrig ist, dient das Partei- 
programm, dienen die taktischen Resolutionen und das Statut der Partei, 
dient schließlich die ganze Erfahrung der internationalen Sozialdemokratie, 
der internationalen freiwilligen Verbände des Proletariats, das in seine Par- 
teien ständig einzelne Elemente oder Strömungen einschließt, die nicht ganz 
konsequent, nicht ganz rein marxistisch, nicht ganz richtig sind, das aber auch 
ständig periodische „Reinigungen“ seiner Partei vornimmt. So wird es, meine 
Herren Anhänger der bürgerlichen „Freiheit der Kritik“, innerhalb der Partei 
auch bei uns sein: Unsere Partei wird jetzt mit einemmal zu einer Massen- 
partei, wir erleben jetzt einen jähen Übergang zur offenen Organisation, zu 
uns werden jetzt unweigerlich viele (vom marxistischen Standpunkt aus) in- 
konsequente Leute stoßen, vielleicht sogar manche Christen, vielleicht sogar 
manche Mystiker. Wir haben gesunde Mägen, wir sind felsenfeste Marxisten. 
Wir werden diese inkonsequenten Leute verdauen. Die Freiheit des Denkens 
und die Freiheit der Kritik innerhalb der Partei werden uns nie vergessen 
lassen, daß es eine Freiheit der Gruppierung von Menschen zu freien Ver- 
bänden gibt, die man Parteien nennt... 


„Nowaja Shisn“ Nr. 12, 13. November 1905 
Werke, Bd. 10, 5. 32/33 


Aus: Taktische Plattform 
zum Vereinigungsparteitag der SDAPR 


Resolutionsentwürfe zum Vereinigungsparteitag der SDAPR” 


Die Grundlagen der Organisation der Partei 


In der Erwägung: 

1. daß das Prinzip des demokratischen Zentralismus in der Partei gegen- 
wärtig allgemein anerkannt ist; 

2. daß seine Umsetzung in die Tat unter den jetzigen politischen Bedingun- 
gen zwar erschwert, aber in gewissen Grenzen dennoch möglich ist; 

3. daß die Verquickung des konspirativen und des legalen Apparats der 
Parteiorganisation sich als äußerst verderblich für die Partei erwiesen hat und 
den Provokationen der Regierung in die Hände arbeitet; 

erklären wir und beantragen, der Parteitag wolle beschließen: 
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1. das Prinzip der Wählbarkeit muß in den Parteiorganisationen von unten 
bis oben durchgeführt werden; 

2. Abweichungen von diesem Prinzip, beispielsweise zweistufige Wahlen 
oder Kooptierung in gewählte Körperschaften usw., sind lediglich bei unüber- 
windlichen polizeilichen Hindernissen und in besonders vorgesehenen Aus- 
nahmefällen zulässig; 

3. die Erhaltung und Festigung des konspirativen Kerns der Parteiorgani- 
sation ist dringend notwendig; 

4. für offenes Auftreten jeder Art (in der Presse, in Versammlungen, in 
Verbänden, besonders gewerkschaftlichen, usw.) müssen besondere Abteilun- 
gen der Organisationen eingerichtet werden, die unter keinen Umständen der 
Unversehrtheit der konspirativen Zellen abträglich sein dürfen; 

5. es darf nur eine einzige Zentralinstanz der Partei geben, d.h., der all- 
gemeine Parteitag muß ein einheitliches ZK wählen, das die Redaktion des 
ZO der Partei usw. einsetzt. 


Veröffentlicht 1906 
Werke, Bd. 10, 5. 156 


Zur Organisationsfrage” 


In der Parteitagskommission, die das Statut der Partei ausarbeitete, erklärten 
die Bolschewiki unumwunden, daß jeder Versuch, die Autonomie der örtli- 
chen Organisationen und die Rechte der Opposition im Vergleich zu den 
Normen des fraktionellen III. Parteitags einzuschränken, die unvermeidliche 
Spaltung bedeuten würde. Deshalb setzten die Bolschewiki z.B. auch durch, 
daß das Recht, einen neuen Parteitag einzuberufen, nicht eingeengt wurde 
usw. Die Bolschewiki beantragten, in.das Statut die Klausel aufzunehmen, 
daß die Parteimitglieder bei einem Wechsel des Wohnsitzes das Recht haben, 
in die örtlichen Organisationen einzutreten. Der Parteitag lehnte diese Klausel 
ab, zahm aber eine Resolution an, die besagte, er habe sie einzig deshalb 
abgelehnt, weil sie überflüssig sei und sich von selbst verstehe. 

Die Menschewiki haben somit versprochen, loyal zu sein und nicht zu klein- 
lichen „Hinauswürfen“ zu greifen. Die Partei soll scharf über die Einhaltung 
dieses Versprechens wachen, denn die Kontrolle der Partei bietet die einzige 
Gewähr, daß die Möglichkeit einer Spannung beseitigt wird. 


„Wolna“ Nr. 13, 10. Mai 1906 
Werke, Bd. 10, 5.410 
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Freiheit der Kritik | 
und Einheit der Aktionen” 


Der Redaktion ist folgendes, vom ZK der SDAPR unterzeichnetes Dokument 
zugegangen: t 

„Im Hinblick darauf, daß von manchen Parteiorganisationen die Frage nach den Gren- 
zen der Freibeit der Kritik an den Beschlüssen der Parteitage aufgeworfen worden ist, und 
in der Erwägung, daß die Interessen des Proletariats Rußlands stets die größte Einheit in 
der Taktik der SDAPR erforderten und daß heute diese Einheit der politischen Aktionen 
der einzelnen Teile unserer Partei notwendiger ist denn je — erachtet das Zentralkomitee: 

1. daß in der Parteipresse und in Parteiversammlungen allen die volle Freibeit gewährt 
werden muß, ihre persönliche Meinung zu äußern und ihre abweichenden Auffassungen zu 
vertreten; 

2. daß in politischen Massenversammlungen Parteimitglieder keine Agitation betreiben 
dürfen, die den Parteitagsbeschlüssen zuwiderläuft; 

3. daß in soleben Versammlungen kein Parteimitglied zu Aktionen aufrufen darf, die 
den Parteitagsbeschlüssen widersprechen, oder Resolutionen beantragen darf, die mit den 
Parteitagsbeschlüssen nicht übereinstimmen.“ (Hervorhebungen überall von "uns.) 


Gehen wir dieser Resolution auf den Grund, so entdecken wir darin eine 
ganze Reihe von Ungereimtheiten, Die Resolution besagt, daß „in Partei- 
versammlungen“ die „volle Freiheit“ der persönlichen Meinung und der Kritik 
gewährt wird (Punkt 1), während in „Massenversammlungen“ (Punkt 2) „kein 
Parteimitglied zu Aktionen aufrufen darf, die den Parteitagsbeschlüssen 
widersprechen“. Man überlege einmal, was dabei herauskommt: in Partei- 
versammlungen haben die Parteimitglieder das Recht, zu Aktionen aufzurufen, 
die den Parteitagsbeschlüssen widersprechen, in Massenversammlungen da- 
gegen wird richt die volle Freiheit „gewährt“, seine „persönliche Meinung zu 
äußern“!! 

Die Verfasser der Resolution haben ‚das Verhältnis zwischen der Freiheit 
der Kritik, innerhalb der Partei und der Einheit des Handelns der Partei völ- 
lig falsch verstanden. Die Kritik muß im Rahmen der Grundsätze des Partei- 
programms völlig frei sein (wir erinnern beispielsweise an Plechanows Rede 
hierüber auf dem zweiten Parteitag der SDAPR), und zwar nicht nur in Par- 
tei-, sondern auch in Massenversammlungen. Eine solche Kritik oder eine 
solche „Agitation“ (denn die Kritik ist von der Agitation nicht zu trennen) 
kann man nicht verbieten. Das politische Handeln der Partei muß einheitlich 


' sein. Jedweder „Aufruf“, der’die Einheit bestimmter Aktionen verletzt, ist so- 


wohl in Massenversammlungen als auch in Parteiversammlungen und in der 
Parteipresse unzulässig. 

Offenbar hat das ZK die Freiheit der Kritik ungenau und zu eng, die 
Einheit des Handelns ungenau und zu weit definiert. 
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Nehmen wir ein Beispiel, Der Parteitag hat beschlossen, zur Duma zu 
wählen. Die Wahlen sind eine ganz bestimmte Aktion. Während der Wahlen 
(beispielsweise jetzt in Baku) sind irgendwelche Aufrufe von Parteimitglie- 
dern, nicht zu wählen, absolut nirgends zulässig. In dieser Zeit ist auch eine 
„Kritik“ des Beschlusses über die Wahlen unzulässig, weil sie in der Praxis 
den Erfolg der Wahlagitation beeinträchtigen würde. Umgekehrt ist eine Kri- 
tik der Parteimitglieder an dem Beschluß, sich an den Wahlen zu beteiligen, 
zu einer Zeit, da die Wahlen noch nicht festgesetzt sind, überall zulässig. Na- 
türlich wird die Anwendung dieses Prinzips in der Praxis zuweilen ebenfalls 
Auseinandersetzungen und Mißverständnisse hervorrufen, aber zur auf der 
Grundlage gerade dieses Prinzips können alle Meinungsverschiedenheiten und 
alle Bedenken ehrenvoll für die Partei behoben werden. Die Resolution des 
ZK hingegen schafft einen unmöglichen Zustand. el 

Die Resolution des ZK ist dem Wesen nach falsch, und außerdem wwider- 
spricht sie dem Statut der Partei. Das Prinzip des demokratischen Zentralis- 
mus und der Autonomie der lokalen Körperschaften bedeutet gerade die Frei- 
beit der Kritik, vollständig und allerorts, wenn dadurch die Einheit einer 
bestimmten Aktion nicht gestört wird, und die Unzulässigkeit jedweder Kritik, 
welche die Einheit einer von der Partei beschlossenen Aktion untergräbt oder 
erschwert. 

Wir halten es für einen großen Fehler des ZK, daß es zu dieser wichtigen 
Frage ohne jede vorherige Diskussion in der Parteipresse und den Partei- 
organisationen eine Resolution herausgegeben hat: eine solche Diskussion hätte 
ihm geholfen, die von uns aufgezeigten Fehler zu vermeiden. 

Wir fordern alle Parteiorganisationen auf, jetzt die Resolution des ZK zu 
erörtern und eindeutig zu sagen, wie sie dazu stehen. 


„Wolna“ Nr. 22, 20. Mai 1906 
Werke, Bd. 10, S. 446-448 


Der Kampf gegen die kadettisierenden 
Sozialdemokraten und die Parteidisziplin 


Daß die Menschewiki Blocks mit den Kadetten zulassen, hat sie endgültig 
als opportunistischen Flügel der Arbeiterpartei ausgewiesen. Gegen Blocks 
mit den Kadetten führen wir den rücksichtslosesten ideologischen Kampf auf 
breitester Grundlage, und wir müssen das tun. Dieser Kampf ist am besten 
geeignet, die Massen des revolutionären Proletariats, die in unserer selbstän- 
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digen Wahlkampagne (selbständig nicht nur in Worten, sondern auch in der 
Tat, d.h. ohne Blocks mit den Kadetten) neues Material für die Entwicklung 
ihres Klassenbewußtseins erhalten, zu erziehen und zusammenzuschweißen. 

Es fragt sich nun, wie dieser rücksichtslose ideologische Kampf mit der 
Parteidisziplin des Proletariats zu vereinbaren ist. Diese Frage muß offen ge- 
stellt und unverzüglich und restlos geklärt werden, damit es in der praktischen 
Politik der revolutionären Sozialdemokratie keinerlei Mißverständnisse und 
keinerlei Schwankungen gebe. 

Untersuchen wir zunächst die grundsätzliche und dann die praktische, jeder- 
mann unmittelbar interessierende Seite dieser Frage. 

Grundsätzlich haben wir schon wiederholt unsere Ansichten über die Be- 
deutung der Disziplin und den Begriff Disziplin in der Arbeiterpartei dar- 
gelegt. Einheit der Aktion, Freiheit der Diskussion und der Kritik — so lautet 
unsere Definition. Nur eine solche Disziplin ist der demokratischen Partei der 
fortgeschrittensten Klasse würdig. Die Kraft der Arbeiterklasse ist die Orga- 
nisation. Ohne Organisation der Massen ist das Proletariat nichts. Organisiert 
ist es alles. Organisiertheit ist Einheit der Aktion, ist Einheit des praktischen 
Handelns. Selbstverständlich sind aber alle Aktionen und alles Handeln nur 
deshalb und nur insoweit von Wert, als sie vorwärtsbringen und nicht zurück- 
werfen, als sie das Proletariat ideologisch zusammenschweißen, es heben und 
nicht herabdrücken, nicht korrumpieren, nicht schwächen. Organisation ohne 
ideologischen Inhalt ist ein Unfug, der die Arbeiter in der Praxis in klägliche 
Nachläufer der machthabenden Bourgeoisie verwandelt. Deshalb erkennt das 
Proletariat keine Einheit der Aktion ohne Freiheit der Diskussion und der 
Kritik an. Deshalb dürfen klassenbewußte Arbeiter niemals vergessen, daß es 
so ernsthafte Verletzungen der Prinzipien geben kann, daß der Bruch aller 
‘organisatorischen Beziehungen zur Pflicht wird. 

Damit nicht irgendein literarischer Draufgänger meine Worte entstelle, 
werde ich sofort von der allgemeinen zur konkreten Behandlung der Frage 
übergehen. Erfordert nicht die Tatsache, daß Sozialdemokraten Blocks mit 
den Kadetten zulassen, den völligen Bruch der organisatorischen Beziehungen, 
d.h. die Spaltung? Wir glauben, das ist nicht der Fall, und alle Bolschewiki 
denken so. Erstens sind die Menschewiki eben erst, unsicheren Schritts noch 
und unentschlossen, dabei, den Weg des praktischen Opportunismus en grand! 
zu betreten. Die Tinte ist noch nicht trocken geworden, mit der Martow 
schrieb, daß er von Tscherewanin abrücke, der sich für die Zulassung von 
Blocks mit den Kadetten erklärt hatte — das zu einer Zeit, als noch nicht aus 
Genf die Kadettenparole gegeben war. Zweitens, und das ist noch viel wich- 
tiger, ist die objektive Situation des proletarischen Kampfes in Rußland ge- 
genwärtig so, daß sie mit unwiderstehlicher Kraft zu bestimmten entscheiden- 
den Schritten treibt. Ob die Revolution zu einem großen Aufschwung schreitet 
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(wie wir angenommen haben) oder zum völligen Zusammenbruch (wie ge- 
wisse Sozialdemokraten annehmen, obwohl sie fürchten, es zu sagen), in bei- 
den Fällen wird die Taktik der Blocks mit den Kadetten unvermeidlich, und 
zwar in nicht sehr ferner Zeit, Schiffbruch erleiden. Deshalb sind wir ver- 
pflichtet, und wir werden nicht in intelligenzlerische Nervosität verfallen, 
jetzt die Einheit der Partei zu wahren, wobei wir auf die Standhaftigkeit des 
revolutionären Proletariats, auf seinen gesunden Klasseninstinkt vertrauen. 
Drittens schließlich sind in der gegenwärtigen Wahlkampagne die örtlichen 
Organisationen durch den Beschluß der Menschewiki und des ZK zugunsten 
von Blocks praktisch nicht gebunden, der Beschluß zwingt nicht unserer Partei 
als Ganzem diese schmähliche Taktik der Blocks mit den Kadetten auf. 

Jetzt zur konkreten Seite der Frage. Inwieweit sind die Beschlüsse der Ge- 
samtrussischen Konferenz der SDAPR — und die Direktiven des ZK - ver- 
bindlich? und inwieweit sind die örtlichen Parteiorganisationen autonom? 

Diese Fragen hätten unzweifelhaft in unserer Partei endlose Streitigkeiten 
hervorgerufen, wenn nicht die Konferenz selbst sie entschieden hätte, Alle 
Konferenzteilnehmer stimmten darin überein, daß die Beschlüsse der Konfe- 
renz nicht bindend seien und niemand eine Verpflichtung auferlegten, weil die 
Konferenz eine beratende und nicht eine beschließende Körperschaft war. Die 
Delegierten wurden nicht auf demokratischem Wege gewählt, sondern vom 
ZK in einer von ihm festgesetzten Anzahl aus von ihm bestimmten Organi- 
sationen ausgesucht. Deshalb haben die Bolschewiki, die Letten und die Polen 
auf der Konferenz keine Zeit damit verloren, die menschewistische Resolu- 
tion über die Blocks umzuarbeiten, haben sie nicht Kompromisse ausgearbeitet 
(wie die Anerkennung der Richtigkeit des Boykotts neben der Zulassung von 
Blocks mit der monarchistischen Bourgeoisie!), sondern ihr ihre eigene Platt- 
form, ihre eigenen Losungen, ihre eigene Taktik in der Wahlkampagne direkt 
entgegengestellt. Gerade ein solches Verhalten der Bolschewiki war unbedingt 
notwendig auf einer beratenden Konferenz, die den Parteitag nicht ersetzen, 
sondern vorbereiten, die Frage nicht entscheiden, sondern klarer und genauer 
formulieren, den innerparteilichen Kampf nicht unterdrücken, nicht verwi- 
schen, sondern ihn lenken, ihn zielstrebiger und prinzipieller machen sollte. 

Gehen wir weiter. Die Beschlüsse der Konferenz werden (mit diesen oder 
jenen Abänderungen) zu Direktiven des ZK. Direktiven des ZK sind für die 
ganze Partei verbindlich. In welchen Grenzen nun sind sie in der gegebenen 
Frage verbindlich? 

Selbstverständlich in den Grenzen der Parteitagsbeschlüsse und in den 
Grenzen der vom Parteitag anerkannten Autonomie der örtlichen Parteiorga- 
nisationen. Über diese Grenzen könnte es wiederum endlose und nicht bei- 
zulegende Streitigkeiten geben (verbietet doch die Resolution des Vereini- 
gungsparteitags in der Wahlkampagne jedwede Blocks mit bürgerlichen 
Parteien), wenn nicht die Konferenz mit Einverständnis sowohl der Mensche- 
wiki als auch der Bolschewiki und der Mitglieder des ZK eine Resolution 
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angenommen hätte, die sich vor den anderen Resolutionen der Konferenz 
dadurch auszeichnet, daß sie noch am wenigsten kautschukartig ist. Die Tat- 
sache, daß es bei der Abstimmung über diese Resolution zu keiner fraktionel- 
len Trennung kam, ist ein wichtiges Unterpfand für die Einheit und Kampf- 
fähigkeit der Arbeiterpartei. 

Hier der Wortlaut dieser Resolution: 

„Die Konferenz gibt ihrer Überzeugung Ausdruck, daß im Rahmen ein und derselben 
Organisation alle ihre Mitglieder verpflichtet sind, alle die Wahlkampagne betreffenden 
Beschlüsse, die von den kompetenten Organen der örtlichen Organisationen angenommen 
sind, im Rahmen der allgemeinen Direktiven des ZK durchzuführen, wobei das ZK den 
örtlichen Organisationen untersagen kann, nicht rein sozialdemokratische Listen aufzustel- 
len, aber sie nicht verpflichten soll, nicht rein sozialdemokratische Listen aufzustellen.“? 


Die von uns hervorgehobenen Stellen räumen endlose Streitigkeiten aus 
dem Wege und werden, wie man hoffen kann, unerwünschte und gefährliche 
Reibungen beseitigen. Die allgemeinen Direktiven des ZK können nicht über 
eine Anerkennung der Zulässigkeit von Blocks mit den Kadetten hinausgehen. 
Alle Sozialdemokraten ohne Unterschied der Fraktion haben hierbei erklärt, 
daß Blocks mit den Kadetten trotz alledem nicht gerade etwas sehr Anstän- 
diges sind, denn wir alle haben es dem ZK freigestellt, Blocks zu verbieten, 
geben ihm aber nicht das Recht, solche vorzuschreiben. 

Der Schluß, der sich hieraus ergibt, ist klar. Der Partei liegen zwei Platt- 
formen vor. Die eine ist die Plattform von 18 Konferenzdelegierten, Mensche- 
wiki und Bundisten. Die andere ist die von 14 Delegierten, Bolschewiki, 
Polen und Letten. Die kompetenten Organe der örtlichen Organisationen 
können nach freiem Ermessen unter diesen Plattformen wählen, können sie 
abändern, ergänzen oder durch neue ersetzen. Nachdem ein Beschluß der 
kompetenten Organe gefaßt ist, werden wir alle, die wir Parteimitglieder sind, 
wie ein Mann handeln. Der Bolschewik in Odessa wird einen Zettel mit dem 
Namen eines Kadetten in die Urne werfen, wenngleich ihm dabei auch übel 
werden mag. Der Menschewik in Moskau wird einen Zettel, der nur Namen 
von Sozialdemokraten trägt, in die Urne werfen, wenngleich seine Seele nach 
den Kadetten lechzen mag. 

Aber die Wahlen finden nicht heute oder morgen statt. Mögen sich also alle 


revolutionären Sozialdemokraten fester zusammenschließen und den breite- 


sten, rücksichtslosesten ideologischen Kampf führen gegen die Blocks mit den 
Kadetten, die die Revolution hemmen, den proletarischen Klassenkampf 
schwächen und das staatsbürgerliche Bewußtsein der Massen korrumpieren! 


„Proletari“ Nr. 8, 23. November 1906 
Werke, Bd. 11, $. 314-318 
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Aus: Sozialdemokratie 
und Dumawahlen 


... Die Sozialdemokratische Arbeiterpartei Rußlands ist demokratisch orga- 
nisiert. Das bedeutet, daß ausnahmslos alle Parteiangelegenheiten — unmittel- 
bar oder durch Vertreter — von allen Parteimitgliedern gleichberechtigt wahr- 
genommen werden, wobei alle leitenden. Funktionäre, alle führenden Kolle- 
gien, alle Parteiinstanzen wählbar, rechenschaftspflichtig und absetzbar sind. 
Die Geschäfte der Petersburger Organisation besorgt das gewählte Peters- 
burger Komitee der SDAPR. Die oberste Körperschaft der Petersburger Or- 
ganisation aber ist, da es unmöglich wäre, sämtliche Parteimitglieder (etwa 
6000) in einer Versammlung zusammenzufassen, die Vertreterkonferenz der 
° Organisation. Sämtliche Mitglieder der Organisation haben das Recht, zu die- 
ser Konferenz Vertreter zu entsenden: je einen Delegierten auf eine be- 
stimmte Anzahl von Parteimitgliedern, z. B. je einen Delegierten auf 50 Par- 
teimitglieder, wie es für die letzte Konferenz beschlossen wurde; Diese 
Vertreter müssen von allen Parteimitgliedern gewäblt werden, und der Be- 
schluß der Vertreter ist für die gesamte Lokalorganisation die höchste und 
endgültige Entscheidung einer Frage. 

Aber das ist noch nicht alles. Um eine Frage wirklich demokratisch zu ent- 
scheiden, genügt es nicht, gewählte Vertreter der Organisation zusammen- 
treten zu lassen. Es ist erforderlich, daß alle Mitglieder der Organisation bei 
der Wahl ihrer Vertreter zugleich selbständig und jeder für sich zu der strit- 
tigen Frage Stellung nehmen, die die gesamte Organisation interessiert. Demo- 
kratisch organisierte Parteien und Verbände können grundsätzlich nicht auf 
eine solche Befragung ausnahmslos aller Mitglieder verzichten — zumindest 
nicht in den wichtigsten Fällen, und besonders dann nicht, wenn es sich um 
eine politische Aktion handelt, bei der die Masse selbständig auftritt, z. B. 
bei einem Streik, bei Wahlen, bei dem Boykott irgendeiner wichtigen örtlichen 
Körperschaft usw. 

Warum muß man es in solchen Fällen als ungenügend anschen, Vertreter 
zu entsenden? Warum ist die Befragung aller Parteimitglieder oder das so- 
genannte „Referendum“ erforderlich? Eben deswegen, weil für den Erfolg 
von Massenaktionen die bewußte und freiwillige Beteiligung jedes einzelnen 
Arbeiters erforderlich ist. Streiks können nicht einmütig, Wahlen nicht ziel- 
bewußt durchgeführt werden, wenn nicht jeder einzelne Arbeiter wirklich be- 
wußt und aus freien Stücken für sich selbst die Frage entschieden hat: Streiken 
oder nicht? Für die Kadetten stimmen oder nicht? Es ist unmöglich, alle poli- 
tischen Fragen durch Befragung sämtlicher Parteimitglieder zu entscheiden; 
das würde eine endlose, ermattende und fruchtlose Abstimmerei sein. Beson- 
ders wichtige Fragen aber, solche, die unmittelbar mit einer bestimmten Aktion 
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der Massen selbst verbunden sind, müssen, will man wirklich demokratisch 
handeln, nicht nur durch Entsendung von Vertretern, sondern auch durch die 
Befragung aller Parteimitglieder entschieden werden ... 


Geschrieben am 13./14. (26.27.) Januar 1907 
Veröffentlicht 1907 
Werke, Bd. 11, 5. 438/439 


Aus: Reorganisation und Liquidierung 
der Spaltung in Petersburg _ 


Den Lesern ist bereits aus der legalen Tagespresse bekannt, daß in der Peters- 
burger Organisation der SDAPR die von der Mehrheit der örtlichen Partei- 
mitglieder schon seit langem beabsichtigte Reorganisation endlich abgeschlos- 
sen ist. Eine von allen Mitgliedern der Lokalorganisation speziell gewählte 
Konferenz trat am 25. März 1907 zusammen”, erörterte den vom Petersburger 
Komitee vorgelegten Reorganisierungsentwurf (veröffentlicht in Nr.15 des 


„Proletari“) sowie den Gegenentwurf der Menschewiki (veröffentlicht in - 


Nr. 51 der „Russkaja Shisn“ [Russisches Leben]) und nahm den Entwurf des 
PK mit unbedeutenden Änderungen an. 

Das Wesen dieses Organisationsstatuts besteht in der folgerichtigen Durch- 
führung des Prinzips des demokratischen Zentralismus. An der Spitze der 
ganzen Organisation steht die von allen Parteimitgliedern in direkter Wahl 
(zweistufige Wahlen nur bei unüberwindlichen Hindernissen) nach einer be- 
stimmten Norm gewählte Konferenz (die erste Konferenz bestand aus Dele- 
gierten, von denen je einer auf 50 Parteimitglieder gewählt worden war). 
Diese Konferenz ist eine ständige Einrichtung. Sie tritt mindestens zweimal 
im Monat zusammen und ist das oberste Organ der Organisation. Nach je- 
weils einem halben Jahr finden Neuwahlen statt. 

Die Konferenz ihrerseits wählt das Petersburger Komitee aus der Zahl 
aller Parteimitglieder und nicht nur derjenigen, die in diesem oder jenem 
Bezirk der Lokalorganisation arbeiten. 

Bei diesem Organisationstypus wird jede Ungleichmäßigkeit in der Ver- 
tretung der Bezirke beseitigt und — was die Hauptsache ist — an Stelle des 
ungefügen, vielstufigen, undemokratischen Systems, dem zufolge sich das PK 
aus Vertretern der Bezirke zusammensetzt, die wirkliche Einheit aller Partei- 
mitglieder geschaffen, die unmittelbar durch die einheitliche führende Kon- 
ferenz zusammengefaßt sind. Die Zusammensetzung dieser Konferenz macht 
es möglich, ja unvermeidlich, daß die meisten hervorragenden Arbeiter an 
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der Leitung aller Angelegenheiten der ganzen Lokalorganisation teil- 
nehmen. i 

Die Konferenz hat diesen neuen Organisationstypus bereits verwirklicht, hat 
sich zu einem ständigen Organ erklärt, ein neues Petersburger Komitee von 
19 Genossen gewählt und hatte schon zwei Sitzungen (richtiger: trat zweimal 
zu Sitzungen zusammen), um über alle laufenden Fragen zu entscheiden ... 


Geschrieben im April 1907 
Veröffentlicht 1907 
Werke, Bd. 12, $. 396/397 


Aus: Auf den geraden Weg 


... Eine festgefügte illegale Organisation der zentralen Parteistellen, systema- 
tische illegale Publikationstätigkeit und vor allem örtliche und besonders Be- 
triebsparteizellen, die von den fortgeschrittensten, mit den Massen unmittelbar 
verbundenen Arbeitern selbst geleitet werden — dies ist die Grundlage, auf 
der wir einen unerschütterlich festen Kern der revolutionären und sozialdemo- 
kratischen Arbeiterbewegung entwickelt und aufgebaut haben. Dieser illegale 
Kern wird in ungleich größerem Umfang als in früheren Zeiten seine Fühler 
ausstrecken, seinen Einfluß verbreiten, sowohl über die Duma als auch in den 
Gewerkschaften, den Genossenschaften, in Kultur- und Bildungsvereinen ... 


Veröffentlicht 1908 
Werke, Bd. 15, $.7 


Aus: Auf den Weg 


... Ausbau der illegalen Parteiorganisation, Bildung von Parteizellen auf 
allen Arbeitsgebieten, vor allem Bildung von „nur aus Parteimitgliedern be- 
stehenden, und sei es auch zahlenmäßig nicht starken Arbeiterkomitees in 
jedem Industriebetrieb“, Konzentration der leitenden Funktionen in den 
Händen von Führern der sozialdemokratischen Bewegung, die unmittelbar 
aus der Arbeiterklasse hervorgegangen sind — darin besteht die Aufgabe des 
Tages. Und selbstverständlich muß es Aufgabe dieser Zellen und Komitees 
sein, alle halblegalen und, nach Möglichkeit, auch legalen Organisationen aus- 
zunutzen, eine „enge Verbindung mit den Massen“ aufrechtzuerhalten und die 
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Arbeit so zu gestalten, daß die Sozialdemokratie auf alle Forderungen der 
Massen reagiere. Jede Zelle und jedes dieser Arbeiterkomitees muß zu einem 
„Stützpunkt für die agitatorische, propagandistische und praktisch-organisato- 
rische Arbeit unter den Massen“ werden, d.h. muß unbedingt dorthin gehen, 
wohin die Masse geht, und auf Schritt und Tritt bestrebt sein, ihr Bewußtsein 
in Richtung des Sozialismus zu lenken, jede Einzelfrage mit den allgemeinen 
Aufgaben des Proletariats zu verknüpfen, jedes organisatorische Beginnen zu 
einem Glied im Zusammenschluß der Klasse zu machen, sich durch die eigene 
Energie, durch die eigene ideologische Einwirkung (und selbstverständlich 
nicht durch Titel und Funktionen) die führende Stellung in allen proletari- 
schen legalen Organisationen zu erobern. Mögen auch hier und da diese 
Zellen und Komitees nur sehr klein sein, dafür aber werden sie untereinander 
durch die Parteitradition und die Parteiorganisation verbunden sein, und sie 
werden ein bestimmtes Klassenprogramm haben; zwei oder drei parteitreue 
Sozialdemokraten werden somit nicht Gefahr laufen, in einer formlosen lega- 
len Organisation unterzugehen, sondern werden unter allen Umständen, wie 
sich die Verhältnisse auch gestalten, in jeder denkbaren Lage ihre Parteilinie 
verfolgen, im Sinne der Gesamtpartei auf ihre Umgebung einwirken und sich 
nicht von der Umwelt aufsaugen lassen ... 


„Sozial-Demokrat“ Nr. 2, 28. Januar (10. Februar) 1909 
Werke, Bd, 15, S. 353/354 


Aus: Resolution der II. Pariser Gruppe 
der SDAPR über die Lage in der Partei 


... Die Versammlung erinnert alle Mitglieder der SDAPR daran, daß es, 
um in der Tat Parteimitglied zu sein, nicht genügt, sich so zu »ennen, nicht 
genügt, „ww Geiste“ des Programms der SDAPR Propaganda zu betreiben, es 
ist darüber hinaus notwendig, die gesamte praktische Arbeit im Einklang mit 
den taktischen Beschlüssen der Partei zu leisten. In unserer konterrevolutionä- 
ren Epoche, zu einer Zeit des allgemeinen Renegatentums, der Abtrünnigkeit, 
der Verzagtheit — besonders unter der bürgerlichen Intelligenz —, geben allein 
die taktischen Beschlüsse der Partei eine vom Standpunkt der Prinzipien des 
revolutionären Marxismus ausgehende Beurteilung der gegenwärtigen Lage, 
legen sie allein die Linie des praktischen Verhaltens dar. Für die wirkliche 
SDAPR - und nicht jene, deren Namen die „Golos“-Leute benutzen, um das 
Liquidatorentum zu bemänteln — gibt es keine andere parteimäßige Bestim- 
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unbe revolutionären Prinzipien leiten. Wer eine solche Arbeit in der Praxis 
nicht leistet, wer an dem konterrevolutionären Feldzug im allgemeinen und 
im besonderen an dem liberalen Feldzug gegen die „Ilegalität“, gegen die 
illegale Arbeit teilnimmt, der beträgt die Arbeiter, wenn er von seiner Zu- 
gehörigkeit zur SDAPR spricht... 


mung der Aufgaben der Sozialdemokratie in der Epoche, die wir ‚durchleben, 
als die taktischen Resolutionen vom Dezember 1908. 

Die Liquidatoren und zum Teil auch die „Wperjod“-Leute verschweigen 
diese Resolutionen oder beschränken sich auf flüchtige Bemerkungen und 
Exklamationen gegen sie, weil sie eben in diesen Resolutionen eine Linie der 
Arbeit fühlen, die die opportunistischen wie auch die halbanarchistischen 
Schwankungen von Grund auf zurückweist, die das Banner der Revolution 
allen konterrevolutionären Strömungen zum Trotz hochhält und die die öko- 
nomischen und politischen Besonderheiten der gegenwärtigen Lage als neue 
Etappe in der bürgerlichen Entwicklung Rußlands erklärt, als eine Etappe, 
die zur Revolution führt, die die alten Aufgaben lösen muß. Wirkliches Par- 
teimitglied ist nur derjenige, der die taktische Linie der Partei praktisch 
durchführt. Und die Taktik der Partei, die Taktik der SDAPR ist diejenige, 
nur diejenige Taktik, die in den Dezemberresolutionen von 1908 niedergelegt 
ist, in denen die Treue zum revolutionären Banner verknüpft ist mit der Be- 
rücksichtigung "der neuen Verhältnisse unserer Epoche. Eine unmittelbare, 
konsequente Folgerung, die natürliche Fortsetzung und Vollendung der De- 
zemberresolutionen von 1908, die das Liquidatorentum verurteilen und nach- 
drücklich fordern, die Dumaarbeit der Sozialdemokratie anzuerkennen und 
alle legalen Möglichkeiten auszunutzen, stellen die Resolutionen des Januar- 
plenums 1910 dar, die sich gegen die Schrittmacher des bürgerlichen Einflusses 
auf das Proletariat richten. In unserer Zeit der Auflösung und des Zerfalls 
trifft man nicht selten Leute, die mit Berufung auf das große Prinzip der 
Einheit der proletarischen Armee die prinzipienlosen oder kläglich diploma- 
tischen Versuche rechtfertigen, sich mit den Schrittmachern des bürgerlichen 


Geschrieben im Juni 1911, nicht später als am 18. (1 . Juli) 
Veröffentlicht 1911 
Werke, Bd. 17, 5. 208/209 


VL („Prager“) Gesamtrussische Konferenz 
der SDAPR” 


5.-17. (18.-30.) Januar 1912 


Aus: Die Resolutionen der Konferenz 


Änderungen des Organisationsstatuts der Partei 


Zu $2 wird hinzugefügt: 


Far 
Ba 


Einflusses auf das Proletariat. zu „vereinigen“ oder ihnen „näherzukommen“. 
Die Versammlung verurteilt alle solche Versuche und lehnt sie, von wem sie 
auch ausgehen mögen, ganz kategorisch ab; sie erklärt, daß das große Werk 
der Vereinigung und Konsolidierung der kämpfenden Armee des revolutio- 


Kooptierungen werden gemäß den Beschlüssen der Dezemberkonferenz 
(1908) als zulässig erkannt. 

$8 wird gestrichen und statt dessen eingefügt: 

Das ZK beruft so häufig wie möglich Konferenzen der Vertreter aller Par- 


1 
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teiorganisationen ein. 

$9, dritter Absatz, über die Vertretung auf dem Parteitag, wird folgender- 
maßen geändert: 

Die Normen für die Vertretung auf künftigen Parteitagen werden vom ZK 
nach vorheriger Fühlungnahme mit den örtlichen Organisationen festgelegt. 


nären Proletariats nicht getan werden kann ohne konsequente Abgrenzung, 
ohne schonungslosen Kampf gegen alle jene, die Schrittmacher des bürger- 
lichen Einflusses auf das Proletariat sind. 

Wirkliches Parteimitglied ist derjenige, der tatsächlich hilft, eine den sozial- 
demokratischen Prinzipien entsprechende Organisation aufzubauen. Die Partei, 
die SDAPR, kennt keine andere parteigemäße Definition des Charakters und 
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der Aufgaben der organisatorischen Arbeit als diejenige, welche in der Reso- 
lution zur Organisationsfrage vom Dezember 1908, in der Resolution des 
Januarplenums 1910 zur selben Frage und in dem vom ZK gleich nach‘ dem 
Plenum herausgegebenen Brief gegeben ist. Nur die allseitige Hilfeleistung 
zur Wiederherstellung und Festigung der illegalen Organisation ist Partei- 
arbeit, und nur die illegale SDAPR kann und muß sich mit einem Netz von 
legalen Örganisationen umgeben, kann und 'muß alle möglichen legalen Orga- 
nisationen ausnutzen und die ganze Arbeit solcher Organisationen im Geiste 
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Veröffentlicht 1912 
Werke, Bd. 17, 8.474 
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Zeus? 


Aus: Mitteilung der Krakauer Beratung 
des Zentralkomitees der SDAPR 
mit Parteifunktionären 


... Wer diese Aufgabe nicht erkannt hat, wer nicht in dieser oder jener illega- 
len Organisation, Gruppe oder Zelle arbeitet, die der Entfaltung der Revolu- 
tion dient, der ist kein Sozialdemokrat. ; \ 

...die SDAPR vergißt keinen Augenblick, daß des Ehrentitels eines Par- 
teimitglieds nur der würdig ist, der die gesamte Arbeit unter den Massen 
wirklich im Geiste der Parteibeschlüsse betreibt, die vom Standpunkt der 
heranreifenden Revolution und nicht vom Standpunkt der „Legalität“ des 
3. Juni erörtert und angenommen worden sind ... 


Veröffentlicht 1913 
Werke, Bd. 18, S. 442, 445 


Aus: Strittige Fragen 


Die legale Partei und die Marxisten 


... Die Wahrheit, die durch die von mir angeführten Dokumente aus mehr 
als fünf Jahren (1908-1913) bewiesen worden ist, besteht darin, ern 
Liquidatoren allen Parteibeschlüssen zum Hohn fortfahren, die Partei, d.h. 
die „Illegalität“, zu schmähen und gegen sie zu hetzen. 

Jeder Arbeiter, der den Willen hat, diese strittigen und brennenden Fragen 
der Partei selbst mit allem Ernst zu untersuchen, diese Fragen selbst zu ent- 
scheiden, muß sich vor allem diese Wahrheit zu eigen machen, indem er zu 
diesem Zweck selbständig /darangeht, die angeführten Parteibeschlüsse und 
die Betrachtungen der Liquidatoren zu studieren und zu prüfen. Nur der ver- 
dient den Namen Parteimitglied und Erbauer der Arbeiterpartei, der die 
Probleme und Geschicke seiner Partei aufmerksam studiert, durchdenkt und 

ändi eidet... 
ar ge die Partei nicht existieren kann, wenn sie nicht aus allen 


Kräften die Zerstörer der Partei bekämpft... 


Veröffentlicht 1913 
Werke, Bd. 19, S. 146 
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0, Aus: Wie W. Sassulitsch 
das Liquidatorentum erledigt 


II 


„Die Organisation ist für die Partei notwendig“, schreibt W. Sassulitsch. Sie 
ist nicht mehr einverstanden mit dem Stockholmer Beschluß (von 1906)", als 
die Menschewiki das Übergewicht hatten und gezwungen waren, den berühm- 
ten ersten Paragraphen des Statuts anzunehmen. 

Wenn das stimmt (und das stimmt unbedingt), dann ist W. Sassulitsch im 
Unrecht, und sie muß sich von dem menschewistischen Stockholmer Beschluß 
lossagen. Die Organisation ist nicht nur „für die Partei notwendig“ — das wird 
jeder Liberale und jeder Bourgeois zugeben, der die Arbeiterpartei für eine 
arbeiterfeindliche Politik „ausnutzen“ will. Die Partei ist die Summe der zu 
einem Ganzen verbundenen Organisationen. Die Partei ist die Organisation 
der Arbeiterklasse, gegliedert in ein ganzes Netz mannigfaltiger lokaler und 
spezieller, zentraler und allgemeiner Organisationen. 

Hier zeigen sich die Liquidatoren abermals ohne jeglichen festen Stand- 
punkt. 1903 vertraten sie eine solche Auffassung von der Parteimitgliedschaft, 
daß Parteimitglied nicht nur ist, wer einer der Organisationen angehört, son- 
dern auch, wer (außerhalb der Organisationen) unter deren Kontrolle arbeitet. 
W. Sassulitsch erinnert an diese Episode, die sie offenbar für wichtig hält. Sie 
schreibt: 


„Schon auf dem zweiten Parteitag, vor zehn Jahren, fühlten die Menschewiki, daß es 
unmöglich ist, die ganze Partei in die illegale Organisation hineinzuzwängen .. .“ 


Wenn die Menschewiki 1903 eine Abneigung gegen die Illegalität hatten, 
weshalb haben sie denn dann 1906, zu einer Zeit, da die Partei weitaus „lega- 
ler“ war, trotz ihres Übergewichts auf dem Parteitag selbst den 1903 von ihnen 
gefaßten menschewistischen Beschluß aufgehoben und den bolschewistischen 
akzeptiert? W. Sassulitsch schreibt die Geschichte der Partei so, daß man auf 
Schritt und Tritt auf eine erstaunliche, unglaubliche Entstellung der Tatsachen 
stößt! 

Es ist eine unbestrittene Tatsache, daß die Menschewiki 1906 in Stockholm 
der bolschewistischen Definition der Partei als einer Summe von Organisatio- 
nen zugestimmt haben, und wenn W.Sassulitsch und ihre Freunde ihre An- 
sichten noch einmal geändert haben, wenn sie ibren Beschluß von 1906 jetzt 
wieder für einen Irrtum halten, weshalb sagt man das dann nicht offen? 
W. Sassulitsch mißt doch dieser Frage offenbar Bedeutung bei, denn sie hat 
sie selbst aufgeworfen, hat selbst an das Jahr 1903 erinnert! 

Der Leser sicht, daß &s nichts Hilfloseres und Verwirrteres gibt als die An- 
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sichten der Liquidatoren in der Organisationsfrage. Ihnen fehlen überhaupt 
jegliche Ansichten. Sie sind ein Musterbeispiel für Charakterlosigkeit und 
Wankelmütigkeit. W. Sassulitsch ruft ärgerlich aus: „Organisatorischer Oppor- 
tunismus — was für ein dummes Wort.“ Doch „Galle“ hilft hier nicht. Gab 
doch selbst Tscherewanin bekannt, daß im Jahre 1907 in Versammlungen der 
menschewistischen Fraktion in London bei den späteren Liquidatoren ein 
„organisatorischer Anarchismus“ festgestellt worden ist. Damals wie heute 
gerieten und geraten die namhaftesten Liquidatoren in die wirklich originelle 
Lage, daß ihre Argumente sich gegen die Liquidatoren selbst richten. 


„Die Organisation ist für die Partei notwendig“, schreibt W. Sassulitsch. „Aber die 
ganze Partei für eine einigermaßen lange Zeit in sich aufnehmen und friedlich () in ein 
und derselben Form existieren, mit ein und demselben Statut“ (hört, hört!) „wird sie nur 
dann können, wenn das russische gesellschaftlihe Leben bei erreichter und gefestigter 
Rechtsordnung (wenn sie jemals in Rußland gefestigt sein sollte) endlich einen ebenen 
Weg einschlägt, den bergigen Pfad hinter sich lassend, auf dem es in immer sähnellerem 
Tempo schon ein ganzes Jahrhundert geht, bald hinaufkletternd, bald hinabstürzend in den 
Abgrund der Reaktion, um erneut bergauf zu klettern, sobald es sich von den erhaltenen 
Schlägen erholt hat.“ 


Da haben wir eine der Betrachtungen der Liquidatoren, die als Muster- 
beispiel der Verwirrung eine Prämie verdiente, Verstehen Sie, was die Autorin 
will? 

Eine Änderung des „Statuts“? Aber, Herrschaften, dann sagt doch um Got- 
tes willen, von was für einer Änderung des Statuts ihr sprecht! Und macht 
euch nicht lächerlich, sucht nicht „philosophisch“ nachzuweisen, daß das Statut 
nicht etwas Unabänderliches sei. 

Doch W. Sassulitsch, die von „ein und demselben Statut“ spricht (das übri- 
gens gerade 1912 abgeändert worden ist!), schlägt keine Änderung vor. 

Was will denn W. Sassulitsch? Sie will sagen, daß die Partei dann zu einer 
Organisation wird, wenn für Rußland der bergige Pfad endet und der ebene 
Weg beginnt. Das ist ein Lieblingsgedanke der Liberalen und Wechi-Leute: 
Vor dem ebenen Weg ist alles schlecht und übel, die Partei ist keine Partei, 
die Politik ist keine Politik. Auf dem „ebenen Weg“ wird alles „in Ordnung“ 
sein, auf dem „bergigen Pfad“ aber ein einziges Chaos. 

Diese Betrachtungen haben wir schon vor langer Zeit bei den Liberalen ge- 
lesen. Vom Standpunkt des Hasses der Liberalen gegen die Illegalität und 
den „bergigen Pfad“ sind diese Betrachtungen begreiflich, natürlich, gesetz. 
mäßig. Die Tatsachen sind hier entstellt (denn in Rußland gab es in der 
Ulegalität eine ganze Reihe Parteien, die Organisationen waren), aber wir ver- 
stehen, daß der Haß gegen die Illegalität den Liberalen den Blick trübt und 
sie die Tatsachen nicht erkennen läßt. 

Aber noch einmal: Was will W.Sassulitsch? Bei uns sei eine Partei als 


I Siehe den vorliegenden Band, S. 127. Die Red. 
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Organisation unmöglich .... folglich? Die Gedanken sind unklar, es wird nicht 
alles ausgesprochen, die Sache wird durch lange, unerträglich schwerfällige 
Satzgebilde verwirrt, die Verfasserin macht Ausflüchte und schickt uns von 
Pontius zu Pilatus‘, Man spürt nur, daß sie sich der Ablehnung jeglicher Or- 
ganisation nähert. Und dabei kommt sie denn auch zu folgendem Schluß... 
hier die Krönung ihrer Gedanken: 


„Bei uns gibt es eine breite Schicht von Arbeitern, die mit vollem Recht ihren Platz in 
jeder beliebigen sozialistischen Partei des Westens einnehmen würde. In dieser rasch an- 
wachsenden Schicht, der zur Bildung einer Partei nur die Möglichkeit des formalen Beieritts 
zu ihr fehlt, sind alle Kräfte erfaßt, und wie wir sie auch nennen mögen, wir werden von 
ihr als von der Partei denken und sprechen,“ 


Man muß also, wenn man über die Liquidierung der Partei streitet, wissen, 
daß die Liquidatoren unter Partei etwas anderes verstehen. Was verstehen 
sie denn unter Partei? 

Es stellt sich heraus: „Eine breite Schicht von Arbeitern, der zur Bildung 
einer Partei (!!) nur (!) die Möglichkeit des formalen Beitritts zu ihr fehle.“ 

Das ist einzigartig. Die Partei sind die, denen „die Möglichkeit des for- 
malen Beitritts zur Partei fehlt“. Die Partei sind die, die außerhalb der Partei 
stehen. 

Wahrlich, herrliche Perlen hat W.Sassulitsch für uns gesammelt, da sie 
offen das ausspricht, was im Grunde alle Liquidatoren meinen. 


IV 


In Deutschland gibt es jetzt etwa 1 Million Parteimitglieder. Für die So- 
zialdemokratie werden dort etwa 4", Millionen Stimmen abgegeben, während 
es etwa 15 Millionen Proletarier gibt. Hier haben Sie ein einfaches und an- 
schauliches Beispiel, um das zu entwirren, was die Liquidatoren durcheinan- 
dergebracht haben. Eine Million — das ist die Partei. Eine Million gehört den 
Parteiorganisationen an. 4'/, Millionen - das ist die „breite Schicht“. Sie ist in 
Wirklichkeit noch viel breiter, denn die Frauen haben kein Wahlrecht, des- 
gleichen viele Arbeiter, die auf Grund des Ansässigkeitszensus, des Alters- 
zensus usw. usf. des Wahlrechts beraubt sind. 

Diese „breite Schicht“ — das sind fast alles Sozialdemokraten, und ohne 
sie wäre die Partei machtlos. Diese breite Schicht erweitert sich bei jeder Ak- 
tion noch auf das 2-3fache, weil dann der Partei eine Masse von Nichtsozial- 
demokraten folgt. 

Ist das denn nicht klar? Es ist doch geradezu peinlich, Binsenwahrheiten 
vorzukauen! 

Wodurch unterscheidet sich denn Deutschland von Rußland? Keineswegs 
dadurch, daß es bei uns etwa keinen Unterschied zwischen der „Partei“ und 
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der „breiten Schicht“ gäbe! Um das zu verstehen, wollen wir zunächst Frank- 
reich betrachten. Dort sehen wir (annähernd; genauere Zahlen würden meine 
Schlußfolgerung nur bekräftigen) folgendes: 


Partei | etwa 70 0001 
„breite Schicht“ (Stimmen für die Sozialdemokratie) etwa 1000 000 
Proletarier etwa 10 000 000 


Und in Rußland? Partei — 150 000 im Jahre 1907 (gezählt und nachgeprüft 
auf dem Londoner Parteitag). Die heutige Zahl ist nicht bekannt. Wahrscheinlich 
sind es viel weniger, aber doch 30.000 oder 50.000, es läßt sich nicht feststellen. 

Die „breite Schicht“ beläuft sich bei uns auf 300 000-500 000, wenn man die 
Zahl der Stimmen für die Sozialdemokratie überschlägt. Schließlich gibt es bei 
uns wahrscheinlich etwa 20 Millionen Proletarier. Ich wiederhole, auch hier 
handelt es sich um annähernde Zahlen, aber jegliche anderen Zahlen würden, 
hätte jemand die Absicht, sich um genauere Angaben zu bemühen, meine 
Schlußfolgerungen nur noch mehr bekräftigen. 

Die Schlußfolgerungen bestehen darin, daß es in allen Ländern, stets und 
überall, außer der „Partei“ eine „breite Schicht“ der Partei Nabestehender 
und die gewaltige Masse der Klasse gibt, aus der die Partei hervorgeht, sich 
bildet und ihre Kräfte schöpft. Die Liquidatoren, die diese einfache und klare 
Sache nicht verstehen, wiederholen den Fehler der „Ökonomisten“ der Jahre 
1895-1901, die den Unterschied zwischen „Partei“ und „Klasse“ einfach nicht 
begreifen konnten. 

Die Partei — das ist die bewußte, fortgeschrittenste Schicht der Klasse, ihre 
Vorhut. Die Kraft dieser Vorhut übersteigt ihre Zahl um das Zehn-, das 
Hundertfache und mehr. 

Ist das möglich? Kann die Kraft von Hunderten die Kraft von Tausenden 
übersteigen? ! 

Sie kann es und sie übersteigt sie, wenn die Hunderte organisiert sind. 

Organisation verzehnfacht die Kräfte. Diese Wahrheit ist wahrhaftig nicht 
neu. Doch es ist nicht unsere Schuld, wenn wir genötigt sind, für W. Sassulitsch 
und die Liquidatoren von vorn zu beginnen. 

Die Bewußtheit des Vortrupps offenbart sich unter anderem gerade darin, 
daß er sich zu organisieren versteht. Und indem er sich organisiert, erhält er 
einen einheitlichen Willen, und dieser einheitliche Wille der fortschrittlichen 
Tausend, Hunderttausend, Million wird zum Willen der Klasse. Der Mittler 
zwischen Partei und Klasse ist die „breite Schicht“ (breiter als die Partei, 
aber enger als die Klasse), die Schicht derer, die für die Sozialdemokratie 
stimmen, die Schicht der Helfenden, die Schicht der Sympathisierenden usw. 

In den verschiedenen Ländern ist das Verhältnis der Partei zur Klasse ver- 
schieden, je nach den historischen und anderen Bedingungen. In Deutschland 


I Die genaue Zahl beträgt laut Rechenschaftsbericht auf dem letzten Parteitag in Brest 
1913 — 68 903. 
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beispielsweise ist annähernd ıs der Klasse in der Partei organisiert; in Frank- 
reich etwa "wo. In Deutschland kommen auf ein Parteimitglied 4-5 Sozial- 
demokraten der „breiten Schicht“; in Frankreich 14. In Frankreich gab es auch 
eigentlich niemals eine Partei mit hunderttausend Mitgliedern — bei „legaler“ 
Organisation und politischer Freiheit. 

Jeder vernünftige Mensch begreift, daß es historische Bedingungen, objck- 
tive Ursachen gibt, die es in Deutschland ermöglichen, /; der Klasse in der 
Partei zu organisieren, die dies aber in Frankreich erschwerten und es in Ruß- 
land roch mehr erschweren. 

Was würden Sie von dem Franzosen sagen, der auf den Gedanken käme 
zu erklären: Unsere Partei ist ein kleiner Zirkel, aber keine Partei. Man kann 
die Partei nicht in eine Organisation zwängen. Die Partei — das ist eine breite 
Schicht, die alle Kräfte erfaßt, usw. Wahrscheinlich würden Sie Ihr Befremden 
darüber äußern, daß dieser Franzose sich nicht in einer Anstalt für Geistes- 
kranke befindet. 

Und bei uns in Rußland wollen Leute ernst genommen werden, die, obwohl 
sie fühlen, schen und wissen, daß noch immer ein bergiger Pfad vor uns liegt, 
das heißt, daß die Bedingungen der Organisation schwieriger sind, erklären, 
daß „sie von der breiten Schicht“ (der Nichtorganisierten!) „als von der Partei 
denken und sprechen werden“. Das sind kopflos gewordene, aus der Partei 
geflohene Leute, in Verwirrung geratene außerhalb der Partei oder am Rande 
der Partei stehende Sozialdemokraten, die dem Druck der liberalen Ideen des 
Verfalls, der Mutlosigkeit und der Lossagung nicht standgehalten haben. 


„Prosweschtschenije“ Nr. 9, September 1913 
Werke, Bd. 19, $. 393-398 


Zweite Abteilung 


Aus: Ursprünglicher Entwurf des Artikels 
„Die nächsten Aufgaben der Sowjetmacht“ 


Kapitel X 


»..Wir sind für den demokratischen Zentralismus. Und man muß sich ein- 
deutig darüber klarwerden, wie sehr sich der demokratische Zentralismus 
einerseits vom bürokratischen Zentralismus, anderseits vom Anarchismus un- 
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terscheidet. Die Gegner des Zentralismus weisen stets auf die Autonomie und 
die Föderation hin, die sie als Mittel zum Kampf gegen die Zufälligkeiten 
des Zentralismus ausgeben. In Wirklichkeit schließt der demokratische Zentra- 
lismus in keiner Weise die Autonomie aus, sondern setzt sie vielmehr not- 
wendig voraus. In Wirklichkeit widerspricht sogar die Föderation, wenn sie in 
- vom ökonomischen Standpunkt aus — vernünftigen Grenzen durchgeführt 
wird, wenn sie auf bedeutsamen nationalen Verschiedenheiten basiert, die 
wirklich eine gewisse staatliche Abgrenzung notwendig machen, widerspricht 
sogar die Föderation keineswegs dem demokratischen Zentralismus. In der 
Regel ist die Föderation im Rahmen einer wirklich demokratischen Ordnung, 
um so mehr also angesichts der sowjetischen Organisation des Staatsaufbaus, 
nur ein Übergangsschritt zu einem wirklich demokratischen Zentralismus. Am 
Beispiel der Russischen Sowjetrepublik zeigt sich uns gerade besonders an- 


schaulich, daß jetzt die Föderation, die wir einführen und die wir einführen. 


werden, eben der sicherste Schritt ist zur dauerhaftesten Vereinigung der ver- 
schiedenen Nationalitäten Rußlands zu einem einheitlichen demokratischen 
zentralisierten Sowjetstaat. 

Und genauso, wie der demokratische Zentralismus keineswegs Autonomie 
und Föderation ausschließt, schließt er auch keineswegs die völlige Freiheit 
der verschiedenen Gebiete und sogar der verschiedenen Gemeinden des Staa- 
tes bei der Ausarbeitung mannigfaltiger Formen sowohl des staatlichen als auch 
des gesellschaftlichen und ökonomischen Lebens aus, sondern setzt sie vielmehr 
voraus. Nichts ist irriger als die Verwechslung des demokratischen Zentralis- 
mus mit Bürokratismus und Schablonisierung. Unsere Aufgabe besteht jetzt 
darin, gerade den demokratischen Zentralismus auf dem Gebiet der Wirtschaft 
zu verwirklichen, für ein absolut reibungsloses und einheitliches Funktionieren 
solcher ökonomischer Unternehmungen zu sorgen wie Eisenbahnen, Post, Tele- 
graf, sonstige Transportmittel usw., gleichzeitig aber setzt der Zentralismus, in 
wirklich demokratischem Sinne verstanden, die zum erstenmal von der Ge- 
schichte geschaffene Möglichkeit völliger und unbehinderter Entwicklung nicht 
nur der örtlichen Besonderheiten, sondern auch der örtlichen Initiative, der 
Mannigfaltigkeit der Wege, Methoden und Mittel des Vormarschs zum ge- 
meinsamen Ziel voraus. Deshalb hat die Aufgabe, den Wettbewerb zu organi- 
sieren, zwei Seiten: einerseits erfordert sie die Verwirklichung des demokra- 
tischen Zentralismus so, wie wir das oben geschildert haben, anderseits bedeu- 
tet sie die Möglichkeit, den richtigsten, den haushälterischsten Weg zu finden 
zur Reorganisierung der ökonomischen Ordnung Rußlands. Allgemein gespro- 
chen ist dieser Weg bekannt. Er besteht im Übergang zu dem auf der maschi- 
nellen Industrie aufgebauten Großbetrieb, im Übergang zum Sozialismus. Aber 
die konkreten Bedingungen und Formen dieses Übergangs sind unvermeidlich 
und notwendigerweise mannigfaltig, je nach den Bedingungen, unter denen die 
auf den Aufbau des Sozialismus abzielende Bewegung beginnt. Sowohl die ört- 
lichen Unterschiede als auch die Besonderheiten der Wirtschaftsweise, sowohl 
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die Lebensformen als auch der Bildungsgrad der Bevölkerung, und ebenso 
die Versuche, diesen oder jenen Plan durchzuführen — alles das muß sich aus- 
wirken auf die Eigenart des Weges zum Sozialismus in dieser oder jener 
Arbeitskommune des Staates. Je größer diese Mannigfaltigkeit sein wird — vor- 
ausgesetzt natürlich, daß sie nicht in Originalitätshascherei ausartet —, desto 
sicherer und schneller werden wir sowohl den demokratischen Zentralismus als 
auch die sozialistische Wirtschaft verwirklichen. Wir haben jetzt nur noch den 
Wettbewerb zu organisieren, d.h. für eine Publizität zu sorgen, die allen Ge- 
meinden des Staates die Möglichkeit gibt, sich darüber zu informieren, wie 
denn nun die ökonomische Entwicklung in den verschiedenen Gegenden vor 
sich gegangen ist, zweitens dafür zu sorgen, daß die Ergebnisse des Vor- 
marschs zum Sozialismus in der einen und der anderen Kommune des Staates 
miteinander verglichen werden können, drittens dafür zu sorgen, daß Erfah- 
rungen, die in der einen Gemeinde gemacht worden sind, von anderen Ge- 
meinden praktisch wiederholt werden können, daß der Austausch derjenigen 
materiellen und menschlichen Kräfte ermöglicht werde, die sich auf dem be- 
treffenden Gebiet der Volkswirtschaft oder der Staatsverwaltung von der 
besten Seite gezeigt haben. Niedergedrückt vom kapitalistischen System, kön- 
nen wir uns gegenwärtig nicht einmal genau vorstellen, welche reichen Kräfte 
in den Massen der Werktätigen, den mannigfaltigen Arbeitskommunen eines 
großen Staates, in den intellektuellen Kräften stecken, die bisher als willenlose 
und stumme Vollstrecker der Vorschriften der Kapitalisten arbeiteten, welche 
Kräfte noch da sind und in der sozialistischen Gesellschaftsordnung entfaltet 
werden können. Unsere Aufgabe besteht lediglich darin, allen diesen Kräften 
den Weg zu ebnen. Und wenn wir die Organisierung des Wettbewerbs zu 
unserer staatlichen Aufgabe machen, dann werden sich — vorausgesetzt, daß 
die sowjetischen Prinzipien der Staatsordnung durchgeführt werden, voraus- 
gesetzt, daß das Privateigentum am Boden, an den Fabriken, den Werken usw, 
beseitigt ist — die Resultate unweigerlich einstellen und uns weitere Formen 
des Aufbaus weisen. . Y 


Diktiert zwischen dem 23. und 28. März 1918 


Zum erstenmal veröffentlicht 1929 
Werke, Bd. 27, $. 196-198 
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Reden in der Sitzung des Moskauer 
Parteikomitees über die Organisierung 
von Gruppen Sympathisierender 


16. August 1918”? 
Protokollarische Niederschrift 


1 


Es besteht großer Mangel an Kräften, aber in den Massen gibt es Kräfte, 
die man verwenden kann. Wir müssen der Arbeitermasse größeres Vertrauen 
entgegenbringen und es verstehen, aus ihr Kräfte zu schöpfen. Maßnahmen 
dafür sind: Sympathisierende aus den Reihen der Jugend und der Gewerk- 
schaften für die Partei gewinnen. Mag auch eine Verzögerung in der Bezah- 
lung der Mitgliedsbeiträge eintreten, darin liegt keinerlei Gefahr. Wenn wir 
sechstausend für die Front stellen und an ihrer Stelle zwölftausend neue auf- 
nehmen, so bedeutet das keine große Gefahr. Den moralischen Einfluß müs- 
sen wir dazu ausnutzen, unsere Partei zu vergrößern. 

Auf unseren Kundgebungen treten sehr wenig neue Kräfte auf, das wäre 
aber sehr erwünscht, weil in ihren Reden eine lebendige Note erklingen 
würde. Man muß irgendwie die Probe machen und dies organisieren. Die 
Jugend müssen wir aus Arbeiterkreisen nehmen, damit eine Kontrolle durch die 
Arbeitermasse besteht. Das Leben selbst fordert, daß, bevor noch die Japaner 
und Amerikaner in Sibirien festen Fuß fassen, sehr viele Parteimitglieder an die 
Front gehen. An die Stelle der alten müssen neue Kräfte rücken, die Jugend. 


2 


Die Parteimitglieder müssen eine intensive Agitation unter den Arbeitern 
entfalten. Genossen, die auch nur auf irgendeinem Gebiet etwas tun können, 
darf man nicht auf Kanzleiarbeit belassen. 

Unsere Einflußsphäre in der Arbeitermasse muß erweitert werden. Die 
Initiative der Parteizellen ist sehr gering, und es wäre sehr nützlich, wenn sie 
an ihren Wirkungsstätten mehr hervorträten und die Parteilosen beeinflußten. 
Wir werden den Klubs mehr Aufmerksamkeit zuwenden und aus den Massen 
Kräfte für die Parteiarbeit heranziehen müssen. 

Man darf keine Leute nehmen, denen es um die Stellung zu tun ist, solche 
muß man aus der Partei jagen. 


Zum erstenmal veröffentlicht 1928 
Werke, Bd. 28, S. 46/47 
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Der Staat der Arbeiter 
und die Woche der Partei 


Die Woche der Partei” in Moskau wird in einer für die Sowjetmacht schwie- 
rigen Zeit durchgeführt. Angesichts der Erfolge Denikins haben die Guts- 
besitzer, die Kapitalisten und ihre Freunde ihre Verschwörungstätigkeit wahn- 
sinnig verstärkt, hat die Bourgeoisie ihre krampfhaften Anstrengungen ver- 
stärkt, Panik zu stiften und mit allen Mitteln die Festigkeit der Sowjetmacht 
zu untergraben. Die schwankenden, wankelmütigen, engstirnigen Spießbürger, 
und mit ihnen die Intellektuellen, Sozialrevolutionäre und Menschewiki, sind 
wie üblich noch wankelmütiger geworden und waren die ersten, die sich von 
den Kapitalisten ins Bockshorn jagen ließen. 

Meiner Meinung nach ist aber das Zusammenfallen der Woche der Partei 
in Moskau mit dieser schweren Zeit eher von Vorteil für uns, weil der Sache 
dadurch besser gedient wird. Die Woche der Partei ist für uns keine Parade- 


angelegenheit. Parteimitglieder, die nur auf dem Papier stehen, brauchen wir. 


nicht einmal geschenkt. Die einzige Regierungspartei der Welt, die nicht darum 


besorgt ist, ihre Mitgliederzahl zu vergrößern, sondern die Qualität ihrer Mit- 


glieder zu verbessern, die Partei von Leuten zu reinigen, die sich ihr „ange- 
biedert“ haben, ist unsere Partei, die Partei der revolutionären Arbeiterklasse. 
Wir haben mehrmals eine Neuregistrierung der Parteimitglieder‘“ durchge- 
führt, um diejenigen, die sich nur „angebiedert“ hatten, hinauszujagen und nur 
die klassenbewußten und dem Kommunismus ehrlich ergebenen Mitglieder 
in der Partei zu lassen. Wir haben sowohl die Mobilisierung für die Front als 
auch die Subbotniks! benutzt, um die Partei von denen zu säubern, die nur 
die sich aus der Mitgliedschaft in der Regierungspartei ergebenden Vorteile 
„mitnehmen“ wollen, nicht aber die Last aufopferungsvoller Arbeit für den 
Kommunismus auf sich nehmen möchten. 

Und jetzt, da eine verstärkte Mobilisierung für die Front durchgeführt wird, 
hat die Woche der Partei den Vorteil, daß sie denen, die sich anbiedern möch- 
ten, nichts Verlockendes bietet. Wir rufen nur die einfachen Arbeiter und die 
armen Bauern auf, in großer Zahl zur Partei zu kommen, nur diejenigen 
Bauern, die von ihrer Hände Arbeit leben, zicht aber die bäuerlichen 
Spekulanten. Diesen einfachen Mitgliedern versprechen und bieten wir keiner- 
lei Vorteile auf Grund ihrer Aufnahme in die Partei. Im Gegenteil, den Partei- 
mitgliedern fällt heute eine Arbeit zu, die schwieriger und gefährlicher ist als 
gewöhnlich. 


I Bei den Subbotniks (abgeleitet von Subbota - Sonnabend) wurde freiwillige kollektive 
Arbeit nach der Berufsarbeit und ohne Entlohnung geleistet. Siche dazu Lenins Schrift „Die 
große Initiative“, Werke, Bd. 29, S. 397-424. Die Red. ‘ 
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Und das ist gut so. Auf diese Weise kommen in die Partei nur aufrichtige 
Anhänger des Kommunismus, nur Menschen, die dem Arbeiterstaat aufrichtig 
ergeben sind, nur ehrliche Werktätige, nur wirkliche Vertreter der Massen, 
die im Kapitalismus unterdrückt waren. 

Nur solche Parteimitglieder brauchen wir auch. 

Nicht zur Reklame, sondern für ernste Arbeit brauchen wir neue Partei- 
mitglieder. Solche Menschen rufen wir in die Partei. Den Werktätigen öffnen 
wir weit ihre Tore, 

Die Sowjetmacht ist die Macht der Werktätigen, sie kämpft für die völlige 
Beseitigung des kapitalistischen Jochs. Die Arbeiterklasse der Städte und Indu- 
striezentren hat sich als erste zu diesem Kampf erhoben. Sie hat den ersten 
Sieg davongetragen und die Staatsmacht erobert. 

Die Arbeiterklasse gewinnt die Mehrzahl der Bauern für sich, Denn 
auf die Seite des Kapitals, auf die Seite der Bourgeoisie zieht es nur den 
bäuerlichen Händler, den bäuerlichen Spekulanten, nicht den werktätigen 
Bauern. 

Die fortschrittlichsten und klassenbewußtesten Arbeiter, die Arbeiter Petro- 
grads, haben die meisten Kräfte für die Verwaltung Rußlands hergegeben. 
Aber wir wissen, daß es unter den einfachen Arbeitern und Bauern viele, sehr 
viele Menschen gibt, die den Interessen der werktätigen Massen ergeben und 
fähig sind, an leitenden Stellen zu arbeiten. Unter ihnen gibt es viele organi- 
satorische und administrative Talente, denen der Kapitalismus den Weg ver- 
sperrte, denen wir jedoch auf jede Art und Weise helfen und helfen müssen, 
aufzurücken und an der Arbeit für den Aufbau des Sozialismus teilzunehmen. 
Diese bescheidenen und verborgenen neuen Talente aufzufinden ist nicht leicht. 
Es ist nicht leicht, einfache Arbeiter und Bauern, die jahrhundertelang von den 
Gutsbesitzern und Kapitalisten unterdrückt und eingeschüchtert wurden, zur 
Verwaltung des Staates heranzuziehen. 

Aber eben diese Aufgabe, die nicht leicht ist, müssen wir unbedingt lösen, 
um aus den Tiefen der Arbeiterklasse und der werktätigen Bauernschaft neue 
Kräfte zu gewinnen. 

Kommt in die Partei, Genossen parteilose Arbeiter und werktätige Bauern! 
Wir versprechen euch keine Vorteile, wir rufen euch zu einer schweren Arbeit, 
zur Arbeit beim Aufbau des Staates. Wenn ihr ehrliche Anhänger des Kom- 
munismus seid, macht euch kühn an diese Arbeit, fürchtet euch nicht, weil sie 
neu und schwierig ist, laßt euch nicht durch das alte Vorurteil beirren, diese 
Arbeit könne nur von jemand geleistet werden, der eine vorschriftsmäßige Aus- 
bildung genossen hat. Das ist nicht wahr. Der Aufbau des Sozialismus kann 
und muß in immer größerem Maße von einfachen Arbeitern und werktätigen 
Bauern geleitet werden. 

Die Masse der Werktätigen ist für uns. Darin liegt unsere Stärke. Das ist 
die Quelle der Unbesiegbarkeit des internationalen Kommunismus. Mehr neue 


Mitarbeiter aus der Masse in die Reihen der Partei zur selbständigen Teil- 
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nahme am Aufbau des neuen Lebens — das ist unsere Methode des Kampfes 
gegen alle Schwierigkeiten, das ist unser Weg zum Sieg. 


11.X. 1919 


„Prawda“ Nr. 228 und „Iswestija WZIK“ Nr. 228, 12. Oktober 1919 
Werke, Bd. 30, 5. 47-49 


Aus: Die Ergebnisse der Woche der Partei 
in Moskau und unsere Aufgaben 


In Moskau sind der Partei während der Woche der Partei 13 600 neue Mit- 
glieder beigetreten. 

Das ist ein gewaltiger, völlig unerwarteter Erfolg !.. 

Dieser Erfolg hat der Bevölkerung der Hauptstadt, hat der ganzen Republik 
und der ganzen Welt bewiesen und anschaulich vor Augen geführt, daß eben 
in den Tiefen des Proletariats, bei den wahren Vertretern der werktätigen 
Massen die zuverlässigste Quelle der Kraft und Festigkeit der Sowjetmacht 
zu finden ist. In diesem Erfolg des freiwilligen Beitritts zur Partei in einer Zeit 
größter Schwierigkeiten und Gefahren hat sich die Diktatur des Proletariats 
in der Praxis von der Seite gezeigt, die von den Feinden böswillig übersehen 
und von den wahren Freunden der Befreiung der Arbeit vom kapitalistischen 
Joch über alles geschätzt wird, nämlich von der Seite der besonderen Wirkung 
des (im besten Sinne des Wortes) moralischen Einflusses, den das (die Staats- 
macht ausübende) Proletariat auf.die Massen hat, von der Seite der Art und 
Weise dieser Einflußnahme... 

Wir müssen jetzt dafür sorgen, daß die neuen Parteimitglieder richtig ein- 
gesetzt werden. Dieser Aufgabe müssen wir besonders große Aufmerksamkeit 
widmen, denn sie ist nicht leicht, es ist eine neue Aufgabe, die im Rahmen 
der alten Schablonen nicht gelöst werden kann... 

Die neuen, während der Woche der Partei aufgenommenen Parteimitglieder 
sind in ihrer Mehrzahl gewiß unerfahren und in Dingen der Staatsverwaltung 
unbeholfen. Aber ebenso gewiß ist, daß sie die treuesten, aufrichtigsten und 
fähigsten Menschen aus jenen Schichten der Gesellschaft sind, die vom Kapi- 
talismus künstlich #ater gehalten, zu den „untersten“ Schichten gemacht wur- 
den, die er nicht aufsteigen ließ. Aber dafür besitzen sie mehr Kraft und 
Frische, mehr Unmittelharkeit, Festigkeit und Aufrichtigkeit als andere. 

Hieraus folgt, daß sich alle Parteiorganisationen den Einsatz dieser neuen 
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Parteimitglieder gründlich überlegen müssen. Man muß ihnen mutig die ver- 
schiedenartigsten Arbeiten bei der Verwaltung des Staates übertragen, muß 
sie möglichst rasch in der Praxis erproben. 

Natürlich darf man unter Mut nicht verstehen, daß die Neuen sofort ver- 
antwortliche Posten bekommen, für die Kenntnisse erforderlich sind, über die 
sie nicht verfügen. Mut ist erforderlich im Sinne des Kampfes gegen den 
Bürokratismus: Nicht umsonst stellt unser Parteiprogramm mit aller Bestimmt- 
heit die Frage nach den Ursachen einer gewissen Wiederbelebung des Büro- 
kratismus und die Frage der Kampfmaßnahmen dagegen ... 

In vielen Fällen können neue Parteimitglieder in Funktionen eingesetzt wer- 
den, wo sie zu kontrollieren haben, ob die alten Beamten gewissenhaft ihre 
Pflichten erfüllen. Auf diese Weise können die neuen Parteimitglieder die 
Arbeit schnell erlernen und sie dann selbständig übernehmen. In anderen 
Fällen können sie so eingesetzt werden, daß die vermittelnde Verbindung 
zwischen der Masse der Arbeiter und Bauern einerseits und dem Staatsappa- 
rat anderseits erneuert, aufgefrischt wird. In den „Haupt- und Zentralverwal- 
tungen“ unserer Industrie und in unseren „Sowjetwirtschaften“ auf dem Lande 
gibt es immer noch viel zuviel Saboteure, untergetauchte Gutsbesitzer und 
Kapitalisten, die der Sowjetmacht auf jede mögliche Art und Weise schaden. 
Die Kunst der erfahrenen Parteifunktionäre im Zentrum und draußen im 
Lande muß sich darin zeigen, daß sie die neuen, frischen Kräfte der Partei 
verstärkt für den entschiedenen Kampf gegen dieses Übel einsetzen. 

Die Sowjetrepublik muß ein einheitliches Heerlager werden, in dem alle 
Kräfte aufs äußerste angespannt und aufs sparsamste verwendet werden, in 
dem jedes Kanzleiwesen, jeder unnötige Formenkram aufs äußerste einge- 
schränkt werden, in dem der Apparat so weit wie möglich vereinfacht und so 
aufgebaut wird, daß er nicht nur den Bedürfnissen der Massen Rechnung trägt, 
sondern auch Verständnis bei ihnen findet und ihre selbständige Mitarbeit 
an diesem Apparat ermöglicht. 

Die Mobilisierung alter Parteimitglieder zur militärischen Arbeit wird ver- 
stärkt durchgeführt. Diese Arbeit darf auf keinen Fall vernachlässigt, sondern 
muß immer mehr intensiviert werden. Aber gleichzeitig müssen wir, auch um 
den Krieg erfolgreich zu führen, unseren zivilen Verwaltungsapparat ver- 
bessern, vereinfachen und durch frische Kräfte ergänzen. 

Im Krieg siegt derjenige, der die meisten Reserven, die meisten Kraft- 
quellen, den größten Rückhalt in den Volksmassen hat. 

Wir haben von alledem mehr als die Weißen, mehr als der „allmächtige“ 
englisch-französische Imperialismus, dieser Koloß auf tönernen Füßen. Wir 
haben mehr davon, denn wir können und werden noch lange und immer tiefer 
aus der Masse der Arbeiter und werktätigen Bauern schöpfen, aus den Reihen 
der Klassen, die vom Kapitalismus unterdrückt wurden und die überall die 
überwiegende Mehrheit der Bevölkerung bilden. Wir können aus diesem rie- 
sigen Reservoir schöpfen, denn so gewinnen wir die aufrichtigsten, durch ein 
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hartes Leben gestählten, mit den Arbeitern und Bauern am engsten ver- 
bundenen Menschen als deren Führer beim Aufbau des Sozialismus. 

Unsere Feinde, die russische wie auch die internationale Bourgeoisie, haben 
nichts, was auch nur im entferntesten diesem Reservoir gleichkäme, immer 
mehr schwankt ihnen der Boden unter den Füßen, in wachsender Zahl kehren 
ihnen ihre ehemaligen Anhänger aus den Reihen der Arbeiter und Bauern den 
Rücken. 

Das ist der Grund, warum letzten Endes der Sieg der Sowjetmacht in der 
ganzen Welt sicher und unausbleiblich ist. 


21. Oktober 1919 


„Iswestija ZK RKP(bj“ Nr. 7, 22. Oktober 1919 
Werke, Bd. 30, $. 55, 56, 57, 58, 59 


Aus: Der „linke Radikalismus“, 
die Kinderkrankheit im Kommunismus 


u 


Eine der Grundbedingungen des Erfolgs 
der Bolschewiki 


Sicherlich sieht jetzt schon fast jeder, daß die Bolschewiki die Macht keine 
2'/; Monate, geschweige denn 2'/ Jahre hätten behaupten können ohne die 
strengste, wahrhaft eiserne Disziplin in unserer Partei, ohne die vollste und 
grenzenlose Unterstützung der Partei durch die gesamte Masse der Arbeiter- 
klasse, d.h. durch alle denkenden, ehrlichen, selbstlosen, einflußreichen Men- 
schen dieser Klasse, die fähig sind, die rückständigen Schichten zu führen 
oder mit sich fortzureißen. 

Die Diktatur des Proletariats ist der aufopferungsvollste und schonungs- 
loseste Krieg der neuen Klasse gegen einen zzächtigeren Feind, gegen die Bour- 
geoisie, deren Widerstand sich durch ihren Sturz (sei es auch nur in einem 
Lande) verzehnfacht und deren Macht nicht nur in der Stärke des internatio- 
nalen Kapitals, in der Stärke und Festigkeit der internationalen Verbindungen 
der Bourgeoisie besteht, sondern auch in der Macht der Gewohnheit, in der 
Stärke der Kleinproduktion. Denn Kleinproduktion gibt es auf der Welt lei- 
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der noch sehr, sehr viel; die Kleinproduktion aber erzeugt unausgesetzt, täg- 
lich, stündlich, elementar und im Massenumfang Kapitalismus und Bourgeoi- 
sie. Aus allen diesen Gründen ist die Diktatur des Proletariats notwendig, 
und der Sieg über die Bourgeoisie ist unmöglich ohne einen langen, hartnäcki- 
gen, erbitterten Krieg auf Leben und Tod, einen Krieg, der Ausdauer, Diszi- 
plin, Festigkeit, Unbeugsamkeit und einheitlichen Willen erfordert. 

Ich wiederhole, die Erfahrungen der siegreichen Diktatur des Proletariats 
in Rußland haben denen, die nicht zu denken verstehen oder nicht in die Lage 
kamen, über diese Frage nachzudenken, deutlich gezeigt, daß unbedingte 
Zentralisation und strengste Disziplin des Proletariats eine der Hauptbedin- 
gungen für den Sieg über die Bourgeoisie sind. 

Davon wird häufig gesprochen. Es wird aber lange nicht genug darüber 
nachgedacht, was das bedeutet, unter welchen Bedingungen das möglich ist. 
Sollte man nicht lieber die der Sowjetmacht und den Bolschewiki gezollten 
Beifallskundgebungen bäufiger mit einer sehr ernsten Analyse der Ursachen 
verknüpfen, die bewirkten, daß die Bolschewiki die für das revolutionäre Pro- 
letariat notwendige Disziplin schaffen konnten? 

Als Strömung des politischen Denkens und als politische Partei besteht der 
Bolschewismus seit dem Jahre 1903. Nur die Geschichte des Bolschewismus 
in der ganzen Zeit seines Bestehens vermag befriedigend zu erklären, warum 
er imstande war, die für den Sieg des Proletariats notwendige eiserne Diszi- 
plin zu schaffen und sie unter den schwierigsten Verhältnissen aufrechtzuerhal- 
ten. 

Und da taucht vor allem die Frage auf: wodurch wird die Disziplin der 
revolutionären Partei des Proletariats aufrechterhalten? wodurch wird sie kon- 
trolliert? wodurch gestärkt? Erstens durch das Klassenbewußtsein der prole- 
tafischen Avantgarde und ihre Ergebenheit für die Revolution, durch ihre 
Ausdauer, ihre Selbstaufopferung, ihren Heroismus. Zweitens durch ihre Fähig- 
keit, sich mit den breitesten Massen der Werktätigen, in erster Linie mit den 
proletarischen, aber auch mit den michtproletarischen werktätigen Massen zu 
verbinden, sich ihnen anzunähern, ja, wenn man will, sich bis zu einem ge- 
wissen Grade mit ihnen zu verschmelzen. Drittens durch die Richtigkeit der 
politischen Führung, die von dieser Avantgarde verwirklicht wird, durch die 
Richtigkeit ihrer politischen Strategie und Taktik, unter der Bedingung, daß 
sich die breitesten Massen durch eigene Erfahrung von dieser Richtigkeit über- 
zeugen. Ohne diese Bedingungen kann in einer revolutionären Partei, die wirk- 
lich fähig ist, die Partei der fortgeschrittenen Klasse zu sein, deren Aufgabe 
es ist, die Bourgeoisie zu stürzen und die ganze Gesellschaft umzugestalten, 
die Disziplin nicht verwirklicht werden. Ohne diese Bedingungen werden die 
Versuche, eine Disziplin zu schaffen, unweigerlich zu einer Fiktion, zu einer 
Phrase, zu einer Farce. Diese Bedingungen können aber anderseits nicht auf 
einmal entstehen. Sie werden nur durch langes Bemühen, durch harte Erfah- 
rung erarbeitet; ihre Erarbeitung wird erleichtert durch die richtige revolu- 
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tionäre Theorie, die ihrerseits kein Dogma ist, sondern nur in engem Zusam- 
menhang mit der Praxis einer wirklichen Massenbewegung und einer wirklich 
revolutionären Bewegung endgültige Gestalt annimmt... 


VI 


Sollen Revolutionäre in den reaktionären 
Gewerkschaften arbeiten? 


+. Die Diktatur wird durch das in den Sowjets organisierte Proletariat ver- 
wirklicht, dessen Führer die Kommunistische Partei der Bolschewiki ist, die 
nach den Angaben des letzten Parteitags (April 1920) 611 000 Mitglieder 
zählt. Die Zahl der Mitglieder schwankte sowohl vor als auch nach der Okto- 
berrevolution sehr stark und war früher, sogar in den Jahren 1918 und 1919, 
viel geringer. Wir fürchten eine übermäßige Ausdehnung der Partei, denn 
in eine Regierungspartei versuchen sich unvermeidlich Karrieristen und Gau- 
ner einzuschleichen, die nur verdienen, erschossen zu werden. Das letztemal 
haben wir — nur für Arbeiter und Bauern — die Tore der Partei weit geöffnet, 
als (im Winter 1919) Judenitsch wenige Werst vor Petrograd und Denikin in 
Orjol (etwa 350 Werst von Moskau) stand, d.h. als der Sowjetrepublik 
höchste, tödliche Gefahr drohte und als Abenteurer, Karrieristen, Gauner und 
überhaupt unsichere Elemente keineswegs auf eine gute Karriere (eher auf Gal- 
gen und Folter) rechnen konnten, wenn sie sich den Kommunisten anschlossen.“ 
Die Partei, die alljährlich ihre Parteitage abhält (bei dem letzten entfiel auf 
1000 Mitglieder 1 Delegierter), wird vom Zentralkomitee geleitet, das aus 
19 Personen besteht und auf dem Parteitag gewählt wird; die laufende Arbeit 
in Moskau wird.von noch engeren Kollegien geleistet, dem sogenannten „Org- 
büro“ (Organisationsbüro) und dem sogenannten „Politbüro“ (Politischen 
Büro), die aus je fünf Mitgliedern des Zentralkomitees bestehen und in 
Plenarsitzungen des Zentralkomitees gewählt werden. Hier haben wir also eine 
regelrechte „Oligarchie“. Keine einzige wichtige politische oder organisatorische 
Frage wird in unserer Republik von irgendeiner staatlichen Institution ohne 
Direktiven des Zentralkomitees unserer Partei entschieden. 

Die Partei stützt sich bei ihrer Arbeit unmittelbar auf die Gewerkschaften, 
die nach den Angaben des letzten Kongresses (April 1920) gegenwärtig über 
4 Millionen Mitglieder zählen und der Form nach parteilos sind. Faktisch be- 
stehen alle leitenden Körperschaften der weitaus meisten Verbände und in 
erster Linie natürlich der Zentrale oder des Büros aller Gewerkschaften ganz 
Rußlands (WZSPS - Gesamtrussischer Zentralrat der Gewerkschaften) aus 
Kommunisten und führen alle Direktiven der Partei durch. Im großen und 
ganzen haben wir also einen der Form nach nicht kommunistischen, elastischen 
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und verhältnismäßig umfassenden, überaus mächtigen proletarischen Apparat, 
durch den die Partei mit der Klasse und der Masse eng verbunden ist und 
durch den, unter Führung der Partei, die Diktatur der Klasse verwirklicht 
wird. Ohne die engste Verbindung mit den Gewerkschaften, ohne ihre tatkräf- 
tige Unterstützung, ohne ihre selbstlose Arbeit beim Aufbau nicht nur der 
Wirtschaft, sondern auch der Armee, hätten wir das Land selbstverständlich 
keine 2'/, Monate, geschweige denn 2"/» Jahre regieren und die Diktatur aus- 
üben können. Diese überaus enge Verbindung bdeutet natürlich in der Praxis 
eine sehr komplizierte und mannigfaltige Arbeit der Propaganda, der Agita- 
tion, der rechtzeitigen und häufigen Beratungen nicht nur mit den leitenden, 
sondern überhaupt mit den einflußreichen Gewerkschaftlern und einen ent- 
schiedenen Kampf gegen die Menschewiki, die bis jetzt über eine gewisse, 
wenn auch ganz geringe Zahl von Anhängern verfügen, die sie zu ‚allen 
möglichen konterrevolutionären Machenschaften anleiten — von der ideolo- 
gischen Verteidigung der (bürgerlichen) Demokratie, dem Predigen der „Un- 
abhängigkeit“ der Gewerkschaften (Unabhängigkeit — von der proletarischen 
Staatsmacht!) bis zur Sabotage der proletarischen Disziplin usw. usf. 

Der Verbindung mit den „Massen“ vermittels der Gewerkschaften halten 
wir für ungenügend. Die Praxis hat bei uns, im Laufe der Revolution, eine 
solche Institution hervorgebracht wie die Konferenzen parteiloser Arbeiter 
und Bauern, die wir auf jede Art und Weise zu unterstützen, zu entwickeln 
und zu erweitern bemüht sind, um die Stimmung der Massen zu verfolgen, um 
an die Massen näher heranzukommen und ihren Anforderungen zu entspre- 
chen, um aus ihrer Mitte die besten Kräfte auf Staatsposten aufrücken zu las- 
sen usw. In einem der letzten Dekrete über die Umwandlung des Volkskom- 
missariats für Staatliche Kontrolle in die „Arbeiter- und Bauerninspektion“ 
wird diesen Konferenzen von Parteilosen das Recht eingeräumt, Mitglieder 
der Staatlichen Kontrolle für Revisionen verschiedener Art zu wählen usw. 

Ferner erfolgt selbstverständlich die ganze Arbeit der Partei vermittels der 
Sowjets, die die werktätigen Massen ohne Unterschied des Berufs vereinigen. 
Die Kreistagungen der Sowjets sind eine solche demokratische Einrichtung, 
wie sie die besten demokratischen Republiken der bürgerlichen Welt noch 
nicht gekannt haben. Durch diese Tagungen (welche die Partei so aufmerksam 
wie nur möglich zu verfolgen bemüht ist) wie auch durch ständige Abkomman- 
dierung klassenbewußter Arbeiter auf verschiedene Posten im Dorf wird die 
führende Rolle des Proletariats gegenüber der Bauernschaft verwirklicht, wird 
die Diktatur des städtischen Proletariats verwirklicht, wird der systematische 
Kampf gegen die reiche, bourgeoise, ausbeutende und spekulierende Bauern- 
schaft geführt usw. 

So sieht der allgemeine Mechanismus der proletarischen Staatsmacht aus, 
wenn man ihn „von oben“, vom Standpunkt der praktischen Verwirklichung 
der Diktatur betrachtet. Der Leser wird hoffentlich verstehen, warum dem rus- 
sischen Bolschewik, der mit diesem Mechanismus vertraut ist und der beobach- 
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tet hat, wie sich dieser Mechanismus im Laufe von 25 Jahren aus kleinen 
illegalen, unterirdischen Zirkeln entwickelte, das ganze Gerede, ob „von oben“ 
oder „von unten“, ob Diktatur der Führer oder Diktatur der Massen usw. 
als lächerlicher, kindischer Unsinn erscheinen muß, als eine Art Streit dariber; 
ob dem Menschen der linke Fuß oder die rechte Hand nützlicher ist. 


Geschrieben April-Mai 1920 
Veröffentlicht 1920 
Werke, Bd. 31, $. 8/9, 32-34 


IX. Gesamtrussische Konferenz der KPR (Br 


22.-25. September 1920 
3 


Entwurf einer Resolution über die nächsten’ Aufgaben 
des Parteiaufbaus 


Nicht als Ersatz, sondern als Ergänzung des Briefes des ZK und der Resolu- 
tion des Moskauer Komitees, als Material: 

| Die außerordentlich schwere Lage der Sowjetrepublik in den ersten Jahren 
ihres Bestehens, die furchtbare Zerrüttung und die äußerst gefährliche militä- 
rische Lage machten es unvermeidlich, bestimmte Institutionen und Katego- 
rien von Personen als „vorrangige“ (und daher faktisch privilegierte) zu be- 
handeln. Das war unumgänglich, denn es war nicht möglich, das ruinierte Land 
zu retten, ohne die Kräfte und Mittel auf diese Institutionen und Personen zu 
konzentrieren. Hätten wir sie nicht stark gemacht, so hätten uns die Imperia- 
listen der ganzen Welt ganz sicher erdrosselt und unsere Sowjetrepublik nicht 
einmal den ersten Schritt zum wirtschaftlichen Aufbau machen lassen. 

Dieser Umstand, in Zusammenhang mit dem nur schwer zu überwindenden 
Erbe der kapitalistischen und auf dem Privateigentum beruhenden Gewohn- 
heiten und Ansichten, erklärt die Notwendigkeit, immer wieder die Aufmerk- 
samkeit der gesamten Partei auf den Kampf für die Durchführung .. .! 

... der Notwendigkeit praktischer, sachlicher Garantien dafür, daß die Be- 
schlüsse der Partei, in welcher-hinsichtlich der obengenannten prinzipiellen 
Fragen Einmütigkeit besteht, nicht nur auf dem Papier bleiben. Deshalb 
schlägt die Konferenz dem Zentralkomitee vor, folgendes unverzüglich zu be- 


I Eine Seite des Manuskripts ist verlorengegangen. Die Red. 
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schließen, durchzuführen und darüber hinaus dem nächsten Parteitag zur Be- 
stätigung zu unterbreiten: 

1. Neben anderen Maßnahmen zur Entwicklung der Initiative der Partei- 
mitglieder sind unbedingt häufiger und in größerem Rahmen Parteiversamm- 
lungen zu organisieren: 

2. sind Publikationsorgane zu schaffen, die in der Hose sind, systematischer 
und umfassender an den Fehlern der Partei Kritik zu üben sowie überhaupt 


" Organe der Kritik innerhalb der Partei zu sein (Diskussionsblätter usw.); 


3. sind ganz exakte praktische Richtlinien für Maßnahmen auszuarbeiten, 
wie die Ungleichheit (in den Lebensbedingungen, in der Höhe der Arbeits- 
vergütung usw.) zwischen den „Spezialisten“ und verantwortlichen Mitarbei- 
tern einerseits und den Massen anderseits beseitigt werden kann — eine Un- 
gleichheit, die den Demokratismus verletzt, die den Nährboden für eine Zer- 
setzung der Partei bildet und zum Absinken der Autorität der Kommu- 
nisten führt; 

4. ist die Bildung einer Kontrollkommission als notwendig zu erachten, die 
neben dem ZK bestehen und sich aus Genossen zusammensetzen soll, welche 
über lange Parteipraxis verfügen, besonders erfahren, unvoreingenommen und 
fähig sind, eine streng parteimäßige Kontrolle auszuüben. Die Kontrollkom- 
mission, die vom Parteitag gewählt wird, soll das Recht haben, alle Beschwer- 
den entgegenzunehmen und zu untersuchen, wobei sie sich mit dem ZK ver- 
ständigt, nötigenfalls gemeinsame Sitzungen mit dem ZK abhält oder eine 
Frage dem Parteitag vorlegt. 


24. IX. 1920 Lenin 


Zum erstenmal veröffentlicht 1942 
Werke, Ergänzungsband Oktober 1917-März 1923, S. 206/207 


Moskauer Gouvernementskonferenz 
der KPR (B) 


20.-22. November 1920 


Rede zur Wahl des Moskauer Komitees 


21. November 


Genossen! Ich habe oft, vielleicht zu oft an Wahlen teilnehmen müssen, so- 
wohl an Parteiwahlen, die nach dem Kampf verschiedener Gruppen und Rich- 
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tungen, ja Fraktionen stattfanden, als auch mitten im schärfsten Kampf, der 
ek or annahm, bei denen die gegenseitige Kontrolle so weit ging, daß nicht 
eine\einzige Abstimmung in irgendeiner Parteizelle als gültig anerkannt wurde, 
wenn nicht Vertreter beider Fraktionen mit Zetteln anwesend waren und die 
abgegebenen Stimmen nachzählten. Doch niemals wurde das Prinzip der Pro- 
portionalität bei der Wahl leitender Organe — des Petersburger Komitees oder 
des Moskauer Komitees oder des Zentralkomitees - angewandt. Wenn bei 
der Wahl zwei Gruppen, zwei Richtungen oder Fraktionen einander bekämp- 
fen, dann ist allerdings, um eine Parteikonferenz als beschließendes Organ 
oder einen Parteitag einzuberufen, die proportionale Vertretung nötig. Aber 
eine proportionale Vertretung, um ein Exekutivorgan zu schaffen, das die prak- 
tische Arbeit leistet, hat es niemals gegeben und kann auch wohl kaum als 
richtig bezeichnet werden. Mir scheint, mein Vorredner ist in dieser Beziehung 
schon selbst vom Prinzip der Proportionalität abgewichen, als er gemeinsam 
mit Ignatow erklärte, der Vorzug der von ihnen vorgelegten Liste sei, daß sie 
elf durchbringe, wie er sich ausdrückte. Ich habe keine Möglichkeit, die elf 
von den 38 zu prüfen, ich glaube, das Zugeständnis hätte größer sein sollen, 
als es der unmittelbaren Mehrheit der Versammlung oder der Gruppe, die sich 
für das Moskauer Komitee erklärte, erwünscht wäre. Die Beweggründe für 
diese Auffassung habe ich schon dargelegt. Die Hauptsache muß aber jetzt 
sein, die Auswahl der Personen zu gewährleisten. Mir sind die meisten der 
in den Listen aufgeführten Genossen unbekannt, Ihnen aber, die Sie auf dieser 
Konferenz beschließende Stimme haben, sind natürlich alle Genossen bekannt, 
und ich denke, Sie werden sich zweifellos davon leiten lassen, durch die Aus- 
wahl Ihnen persönlich bekannter Genossen eine Gruppe zu schaffen, die im- 
stande ist, einträchtig zu arbeiten. In dieser Gruppe soll jede etwas Gesundes 
enthaltende Parteiströmung ihren Ausdruck finden, ganz gleich, ob sie schon 
feste Form angenommen oder sich noch nicht endgültig herausgebildet hat 
beziehungsweise in mancher Hinsicht noch unbestimmt ist. Im Ganzen gesehen 
muß das jedoch eine Gruppe sein, die die praktische Politik leitet und nicht 


die Schattierungen der heutigen Versammlung proportional vertritt, sondern 


so arbeitet und kämpft - im Geiste der Konferenzbeschlüsse gegen unsere in- 
neren und äußeren Feinde kämpft -, daß für Reibereien und Unstimmigkeiten 
kein Platz bleibt. Die entscheidende Erwägung muß deshalb sein, daß Sie, 
die Konferenzteilnehmer, jeden Kandidaten persönlich kennen und der 
Gruppe den Vorzug geben, die Gewähr für einträchtige Arbeit bietet, nicht 
aber sich vom Prinzip der Proportionalität leiten lassen, das bei Wahlen eines 
Exekutivorgans niemals angewandt wurde und dessen Anwendung auch jetzt 
kaum richtig sein dürfte. 


Zum erstenmal veröffentlicht 1952 
Werke, Bd. 31, 5. 423/424 
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X. Parteitag der KPR (B)” 


8.-16. März 1921 


Ursprünglicher Entwurf der Resolution 
des X. Parteitags der KPR über die Einheit der Partei 


1. Der Parteitag lenkt die Aufmerksamkeit aller Mitglieder der Partei darauf, 
daß die Einheit und Geschlossenheit ihrer Reihen, die Sicherung des vollen 
Vertrauens unter den Parteimitgliedern und einer wirklich einmütigen Arbeit, 
die tatsächlich die Einheit des Willens der Avantgarde des Proletariats ver- 
körpert, im gegenwärtigen Augenblick, wo eine Reihe von Umständen die 
Schwankungen unter der kleinbürgerlichen Bevölkerung des Landes verstärkt, 
besonders notwendig sind. 

2. Indessen sind schon vor der allgemeinen Parteidiskussion über die Ge- 
werkschaften in der Partei einige Anzeichen von Fraktionsbildung festzustel- 
len gewesen, d.h. die Entstehung von Gruppen mit besonderen Plattformen 
und mit dem Bestreben, sich bis zu einem gewissen Grade abzuschließen und 
eine eigene Gruppendisziplin zu schaffen. Solche Anzeichen von Fraktions- 
bildung gab es beispielsweise auf einer der Parteikonferenzen in Moskau (im 
November 1920) und in Charkow sowohl bei der Gruppe der sog. „Arbeiter- 
opposition“ als auch teilweise bei der Gruppe des sog. „demokratischen Zen- 
tralismus“. 

Es ist notwendig, daß alle klassenbewußten Arbeiter die Schädlichkeit und 
Unzulässigkeit jeder wie immer gearteten Fraktionsbildung klar erkennen, die 
selbst dann, wenn die Vertreter der einzelnen Gruppen den besten Willen 
haben, die Parteieinheit zu wahren, in der Praxis unweigerlich dazu führt, 
daß die einmütige Arbeit geschwächt wird und daß die Feinde, die sich an die 
Regierungspartei heranmachen, erneut verstärkte Versuche unternehmen, die 
Zerklüftung zu vertiefen und sie für die Zwecke der Konterrevolution aus- 
zunutzen. 

Die Ausnutzung jeder Art Abweichung von der streng konsequenten kom- 
munistischen Linie durch die Feinde des Proletariats hat sich mit größter An- 
schaulichkeit an dem Beispiel der Kronstädter Meuterei gezeigt, als die bür- 
gerliche Konterrevolution und die Weißgardisten in allen Ländern der Welt 
sofort ihre Bereitschaft bekundeten, sogar die Losungen einer Sowjetordnung 
aufzugreifen, um nur ja die Diktatur des Proletariats in Rußland zu Fall zu 
bringen, als die Sozialrevolutionäre und überhaupt die bürgerliche Konter- 
revolution sich in Kronstadt der Losungen des Aufstands angeblich im Namen 
der Sowjetmacht gegen die Sowjetregierung in Rußland bedienten. Solche Tat- 
sachen beweisen vollauf, daß die Weißgardisten danach trachten und es ver- 
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steheh, sich der Anstrich von Kommunisten zu geben, ja sogar von Kommu- 
nisten, die am weitesten links stehen, nur um das Bollwerk der proletarischen 
Revolution in Rußland zu schwächen und zu stürzen. Die menschewistischen 
Flugblätter in Petrograd am Vorabend der Kronstädter Meuterei zeigen glei- 
cherweise, wie die Menschewiki die Meinungsverschiedenheiten und einige 
Ansätze zur Fraktionsbildung innerhalb der KPR ausnutzten, um die Kron- 
städter Meuterer, die Sozialrevolutionäre und Weißgardisten, faktisch vor- 
wärtszutreiben und zu unterstützen, wobei sie sich in Worten als Gegner von 
Aufständen und als Anhänger der Sowjetmacht, nur einer Sowjetmacht mit 
angeblich kleinen Korrekturen, ausgaben. 

3. Die Propaganda in dieser Frage muß bestehen einerseits in der gründ- 
lichen Aufklärung über die Schädlichkeit und Gefährlichkeit der Fraktions- 
bildung vom Standpunkt der Parteieinheit und der Verwirklichung der Wil- 
lenseinheit der Avantgarde des Proletariats, als der Grundbedingung für den 
Erfolg der Diktatur des Proletariats, anderseits in der Aufklärung über die 
Eigenart der neusten taktischen Manöver der Feinde der Sowjetmacht. Diese 
Feinde, die sich davon überzeugt haben, daß die Konterrevolution unter offen 
weißgardistischer Flagge hoffnungslos ist, machen jetzt alle Anstrengungen, 
um die Meinungsverschiedenheiten innerhalb der KPR auszunutzen und die 
Konterrevolution auf diese oder jene Weise, durch Auslieferung der Macht 
an eine politische Schattierung, die äußerlich der Anerkennung der Sowjet- 
macht am nächsten kommt, zu fördern. 

Die Propaganda muß auch die Erfahrungen früherer Revolutionen erläu- 
tern, in denen die Konterrevolution die der extremsten revolutionären Partei 
am nächsten stehende Opposition unterstützte, um die revolutionäre Diktatur 
zu erschüttern und zu stürzen und dadurch dem weiteren vollen Sieg der 
Konterrevolution, dem Sieg der Kapitalisten und Gutsbesitzer, den Weg zu 
bahnen. 

4. Im praktischen Kampf gegen die Fraktionsbildung ist es notwendig, daß 
jede Parteiorganisation aufs strengste darauf achtet, daß keinerlei fraktionelle 
Vorstöße geduldet werden. Die unbedingt notwendige Kritik an den Mängeln 
der Partei muß so gehandhabt werden, daß jeder praktische Vorschlag in mög- 
lichst präziser Form unverzüglich, ohne jegliche Verschleppung, an die ört- 
lichen und zentralen leitenden Organe der Partei zur Erörterung und Ent- 
scheidung weitergeleitet wird. Jeder, der Kritik übt, muß außerdem, was die 
Form der Kritik betrifft, Rücksicht nehmen auf die Lage der Partei, die von 
Feinden umgeben ist, und in bezug auf den Inhalt der Kritik durch seine 
eigene unmittelbare Teilnahme an der Sowjet- und Parteiarbeit prüfen, wie 
die Fehler der Partei oder einzelner ihrer Mitglieder in der Praxis korrigiert 
werden. Jedwede Analyse der allgemeinen Linie der Partei oder die Auswer- 
tung ihrer praktischen Erfahrung, die Kontrolle der Durchführung ihrer Be- 
schlüsse, das Studium der Methoden zur Berichtigung von Fehlern usw. dür- 
fen auf keinen Fall vorher in Gruppen erörtert werden, die sich auf Grund 
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irgendeiner „Plattform“ u.ä. bilden, sondern sind ausschließlich der unmittel- 
baren Behandlung durch alle Parteimitglieder zuzuleiten. Zu diesem Zweck 
verfügt der Parteitag, regelmäßiger den „Diskussionny Listok“ [Diskussions- 
blatt] und besondere Sammelbände herauszugeben, wobei unermüdlich darauf 
hinzuwirken ist, daß die Kritik rein sachlich geführt wird und keinesfalls For- 
men annimmt, die den Klassenfeinden des Proletariats förderlich sein kön- 
nen. 

5. Indem der Parteitag die Abweichung in der Richtung zum Syndikalismus 
und Anarchismus, die in einer besonderen Resolution analysiert wird, prin- 
zipiell ablehnt und das Zentralkomitee beauftragt, jegliche Fraktionsbildung 
völlig auszumerzen, erklärt er gleichzeitig, daß hinsichtlich der Fragen, welche 
die besondere Aufmerksamkeit, z.B. der Gruppe der sogenannten „Arbeiter- 
opposition“, auf sich gelenkt haben — Säuberung der Partei von nichtproletari- 
schen und unzuverlässigen Elementen, Bekämpfung des Bürokratismus,‘ Ent- 
faltung des Demokratismus und der Initiative der Arbeiter usw. —, alle wie 
immer gearteten sachlichen Vorschläge mit der größten Aufmerksamkeit ge- 
prüft und in der praktischen Arbeit erprobt werden müssen. Die Partei muß 
wissen, daß wir in diesen Fragen nicht alle notwendigen Maßnahmen durch- 
führen, weil wir auf eine ganze Reihe verschiedenartiger Hindernisse stoßen, 
und daß die Partei, bei rücksichtsloser Zurückweisung unsachlicher und frak- 
tioneller Scheinkritik, nach wie vor unermüdlich, unter Erprobung neuer Me- 
thoden, mit allen Mitteln gegen den Bürokratismus, für die Erweiterung des 
Demokratismus, der Initiative, für die Aufdeckung, Entlarvung und Vertrei- 
bung der Leute, die sich in die Partei eingeschlichen haben, usw. kämpfen 
wird. 

6. Der Parteitag erklärt daher ausnahmslos alle Gruppen, die sich auf der 
einen oder anderen Plattform gebildet haben (wie die Gruppen der „Arbeiter- 
opposition“, des „demokratischen Zentralismus“ usw.), für aufgelöst bzw. ord- 
net ihre sofortige Auflösung an. Die Nichtausführung dieses Parteitags- 
beschlusses hat unbedingt und sofort den Ausschluß aus der Partei nach sich zu 
ziehen. 

7. Um innerhalb der Parteitund in der gesamten Sowjetarbeit strenge Diszi- 
plin herbeizuführen und die größte Einheit, bei Ausmerzung jeglicher Frak- 
tionsbildung, zu erzielen, ermächtigt der Parteitag das Zentralkomitee, in 
Fällen von Disziplinbruch oder von Wiederaufleben oder Duldung der Frak- 
tionsbildung alle Parteistrafen bis zum Ausschluß aus der Partei und gegen- 
über Mitgliedern des ZK deren Überführung in den Stand von Kandidaten 
des ZK, ja als äußerste Maßnahme sogar den Ausschluß aus der Partei, in 
Anwendung zu bringen. Die Anwendung dieser äußersten Maßnahme gegen 
Mitglieder des ZK, Kandidaten des ZK und Mitglieder der Kontrollkommis- 
sion ist an die Bedingung geknüpft, daß ein Plenum des ZK einberufen wird, 
zu dem alle Kandidaten des ZK sowie alle Mitglieder der Kontrollkommis- 
sion geladen werden. Erachtet diese gemeinsame Tagung der verantwortlich- 
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steh Leiter der Partei mit Zweiddittelmehrheit der Stimmen die Überführung 
eines Mitglieds des ZK in den Stand eines Kandidaten des ZK oder den 
Ausschluß aus der Partei für notwendig, so muß diese Maßregel unverzüglich 
durchgeführt werden. 


Zum erstenmal veröffentlicht 1923 
Werke, Bd. 32, 5. 245-248 


TUEREr zur Frage der Überprüfung 
und Reinigung 
des Mitgliederbestands der KPR (B)“ 


Der Hauptkern, der die Registrierung vornimmt, muß eine Gruppe alter Mit- 
glieder der KPR sein (nicht < 5-7 Jahre in der Partei), und unbedingt Ar- 
beiter. 

Aus der Partei müssen alle Mitglieder der KPR entfernt werden, die in 
irgendeiner Weise fragwürdig, unzuverlässig sind, ihre Standhaftigkeit nicht 


‘bewiesen haben, mit dem Recht der Wiederaufnahme nach einer zusätzlichen 


Überprüfung und Bewährung. 

1. Personen, die nach dem X. 1917 aus anderen Parteien gekommen sind; 
2. solche, die aus der alten Beamtenschaft stammen bzw. bei früheren Regie- 
rungen Posten bekleidet haben; 3. alle, die Ämter bekleidet haben, die mit 
irgendwelchen Privilegien verbunden waren; 4. Sowjetangestellte — diese Ka- 
tegorien müssen durchweg einer besonderen Überprüfung unterzogen werden, 
wobei unbedingt die Werktätigen zu befragen sind, sowohl Parteimitglieder 
als auch Parteilose, die das betreffende Mitglied der KPR aus seiner Arbeit 
kennen. Bi 

Von Personen, die Empfehlungen geben, ist ein schriftliches Zeugnis mit 
genauen Angaben zu verlangen; unter ihnen müssen unbedingt einige Arbeiter 
sein, die der Partei 5-7 Jahre angehören. 

Bei wirklichen Arbeitern, die tatsächlich in ihrem Betrieb arbeiten, und bei 
Bauern, die ihr Stück Land bewirtschaften, sind die Formalitäten auf ein 
Minimum zu reduzieren, um diesen Personen durch die Neuregistrierung keine 
Schwierigkeiten zu bereiten. 

Geschrieben im Juni 1921, nicht später als am 21. 
Zum erstenmal veröffentlicht 1959 
Werke, Ergänzungsband Oktober 1917--März 1923, $. 322/323 
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Notizen über Bedingungen 
für die Aufnahme in die Partei 


a) vom 1. VIIL bis? 
b) wer wird aufgenommen? 


Arbeiter und werktätige Bauern 


3 Monate gründliches Kennenlernen 
prüfen durch die Hausabteilungen! 


» „» die Rote Armee 

5 „  gewissenhafte Einstellung zur Arbeit 

b „ das Urteil Parteiloser 

y' » hohe Funktionen: Überprüfung für diese Zeit. 


Geschrieben im Juni 1921, nicht später als am 21. 
Zum erstenmal veröffentlicht 1959 
5. russische Ausgabe der Werke, Bd. 43, $S. 362 


Notiz für W.M. Molotow 
mit einem Antrag an dasZK der KPR (B) - 


® 
Gen. Molotow! 


Von allen Seiten höre ich, daß Empfehlungen (in Sachen Parteireinigung) aus 
Gefälligkeit nach rechts und links gegeben werden. j 
Ich schlage vor, ein Rundschreiben des ZK zu veröffentlichen (nach Ab- 
sprache und mit Unterschrift der ZKK und der Überprüfungskommission) : 
„Empfehlungen zu geben wird nur Personen gestattet, die die Tätigkeit des 
zu Empfehlenden mindestens ein Jahr aus eigener Anschauung kennen und 
in einer Parteiorganisation mit ihm zusammen gearbeitet haben.‘ 


15. IX. Lenin 


Geschrieben am 15. September 1921 
Zum erstenmal veröffentlicht 1939 
Werke, Ergänzungsband Oktober 1917-März 1923, $, 353/354 


I Gemeint sind die Hauskomitces. Die Red. 
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Über die Parteireinigung” 


Die Parteireinigung hat sich sichtlich zu einer ernsthaften und ungeheuer wich- 
tigen Arbeit entwickelt. 

Es gibt Orte, wo man die Partei reinigt, indem man sich hauptsächlich auf 
die Erfahrungen, die Hinweise der parteilosen Arbeiter stützt, sich von ihren 
Hinweisen leiten läßt, mit den Vertretern der parteilosen proletarischen Masse 
rechnet. Das gerade ist das wertvollste, das wichtigste. Gelänge es uns wirklich, 
die Partei auf solche Weise von oben bis unten, „ohne Ansehen der Person“, zu 
reinigen, so wäre das in der Tat eine große Errungenschaft der Revolution. 

Denn die Errungenschaften der Revolution können jetzt nicht von derselben 
Art sein wie früher. Sie ändern unvermeidlich ihren Charakter in Abhängig- 
keit vom Übergang von der Kriegsfront zur Wirtschaftsfront, vom Übergang 
zur Neuen Ökonomischen Politik, von Bedingungen, die in erster Linie die 
Steigerung der Arbeitsproduktivität, die Erhöhung der Arbeitsdisziplin er- 
fordern. In einer solchen Zeit wird zur Haupterrungenschaft der Revolution 
die unauffällige, nicht in die Augen springende, nicht sofort sichtbare innere 
Verbesserung, die Verbesserung der Arbeit, ihrer Organisation, ihrer Resul- 
tate; eine Verbesserung im Sinne des Kampfes gegen die auf das Proletariat 
wie auf die Partei zersetzend wirkenden Einflüsse des kleinbürgerlichen und 
kleinbürgerlich-anarchischen Elements. Um eine solche Verbesserung zu er- 
zielen, muß man die Partei von den Elementen reinigen, die den Kontakt mit 


der Masse verlieren (selbstverständlich schon gar nicht zu reden von den Ele 


menten, die die Partei bei der Masse in Verruf bringen). Natürlich werden 
wir nicht allen Hinweisen der Masse folgen, denn auch die Masse unterliegt 
zuweilen — besonders in Jahren außerordentlicher Ermüdung und Überanstren- 
gung durch übermäßige Lasten und Mühsale — Stimmungen, die ganz und gar 
nicht fortschrittlich sind. Aber für die Beurteilung der Menschen, durch die 
negative Einstellung zu denjenigen, die sich „angebiedert“ haben, die „kom- 
missarisiert“, die „verbürokratisiert“ sind, sind die Hinweise der parteilosen 
proletarischen Masse, und in vielen Fällen auch die Hinweise der parteilosen 
bäuerlichen Masse, im höchsten Grade wertvoll. Die werktätige Masse pflegt 
mit der größten Feinfühligkeit den Unterschied herauszufinden zwischen cehr- 
lichen und ergebenen Kommunisten und solchen, die einem Menschen, der im 
Schweiße seines Angesichts sein Brot erwirbt, der keine Privilegien besitzt 
und keine „Beziehungen zur Obrigkeit“ hat, Widerwillen einflößen. 

Die Partei reinigen, indem man den Hinweisen der parteilosen Werktätigen 
Rechnung trägt, ist eine große Sache. Sie wird uns ernste Resultate bringen. Sie 
wird die Partei.zu einer weitaus stärkeren Avantgarde der Klasse machen, 
als sie es früher war, sie wird sie zu einer Avantgarde machen, die mit der 
Klasse fester verbunden ist, die fähiger ist, die Klasse inmitten einer Un- 
menge von Schwierigkeiten und Gefahren zum Sieg zu führen. 
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Als eine Sonderaufgabe der Parteireinigung möchte ich noch die Säuberung 


der Partei von ehemaligen Menschewiki nennen. Von den Menschewiki, die 
später als Anfang 1918 in die Partei eingetreten sind, sollte man meines Er- 
achtens nicht mehr als etwa ein Hundertstel in der Partei belassen, und auch 
das nur, nachdem man jeden, der belassen werden soll, auf Herz und Nieren 
geprüft hat. Warum? Weil die Menschewiki als Richtung in der Periode 
1918-1921 zwei ihrer Eigenschaften bewiesen haben: erstens — geschickt sich 
der unter den Arbeitern herrschenden Richtung anzupassen, sich bei ihr „an- 
zubiedern“; zweitens — ‚noch geschickter der Weißgardistenbande auf Treu 
und Glauben zu dienen, ihr durch Taten zu dienen, während sie sich in Wor- 
ten von ihr lossagen, Diese beiden Eigenschaften ergeben sich aus der ge- 
samten Geschichte des Menschewismus: Man braucht sich nur des Axelrod- 
schen „Arbeiterkongresses“ zu erinnern, der Stellung der Menschewiki zu den 
Kadetten (und zur Monarchie) in Worten und Taten usw. usf. Die ‚An- 
biederung“ der Menschewiki bei der KPR erfolgt nicht nur und sogar nicht so 
sehr aus Machiavellismus’! (obwohl die Menschewiki hinsichtlich der Metho- 
den der bürgerlichen Diplomatie schon seit 1903 bewiesen haben, daß sie erst- 
klassige Meister auf diesem Gebiet sind) als vielmehr infolge ihrer „Anpas- 
sungsfähigkeit“. Jeder Opportunist zeichnet sich durch Anpassungsfähigkeit 
aus (aber nicht jede Anpassungsfähigkeit ist Opportunismus), und die Men- 
schewiki als Opportunisten passen sich sozusagen „aus Prinzip“ der unter den 
Arbeitern herrschenden Richtung an, nehmen eine Schutzfarbe an wie der 
Hase, der im Winter weiß wird. Diese Besonderheit der Menschewiki muß 
man kennen, und man muß sie in Rechnung stellen. Sie in Rechnung stellen 
heißt aber die Partei säubern von ungefähr neunundneunzig von hundert aller 
Menschewiki, die sich nach 1918 der KPR angeschlossen haben, d.h. zu einer 
Zeit, als der Sieg der Bolschewiki zuerst wahrscheinlich und dann unzweifel- 
haft zu werden anfıng. 

Man muß die Partei säubern von Gaunern, von Verbürokratisierten, von 
Unehrlichen, von unbeständigen Kommunisten und von Menschewiki, die ihre 
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„Fassade“ übertüncht haben, aber im Herzen Menschewiki geblieben sind. 


20. September 1921 


„Prawda“ Nr. 210, 21. September 1921 
Werke, Bd. 33, $. 19-21 
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‚Brief an P. A.Saluzki, A. A.Solz 
und an alle Mitglieder des Politbüros 
über die Parteireinigung 
und über die Bedingungen für die Aufnahme 
in die Partei 


Für Saluzki, Solz und alle Mitglieder des Politbüros 


Hinsichtlich der Parteireinigung scheint mir, daß die veröffentlichten Tat- 
sachen den großen Erfolg der Parteireinigung im ganzen vollauf beweisen, 
ungeachtet ziemlich zahlreicher individueller Fehler. Mir scheint, daß im Er- 
gebnis der Parteikonferenz sowohl der eine als auch der andere Umstand her- 
vorzuheben ist. Einen Termin für eine Wiederholung der Reinigung sollte 
man meines Erachtens nicht festsetzen, um sich in keiner Beziehung die Hände 
zu binden. 

Ich möchte raten, durch Beschluß der Parteikonferenz strengere Bedingun- 
gen für die Aufnahme als Mitglied der Partei festzulegen: Dauer der Kan- 
didatenzeit für Arbeiter 1" Jahre (als Arbeiter gilt, wer mindestens 10 Jahre 
seines Lebens als einfacher Lohnarbeiter in der Großindustrie gearbeitet hat 
und jetzt mindestens 2-3 Jahre arbeitet), für alle übrigen 3 Jahre, 

Eine Verkürzung dieser Fristen um die Hälfte ist in besonderen Fällen zu- 
lässig, wenn Parteitreue und kommunistische Prinzipienfestigkeit völlig er- 
wiesen sind und wenn das von einer “s-Mehrheit aller Parteigremien, die 
diese Frage entscheiden, bestätigt wird. 

Dieselben Fristen sind für die Kandidatenzeit derjenigen festzusetzen, die bei 
der jetzigen Reinigung aus der Partei ausgeschlossen worden sind, wenn sie 
nicht für eine bestimmte Zeit oder wenn sie nicht wegen schimpflicher Ver- 
gehen ausgeschlossen worden sind. 

Ich bitte Sie, diesen kurzen Brief einem engen Kreis von Genossen zu zei- 
gen und mir, wenn es keine Umstände macht, auf den Namen Fotijewa eine 


"kurze Antwort zu schicken, sei es auch nur in der Form, daß Sie in meinem 


Brief das anstreichen, womit Sie einverstanden und womit Sie nicht einver- 
standen sind. , 


Lenin 
Telefonisch diktiert am 19. Dezember 1921 
Zum erstenmal veröffentlicht 1945 
Werke, Bd. 33, $. 121 
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Bemerkungen zum Entwurf der Resolution 
der XI. Konferenz der KPR (B)” 
über die Parteireinigung 


Zum Resolutionsentwurf Saluzkis über die Parteireinigung möchte ich zwei 
Bemerkungen machen. 

1. Im Abschnitt 3, $a, schlägt Saluzki vor, vorübergehend, für 6 Monate, 
den Eintritt in die Partei zu sperren. Ich denke, das ist nicht richtig. Ich 
würde vorschlagen, nicht den Eintritt zu sperren, sondern strengere Bedingun- 
gen zu stellen, nämlich: eine längere Kandidatenzeit. Wenn eineinhalb Jahre 
für wirkliche Arbeiter als zu lang angeschen werden, so kann man diese Frist 
verkürzen und überhaupt einer Kürzung auf °, Jahre oder sogar ein halbes 
Jahr zustimmen, wie Trotzki vorschlägt. Aber meiner Meinung nach muß man 
bei so kurzen Fristen eine qualifizierte Mehrheit in den Gremien fordern, die 
den Beschluß über die Aufnahme fassen, beispielsweise, daß mindestens eine 
‘/s-Mehrheit erforderlich ist, wenn die Kandidatenzeit verkürzt werden soll, 
wobei diese */;-Mehrheit nicht nur von einem Parteigremium (der untersten 
Zelle, die die Aufnahme vornimmt) gefordert wird, sondern von mehreren 
Gremien zur gegenseitigen Kontrolle (beispielsweise außer der untersten Zelle 
noch vom Gouvernementsparteikomitee u. dgl.). Ich hätte absolut nichts gegen 
eine Erleichterung der Aufnahme von wirklichen Arbeitern in die Partei ein- 
zuwenden, doch wenn wir nicht außerordentlich strenge Bedingungen stellen, 
die festlegen, wer sich als Arbeiter in der Großindustrie bezeichnen darf, so 
wird sich durch diese Lücke sofort wieder eine Menge Gesindel einschleichen. 
Was die Rotarmisten betrifft, so sind meiner Meinung nach strengere Bedin- 
gungen notwendig, denn erstens sind das in ‚der Mehrzahl keine Arbeiter, 
sondern Bauern, und zweitens sind es sehr junge Menschen, die sich erst noch 
bewähren müssen. 

2. Im Abschnitt 4, $a, schlägt Saluzki vor, die vorgesehenen Pläne für die 
Arbeit im Komsomol zu überprüfen. Mir scheint, zu diesem Punkt muß man 
strengere Bedingungen stellen und kontrollieren, ‘daß die in die Partei auf- 
zunehmenden Mitglieder des Komsomol erstens wirklich ernsthaft gelernt und 
einiges Wissen erworben haben, und zweitens, daß sie längere Zeit ernsthaft 
praktisch gearbeitet haben (auf wirtschaftlichem, kulturellem u.ä. Gebiet). 


Lenin 
Telefonisch diktiert am 22. Dezember 1921 


Zum erstenmal veröffentlicht 1959 
Werke, Ergänzungsband Oktober 1917-März 1923, $. 385/386 
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Aus: Über die Bedingungen 
für die Aufnahme neuer Parteimitglieder 


Briefe an W. M. Molotow”® 


2 


\ 


An Genossen Molotow 


Ich bitte, auf der Plenartagung des ZK meinen nachstehenden Antrag ein- 
zubringen: 

Ich halte es für äußerst wichtig, die Kandidatenzeit bei der Aufnahme neuer 
Mitglieder in die Partei zu verlängern. Von Sinowjew ist sie auf ein halbes 
Jahr für Arbeiter und auf ein Jahr für sonstige festgesetzt worden. Ich schlage 
vor, die halbjährige Kandidatenzeit nur für solche Arbeiter zu belassen, die 
nicht weniger als zehn Jahre tatsächlich als Arbeiter in großen Industriebetrie- 
ben beschäftigt waren. Für die übrigen Arbeiter sind anderthalb Jahre, für 
Bauern und Rotarmisten zwei Jahre und für alle sonstigen drei Jahre fest- 
zusetzen. Besondere Ausnahmen sind zulässig, wenn das Zentralkomitee und 
die Zentrale Kontrollkommission sie gemeinsam genehmigen. 

Ich halte es für höchst gefährlich, die von Sinowjew vorgeschlagenen kurzen 
Fristen unverändert beizubehalten. Ohne Zweifel werden bei uns ständig Per- 
sonen als Arbeiter bezeichnet, die nicht die geringste ernsthafte Schule im 
Sinne der Großindustrie durchgemacht haben. Unter die Kategorie der Arbei- 
ter fallen sehr oft waschechte Kleinbürger, die sich zufällig und nur für ganz 
kurze Zeit in Arbeiter verwandelt haben. Alle klugen Weißgardisten berück- 
sichtigen ganz bestimmt den Umstand, daß der angeblich proletarische Cha- 
rakter unserer Partei in Wirklichkeit nicht die geringste Gewähr dafür bietet, 
daß in ihr nicht Kleinbesitzerelemente, und zwar in kürzester Frist, das Über- 
gewicht bekommen. Angesichts der bei uns vorherrschenden unexakten, un- 
systematischen Arbeitsweise werden die kurzen Fristen der Kandidatenzeit in 
Wirklichkeit ein vollständiges Fehlen jeder ernsthaften Kontrolle darüber be- 
deuten, ob die Kandidaten wirklich einigermaßen erprobte Kommunisten sind. 
Wenn wir 300000 bis 400000 Mitglieder in unserer Partei haben, so ist auch 
diese Zahl übermäßig hoch, denn entschieden alle Fakten sprechen dafür, daß 
das Niveau der jetzigen Parteimitglieder ungenügend ist. Deshalb bestehe ich 
nachdrücklich darauf, daß die Kandidatenzeit verlängert wird und daß ferner 
das Organisationsbüro den Auftrag erhält, Bestimmungen auszuarbeiten und 
streng anzuwenden, die die Kandidatenzeit wirklich zu einer sehr ernsthaften 
Probezeit und nicht zu einer leeren Formalität machen. 
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Ich bin der Meinung, daß diese Frage auf dem Parteitag besonders ein- 
gehend behandelt werden muß. 
Lenin 
Telefonisch diktiert am 24. März 1922 
Zum erstenmal veröffentlicht 1925 
Werke, Bd. 33, S. 240/241 


3 
An Genossen Molotow 


mit der Bitte, das Schreiben allen Mitgliedern des ZK zum Lesen zu geben, 
bevor die Bedingungen für die Aufnahme neuer Parteimitglieder auf dem 
Parteitag behandelt werden 


Nachdem ich den Beschluß der Plenartagung vom 25. III, über die Fristen der 
Kandidatenzeit für den Eintritt neuer Mitglieder in die Partei gelesen habe, 
möchte ich gegen diesen Beschluß auf dem Parteitag Einspruch erheben. Da 
ich jedoch befürchte, daß ich nicht imstande sein werde, auf dem Parteitag 
aufzutreten, bitte ich meine nachstehenden Erwägungen durchzulesen: 

Ohne Zweifel ist unsere Partei gegenwärtig, was die Mehrzahl ihrer Mit- 
glieder betrifft, nicht genügend proletarisch zusammengesetzt. Das kann wohl 
niemand bestreiten, und eine einfache Nachprüfung an Hand der Statistik 
wird diese Feststellung bestätigen. Seit dem-Krieg ist die Fabrikarbeiterschaft 
in Rußland ihrer Zusammensetzung nach weit weniger proletarisch als früher, 
weil während des Krieges diejenigen in die Fabriken gingen, die sich dem 
Militärdienst entziehen wollten. Das ist eine allgemein bekannte Tatsache. 
Anderseits ist ‘es ebenso unzweifelhaft, daß unsere Partei jetzt im allgemeinen 
und durchschnittlich (wenn man das Niveau der großen Mehrzahl ihrer Mit- 
glieder nimmt) politisch weniger geschult ist, als dies für eine wirklich pro- 
letarische Führung in solch einem schwierigen Augenblick notwendig ist, zumal 
bei dem gewaltigen Übergewicht der Bauernschaft, die rasch zu einer selbständi- 
gen Klassenpolitik erwacht. Ferner muß man in Betracht ziehen, daß die Ver- 
suchung, in die Regierungspartei einzutreten, gegenwärtig riesig groß ist. Man 
braucht sich nur alle die literarischen Erzeugnisse der „Smena-Wech“-Leute zu 
vergegenwärtigen, um sich davon zu überzeugen, welch ein allem Proletarischen 
fernstehendes Publikum heute von den politischen Erfolgen der Bolschewiki mit- 
gerissen ist. Sollte uns die Konferenz von Genua einen neuen politischen Erfolg 
bringen, so wird der Andrang von kleinbürgerlichen und allem Proletarischen 
geradezu feindseligen Elementen in die Partei gigantisch zunehmen. Eine halb- 
jährige Kandidatenzeit für Arbeiter vermag diesen Andrang keinesfalls einzu- 
dämmen, denn nichts ist leichter, als sich eine solche kurze Kandidatenzeit künst- 
lich zu verschaffen, um so mehr, als es sehr vielen intellektuellen und halbintel- 
lektuellen Elementen unter unseren Verhältnissen nicht die geringsten Schwierig- 
keiten bereiten dürfte, Arbeiter zu werden. Aus alledem ziehe ich den Schluß 
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.- def in meinen Augen noch dadurch bekräftigt wird, daß die Weißgardisten 


die nichtproletarische Zusammensetzung unserer Partei ganz bewußt in Rechnung 


‚stellen —, daß wir die Fristen der Kandidatenzeit beträchtlich verlängern müssen 


und daß es, wenn es bei den sechs Monaten für Arbeiter bleiben soll, unbedingt 
notwendig ist, um nicht uns selbst und andere zu betrügen, den Begriff „Arbeiter“ 
so festzulegen, daß unter diesen Begriff nur diejenigen fallen, die tatsächlich auf 
Grund ihrer Lebenslage zu einer proletarischen Denkweise gekommen sein müs- 
sen. Das ist aber unmöglich, wenn man nicht viele Jahre in der Fabrik gewesen 
ist, und zwar ohne irgendwelche Nebenabsichten, vielmehr infolge der allgemei- 
nen ökonomischen und sozialen Lebensverhältnisse. 

Will man nicht vor der Wirklichkeit die Augen verschließen, so muß man 
zugeben, daß gegenwärtig die proletarische Politik der Partei nicht durch ihre 
Zusammensetzung, sondern durch die gewaltige, ungeschmälerte Autorität 
jener ganz dünnen Schicht bestimmt wird, die man die alte Parteigarde nennen 
kann. Es genügt ein kleiner innerer Kampf in dieser Schicht, und ihre Autori- 
tät wird, wenn nich# untergraben, so doch jedenfalls so weit geschwächt, daß 
die Entscheidung schon nicht mehr von ihr abhängen wird. 

Es ist deshalb notwendig: 1. alle Fristen der Kandidatenzeit zu verlän- 
gern; 2. mit besonders detaillierten Einzelheiten festzulegen, worin das wirk- 
liche Durchmachen der Kandidatenzeit bestehen soll, welches die konkreten 
und praktischen Bedingungen für die Kontrolle darüber sein sollen, daß die 
Kandidatenzeit wirklich durchgemacht wird und nicht eine leere Formalität 
bleibt; 3. in den Institutionen, die über die Aufnahme neuer Parteimitglieder zu 
entscheiden haben, muß eine qualifizierte Mehrheit geschaffen werden; 4. die 
Aufnahme muß von der Entscheidung nicht nur der Gouvernements-Parteikomi- 
tees, sondern auch der Kontrollkommissionen abhängig gemacht werden; 5. es 
müssen noch weitere Maßnahmen ausgearbeitet werden, die es der Partei erleich- 
tern sollen, sich derjenigen Mitglieder zu entledigen, die gar keine Kommunisten 
in dem Sinne sind, daß sie die proletarische Politik ganz bewußt durchführen. 
Ich schlage keine neue Generalreinigung der Partei vor, denn ich glaube, daß das 
jetzt praktisch undurchführbar ist, aber irgendwelche Mittel zu einer faktischen 
Reinigung der Partei, d.h. zu einer Verringerung ihres Bestandes, müssen ge- 
funden werden, und wenn man darüber nachdenkt, dann kann eine Reihe ge- 
eigneter Maßnahmen ausfindig gemacht werden. Davon bin ich überzeugt. 

Wenn möglich, möchte ich die Mitglieder des ZK, die dieses Schreiben 
lesen, bitten, mir zu antworten, sei es auch nur durch einen kurzen Anruf bei 
einer der Sekretärinnen des Rats der Volkskommissare. 


Lenin 
26. III. 1922 


Zum erstenmal veröffentlicht 1925 
Werke, Bd. 33, $. 242-244 
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Beilagen 


Organisationsstatut der SDAPR 


Angenommen vom II. Parteitag der SDAPR” 
(Brüssel - London, 17. (30.) Juli-10. (23.) August 1903) 


Resolution 


Das allgemeine Parteistatut ist für alle Teile der Partei bindend. Ausnahmen 
werden durch besondere Anlagen geregelt, 


Statut 


1. Als Mitglied der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands gilt jeder, 
der ihr Programm anerkennt, die Partei in materieller Hinsicht unterstützt und 
ihr unter der Leitung einer ihrer Organisationen regelmäßig persönlichen Bei- 
stand leistet. 

2. Das oberste Organ der Partei ist der Parteitag. Er wird (nach Möglich- 
keit mindestens einmal in zwei Jahren) vom Rat der Partei einberufen. Der 
Rat der Partei ist verpflichtet, einen Parteitag einzuberufen, wenn dies von 
Parteiorganisationen, denen zusammen die Hälfte der Stimmen auf dem Par- 
teitag zusteht, verlangt wird. Ein Parteitag gilt als beschlußfähig, wenn auf 
ihm Parteiorganisationen vertreten sind, denen zusammen mehr als die Hälfte 
der beschließenden Stimmen zusteht. 

3. Eine Vertretung auf dem Parteitag steht zu: a) dem Rat der Partei; 
b) dem Zentralkomitee; c) dem’ Zentralorgan; d) allen Lokalkomitees, die 
nicht besonderen Verbänden angehören; e) anderen Organisationen, die in 
dieser Beziehung den Komitees gleichgestellt sind; f) allen Komitceverbät- 
den, die von der Partei anerkannt sind. Alle genannten Organisationen wer- 
den auf dem Parteitag durch jeweils einen Delegierten mit je 2 Stimmen 
vertreten, der Rat der, Partei durch alle seine Mitglieder, von denen jedes eine 
Stimme hat. 

Die Vertretung der Verbände wird durch besondere Satzungen festgelegt. 

Anmerkung 1. Das Recht auf eine Vertretung haben nur die Organisatio- 
nen, die mindestens ein Jahr vor dem Parteitag bestätigt worden sind. 

Anmerkung 2. Dem Zentralkomitee bleibt es überlassen, zum Parteitag De- 
legierte derjenigen Organisationen, die den in Anmerkung 1 genannten Bedin- 
gungen nicht entsprechen, mit beratender Stimme einzuladen. 

4. Der Parteitag ernennt das fünfte Mitglied des Rates, das Zentralkomitee 
und die Redaktion des Zentralorgans. 

5. Der Rat der Partei wird von der Redaktion des Zentralorgans und dem 
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ZK ernannt, die je zwei Mitglieder in den Rat delegieren; ausgeschiedene 
Mitglieder des Rates werden von den delegierenden Institutionen, das fünfte 
Mitglied durch den Rat selbst ersetzt. 

Der Rat der Partei ist die höchste Parteikörperschaft. Aufgabe des Rates ist 
es, die Tätigkeit des ZK und der Redaktion des Zentralorgans in Einklang zu 
bringen und zu koordinieren und die Partei im Verkehr mit anderen Parteien 
zu vertreten. Der Rat der Partei hat das Recht, das ZK und die Redaktion 
des Zentralorgans im Falle des vollständigen Ausfalls einer dieser Körper- 
schaften wiederherzustellen. 

Der Rat tritt jedesmal zusammen, wenn dies von einer der Zentralstellen, 
d.h. der Redaktion des Zentralorgans oder dem ZK, oder von zwei Mitglie- 
dern des Rates gefordert wird. 

6. Das Zentralkomitee organisiert die Komitees, die Komiteeverbände und 
alle sonstigen Einrichtungen der Partei und leitet ihre Tätigkeit; es organisiert 
und führt die Unternehmungen, die von Bedeutung für die Gesamtpartei sind; 
es verteilt die Kräfte und Mittel der Partei und verwaltet die zentrale Partei- 
kasse; es schlichtet Konflikte sowohl zwischen den verschiedenen Körperschaf- 
ten der Partei als auch innerhalb derselben und vereinigt und leitet überhaupt 
die gesamte praktische Tätigkeit der Partei. 

Anmerkung. Die Mitglieder des ZK können nicht gleichzeitig Mitglieder 
einer anderen Parteiorganisation sein, mit Ausnahme des Rates der Partei. 

7. Der Redaktion des Zentralorgans obliegt die ideologische Führung der 
Partei. 

8. Alle zur Partei gehörenden Organisationen sind autonom für die An- 
gelegenheiten zuständig, die sich speziell und ausschließlich auf das Gebiet der 
Parteiarbeit beziehen, für deren Durchführung sie geschaffen worden sind. 

9. Außer den vom Parteitag bestätigten Organisationen werden alle übrigen 
Parteiorganisationen vom Zentralkomitee bestätigt. Alle Beschlüsse des ZK 
sind bindend für alle Parteiorganisationen, die außerdem verpflichtet sind, in 
vom ZK festgelegter Höhe Mittel an die zentrale Parteikasse abzuführen. 

10. Alle Parteimitglieder und sämtliche Personen, die irgendwie mit der 
Partei zu tun haben, haben das Recht zu verlangen, daß ihre Erklärungen dem 
ZK oder der Redaktion des Zentralorgans oder dem Parteitag im Original 
zugestellt werden. 

11. Jede Parteiorganisation ist verpflichtet, sowohl dem ZK als auch der 
Redaktion des Zentralorgans alle Unterlagen zur Verfügung zu stellen, damit 
diese sich über ihre gesamte Tätigkeit und ihren gesamten Personalbestand 
unterrichten können. 

12. Alle Parteiorganisationen und alle kollegialen Parteikörperschaften fas- 
sen Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit und haben das Recht der Ko- 
optierung. Für die Kooptierung neuer Mitglieder und den Ausschluß von Mit- 
gliedern sind zwei Drittel der Stimmen erforderlich, wenn kein begründeter 
Protest erhoben wird. Gegen den Beschluß einer Organisation über Kooptie- 
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rung oder Ausschluß von Mitgliedern kann beim Rat der Partei Berufung ein- 
gelegt werden. 

Die Kooptierung neuer Mitglieder in das ZK und in die Redaktion des 
Zentralorgans erfolgt einstimmig. Falls bei der Kooptierung ins ZK oder in 
die Redaktion des Zentralorgans keine Einstimmigkeit erzielt wird, kann die 
Frage an den Rat herangetragen werden, und wenn der Rat die Entscheidung 


des betreffenden Kollegiums aufhebt, wird die Frage endgültig durch einfache 


Stimmenmehrheit entschieden. 

Das Zentralkomitee und die Redaktion des Zentralorgans informieren ein- 
ander gegenseitig über neue kooptierte Mitglieder. 

13. Die „Auslandsliga der russischen revolutionären Sozialdemokratie“ als 
einzige Auslandsorganisation der SDAPR hat die Propaganda und Agitation 
im Ausland wie auch die Unterstützung der Bewegung in Rußland zum Ziel. 
Die „Liga“ besitzt alle Rechte der Komitees mit der einzigen Ausnahme, daß 
sie der Bewegung in Rußland ihre Unterstützung ausschließlich durch Personen 
oder Gruppen angedeihen läßt, die vom Zentralkomitee besonders hierfür 
bestimmt werden. i 


Die KPdSU in Resolutionen und Beschlüssen von Parteitagen, Parteikonferenzen und Plenar- 
tagungen des ZK, 8. Ausgabe, Moskau 1970 f}., Bd. 1, S. 68-70, russ. 


Statut der Partei 


Angenommen vom II. Parteitag der SDAPR® 
(London, 12.-27. April (25. April-10. Mai) 1905) 


$ 1. Als Mitglied der Partei gilt jeder, der ihr Programm anerkennt, die Partei 
in materieller Hinsicht unterstützt und persönlich in einer ihrer Organisationen 
mitarbeitet. 

6 2. Das oberste Organ der Partei ist der Parteitag. Er wird alljährlich vom 
ZK der Partei einberufen. Das Zentralkomitee ist verpflichtet, den Parteitag 
innerhalb von zwei Monaten einzuberufen, wenn die Einberufung des Partei- 
tags yon Parteiorganisationen, denen zusammen die Hälfte der Stimmen auf 
dem Parteitag zusteht, verlangt wird. Ein Parteitag gilt als beschlußfähig, 
wenn auf ihm Parteiorganisationen vertreten sind, denen zusammen mehr als 
die Hälfte der beschließenden Stimmen zusteht. 

Anmerkung 1. Falls das ZK es entgegen der Forderung der Hälfte der 

Komitees ablehnt, einen Parteitag einzuberufen, wird er von einem Organi- 
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sationskomitee einberufen, das auf einer Vertreterkonferenz der vollberech- 

tigten Komitees gewählt wird. Das Organisationskomitee zur Einberufung 

eines Parteitags besitzt alle Rechte des Zentralkomitees. 

Anmerkung 2. Die Liste der neu bestätigten Organisationen wird unver- 
züglich im ZO der Partei veröffentlicht mit der Angabe, wann sie vom Zentral- 
komitee bestätigt worden sind. 
$ 3. Eine Vertretung auf dem Parteitag steht zu: a) dem ZK; b) allen Lokal- 

komitees, die nicht besonderen Verbänden angehören; c) anderen Organisa- 
tionen, die in dieser Beziehung den Komitees gleichgestellt sind; d) allen 
Komiteeverbänden, die von der Partei anerkannt sind. Alle genannten Orga- 
nisationen werden auf dem Parteitag durch jeweils einen Delegierten mit einer 
Stimme vertreten; das ZK wird durch zwei Delegierte mit jeweils einer 
Stimme vertreten; einer dieser Delegierten muß der verantwortliche Redak- 
teur des Zentralorgans sein. f 

Die Vertretung der Verbände wird durch besondere Satzungen festgelegt. 

Anmerkung 1. Das Recht auf eine Vertretung haben nur die Organisa- 
tionen, die mindestens ein halbes Jahr vor dem Parteitag bestätigt worden 
sind. f 

Anmerkung 2. Dem Zentralkomitee bleibt es überlassen, zum Parteitag 
Delegierte derjenigen Organisationen, die den in Anmerkung 1 genannten 
Bedingungen nicht entsprechen, mit beratender Stimme einzuladen. 

6.4. Der Parteitag wählt das Zentralkomitee. 

65. Das Zentralkomitee vertritt die Partei im Verkehr mit anderen Par- 
teien, benennt aus seiner Mitte den verantwortlichen Redakteur des ZO, orga- 
nisiert die Komitees, die Komiteeverbände und sonstige Einrichtungen der 
Partei und leitet ihre Tätigkeit; es organisiert und führt die Unternehmungen, 
die von Bedeutung für die Gesamtpartei sind; es verteilt die Kräfte und Mit- 
tel der Partei und verwaltet die zentrale Parteikasse; es schlichtet Konflikte so- 
wohl zwischen den verschiedenen Körperschaften der Partei als auch innerhalb 
derselben und vereinigt und leitet überhaupt die gesamte Tätigkeit der Partei. 


$6. Alle Parteiorganisationen, die eine allseitige Tätigkeit ausüben (Lokal-, . 


Bezirks-, Betriebskomitees u.ä.), sind autonom für alle Angelegenheiten zu- 
ständig, die sich speziell und ausschließlich auf das Gebiet der Parteiarbeit 
beziehen, für deren Durchführung sie geschaffen worden sind. Der Grad der 
Autonomie der Gruppen, die Teil- und Spezialfunktionen ausführen (tech- 
nische Gruppen, Agitatorengruppen u.ä.), wird von den Zentralstellen fest- 
gelegt, die sie ins Leben gerufen haben. 

$7. Jede vom Parteitag oder ZK bestätigte Organisation hat das Recht, 
in ihrem Namen Parteiliteratur herauszugeben. Das Zentralkomitee ist ver- 
pflichtet, die Publikationen jeder Organisation zu befördern, sobald fünf voll- 
berechtigte Komitees dies verlangen. Alle periodisch erscheinenden Partei- 
publikationen sind verpflichtet, auf Verlangen des ZK alle seine Erklärungen 
abzudrucken. 
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$8. Außer den vom Parteitag bestätigten Organisationen werden die an- 
deren Parteiorganisationen vom ZK bestätigt, lokale Peripherieorganisationen 
von den lokalen Zentralstellen. Alle Beschlüsse des ZK sind bindend für 'alle 
Parteiorganisationen, die außerdem verpflichtet sind, 20% aller ihrer Ein- 
künfte an die zentrale Kasse abzuführen, mit Ausnahme des Komitees der 
Auslandsorganisation, das verpflichtet ist, 90%, an das ZK abzuführen. 

$9. Ein Lokalkomitee muß vom ZK aufgelöst werden, wenn sich gleich- 
zeitig das ZK mit ? der Stimmen und ? der Arbeiter des betreffenden Orts, 
die den Organisationen der Partei angehören, für die Auflösung aussprechen. 

$10. Alle Parteimitglieder und sämtliche Personen, die irgendwie mit der 
Partei zu tun haben, haben das Recht zu verlangen, daß ihre Erklärungen dem 
ZK oder der Redaktion des ZO oder dem Parteitag im Original zugestellt 
werden. 

$11. Jede Parteiorganisation ist verpflichtet, sowohl dem ZK als auch der 
Redaktion des ZO alle Unterlagen zur Verfügung zu stellen, damit diese sich 
über ihre gesamte Tätigkeit und ihren gesamten Personalbestand unterrichten 
können; zu diesem Zweck sind dem ZK mindestens einmal in zwei Wochen 
ausführliche Tätigkeitsberichte zu geben. 

$ 12. Alle Parteiorganisationen fassen Beschlüsse mit einfacher Stimmen- 
mehrheit; autonome Organisationen haben das Recht der Kooptierung. Für die 
Kooptierung und den Ausschluß von Mitgliedern sind ”' der Stimmen er- 
forderlich. In die autonomen Periphericorganisationen dürfen die Komitees 
Mitglieder einführen. Gegen den Beschluß über Kooptierung oder Ausschluß 
von Mitgliedern kann beim Zentralkomitee Berufung eingelegt werden. 

Die Kooptierung von Mitgliedern in das ZK erfolgt einstimmig. In die 
Komitees und ihnen entsprechende Organisationen werden offizielle vom ZK 
oder autonomen Peripherieorganisationen vorgeschlagene Kandidaten mit ein- 
facher Stimmenmehrheit kooptiert. " 


Die KPdSU in Resolutionen . . ., 
Ba. 1, 5. 124-126 


Örganisationsstatut 


Angenommen vom IV. (Vereinigungs-) Parteitag der SDAPR® 
(Stockholm, 10.-25. April (23. April_8. Mai) 1906) 


$1. Als Mitglied der Partei wird jeder anerkannt, der das Parteiprogramm an- 
erkennt, die Partei in materieller Hinsicht unterstützt und einer Parteiorgani- 
sation angehört. 
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$2. Alle Organisationen der Partei sind nach dem Prinzip des demokra- 
tischen Zentralismus aufgebaut. 

$3. Alle Organisationen der Partei sind innerhalb ihres Aufgabenbereichs 
autonom. Jede bestätigte Organisation der Partei hat das Recht, in ihrem 
Namen Parteiliteratur herauszugeben. / 

$4. Neue Parteiorganisationen werden von Gebietskonferenzen oder von 
zwei benachbarten Organisationen bestätigt. Die Kontrolle über die Bestäti- 
gung hat das ZK. 

$5. Die Organisationen eines Bezirks können sich zu Gebietsverbänden zu- 
sammenschließen. Die Zentralstelle des Gebiets wird auf Gebietskonferenzen 
oder -kongressen gewählt. 

$ 6. Alle Parteiorganisationen müssen das ZK durch Mittel in Höhe von 10% 
aller Einkünfte unterstützen. 

$7. Das ZK und die verantwortliche Redaktion des ZO werden auf dem 
Parteitag gewählt. Das ZK vertritt die Partei im Verkehr mit anderen Par- 
teien, organisiert die verschiedenen Einrichtungen der Partei und leitet ihre 
Tätigkeit, organisiert und führt die Unternehmungen, die von Bedeutung für 
die Gesamtpartei sind; es verteilt die Kräfte und Mittel der Partei und ver- 
waltet die zentrale Parteikasse; es schlichtet Konflikte sowohl zwischen den 
verschiedenen Körperschaften der Partei als auch innerhalb derselben und ver- 
einigt überhaupt die gesamte Tätigkeit der Partei. Bei der Entscheidung von 
Fragen politischen Charakters rechnet zum ZK auch die verantwortliche Re- 
daktion des Zentralorgans. Im Falle des Ausscheidens von Mitgliedern des 
ZK wird sein Bestand aus den vom Parteitag benannten Kandidaten in der 
vom Parteitag festgelegten Reihenfolge ergänzt. Ausgeschiedene Mitglieder der 
verantwortlichen Redaktion des ZO werden vom ZK gemeinsam mit den rest- 
lichen Mitgliedern der Redaktion ersetzt. 

68. Das oberste Organ der Partei ist der Parteitag. Ordentliche Parteitage 
werden vom ZK alljährlich einberufen. Ein außerordentlicher Parteitag ist 
innerhalb von zwei Monaten einzuberufen, wenn mindestens die Hälfte aller 
Mitglieder dies verlangt. 

Falls das ZK es ablehnt, unter diesen Bedingungen einen Parteitag einzu- 
berufen, hat die seine Einberufung fordernde Hälfte der Partei das Recht, ein 
Organisationskomitce zu bilden, das alle Rechte des ZK für die Einberufung 
eines Parteitags besitzt. 

Eine Vertretung auf dem Parteitag steht allen bestätigten Parteiorganisatio- 
nen zu, wobei auf je 500 an der Wahl der Delegierten beteiligten Mitglieder 
ein Delegierter kommt. Organisationen mit nicht weniger als 300 Wählern 
steht das Recht auf Entsendung eines Delegierten zu. Organisationen, die nicht 
die erforderliche Mitgliederzahl haben, können sich mit benachbarten Organi- 
sationen zur Entsendung eines gemeinsamen Delegierten zusammenschließen, 
wenn sie zusammen nicht weniger als 500 Wähler haben. Die Wahlen zum 
Parteitag erfolgen nach demokratischen Grundsätzen. 
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Ein Parteitag gilt als beschlußfähig, wenn auf ihm mehr als die Hälfte aller 
Parteimitglieder vertreten ist. 
Die Einberufung eines jeden Parteitags und seine Tagesordnung werden 
vom ZK der Partei oder, unter den entsprechenden Umständen, vom OK 
mindestens anderthalb Monate vor dem Parteitag bekanntgegeben. 


Die KPdSU in Resolutionen . . ., 
Bd.1,$S. 182/183 


Organisationsstatut 


Angenommen vom V. (Londoner) Parteitag der SDAPR” 
(London, 30. April-19. Mai (13. Mai —1. Juni) 1907) 


1. Als Mitglied der Partei wird jeder anerkannt, der das Parteiprogramm 
anerkennt, die Partei in materieller Hinsicht unterstützt und einer Parteiorga- 
nisation angehört. ( 

2. Alle Organisationen der Partei sind nach dem Prinzip des demokrati- 
schen Zentralismus aufgebaut. 

3. Alle Organisationen der Partei sind innerhalb ihres Aufgabenbereichs 
autonom. Jede bestätigte Organisation der Partei hat das Recht, in ihrem 
Namen Parteiliteratur herauszugeben. 

4. Neue Parteiorganisationen werden von Gebietskonferenzen oder von zwei 
benachbarten Organisationen bestätigt. Die Kontrolle über die Bestätigung 
hat das Zentralkomitee, Über alle neu bestätigten Organisationen macht das 
ZK rechtzeitig in der Parteipresse Mitteilung. 

5. Die Organisationen eines Bezirks können sich zu Gebietsverbänden zu- 
sammenschließen. Die Zentralstelle des Gebiets wird auf Gebietskonferenzen 
oder -kongressen gewählt. 

6. Alle Parteiorganisationen müssen das ZK durch Mittel in Höhe von 10% 
aller Einkünfte unterstützen. 

7. Das Zentralkomitee wird auf dem Parteitag gewählt. Das Zentralkomitee 
vertritt die Partei im Verkehr mit anderen Parteien, organisiert die verschie- 
denen Einrichtungen der Partei und leitet ihre Tätigkeit, ernennt die Redak-. 
tion des Zentralorgans, die unter seiner Kontrolle arbeitet, organisiert und 
führt die Unternehmungen, die von Bedeutung für die Gesamtpartei sind; es 
verteilt die Kräfte und Mittel der Partei und verwaltet die zentrale Partei- 
kasse; es schlichtet Konflikte sowohl zwischen den verschiedenen Körper- 
schaften der Partei als auch innerhalb derselben und vereinigt überhaupt die 
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gesamte Tätigkeit der Partei. Im Falle des Ausscheidens von Mitgliedern des 
ZK wird sein Bestand aus den vom Parteitag benannten Kandidaten in der 
vom Parteitag festgelegten Reihenfolge ergänzt. 

8. Zur Beratung der wichtigsten Fragen des Parteilebens beruft das ZK 
periodisch, mindestens einmal in 3-4 Monaten, Beratungen von Vertretern der 
Gebietsverbände einzelner Organisationen, des „Bund“, der Sozialdemokratie 
Polens und Litauens und der Sozialdemokratie Lettlands ein, deren Zahl pro- 
portional zur Zahl der organisierten Arbeiter, die an den Wahlen zum letzten 
Parteitag teilgenommen haben, festgelegt wird, wohl auf jeweils 5000 ein 
Delegierter kommt. 

Alle nicht in Gebietsverbänden zusammengeschlossenen Organisationen wäh- 


len Delegierte auf ihren Konferenzen auf der gleichen Grundlage. Die Be- 


schlüsse der Beratungen treten nur in Kraft, wenn sie vom Zentgalkonmiten be- 
stätigt worden sind. 

9. Das oberste Organ der Partei ist der Parteitag. Ordentliche Parteitage 
werden vom ZK alljährlich einberufen. Ein außerordentlicher Parteitag ist 
innerhalb von zwei Monaten einzuberufen, wenn mindestens die Hälfte aller 
Mitglieder der Partei dies verlangt. 

Falls das ZK es ablehnt, unter diesen Bedingungen einen Parteitag einzu- 
berufen, hat die seine Einberufung fordernde Hälfte der Partei das Recht, 
ein Organisationskomitee zu bilden, das alle Rechte des ZK für die Einbe- 
rufung eines Parteitags besitzt. 

Eine Vertretung auf dem Parteitag steht allen Parteiorganisationen zu, die 
3 Monate vor der Einberufung des Parteitags bestätigt waren, wobei auf jedes 
volle Tausend an der Wahl der Delegierten beteiligter Mitglieder ein Dele- 
gierter kommt. Organisationen, die nicht die erforderliche Mitgliederzahl 
haben, können sich mit benachbarten Organisationen zur Entsendung eines ge- 
meinsamen Delegierten zusammenschließen, wenn sie zusammen nicht weniger 
als 1000 Wähler haben. Die Wahlen zum Parteitag erfolgen nach demokra- 
tischen Grundsätzen. 

Ein Parteitag gilt als beschlußfähig, wenn auf ihm mehr als die Hälfte aller 
Parteimitglieder vertreten ist. 

Die Einberufung eines jeden Parteitags und seine Tagesordnung werden vom 
ZK der Partei oder, unter den entsprechenden Umständen, vom OK mindestens 
anderthalb Monate vor dem Parteitag bekanntgegeben. 


Die KPdSU in Resolutionen . . ., 
Bd. 1, S. 220-221 
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A Statut 


der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
Rußlands 


Ängenommen vom VI. Parteitag der SDAPR (B)'® 
(Petrograd, 26. Juli-3. August (8.-16. August) 1917) 


1. Als Mitglied der Partei wird jeder anerkannt, der das Programm der 
Partei anerkennt, einer ihrer Organisationen angehört, sich allen Beschlüssen 
der Partei unterordnet und Mitgliedsbeiträge entrichtet. 

2. Neue Mitglieder werden von den örtlichen Parteiorganisationen auf 
Empfehlung von zwei Parteimitgliedern aufgenommen und von der nächsten 
Mitgliederversammlung der Organisation bestätigt. 

3. Der Mitgliedsbeitrag wird von der örtlichen Organisation in Höhe von 
mindestens 1% des Verdienstes festgesetzt. 

Neue Mitglieder zahlen einen Aufnahmebeitrag von 50 Kopeken. 

Anmerkung. Mitglieder der Partei, die im Verlaufe von drei Monaten 
ohne triftige Gründe keine Mitgliedsbeiträge entrichtet haben, gelten als aus 
der Organisation ausgeschieden, worüber der Mitgliederversammlung Mit- 
teilung gemacht wird. 

4. Über den Ausschluß eines Parteimitglieds wird auf der Mitgliederver- 
sammlung der örtlichen Organisation entschieden, deren Mitglied es ist. Gegen 
den Beschluß der Mitgliederversammlung kann bei einer übergeordneten Par- 
teiinstitution, bei der Bezirks- oder Gebiets- (in der Hauptstadt der Stadt-) 
konferenz Berufung eingelegt werden. 

Als höchste Instanz gilt der Parteitag. 

Anmerkung. Über ausgeschlossene Mitglieder wird in den Parteiorganen 

Mitteilung gemacht. 

5. Alle Organisationen der Partei sind nach dem Prinzip des demokrati- 
schen Zentralismus aufgebaut. 

6. Alle Organisationen sind innerhalb ihres Aufgabenbereichs autonom. Jede 
Organisation der Partei hat das Recht, in ihrem Namen Parteiliteratur heraus- 
zugeben. 

7. Die Parteiorganisationen werden nach Bezirken und Gebieten zusammen- 
geschlossen. Die Bezirks- und Gebietskomitees werden auf Bezirks; und Ge- 
bietskonferenzen gewählt. 

Die Grenzen der Bezirke und Gebiete werden von den Bezirkskonferenzen 
festgelegt. Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen benachbarten Gebieten 
wird die Entscheidung der Frage dem Zentralkomitee überlassen. 
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8. Neue Parteiorganisationen werden von den Gebietskomitees - falls solche 
nicht vorhanden sind, vom Zentralkomitee - bestätigt. Die Kontrolle über die 
Bestätigung hat das Zentralkomitee. 

Über jede neue Organisation macht das ZK in der Parteipresse Mitteilung. 

9. Alle örtlichen Organisationen müssen an das ZK 10% aller Mitglieds- 
beiträge und sonstiger Geldeinnahmen, die für keinen speziellen Verwendungs- 
zweck vorgeschen sind, abführen. 

Anmerkung. In Orten, wo sich die Organisation in Bezirke und Unter- 
bezirke teilt, gilt als örtliche Organisation das Bezirks- und das Unter- 
bezirkskomitee., 

10. Das oberste Organ der Partei ist der Parteitag. Ordentliche Parteitage 
werden alljährlich einberufen. Außerordentliche Parteitage werden vom ZK auf 
eigene Initiative oder auf Verlangen von mindestens einem Drittel der Ge- 
samtzahl der auf dem vorangegangenen Parteitag vertretenen Mitglieder ein- 
berufen. Die Einberufung des Parteitags und seine Tagesordnung werden min- 
detens 1"/3 Monate vor dem Parteitag bekanntgegeben. Ein außerordentlicher 
Parteitag wird binnen zweier Monate einberufen. Ein Parteitag gilt als be- 
schlußfähig, wenn auf ihm mindestens die Hälfte aller Parteimitglieder ver- 
treten ist. 

Der Delegiertenschlüssel für den Parteitag wird vom ZK in Abstimmung 
mit den Gebietskomitees nach dem Prinzip der Proportionalität festgelegt. 

11. Falls das ZK den außerordentlichen Parteitag in der in Punkt 10 ge- 
nannten Frist nicht einberufen hat, haben die ihn fordernden Organisationen 
das Recht, ein Organisationskomitee zu bilden, das alle Rechte des ZK für 
die Einberufung eines Parteitages besitzt. 

12. Der Parteitag: a) nimmt die Berichte des ZK, der Revisionskommission 
und der übrigen zentralen Einrichtungen entgegen und bestätigt sie; b) über- 
prüft und ändert das Programm der Partei; c) legt die taktische Linie der 
Partei in den aktuellen Fragen fest und d) wählt das ZK und die Revisions- 
kommission. 

13. Das Zentralkomitee wird alljährlich auf dem Parteitag gewählt. Für die 
laufende Arbeit bildet das ZK aus seinen Reihen den engeren Kreis des Zen- 
tralkomitees, 

Die Plenarsitzungen des ZK finden mindestens einmal in zwei Monaten 
statt. Das Zentralkomitee vertritt die Partei im Verkehr mit anderen Parteien 
und Institutionen, organisiert die verschiedenen Einrichtungen der Partei und 
leitet ihre Tätigkeit, ernennt die Redaktion des ZO, die unter seiner Kon- 
trolle arbeitet, organisiert und führt die Unternehmungen, die von Bedeutung 
für die Gesamtpartei sind, verteilt die Kräfte und Mittel der Partei und ver- 
waltet die zentrale Parteikasse. 

Im Falle des Ausscheidens von Mitgliedern des ZK wird sein Bestand aus 
den vom Parteitag gewählten Kandidaten in der vom Parteitag festgelegten 
Reihenfolge ergänzt, 
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14. Die Revisionskommission wird alljährlich auf dem Parteitag gewählt, sie 
revidiert die Kasse und alle Unternehmungen des ZK und erstattet dem fol- 
genden Parteitag Bericht. 


Die KPdSU in Resolutionen ..,, 
Bd. 1,$.496-498 


Statut 
der Kommunistischen Partei Rußlands 
(Bolschewiki) 


Angenommen von der VII. Gesamtrussischen Konferenz der KPR(B)® 
(Moskau, 2.-4. Dezember 1919) 


I. Über die Mitglieder der Partei 


1. Als Mitglied der Partei gilt jeder, der das Programm der Partei anerkennt, 
in einer ihrer Organisationen arbeitet, sich den Beschlüssen der Partei unter- 
ordnet und Mitgliedsbeiträge entrichtet. 

2. Neue Mitglieder werden von den örtlichen Parteikomitees aus den Reihen 
der Kandidaten aufgenommen und von der nächsten Mitgliederversammlung 
der betreffenden Organisation bestätigt. 

Anmerkung. In Ausnahmefällen dürfen auf Empfehlung von zwei Mit- 
gliedern der Partei, die ihr vor dem Oktober 1917 beigetreten sind, neue 
Mitglieder ohne Kandidatenzeit gewonnen werden. Diese Ausnahme ist 
auch — entsprechend den Instruktionen des ZK - während einer Woche der 
Partei zulässig. 

3. Jedes Mitglied einer Organisation wird bei Übersiedlung in den Arbeits- 
bereich einer Anderen Organisation von dieser mit Einverständnis der früheren 
Organisation aufgenommen. 

4. Über den Ausschluß aus der Partei entscheidet die Mitgliederversamm- 
lung der Organisation, deren Mitglied die betreffende Person ist. Der Beschluß 
über den Ausschluß tritt erst nach Bestätigung durch das Gouvernementskomi- 
tee in Kraft; bis zur Bestätigung des Ausschlusses darf die betreffende Person 
nicht an der Parteiarbeit teilnehmen. Der Ausschluß von Parteimitgliedern 
wird in der Parteipresse mit Angabe der Gründe bekanntgegeben. 
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II. Über die Kandidaten der Partei 


5. Alle Personen, die Mitglied der Partei werden wollen, durchlaufen eine 
Kandidatenzeit, die ein gründliches Bekanntmachen mit Programm und Taktik 
der Partei sowie die Prüfung der persönlichen Eigenschaften des Kandidaten 
zum Ziel hat. 

6. Als Kandidat aufgenommen werden neue Mitglieder auf Empfehlung von 
zwei Parteimitgliedern mit sechsmonatiger Mitgliedschaft, deren Empfehlungen 
durch das örtliche Parteikomitee überprüft worden sind. 

7. Arbeiter und Bauern sollen mindestens zwei Monate, alle übrigen min- 
destens 6 Monate Kandidat sein. 

8. Kandidaten werden mit beratender Stimme zu öffentlichen Mitglieder- 
versammlungen der Parteiorganisation zugelassen. 

9. Die Kandidaten zahlen den üblichen Mitgliedsbeitrag bei der Kasse des 
örtlichen Parteikomitees ein. 


III. Über den Organisationsauf bau der Partei 


10. Das Leitprinzip des Organisationsaufbaus der Partei ist der demokra- 
tische Zentralismus, 

11. Die Partei ist auf der Grundlage des demokratischen Zentralismus nach 
dem Territorialprinzip aufgebaut; die für einen bestimmten Bereich zuständige 
Organisation gilt als die höhere gegenüber allen Organisationen, die für einen 
Teil dieses Bereichs zuständig sind. 

12. Alle Parteiorganisationen sind in der Entscheidung örtlicher Fragen 
autonom, 

13. Das höchste leitende Organ jeder Organisation ist die ANIRUPOSLTEE 
sammlung, Konferenz oder der Parteitag. 

14. Die Mitgliederversammlung, Konferenz oder der Parteitag wählen das 
Komitee, das ihr Vollzugsorgan ist und die gesamte laufende Arbeit der ört- 
lichen Organisation leitet. 

15. Die Partei hat folgende Organisationsstruktur: 

a) Territorium der RSFSR — Gesamtrussischer. Parteitag, ZK; 

b) Gebiete und zur RSFSR gehörende Sowjetrepubliken - Gebietskonferen- 
zen, Gebietskomitees; 

c) Gouvernements - Gouvernementskonferenzen, Gouvernementskomitees; 

d) Kreise — Kreiskonferenzen, Kreiskomitees; 

e) Amtsbezirke — Amtsbezirksversammlungen, Amtsbezirkskomitees; 

f) Betriebe, Dörfer, Truppenteile der Roten Armee, Institutionen — Mitglie- 
derversammlungen der Zellen, Büros der Zellen. 

16. Die Reihenfolge der Unterordnung und der Rechenschaftspflicht, der In- 
stanzenweg für die Durchführung und Anfechtung aller Parteibeschlüsse sind 
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(von der höchsten Instanz bis zur niedrigsten) folgende: Gesamtrussischer Par- 
teitag, ZK, Gebietskonferenz, Gebietskomitee, Gouvernementskonferenz usw. 

17. Für besondere Formen der Parteiarbeit werden spezielle Abteilungen ge- 
schaffen (für nationale Fragen, für die Arbeit unter den Frauen, unter der 
Jugend usw.). Die Abteilungen bestehen bei den Komitees und sind ihnen 
direkt unterstellt. Die Organisation der Abteilungen wird durch besondere In- 
struktionen festgelegt, die vom Zentralkomitee bestätigt werden. 

18. Alle unteren Organisationen bis zu den Kreisorganisationen werden von 
den Kreiskomitees mit Zustimmung des Gouvernementskomitees bestätigt, die 
Kreisorganisationen vom Gouvernementskomitee mit Zustimmung des Gebiets- 
komitees oder, sofern keines besteht, des ZK, die Gouvernementsorganisationen 
vom Gebietskomitee mit Zustimmung des ZK und, BOERR kein Gebietskomitee 
besteht, unmittelbar vom ZK. 

19. Jede Organisation hat nach ihrer endgültigen Bestätigung das Recht, 
sich ein eigenes Siegel zuzulegen, jedoch nur mit Zustimmung der entsprechen- 
den höheren Parteiinstanz, 


IV. Über die zentralen Einrichtungen der Partei 


20. Das oberste Organ der Partei ist der Parteitag. Ordentliche Parteitage 
werden alljährlich einberufen. Außerordentliche Parteitage werden vom Zen- 
tralkomitee auf eigene Initiative oder auf Verlangen von mindestens einem 
Drittel der Gesamtzahl der auf dem vorangegangenen Parteitag vertretenen 
Mitglieder einberufen, Die Einberufung des Parteitags und seine Tagesordnung 
werden spätestens 1'/ Monate vor dem Parteitag bekanntgegeben. Ein außer- 
ordentlicher Parteitag wird binnen zweier Monate einberufen. Ein Parteitag 
gilt als beschlußfähig, wenn auf ihm mindestens die Hälfte aller auf dem letz- 
ten ordentlichen Parteitag vertretenen Parteimitglieder vertreten ist. 

Der Delegiertenschlüssel für den Parteitag wird vom ZK und der dem Par- 
teitag vorausgehenden ordentlichen Konferenz festgelegt. 

21. Falls das Zentralkomitee den außerordentlichen Parteitag in der in 
Punkt 1 genannten Frist nicht einberufen hat, haben die ihn fordernden Orga- 
nisationen das Recht, ein Organisationskomitee zu bilden, das alle Rechte des 
Zentralkomitees für die Einberufung eines Parteitags besitzt. 

" ‚22. Der Parteitag: 

a) nimmt die Rechenschaftsberichte des ZK, der Revisionskommission und 
der übrigen zentralen Einrichtungen entgegen und bestätigt sie; 

b) überprüft und ändert das Programm der Partei; 

c) legt die taktische Linie der Partei in den aktuellen Fragen fest; 

d) wählt das ZK und die Revisionskommission usw. 

23. Das Zentralkomitee wird in Stärke von 19 Mitgliedern (12 Kandidaten) 
gewählt. Im Falle des Ausscheidens von Mitgliedern des ZK wird sein Be- 
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stand aus den vom Parteitag gewählten Kandidaten in der vom Parteitag 
festgelegten Reihenfolge ergänzt. 

24. Das Zentralkomitee vertritt die Partei im Verkehr mit anderen Parteien 
und Institutionen, organisiert die verschiedenen Einrichtungen der Partei und 
leitet ihre Tätigkeit, ernennt die Redaktionen der zentralen Organe, die unter 
seiner Kontrolle arbeiten, organisiert und führt die Unternehmungen, die von 
Bedeutung für die Gesamtpartei sind, verteilt die Kräfte und Mittel der Par- 
tei und verwaltet die zentrale Kasse. 

Das Zentralkomitee lenkt die Arbeit der zentralen Sowjet- und gesellschaft- 
lichen Organisationen durch Parteifraktionen, _ 

Das Zentralkomitee führt mindestens zwei Plenartagungen im Monat an den 
dafür vorgesehenen Tagen durch. 

25. Das Zentralkomitee bildet für die politische Arbeit ein Politisches Büro, 
für die orgänisatorische Arbeit ein Organisationsbüro sowie ein Sekretariat, 
das von einem Sekretär geleitet wird, der Mitglied des Organisationsbüros 
des ZK ist. 

26. Einmal in drei Monaten beruft das ZK eine Parteikonferenz mit Ver- 
tretern der Gouvernements- und hauptstädtischen Parteikomitees ein. 

27. Einmal im Monat verschickt das ZK an die Gouvernements- und haupt- 
städtischen Parteikomitees einen schriftlichen Bericht über seine Tätigkeit. 

28. Die Revisionskommission besteht aus drei Personen; sie revidiert perio- 
disch die Kasse und alle Unternehmungen des ZK und erstattet dem folgenden 
Parteitag Bericht. 


V. Über die Gebietsorganisationen 


29. Die Parteiorganisationen können sich mit Genehmigung des ZK gebiets- 
weise zusammenschließen. Das Gebietskomitee wird auf der Gebietskonferenz 
gewählt. Die Grenzen des Gebiets werden von der Gebietskonferenz festgelegt 
und vom Zentralkomitce bestätigt. 

30. Die Parteiorganisationen, die für die Territorien der föderativen Teile 
der RSFSR zuständig sind, sind in jeder Beziehung den Gebietsorganisationen 
der Partei gleichgestellt, d.h., sie sind völlig dem ZK der KPR(B) unter- 
stellt. 

31. Die ordentliche Gebietskonferenz wird vom Gebietskomitee alle 6 Mo- 
nate einberufen, die außerordentliche auf Beschluß des Gebietskomitees oder 
der Hälfte der Gesamtmitgliederzahl der zum Gebiet gehörenden Organisa- 
tionen. 

Der Delegiertenschlüssel für die Gebietskonferenz wird vom Gebietskomitee 
im Einvernehmen mit den zum Gebiet: gehörenden Gouvernementskomitees 
festgelegt. 

Die Gebietskonferenz nimmt die Rechenschaftsberichte des Gebietskomitees, 
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der Revisionskommission und der übrigen Gebietseinrichtungen entgegen und 
bestätigt sie, wählt das Komitee und die Revisionskommission. 

32. Das Gebietskomitee wird auf einer ordentlichen Konferenz gewählt. 

Für die laufende Arbeit wählt das Gebietskomitee ein Präsidium von min- 
destens 3 Personen. 

Das Gebietskomitee organisiert die verschiedenen Einrichtungen der Partei 
im Bereich des Gebiets, leitet ihre Tätigkeit, ernennt die Redaktion des Partei- 
organs des Gebiets, das unter seiner Kontrolle arbeitet, organisiert und führt 
die Unternehmungen, die von Bedeutung für das gesamte Gebiet sind, verteilt 
innerhalb der Grenzen des Gebiets die Kräfte und Mittel der Partei und ver- 
waltet die Gebietskasse. Das Gebietskomitee lenkt die Tätigkeit der Exekutiv- 
organe der Sowjets durch Parteifraktionen und erstattet dem ZK der KPR alle 
3 Monate ausführlichen Bericht über seine Tätigkeit. 

Das Gebietskomitee tritt zweimal im Monat an einem festgesetzten Tag 
zusammen. 


VI. Über die Gouvernementsorganisationen 


33. Die ordentliche Gouvernements-Parteikonferenz wird einmal in 3 Mona- 
ten vom Gouvernementskomitee einberufen, die außerordentliche auf Beschluß 
des Gouvernementskomitees oder eines Drittels der Gesamtmitgliederzahl der 
zum Gouvernement gehörenden Organisationen. 

Die Gouvernementskonferenz nimmt die Rechenschaftsberichte des Gou- 
vernementskomitees, der Revisionskommission und der übrigen Gouverne- 
mentseinrichtungen entgegen und bestätigt sie, wählt das Komitee und die 
Revisionskommission. 

34. Das Gouvernementskomitee wird von der Konferenz gewählt, wobei 
darauf zu achten ist, daß ihm Funktionäre sowohl des Gouvernementszentrums 
als auch sonstiger großer Arbeiterzentren des betreffenden Gouvernements an- 
gehören. 

Das Gouvernementskomitee tritt zweimal im Monat an einem festgesetzten 
Tag zusammen, 

Das Gouvernementskomitee bildet für die laufende Arbeit aus seiner Mitte 
ein Präsidium von mindestens 5 Mitgliedern. 

35. Das Gouvernementskomitee bestätigt die Kreis- bzw. Stadtbezirksorga- 
nisationen des Gouvernements mit Zustimmung des Gebietskomitees oder des 
ZK, sorganisiert die verschiedenen Einrichtungen der Partei im Bereich des 
Gouvernements, leitet ihre Tätigkeit, ernennt die Redaktion des Parteiorgans 
des Gouvernements, das unter seiner Kontrolle arbeitet, organisiert alle Unter- 
nehmungen, die von Bedeutung für das Gouvernement sind, verteilt im Bereich 
des Gouvernements die Kräfte und Mittel der Partei und verwaltet die Gou- 
vernementskasse. Das Gouvernementskomitee lenkt die Tätigkeit des Sowjets, 
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der Gewerkschaften, der genossenschaftlichen Vereinigungen durch die ent- 
sprechenden Parteifraktionen. Das Gouvernementskomitee erstattet dem ZK 
jeden Monat ausführlichen Bericht über seine Tätigkeit und über die Tätigkeit 
der Kreiskomitees. 

36. Die Gouvernementskomitees erstatten in der Zeit zwischen den Konfe- 
renzen periodisch informatorische Berichte vor der Mitgliederversammlung oder 
der Konferenz der Stadtorganisation; außerdem berufen die Gouvernements- 
komitees allmonatlich Gouvernementsberatungen von Vertretern der Kreis- und 
Stadtorganisationen ein. 

37. In den Gouvernementsstädten können nur mit Genehmigung der Gou- 
vernementskomitees und mit Zustimmung des ZK Stadtkomitees gebildet wer- 
den, die den Gouvernementskomitees unterstellt sind. 

Anmerkung. In Petersburg und Moskau sind die Stadtkomitees in a 

Beziehung den Gouvernementskomitees gleichgestellt. 


VII. Über die Kreisorganisationen 


38. Die Kreiskonferenz nimmt den Rechenschaftsbericht des Kreiskomitees 
und der Kreisrevisionskommission entgegen und bestätigt ihn und wählt das 
Komitee und die Revisionskommission. Die Konferenz tritt mindestens einmal 
in 3 Monaten zusammen. 

39. Das Kreiskomitee wird auf den Kreiskonferenzen in Stärke von 5 bis 
9 Personen gewählt. 

Das Kreiskomitee bildet aus seiner Mitte ein Präsidium von 3 Personen, 
darunter der Sekretär, der von jeglicher Arbeit außer der Parteiarbeit befreit 
sein muß. 

40. Das Kreiskomitee bestätigt die Amtsbezirksorganisationen und Partei- 
zellen im Kreis mit Zustimmung des Gouvernementskomitees, organisiert die 
verschiedenen Einrichtungen der Partei im Bereich des Kreises, leitet ihre 
Tätigkeit, organisiert alle Unternehmungen, die von Bedeutung für den Kreis 
sind, veranstaltet Beratungen von Vertretern der Amtsbezirkszellen und ver- 
waltet die Parteikasse des Kreises. 

Anmerkung. Das Recht, ein Parteiorgan und Parteiliteratur im Kreis her- 
auszugeben, hat nur das Kreiskomitee. 

41. Das Kreiskomitee lenkt durch die Parteifraktion die Arbeit des Kreis- 
exekutivkomitces, des Kreissowjets und aller Amtsbezirkssowjets sowie der 
Gewerkschaftsorganisationen, genossenschaftlichen und anderen Vereinigungen 
im Bereich des Kreises. 
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VII. Über die Amtsbezirksorganisationen 


42. Das höchste Organ des Amtsbezirks ist die Mitgliederversammlung der 
Parteimitglieder im jeweiligen Amtsbezirk. 

Anmerkung. In weitläufigen Amtsbezirken, wo die Einberufung einer Mit- 
gliedervollversammlung schwierig ist, ist anstelle der Vollversammlung eine 
Amtsbezirkskonferenz statthaft. 

43. Die Mitgliederversammlung des Amtsbezirks findet mindestens einmal 
im Monat statt. Die Mitgliederversammlung: a) nimmt Parteimitglieder auf 
und befindet über den Ausschluß von Parteimitgliedern; b) wählt das Amts- 


"bezirkskomitee und die Revisionskommission; c) erörtert und bestätigt den 


Rechenschaftsbericht des Komitees und der Revisionskommission; d) wählt 
die Delegierten für die Gouvernements-, Kreis- u.a. Konferenzen; e) erörtert 
und bestätigt den Rechenschaftsbericht der Fraktion des Amtsbezirks-Exekutiv- 
komitces. 

44. Das Amtsbezirkskomitee wird auf der Mitgliederversammlung (oder 
Konferenz) in Stärke von 3 bis 5 Mitgliedern für drei Monate gewählt. 

45. Das Amtsbezirkskomitee lenkt und leitet die Arbeit aller zum Amts- 
bezirk gehörenden Organisationen, führt die Registratur aller Parteimitglieder, 
organisiert den Literaturvertrieb, veranstaltet Meetings, Lektionen usw., orga- 
nisiert neue Parteizellen und veranlaßt ihre Bestätigung durch das Kreiskomi- 
tee, verwaltet die Parteikasse des Amtsbezirks, erstattet dem Kreis-, Gouverne- 
ments-, Gebiets- und Zentralkomitee einmal im Monat Bericht über seine Tä- 
tigkeit, lenkt die Arbeit des Amtsbezirkssowjets und des Exekutivkomitees 
durch die Parteifraktion. 

46. Die Revisionskommission revidiert einmal im Monat die Amtsbezirks- 


kasse. 


IX. Über die Parteizellen 


47. Die Grundlage der Parteiorganisation bildet die Parteizelle. Die Partei- 
zelle wird vom Kreis-, Stadt- oder Stadtbezirkskomitee in einer Stärke von 
mindestens drei Mitgliedern bestätigt. 

Anmerkung. Eine Zelle, die zu großem Umfang angewachsen ist, kann 
mit Genehmigung des entsprechenden Komitees in mehrere Zellen unterteilt 
werden, die einen Unterbezirk bilden. 

48. Die Parteizelle ist die Organisation, die die Arbeiter- und Bauernmas- 
sen mit dem Führungsorgan der Partei in dem betreffenden Ort verbindet. Auf- 
gabe der Parteizelle ist es: 1) die Losungen und Beschlüsse der Partei in die 


Massen zu tragen; 2) neue Mitglieder zu gewinnen; 3) das örtliche Komitee. 


in seiner organisatorischen und agitatorischen Arbeit zu unterstützen; 4) sich als 
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Organ der Partei am ökonomischen und politischen Leben des Landes aktiv zu 
beteiligen. 

49. Zur Leitung der laufenden Arbeit wählt die Parteizelle für jeweils einen 
Monat ein aus drei Mitgliedern bestehendes Büro. 


X. Über die Parteidisziplin 


50, Strengste Parteidisziplin ist die erste Pflicht aller Parteimitglieder und aller 
Parteiorganisationen. Die Beschlüsse der Parteizentren müssen schnell und 
genau ausgeführt werden. Gleichzeitig ist innerhalb der Partei die Erörterung 
aller strittigen Fragen des Parteilebens völlig frei, solange kein Beschluß an- 
genommen worden ist. 

51. Die Nichtdurchführung von Beschlüssen übergeordneter Organisationen 
und andere Handlungen, die von der öffentlichen Meinung der Partei als Ver- 
gehen betrachtet werden, ziehen nach sich: für die Organisation - die Rüge, 
die Einsetzung eines provisorischen Komitees von oben und allgemeine Um- 
registrierung (Auflösung der Organisation) ; für einzelne Parteimitglieder — die 
Parteirüge, die öffentliche Rüge, die zeitweilige Entfernung von verantwort- 
licher Partei- und Sowjetarbeit, die zeitweilige Entfernung von jeglicher Partei- 
und Sowjetarbeit, den Ausschluß aus der Partei und den Ausschluß aus der 
Partei mit Mitteilung über das Vergehen an die Verwaltungs- und Gerichts- 
behörden. 

52. Zur Überprüfung von Disziplinarvergehen verschiedener Art hat jedes 
Komitee das Recht, spezielle Sitzungstage festzulegen und spezielle Kommis- 
sionen zu bilden, ohne letztere jedoch in ständige Parteigerichte zu verwan- 
deln. 

53, Disziplinarvergehen werden von den Komitees und den Mitgliederver- 
sammlungen in der üblichen Weise auf dem festgelegten Instanzenweg geprüft. 


XI. Über die Geldmittel der Partei 


54, Die Geldmittel der Organisation setzen sich zusammen aus Mitgliedsbei- 
trägen, Zuwendungen der übergeordneten Parteiorganisationen und anderen 
Einnahmen. 

55. Die Mitgliedsbeiträge betragen mindestens '/2 % des Arbeitsverdienstes. 
Es werden 4 Kategorien von Mitgliedsbeiträgen entsprechend der Höhe des 
Gehalts festgelegt. Die 1. Kategorie zahlt t/%. die 2. - 1%, die 3. — 2” 
und die 4. - 3%. Die absoluten Zahlen der beitragspflichtigen Gehälter werden 
in einer Instruktion festgelegt. 

56. Neue Mitglieder zahlen einen Aufnahmebeitrag von 5 Rubel. 

57. Die Mitgliedsbeiträge für Personen mit unbestimmtem Einkommen, bei- 
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spielsweise Bauern, werden von dem örtlichen Gouvernementskomitee in An- 
gleichung an die allgemeinen Normen festgelegt. 

58. Mitglieder der Partei, die im Verlaufe von drei Monaten ohne triftige 
Gründe keine Mitgliedsbeiträge entrichtet haben, gelten als aus der Organi- 
sation ausgeschieden, worüber der Mitgliederversammlung Mitteilung gemacht 
wird. 

59. Alle örtlichen Organisationen müssen an das ZK 10 % aller Mitglieds- 
beiträge und sonstiger Geldeinnahmen, die für keinen speziellen Verwendungs- 
zweck vorgeschen sind, abführen. Die Amtsbezirksorganisationen führen 60 Yo 
an die Kasse des Kreiskomitees, einschließlich der 10 % für das ZK, das Kreis- 
komitee 30 Y% an die Kasse des Gouvernementskomitees ab. 

10% aller Einnahmen werden vom Gouvernementskomitee an die Kasse 
des ZK überwiesen. 


XII. Über die Fraktionen in außerparteilichen 
Institutionen und Organisationen 


60. Bei allen außerparteilichen Kongressen, Beratungen, Institutionen und Or- 
ganisationen (Sowjets, Exekutivkomitees, Gewerkschaften, Kommunen u. dgl.) 
mit mindestens drei Parteimitgliedern werden Fraktionen organisiert, deren 
Aufgabe die allseitige Stärkung des Einflusses der Partei, die Durchsetzung 
ihrer Politik außerhalb der Partei und die Parteikontrolle über die Arbeit aller 
genannten Institutionen und Organisationen ist. 

61. Wenn Fragen, die eine der Fraktionen betreffen, im Komitee beraten 
werden, entsendet die Fraktion ihre Vertreter mit beratender Stimme in die 
Plenarsitzung des entsprechenden Komitees. Für die laufende Arbeit können 
die Fraktionen ein Büro wählen. 

62. Die Fraktionen unterstehen, unabhängig von ihrer Bedeutung, vollständig 
der Partei. In allen Fragen, in denen ein rechtmäßiger Beschluß der entspre- 
chenden Parteiorganisation existiert, sind die Fraktionen verpflichtet, diese Be- 
schlüsse streng und konsequent zu befolgen. Das Komitee ist berechtigt, ein 
beliebiges Mitglied in die Fraktion zu delegieren oder aus ihr abzuberufen, 
wobei der Fraktion die Gründe für eine solche Maßnahme unbedingt mitge- 
teilt werden müssen. In Fragen ihres inneren Lebens und der laufenden Arbeit 
ist die Fraktion autonom. Im Falle einer wesentlichen Meinungsverschieden- 
heit zwischen dem Parteikomitee und der Fraktion in einer beliebigen, in die 
Kompetenz der Fraktion fallenden Frage hat das Komitee die Pflicht, diese 
Frage ein zweites Mal mit Vertretern der Fraktion zu erörtern und einen end- 
gültigen Beschluß zu fassen, der unverzüglich von der Fraktion durchgeführt ° 
werden muß. 

63. Für alle wichtigen Funktionen in der Institution oder Organisation, in 
der die Fraktion arbeitet, werden die Kandidaten von der Fraktion im Ein- 
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verständnis mit der entsprechenden Parteiorganisation benannt. In der gleichen 
Weise wird auch die Versetzung von einer Funktion in eine andere gehand- 
habt. 

64. Alle Fragen, die von politischer Bedeutung sind und der Beratung durch 
die Fraktion unterliegen, müssen in Anwesenheit von Vertretern des Komitees 
beraten werden. Die Komitees sind verpflichtet, ihre Vertreter auf die erste 
Aufforderung der Fraktion hin zu delegieren. 

65. Jede Frage, die der Entscheidung der außerparteilichen Organisation 
unterliegt, in der die Fraktion arbeitet, muß vorher in der Mitgliederversamm- 
lung oder im Büro der Fraktion erörtert werden. 

66. In jeder Frage, die in der Fraktion einer beliebigen außerparteilichen 
Organisation entschieden worden ist, müssen alle Mitglieder der Fraktion in 
der Vollversammlung der betreffenden Organisation einheitlich stimmen. Wer 
gegen diese Regel verstößt, wird mit den üblichen Disziplinarmaßnahmen zur 
Verantwortung gezogen. 


Die KPädSU in Resolutionen .. ., 
Ba. 2, $. 126-135 


Statut 
der Kommunistischen Partei Rußlands 


(Bolschewiki) 


(Sektion 
der Kommunistischen Internationale) 


Angenommen von der XII. Gesamtrussischen Konferenz der KPR(B)® 
(Moskau, 4.-7. August 1922) 


I. Über die Mitglieder der Partei 


1. Als Mitglied der Partei gilt jeder, der das Programm der Partei anerkennt, 
in einer ihrer Organisationen arbeitet, sich den Beschlüssen der Partei unter- 
ordnet und Mitgliedsbeiträge entrichtet. 

2. Neue Mitglieder werden aus den Reihen der Kandidaten aufgenommen, 
die die politische Grundschule und die festgelegte Kandidatenzeit durchlaufen 
haben. 
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Die Aufnahme aus dem Kandidaten- in den Mitgliederstand vollzieht sich 
nach folgender Ordnung: 

a) Es werden drei Kategorien festgelegt: 1) Arbeiter und aus der Arbeiter- 
klasse und der Bauernschaft stammende Rotarmisten; 2) Bauern (außer Rot- 
armisten) und Kustare, die keine fremde Arbeit ausbeuten; 3) Sonstige (An- 
gestellte u. del.). 

b) Für die Aufnahme in die Partei benötigen Personen der Kategorie 1 


und 2 Empfehlungen von drei Parteimitgliedern mit dreijähriger Parteizuge- 


hörigkeit, Personen der 3. Kategorie Empfehlungen von fünf Parteimitgliedern 
mit fünfjähriger Parteizugehörigkeit. 

Anmerkung. Die Bürgen tragen die Verantwortung für die Empfohlenen 
und unterliegen im Falle ungerechtfertigter Empfehlungen der Bestrafung 
durch die Partei bis hin zum Ausschluß aus der Partei. 

c) die Überprüfung der Empfehlungen erfolgt vor der Aufnahme and ob- 
liegt dem örtlichen Parteikomitee. 

d) Die Frage der Aufnahme in die Partei wird, nachdem sie vorerst in dei 
Zelle geprüft worden ist, von der Mitgliederversammlung der Organisation 
entschieden und tritt in Kraft nach der Bestätigung durch das Parteikomitee; 
für die 1. Kategorie — durch das Kreiskomitee, für die Kategorien 2 und 
3 - durch das Gouvernementskomitee. In den Stadtbezirksorganisationen der 
Städte gilt für die 1. Kategorie der Beschluß der Mitgliederversammlung des 
Stadtbezirks. 

€) Aus anderen Parteien kommende Personen werden auf Empfehlung von 
5 Parteimitgliedern mit fünfjähriger Parteizugehörigkeit aufgenommen, aber 
nicht ohne die Bestätigung des Gouvernementskomitees, unabhängig von der 
sozialen Stellung des Aufzunehmenden. 

£) Jugendliche im Alter bis zu 20 Jahren (mit Ausnahme von Rotarmisten) 
treten nur über den Komsomol in die Partei ein. 

3. Jedes Mitglied einer Organisation wird bei Übersiedlung in den Arbeits- 
bereich einer anderen Organisation von dieser in den Bestand ihrer Mitglieder 
aufgenommen. 

Anmerkung. Die Übersiedlung von Parteimitgliedern innerhalb der Gren- 
zen eines Gouvernements kann mit Einverständnis des Gouvernements- 
komitees erfolgen. Die Übersiedlung aus einem Gouvernement in ein ande- 
res erfolgt entsprechend den vom ZK aufgestellten Regeln. 

4. Über den Ausschluß aus der Partei entscheidet entweder die Mitglieder- 
versammlung der Organisation, deren Mitglied die betreffende Person ist, oder 
die Gouvernementskontrollkommission. Der Beschluß über den Ausschluß tritt 
erst nach Bestätigung durch das Gouvernementskomitee in Kraft; bis zur Be- 
stätigung des Ausschlusses darf die betreffende Person nicht an der Partei- 
arbeit teilnehmen. Der Ausschluß von Parteimitgliedern wird in der Partei- 
presse mit Angabe der Gründe bekanntgegeben. 
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II. Über die Kandidaten der Partei 


5. Alle Personen, die Mitglied der Partei werden wollen, durchlaufen eine 
Kandidatenzeit, die ein gründliches Bekanntmachen mit Programm und Taktik 
der Partei sowie die Prüfung der persönlichen Eigenschaften des Kandidate 
zum Ziel hat. 

6. Die Aufnahme in den Kandidatenstand erfolgt in der gleichen Weise wie 
die Aufnahme in den Mitgliederstand (Einteilung in Kategorien, Charakter 
der Empfehlungen und ihre Prüfung, Beschlußfassung der Organisation über 
die Aufnahme und Bestätigung durch das Parteikomitee). 

7. Die Kandidatenzeit wird für Arbeiter und aus der Arbeiterklasse und der 
Bauernschaft stammende Rotarmisten auf mindestens 6 Monate, für Bauern 
und Kustare auf ein Jahr und für die übrigen auf 2 Jahre festgesetzt. 

Anmerkung. Aus anderen Parteien kommende Personen durchlaufen, un- 
abhängig von ihrer sozialen Stellung, eine zweijährige Kandidatenzeit. 

8. Kandidaten werden mit beratender Stimme zu öffentlichen Mitglieder- 
versammlungen der Parteiorganisation, zu der sie gehören, zugelassen. 

9. Die Kandidaten zahlen den üblichen Mitgliedsbeitrag bei der Kasse des 
örtlichen Parteikomitees ein. 


III. Über den Organisationsaufbau der Partei 


10. Das Leitprinzip des Organisationsaufbaus der Partei ist der demokratische 
Zentralismus. 

11. Die Partei ist auf der Grundlage des demokratischen Zentralismus nach 
dem Territorialprinzip aufgebaut; die für einen bestimmten Bereich zuständige 
Organisation gilt als die höhere gegenüber allen Organisationen, die für einen 
Teil dieses Bereichs zuständig sind. 

12. Alle Parteiorganisationen sind in der Entscheidung örtlicher Fragen 
autonom. 

13. Das höchste leitende Organ jeder Organisation ist die Mitgliederver- 
sammlung, Konferenz oder der Parteitag. 

14. Die Mitgliederversammlung, Konferenz oder der Parteitag wählen das 
Komitee, das ihr Vollzugsorgan ist und die gesamte laufende Arbeit der ört- 
lichen Organisation leitet. 

15. Die Partei hat folgende Organisationsstruktur: 

a) Territorium der RSFSR — Gesamtrussischer Parteitag — Zentralkomitee; 

b) Gebiete und zur RSFSR gehörende Sowjetrepubliken — Gebietsbüro des 
ZK (oder Gebietskonferenzen und Parteitage der nationalen kommunistischen 
Parteien — Gebietskomitees und ZK der nationalen kommunistischen Parteien) ; 

c) Gouvernements - Gouvernementskonferenzen, Gouvernementskomitees; 

d) Kreise - Kreiskonferenzen, Kreiskomitees; 
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e) Amtsbezirke - Amtsbezirksversammlungen, Amtsbezirkskomitees; 

f) Betriebe, Dörfer, Truppenteile der Roten Armee, Institutionen — Mit- 
gliederversammlungen der Zellen, Büros der Zellen. 

16. Die Reihenfolge der Unterordnung und der Rechenschaftspflicht, der 
Instanzenweg für die Durchführung und Anfechtung aller Parteibeschlüsse sind 
(von der höchsten Instanz bis zur niedrigsten) folgende; Gesamtrussischer Par- 
teitag, ZK, Gebietskonferenz, Gebietskomitee, Gouvernementskonferenz usw. 

17. Für besondere Formen der Parteiarbeit werden spezielle Abteilungen 
geschaffen (für nationale Fragen, für die Arbeit unter den Frauen usw.). Die 
Abteilungen bestehen bei den Komitees und sind ihnen direkt unterstellt. Die 
Organisation der Abteilungen wird durch besondere Instruktionen festgelegt, 
die vom Zentralkomitee bestätigt werden. 

18. Alle unteren Organisationen bis zu den Kreisorganisationen werden vom 
Kreiskomitee mit Zustimmung des Gouvernementskomitees bestätigt, die 
Kreisorganisationen vom Gouvernementskomitee mit Zustimmung des Gebiets- 
komitees oder, sofern keines besteht, des ZK, die Gouvernementsorganisatio- 
nen vom Gebietskomitee mit Zustimmung des ZK und, sofern kein Gebiets- 
komitee besteht, unmittelbar vom Zentralkomitee. 

19. Jede Organisation hat nach ihrer endgültigen Bestätigung das Recht, sich 
ein eigenes Siegel zuzulegen, jedoch nur mit Zustimmung der entsprechenden 
höheren Parteiinstanz. 


IV. Über die zentralen Einrichtungen der Partei 


20. Das oberste Organ der Partei ist der Parteitag. Ordentliche Parteitage 
werden alljährlich einberufen. Außerordentliche Parteitage werden vom ZK 
auf eigene Initiative oder auf Verlangen von mindestens einem Drittel der 
Gesamtzahl der auf dem vorangegangenen Parteitag vertretenen Mitglieder 
einberufen. Die Einberufung des Parteitags und seine Tagesordnung werden 
spätestens 1'/; Monate vor dem Parteitag bekanntgegeben. Ein außerordent- 
licher Parteitag wird binnen zweier Monate einberufen. Ein Parteitag gilt als 
beschlußfähig, wenn auf ihm mindestens die Hälfte aller auf dem letzten 
ordentlichen Parteitag vertretenen Parteimitglieder vertreten ist. 

Der Delegiertenschlüssel für den Parteitag wird vom ZK und der dem Par- 
teitag vorausgehenden ordentlichen Konferenz festgelegt. 

21. Falls das Zentralkomitee den außerordentlichen Parteitag in der in 
Punkt 20 genannten Frist nicht einberufen hat, haben die ihn fordernden Or- 
ganisationen das Recht, ein Organisationskomitee zu bilden, das alle Rechte 
des Zentralkomitees für die Einberufung eines Parteitags besitzt. 

22. Der Parteitag: a) nimmt die Rechenschaftsberichte des ZK, der Revi- 
sionskommissien und der übrigen zentralen Einrichtungen entgegen und be- 
stätigt sie; b) überprüft und ändert das Programm der Partei; c) legt die 
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taktische Linie der Partei in den aktuellen Fragen fest; d) wählt das ZK und 
die Revisionskommission usw. 


23. Das Zentralkomitee wird in einer Stärke gewählt, die vom Parteitag ' 


festgelegt wird. 

Im Falle des Ausscheidens von Mitgliedern des ZK wird sein Bestand aus 
den vom Parteitag gewählten Kandidaten in der vom Parteitag festgelegten 
Reihenfolge ergänzt. 

24. Das Zentralkomitee vertritt die Partei im Verkehr mit anderen Parteien 
und Institutionen, organisiert die verschiedenen Einrichtungen der Partei und 
leitet ihre Tätigkeit, ernennt die Redaktionen der zentralen Organe, die unter 
seiner Kontrolle arbeiten, organisiert und führt die Unternehmungen, die von 
Bedeutung für die Gesamtpartei sind, verteilt die Kräfte und Mittel der Partei 
und verwaltet die zentrale Kasse. 

Das Zentralkomitee lenkt die Arbeit der zentralen Sowjet- und gesellschaft- 
lichen Organisationen durch Parteifraktionen. 

"Das Zentralkomitee führt mindestens eine Plenartagung in zwei Monaten 
durch. Die Kandidaten des ZK nehmen an den Sitzungen des Plenums des ZK 
mit beratender Stimme teil. 

25. Das Zentralkomitee bildet für die politische Arbeit ein Politisches Büro, 
für die allgemeine Leitung der organisatorischen Arbeit ein Organisationsbüro 
aus 5 bis 7 Mitgliedern und für die laufende Arbeit organisatorischen und 
ausführenden Charakters ein Sekretariat, bestehend aus drei Mitgliedern des 
ZK, die ständig im Sekretariat arbeiten. 

26. Einmal im Jahr, im Zeitraum zwischen den Parteitagen, beruft das ZK 
eine Gesamtrussische Parteikonferenz aus Vertretern der Regions-, Gebiets- 
und Gouvernementskomitees der Partei, der ZK der nationalen kommunisti- 
schen Parteien, der Gebietsbüros des ZK, der Politabteilungen der Roten 
Armee und Flotte ein. 

27. Einmal in zwei Monaten verschickt das ZK an die Gouvernementskomi- 
tees der Partei einen schriftlichen Bericht über seine Tätigkeit. 

28. Die Zentrale Revisionskommission besteht aus drei Mitgliedern, deren 
Parteialter nicht weniger als 10 Jahre betragen darf. 

Die Zentrale Revisionskommission revidiert: a) die Schnelligkeit und Rich- 
tigkeit der Erledigung der Angelegenheiten durch die zentralen Parteiorgane 
sowie die Funktionstüchtigkeit des Apparats des Sekretariats des ZK der KPR, 
b) die Kasse und die Unternehmungen des ZK der KPR. 


V. Über die Gebietsorganisationen 


29. Die Parteiorganisationen können sich mit Genehmigung des ZK der KPR 
gebietsweise zusammenschließen. Die Grenzen des Gebiets werden von der 
Gebietskonferenz festgelegt und vom Zentralkomitee bestätigt. 
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30. Die Parteiorganisationen, die für die Territorien der föderativen Teile 
der RSFSR zuständig sind, sind den Gebiets- (oder Gouvernements-)organisa- 
tionen der Partei gleichgestellt, d. h., sie sind völlig dem ZK der KPR unter- 
stellt. 

31. Das Gebietskomitee (oder das ZK der nationalen kommunistischen Par- 
tei) wird auf der Gebietskonferenz (oder dem Parteitag der nationalen kom- 
munistischen Partei) gewählt. 

Auf besonderen Beschluß des ZK werden dort, wo Wirtschaftsorgane des 
Gebiets (Wirtschaftsräte usw.) existieren, oder in sehr weit vom Zentrum ent- 
fernten Bezirken Gebietsbüros gebildet, die vom ZK der KPR eingesetzt wer- 
den und deren Zusammensetzung in jedem Falle vom Zentralkomitee fest- 
gelegt wird. Die Gebietsbüros des ZK sind nur dem ZK der KPR gegenüber 
rechenschaftspflichtig. 

32. Die ordentliche Gebietskonferenz (oder der Parteitag dr nationalen 
kommunistischen Partei) wird vom Gebietskomitee (dem ZK der nationalen 
kommunistischen Partei) alle 6 Monate einberufen (diese Frist kann für ein- 
zelne Gebiete mit Einverständnis des ZK der KPR bis zu einem Jahr ver- 
längert werden), die außerordentliche auf Beschluß des Gebietskomitees (des 
ZK der nationalen kommunistischen Partei) oder der Hälfte der Gesamt- 
mitgliederzahl der zum Gebiet gehörenden Organisationen. 

Der Delegiertenschlüssel für die Gebietskonferenz (den Parteitag der natio- 
nalen kommunistischen Partei) wird vom Gebietskomitee (dem ZK der natio- 
nalen kommunistischen Partei) im Einvernehmen mit den zum Gebiet ge- 
hörenden Gouvernementskomitees festgelegt. 

Die Gebietskonferenz (der Parteitag der nationalen kommunistischen Partei) 
nimmt die Rechenschaftsberichte des Gebietskomitees (des ZK der nationalen 
kommunistischen Partei), der Revisionskommission und der übrigen Gebiets- 
einrichtungen entgegen und bestätigt sie, wählt das Gebietskomitee und die 
Revisionskommission (das ZK, die ZKK der nationalen kommunistischen 
Partei). 

33. Das Gebietskomitee bildet für die laufende Arbeit ein Büro von min- 
destens 5 Personen. 

Das Gebietskomitee (Gebietsbüro des ZK) organisiert die verschiedenen 
Einrichtungen der Partei im Bereich des Gebiets, leitet ihre Tätigkeit, ernennt 
die Redaktion des Parteiorgans des Gebiets, das unter seiner Kontrolle ar- 
beitet, organisiert und führt die Unternehmungen, die von Bedeutung für das 
gesamte Gebiet sind, verteilt innerhalb der Grenzen des Gebiets die Kräfte 
und Mittel der Partei und verwaltet die Gebietskasse. Das Gebietskomitee 
(Gebietsbüro des ZK) lenkt die Tätigkeit der Exekutivorgane der Sowjets 
durch Parteifraktionen und erstattet dem ZK der, KPR monatlich Bericht über 
seine Tätigkeit. 

Das Gebietskomitee (Gebietsbüro des ZK) tritt mindestens einmal im Monat 
zusammen. 
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VI. Über die Gouvernementsorganisationen 


34. Die ordentliche Gouvernements-Parteikonferenz wird einmal in sechs Mo- 
naten vom Gouvernementskomitee einberufen, die außerordentliche auf Be- 
schluß des Gouvernementskomitees oder eines Drittels der Gesamtmitglieder- 
zahl der zum Gouvernement gehörenden Organisationen. 

Die Gouvernementskonferenz nimmt die Rechenschaftsberichte des Gouver- 
nementskomitees, der Revisionskommission und der übrigen Gouvernements- 

‚einrichtungen entgegen und bestätigt sie, wählt das Komitee und die Revisions- 
kommission. 

35. Das Gouvernementskomitee wird von der Konferenz gewählt, wobei 
darauf zu achten ist, daß ihm Funktionäre sowohl des Gouvernementszentrums 
als auch sonstiger großer Arbeiterzentren des betreffenden Gouvernements an- 
gehören. 

Das Gouvernementskomitee tritt mindestens einmal im Monat zusammen. Das 
Gouvernementskomitee bildet für die laufende Arbeit aus seiner Mitte ein Büro 
von 5 Personen, das, falls es notwendig sein sollte, erweitert werden kann, jedoch 
nur mit Einverständnis des ZK (oder in Gebieten — des Gebietskomitees). 

Mindestens drei Mitglieder des Büros sollen ausschließlich für Parteiarbeit 
eingesetzt werden. 

Die Sekretäre des Gouvernementskomitees müssen der Partei vor der 
Oktoberrevolution 1917 angehört haben und bedürfen der Bestätigung durch 
die übergeordnete Parteiinstanz (nur mit ihrer Zustimmung sind Ausnahmen 
in bezug auf das Parteialter zulässig). 

36. Das Gouvernementskomitee bestätigt die Kreis- oder Stadtbezirksorga- 
nisationen des Gouvernements mit Zustimmung der Gebietskomitees oder des 
ZK, organisiert die verschiedenen Einrichtungen der Partei im Bereich des 
Gouvernements, leitet ihre Tätigkeit, ernennt die Redaktion des Parteiorgans 
des Gouvernements, das unter seiner Kontrolle arbeitet, organisiert alle Unter- 
nehmungen, die von Bedeutung für das Gouvernement sind, verteilt im Bereich 
des Gouvernements die Kräfte und Mittel der Partei und verwaltet die Gou- 
vernementskasse. Das Gouvernementskomitee lenkt die Tätigkeit des Sowjets, 
der Gewerkschaften, der genossenschaftlichen Vereinigungen durch die ent- 
sprechenden Parteifraktionen. Das Gouvernementskomitee erstattet dem ZK 
jeden Monat ausführlichen Bericht über seine Tätigkeit und über die Tätigkeit 
der Kreiskomitees. Die Gebietskomitees der autonomen Gebiete sind den 
Gouvernementskomitees gleichgestellt. 

37. Die Gouvernementskomitees erstatten in der Zeit zwischen den Konfe- 
renzen periodisch informatorische Berichte vor der Mitgliederversammlung 
oder der Konferenz der Stadtorganisation; außerdem berufen die Gouverne- 
mentskomitees mindestens einmal in drei Monaten Gouvernementsberatungen 
von Vertretern der Kreis- und Stadtbezirkskomitees (die dem Gouvernements- 
komitee unmittelbar unterstellt sind) ein. 
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38. In den Gouvernementsstädten werden, je nach Notwendigkeit, Stadt- 
bezirksorganisationen mit den Rechten von Kreisorganisationen und direkter 
Unterstellung unter das Gouvernementskomitee gebildet. 


VI. Über die Kreisorganisationen 


39. Die Kreiskonferenz nimmt den Rechenschaftsbericht des Kreiskomitees 
und der Kreisrevisionskommission entgegen und bestätigt ihn und wählt das Ko- 
mitee und die Revisionskommission. Die Konferenz tritt einmal in 6 Monaten 
zusammen. 

40. Das Kreiskomitee wird auf den Kreiskonferenzen in Stärke von 7 bis 
9 Personen gewählt. Das Kreiskomitee bildet aus seiner Mitte ein Büro von 
3 Personen, von denen mindestens zwei Genossen von jeglicher Arbeit außer 
der Parteiarbeit befreit sein müssen. 

Für den Sekretär ist eine dreijährige Parteizugehörigkeit sowie die Bestäti- 
gung durch die übergeordnete Parteiinstanz obligatorisch (nur mit ihrer Zu- 
stimmung ist eine Ausnahme in bezug auf das Parteialter zulässig). 

41. Das Kreiskomitee bestätigt die Amtsbezirksorganisationen und Partei- 
zellen im Kreis mit Zustimmung des Gouvernementskomitees, organisiert die 
verschiedenen Einrichtungen der Partei im Bereich des Kreises, leitet ihre 
Tätigkeit, organisiert alle Unternehmungen, die von Bedeutung für den Kreis 
sind, veranstaltet mindestens einmal in drei Monaten Beratungen von Ver- 
tretern der Amtsbezirkszellen und verwaltet die Parteikasse des Kreises. 

Anmerkung. Das Recht, ein Parteiorgan und Parteiliteratur im Kreis her- 
auszugeben, hat nur das Kreiskomitee (mit Genehmigung des Gouverne- 
mentskomitees). 

42. Das Kreiskomitee lenkt durch die Parteifraktion die Arbeit des Kreis- 
exekutivkomitees sowie der Gewerkschaftsorganisationen, genossenschaftlichen 
und anderen Vereinigungen im Bereich des Kreises. 


VIII. Über die"Amtsbezirksorganisationen 


43. Das höchste Organ des Amtsbezirks ist die Mitgliederversammlung der 
Parteimitglieder im jeweiligen Amtsbezirk. 

Anmerkung. In weitläufigen Amtsbezirken, wo die Einberufung einer Mit- 
gliedervollversammlung schwierig ist, ist anstelle der Vollversammlung eine 
Amtsbezirkskonferenz statthaft. 

44, Die Mitgliederversammlung des Amtsbezirks findet mindestens einmal 
im Monat statt. Die Mitgliederversammlung: a) entscheidet über die Aufnahme 
und den Ausschluß von Parteimitgliedern und legt ihre diesbezüglichen Be- 
schlüsse den übergeordneten Parteikomitees zur Bestätigung vor, b) wählt das 
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Amtsbezirkskomitee, c) erörtert und bestätigt den Rechenschaftsbericht des 
Amtsbezirkskomitees, d) wählt die Delegierten für die Gouvernements-, 
Kreis- u.a. Konferenzen, e) erörtert und bestätigt den Rechenschaftsbericht der 
Fraktion des Amtsbezirks-Exekutivkomitees. 

45. Das Amtsbezirkskomitee wird auf der Mitgliederversammlung oder 
Konferenz in Stärke von 3 bis 5 Mitgliedern für drei Monate gewählt. 

46. Das Amtsbezirkskomitee lenkt und leitet die Arbeit aller zum Amts- 
bezirk gehörenden Organisationen, führt die Registratur aller Parteimitglieder, 
organisiert den Literaturvertrieb, veranstaltet Meetings, Lektionen usw., orga- 
nisiert neue Parteizellen und veranlaßt ihre Bestätigung durch das Kreiskomi- 
tee, verwaltet die Parteikasse des Amtsbezirks, erstattet dem Kreiskomitee 
einmal im Monat Bericht über seine Tätigkeit, lenkt die Arbeit des Amts- 
bezirks-Exekutivkomitees durch die Parteifraktion, 


IX. Über die Parteizellen 


47. Die Grundlage der Parteiorganisation bildet die Parteizelle. Die Partei- 
zelle wird vom Kreis- oder Stadtbezirkskomitee in einer Stärke von mindestens 
drei Parteimitgliedern bestätigt. 

48. Die Parteizelle ist die Organisation, die die Arbeiter- und Bauernmassen 
mit dem Führungsorgan der Partei in dem betreffenden Ort verbindet. Auf- 
gabe der Parteizelle ist es: 

1) die Losungen und Beschlüsse der Partei in die Massen zu tragen; 2) neue 
Mitglieder zu gewinnen; 3). das örtliche Komitee in seiner organisatorischen 
und agitatorischen Arbeit zu unterstützen; 4) sich als Organ der Partei am 
ökonomischen und politischen Leben des Landes aktiv zu beteiligen. 

49. Zur Leitung der laufenden Arbeit wählt die Parteizelle für jeweils drei 
Monate ein aus drei Mitgliedern bestehendes Büro. 

Für den Sekretär der Parteizelle ist eine mindestens einjährige Partei- 
zugehörigkeit obligatorisch. Ausnahmen sind nur mit Zustimmung des Kreis- 
komitees (oder Stadtbezirkskomitees) zulässig. 


X, Über die Kontrollkommissionen 


50. Um die Festigung der Einheit und Autorität der Partei zu fördern, werden 
zentral, in den Gebieten und Gouvernements Kontrollkommissionen organi- 
siert, die auf dem Parteitag, den Gebiets- und Gouvernementskonferenzen ge- 
wählt werden und vor den sie wählenden Organen Rechenschaft ablegen. Die 
zentrale Kontrollkommission wird in einer Stärke von 5 Mitgliedern und 
2 Kandidaten mit 10jähriger Parteizugehörigkeit gewählt, in den Gebieten 
werden Kontrollkommissionen mit 3 bis 5 Mitgliedern und 2 bis 3 Kandidaten, 
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) 
in den Gouvernements mit 3 Mitgliedern und 2 Kandidaten gewählt, die 
jeweils schon vor der Februarrevolution Mitglied der Partei waren. 

Die Mitglieder der Kontrollkommissionen sind berechtigt, mit beratender 
Stimme an allen Sitzungen der entsprechenden Parteikomitees und an jederlei 
anderen Beratungen und Versammlungen der entsprechenden Parteiorganisa- 
tionen teilzunehmen. 

Die Beschlüsse der Kontrollkommissionen können von den entsprechenden 
Parteikomitees nicht aufgehoben werden, treten aber nur mit ihrer Zustimmung 
in Kraft und werden von ihnen verwirklicht. 

Gibt es in einer Frage keine Übereinstimmung, so wird sie auf einer ge- 
meinsamen Sitzung beraten. Wenn keine einheitliche Meinung mit dem Komitee 
erreicht wird, wird die Frage der entsprechenden Parteikonferenz oder der 
übergeordneten Kontrollkommission zur Entscheidung vorgelegt. ; 

Anmerkung. Bei den Gebietsbüros des ZK wird keine Kontrollkommis- 
sion gebildet. Der Beschluß der Gouvernementskontrollkommission wird, 
wenn Protest eingelegt wird, mit einer Stellungnahme des Gebietsbüros des 

ZK an die ZKK überwiesen. 


XI. Über die Parteidisziplin 


51. Strengste Parteidisziplin ist die erste Pflicht aller Parteimitglieder und 
aller Parteiorganisationen. Die Beschlüsse der Parteizentren müssen schnell und 
genau ausgeführt werden. Gleichzeitig ist innerhalb der Partei die Erörterung 
aller strittigen Fragen des Parteilebens völlig frei, solange kein Beschluß an- 
genommen worden ist. 

52. Die Nichtdurchführung von Beschlüssen der höchsten Organisationen 
und andere Handlungen, die von der öffentlichen Meinung der Partei als Ver- 
gehen betrachtet werden, ziehen nach sich: für Organisationen — die Rüge, die 
Einsetzung eines provisorischen Komitees von oben und allgemeine Um- 
registrierung (Auflösung) der Organisationen; für einzelne Parteimitglieder 
— die Parteirüge, die öffentliche Rüge, die zeitweilige Entfernung von verant- 
wortlicher Partei- und Sowjetarbeit, die zeitweilige Entfernung von jeglicher 
Partei- und Sowjetarbeit, den Ausschluß aus der Partei, den Ausschluß aus der 
Partei mit Mitteilung über das Vergehen an die Verwaltungs- und Gerichts- 
behörden. Die Rückversetzung in den Kandidatenstand ist als Parteistrafe nicht 
zulässig. 

53. Disziplinarvergehen werden von den Komitees, den Mitgliederversamm- 
lungen und den Kontrollkommissionen in dersüblichen Weise auf dem fest- 
gelegten Instanzenweg geprüft. 
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XII. Über die Geldmittel der Partei 


54, Die Geldmittel der Organisationen setzen sich zusammen aus Mitglieds- 
beiträgen, Zuwendungen der übergeordneten Parteiorganisationen und ande- 
ren Einnahmen. 

55. Die Mitgliedsbeiträge für Parteimitglieder und Kandidaten betragen 
mindestens '/% des Arbeitsverdienstes. Es werden 4 Kategorien von Mit- 
gliedsbeiträgen entsprechend der Höhe des Gehalts festgelegt. Die 1. Kategorie 
zahlt 1/2 %%, die 2. - 1%, die 3. - 2% und die 4. - 3%. Die absoluten Zahlen 
der beitragspflichtigen Gehälter werden in einer Instruktion festgelegt. 

56. Die Mitgliedsbeiträge für Personen mit unbestimmtem Einkommen, bei- 
spielsweise Bauern, werden von dem örtlichen Gouvernementskomitee in An- 
gleichung an die Instruktion des Zentralkomitees festgelegt. 

57. Völlig befreit von der Zahlung der Mitgliedsbeiträge sind Arbeitslose 
und Sozialfürsorgeempfänger (Invaliden, Alte). 

58. Aufnahmebeiträge werden sowohl von Parteimitgliedern als auch von 
Kandidaten in einer Höhe von 3% des Arheitsverdienstes erhoben, und von 
ihrer Zahlung ist niemand befreit. 

59, Parteimitglieder und Kandidaten, die im Verlaufe von drei Monaten 
ohne triftige Gründe keine Mitgliedsbeiträge entrichtet haben, gelten als aus 
der Partei ausgeschieden, worüber der Mitgliederversammlung Mitteilung ge- 
macht wird. 


XII. Über die Fraktionen 
in außerparteilichen Organisationen 


60. Bei allen außerparteilichen Kongressen, Beratungen und wählbaren Orga- 
nen (Sowjets, Exekutivkomitees der Sowjets, Gewerkschaftskomitces und -räte, 
Vorstände von Genossenschaften u. dgl.) mit mindestens drei Parteimitgliedern 
werden Fraktionen organisiert, deren Aufgabe die allseitige Stärkung des Ein- 
flusses der Partei, die Durchsetzung ihrer Politik außerhalb der Partei und die 
Parteikontrolle über die Arbeit aller genannten Institutionen und Organisatio- 
nen ist. 

61. Wenn Fragen, die eine der Fraktionen betreffen, im Komitee beraten 
werden, entsendet die Fraktion ihre Vertreter mit beratender Stimme in die 
Plenarsitzung des entsprechenden Komitees. Für die laufende Arbeit können 
die Fraktionen ein Büro wählen. 

62. Die Fraktionen unterstehen, unabhängig von ihrer Bedeutung, vollständig 
den entsprechenden Parteiorganisationen. In allen Fragen, in denen recht- 
mäßige Beschlüsse der entsprechenden Parteiorganisation existieren, sind die 
Fraktionen verpflichtet, diese Beschlüsse streng und konsequent zu befolgen. 
Das Komitee ist berechtigt, ein beliebiges Mitglied in die Fraktion zu delegie- 
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ren oder aus ihr abzuberufen, wobei der Fraktion die Gründe für eine solche 
Maßnahme unbedingt mitgeteilt werden müssen. In Fragen ihres inneren Le- 
bens und der laufenden Arbeit ist die Fraktion autonom. Im Falle einer 
wesentlichen Meinungsverschiedenheit zwischen dem Parteikomitee und der 
Fraktion in einer beliebigen, in die Kompetenz der Fraktion fallenden Frage 
hat das Komitee die Pflicht, diese Frage ein zweites Mal mit Vertretern dei 
Fraktion zu erörtern und einen endgültigen Beschluß zu fassen, der unverzüg- 
lich von der Fraktion durchgeführt werden muß, { 

63. Für alle wichtigen Funktionen in den Organisationen, in denen eine 
Fraktion arbeitet, werden die Kandidaten von der Fraktion im Einverständnis 
mit der entsprechenden Parteiorganisation benannt. In der gleichen Weise wird 
auch die Versetzung von einer Funktion in eine andere gehandhabt. 

‚64. Alle Fragen, die von politischer Bedeutung sind und der Beratung durch 
die Fraktion unterliegen, müssen in Anwesenheit von Vertretern des Komi- 
tees beraten werden. 

65. Jede Frage, die der Entscheidung der außerparteilichen Organisation 
unterliegt, in der die Fraktion arbeitet, muß vorher in der Mitgliederversamm- 
lung oder im Büro der Fraktion erörtert werden. 

66. In jeder Frage, die in der Fraktion einer beliebigen außerparteilichen 
Organisation entschieden worden ist, müssen alle Mitglieder der Fraktion in 
der Vollversammlung der betreffenden Organisation einheitlich stimmen. Wer 


gegen diese Regel verstößt, wird mit den üblichen Disziplinarmaßnahmen zur 
Verantwortung gezogen. 


Die KPdSU in Resolutionen .. ., 
Bd. 2, $. 375-385 


Statut 
der Kommunistischen Partei 
der Sowjetunion n 
Bestätigt vom XXI. Parteitag der KPasu, 


mit teilweisen Änderungen, 
vorgenommen vom XXII, und XXIV. Parteitag der KPdSU 8! 


Die Kommunistische Partei der Sowjetunion ist der kampferprobte Vortrupp 
des url Sie vereinigt auf freiwilliger Grundlage den fortgeschritte- 
nen, bewußtesten Teil der Arbeiterklasse, der Kolchosb 
Intelligenz der UdSSR. TO 
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Anmerkungen 


„Brief an einen Genossen über unsere organisatorischen Aufgaben“ war die Antwort 
auf einen Brief des Petersburger Sozialdemokraten A. A. Schnejerson (Jerjoma), in d 
dieser die Organisation der sozialdemokratischen Arbeit in Petersburg kritisiert hatte. 
Der „Brief an einen Genossen .. .“ wurde hektographiert und mit der Hand abgeschrieben 
und fand weite Verbreitung in den Parteiorganisationen. Im Januar 1904 veröffentlichte 
das Zentralkomitee der SDAPR den „Brief...“ als Broschüre mit einem Vor- und einem 
Nachwort Lenins. 15 
Gemeint sind die Anhänger des „Ökonomismus“, die sich um die Zeitschrift „Rabotscheje 
Delo“ (Arbeitersache) gruppierten. 15 
Erhalten geblieben sind zwei von Lenin in Vorbereitung des II. Parteitags der SDAPR 
geschriebene Varianten eines Entwurfs für das Parteistatut. Die erste, frühere Variante 
schrieb Lenin anderthalb bis zwei Monate vor dem Pa ag, nachdem er sich mit dem 
Entwurf Martows bekannt gemacht hatte, 

Die vorliegende, s chriebene Variante des Statuts, mit der noch vor dem 
Parteitag die Mitglieder der „Iskra“-Redaktion sowie auch die zum Parteitag anreisenden 
Delegierten bekanntgemacht worden waren, wurde erstmals 1904 in den Bei agen z 
Genfer Ausgabe der Protokolle des Parteitags unter der Überschrift „Entwurf des Orga- 

sationsstatuts der SDAPR Rußlands, der auf dem Parteitag von Lenin eingebracht 
wurde“ veröffentlicht. In seiner Arbeit „Ein Schritt vorwärts, zwei Schritte zurück“ weist 


dieser Überschrift die Variante des Statuts veröffentlich 
des Parteitags vorher vertraut machten, und nicht die, die auf dem Parteitag eingebracht 
wurde. (Siehe Werke, Bd. 7,$. 240/241.) 

Der endgültige Text des Statutenentwurfs, den Lenin in der Statutenkommission des 
Parteitags einbrachte, ist nicht erhalten geblieben. Wie der Diskussion auf dem Parteita 
zu entnehmen ist, unterschied er sich von der zweiten Variante in folgender Hinsicht: 
erstens wurde der Rat der Partei nicht als Schiedsgericht, sondern als höchstes Organ der 
Partei definiert; zweitens enthielt der endgültige Text die Forderung nach Einstimmigkeit 
bei der Kooptation in das Zentralorgan (ZO) und das ZK sowie die Forderung nach 
gegenseitiger Kontrolle des ZK und des ZO über die Kooptation in die Zentralstellen. 29 
Die „Auslandsliga der russischen revolutionären Sozialdemokratie“ wurde auf Initiative 
W.I. Lenins im Oktober 1901 gegründet. In der Liga vereinigten sich die Auslandsabtei- 
lung der Organisation der ‚.Iskra“ und „Sarja“ sowie die Organisation „Sozial-Demokrat“ 
(der auch die Gruppe „Befreiung der Arbeit“ angehörte). Aufgabe der Liga war es, die 
Ideen der revolutionären Sozialdemokratie zu verbreiten und die Schaffung einer kampf- 
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fähigen sozialdemokratischen Organisation zu unterstützen. Die Liga war (laut ihrem 
Statut) die Auslandsabteilung der „Iskra“-Organisation. Sie warb unter den im Ausland: 
lebenden russischen Sozialdemokraten Anhänger für die „Iskra“, unterstützte die Zeitung 
materiell, organisierte ihren Versand nach Rußland und gab populäre marxistische Litera- 
tur heraus. Der II. Parteitag der SDAPR bestätigte die Liga als einzige Auslandsorganisa- 
tion der Partei mit den statutarischen Rechten eines Komitees und verpflichtete sie, unter 
Leitung und Kontrolle des ZK der SDAPR zu arbeiten. 

Nach dem II. Parteitag der SDAPR setzten sich die Menschewiki in der Auslandsliga 
fest und führten von dort aus den Kampf gegen Lenin und die Bolschewiki. Auf der zwei- 
ten Konferenz der Liga im Oktober 1903 setzten die Menschewiki ein neues Statut der 
Liga durch, das sich gegen das vom II. Parteitag der SDAPR angenommene Parteistatut 
richtete. Von diesem Zeitpunkt an wurde die Liga zum Bollwerk des Menschewismus; sie 
bestand bis 1905. 29 
Der I. Parteitag der SDAPR tagte vom 17. (30.) Juli bis 10. (23.) August 1903 in Brüs- 
sel und London. " 

Die wichtigsten Tagesordnungspunkte des Parteitags waren die Annahme des Pro- 
gramms und des Statuts der Partei sowie die Wahl der zentralen Parteikörperschaften. 

Bei der Erörterung des Parteistatuts entbrannte ein heftiger Kampf um die Frage der 
Organisationsprinzipien der Partei. 

Lenin und seine Anhänger kämpften für die Schaffung einer revolutionären Kampf- 
partei der Arbeiterklasse und hielten es für notwendig, ein Statut anzunehmen, das allen 
unbeständigen und schwankenden Elementen den Zutritt zur Partei erschwerte, Deshalb 
wurde in der von Lenin vorgeschlagenen Formulierung des $ 1 des Statuts als Vorbedin- 
gung der Mitgliedschaft in der Partei nicht nur die Anerkennung des Programms und die 
Unterstützung der Partei in materieller Hinsicht gefordert, sondern auch die persönliche 
Betätigung in einer der Parteiorganisationen, Martow brachte auf dem Parteitag eine 
eigene Formulierung des $ 1 ein, nach der es außer der Anerkennung des Programms und 
der materiellen Unterstützung der Partei genügen sollte, wenn das Mitglied unter der 
Leitung einer Parteiorganisation der Partei regelmäßig persönlichen Beistand leistete. 
Die Martowsche Formulierung, die allen schwankenden Elementen den Zutritt zur Par- 
tei erleichterte, wurde nicht nur von den Antiiskristen und dem „Sumpf“ („Zentrum“), son- 
dern auch von den „weichen“ (schwankenden) „Iskra“-Anhängern unterstützt und mit 
knapper Stimmenmehrheit vom Parteitag angenommen. Im wesentlichen wurde jedoch das 
von Lenin ausgearbeitete Statut bestätigt. 

Auf dem Parteitag erfolgte die Spaltung zwischen den konsequenten Anhängern der 
„Iskra“-Richtung — den Leninisten - und den „weichen“ Iskristen — den Anhängern Mar- 
tows. Die Anhänger der Leninschen Richtung erhielten die Mehrheit (bolschinstwo) der 
Stimmen bei den Wahlen zu den zentralen Parteikörperschaften und wurden von da an 
Bolschewiki genannt, die Opportunisten aber, die in der Minderheit (menschinstwo) ge- 
blieben waren, Menschewiki. 

Der Parteitag war für die Entwicklung der Arbeiterbewegung in Rußland von entschei- 
dender Bedeutung. Auf ihm wurde der Prozeß der Vereinigung der revolutionären marxi- 
stischen Organisationen abgeschlossen und die Partei der Arbeiterklasse Rußlands auf 
den von Lenin ausgearbeiteten ideologisch-politischen und organisatorischen Prinzipien 


gegründet. Es entstand eine Partei neuen Typs. Der Parteitag sicherte den Sieg des Bol- 


schewismus über den Opportunismus der „Ökonomisten“ und versetzte ihren Gesinnungs- 
genossen in der internationalen Sozialdemokratie einen schweren Schlag. 
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’ 
Mit der Schaffung einer proletarischen Partei neuen Typs, die zum Vorbild für die revo- 
lutionären Marxisten aller Länder wurde, war der II. Parteitag ein Wendepunkt in der 
internationalen Arbeiterbewegung. 31 
6 Der „Bund“ („Allgemeiner Jüdischer Arbeiterverband in Litauen, Polen und Rußland“) 
wurde 1897 gegründet und vereinigte hauptsächlich halbproletarische jüdische Handwerker 
in den Westgebieten Rußlands. Er war Träger von Nationalismus und Separatismus in der 
Arbeiterbewegung Rußlands. Die Bundisten unterstützten innerhalb der SDAPR stets den 
opportunistischen Flügel der Partei. 31 
7 Gemeint ist die iskristische Parteitags-Mcehrheit, die bis zur Spaltung der Iskristen ge- 
schlossen auftrat, 31 
8 Es handelt sich um das-Statut des „Bund“, das dem Parteitag in der 4. Sitzung bei der 
Diskussion über die Stellung des „Bund“ in der Partei von den Bundisten unterbreitet 
wurde in der Absicht, noch vor der Annahme des Statuts der Gesamtpartei Festlegungen 
über die Herstellung föderativer Bezichungen des „Bund“ zur SDAPR durchzusetzen. Der 
Parteitag wies diesen Versuch als schädlich für die Partei zurück. 31 
9 Es handelt sich um die Leninsche Formulierung des $ 1 des Parteistatuts. Eine Analyse 
der Diskussionen auf dem Parteitag und der Abstimmung zu dieser Frage enthält Lenins 
Schrift „Ein Schritt vorwärts, zwei Schritte zurück“. (Werke, Bd. 7, S. 237-276.) 33 
10 Bei der Erörterung des ersten Absatzes von 6 4 des Statutenentwurfs — über die Verfah- 
rensweise bei der Ernennung der Mitglieder des Rates der Partei und bei der Ersetzung 
ausgeschiedener Mitglieder — kam die Statutenkommission zu keiner Einigung. 
Nach der Erörterung dieser Frage auf dem Parteitag wurden folgende Formulierungen 
angenommen: 
„4. Der Parteitag ernennt das fünfte Mitglied des Rats, das Zentralkomitee und die 
Redaktion des Zenträlorgans. 
5. Der Rat der Partei wird von der Redaktion des Zentralorgans und dem ZK ernannt, 
die je zwei Mitglieder in den Rat delegieren; ausgeschiedene Mitglieder des Rates werden 
von den delegierenden Körperschaften, das fünfte Mitglied durch den Rat selbst ersetzt.“ 
(„Der zweite Parteitag der SDAPR. Protokolle“, Moskau 1959, S. 426, russ.) 36 
In ihrem Diskussionsbeitrag zum ersten Absatz von $ 4 des Statutenentwurfs hatte 
W.1. Sassulitsch erklärt: „Der Einwand, daß die vier Mitglieder des Rates außerstande 
sein könnten, das fünfte Mitglied zu wählen, entbehrt jeder Grundlage: Ist eine solche 
Körperschaft wie der Rat außerstande, das fünfte Mitglied zu wählen, so heißt das, daß 
die Körperschaft überhaupt arbeitsunfähig ist.“ („Der zweite Parteitag der SDAPR. 
Protokolle", Moskau 1959, S. 296, russ.) 37 
12 Es handelt sich um $ 10 des Entwurfs des Parteistatuts: „Alle Parteimitglieder und sämt- 
liche Personen, die irgendwie mit der Partei zu tun haben, haben das Recht zu verlangen, 
dab ihre Erklärungen dem ZK, der Redaktion des Zentralorgans oder dem Parteitag im 
Original zugestellt werden.“ („Der zweite Parteitag der SDAPR. Protokolle“, Moskau 
1959, $. 426, russ.) Lenins Ausführungen richten sich gegen einen Antrag Martows, aus 
dieser Formulierung die Worte „und sämtliche Personen, die irgendwie mit der Partei zu 
tun haben“ zu streichen. Der Antrag Martows wurde abgelehnt. 37 

13 Die Ausführungen beziehen sich auf $ 12 des Entwurfs des Parteistaruts, in dem es um 
die Kooptation in die kollegialen Parteikörperschaften ging, darunter in das ZK und das 
ZO,. Gegen den Vorschlag, in das Statut die Forderung der Einstimmigkeit und der gegen- 
seitigen Kontrolle von ZK und ZO bei der Kooptation aufzunehmen, hatte sich Martow 
gewandt. Lenin charakterisierte die zu diesem Zeitpunkt auf dem Parteitag entstandene 
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Situation später folgendermaßen: „Es war ganz natürlich, daß bei uns die Befürchtung 
entstad, man werde uns hintergehen, uns hineinlegen. Deshalb war es notwendig, die 
gegenseitige Kooptation in die zentralen Körperschaften einzuführen, um der Partei die 
Einheitlichkeit ihres Handelns zu sichern. Um diese Frage entbrannte wieder ein Kampf 
... Ein konsequentes, ehrliches iskristisches Kabinett mußte geschaffen werden. In diesem 
Punkt wurden wir wieder geschlagen. Der Punkt über die gegenseitige Kooptation in die 
zentralen Körperschaften fiel durch. Martows Fehler, den der „Sumpf“ unterstützte, trat 
noch krasser hervor. Von diesem Augenblick an war die Koalition fest geschmiedet, und 
angesichts der Gefahr einer Niederlage waren wir gezwungen, unsere Flinten doppelt zu 
laden. Der ‚Bund‘ und das ‚Rabotscheje Delo‘ saßen da und entschieden durch ihre Stim- 
men das Schicksal des Parteitags. Hieraus entspann sich ein hartnäckiger, erbitterter 
Kampf.“ (Werke, Bd.'7, S. 70/71.) 37 

J. J. Lewin (Jegorow) hatte die Meinung vertreten, daß die Frage der Kooptation, wenn 
kein begründeter Protest vorliege, durch einfache Mehrheit entschieden werden könne, 37 
J.J. Lewin (Jegorow) hatte in seinen Ausführungen gesagt, der, Entwurf des Statuts 
„lahme“, da er keinen Punkt enthalte, der dem Rat der Partei das Recht gewährte, die 
Frage der Kooptation in die Zentralstellen der Partei zu entscheiden. 37 

Gemeint sind die Einwände Trotzkis und Martows gegen Lenins Vorschlag, in $12 des 
Parteistatuts einen Punkt aufzunchmen, der besagte, daß die Kooptation in das ZK und 
in die Redaktion des ZO nur mit Zustimmung aller Mitglieder des Rates der Partei zu- 
lässig sei. 38 . - 

Gemeint ist folgender Antrag, den Martow bei der Diskussion über $ 12 des Statuten- 
entwurfs eingebracht hatte: „Wenn bei der Kooptierung neuer Mitglieder in das ZK oder 
in die Redaktion des Zentralorgans keine Einstimmigkeit erzielt wird, kann die Aufnahme 
lem Rat übertragen werden, und falls der Rat den Beschluß des betreffenden Kollegiums 
aufhebt, faßt dieses den endgültigen Beschluß mit einfacher Stimmenmehrheit.“ („Der 
zweite Parteitag der SDAPR. Protokolle“, Moskau 1959, S. 311, russ.) 38 ” 
Gemeint sind folgende Worte Martows: „Ich schlage vor, der Mehrheit, die mit einem 
Beschluß der Minderheit nicht einverstanden ist, das Recht einzuräumen, sich wegen einer 
Entscheidung an den Rat zu wenden.“ („Der zweite Parteitag der SDAPR. Protokolle“, 
Moskau 1959, S. 311, russ.) Der Abänderungsantrag Martows wurde vom Parteitag an- 
genommen (24 Stimmen dafür, 23 dagegen). 38 

Lenins Ausführungen sind eine Antwort an W. A. Noskow (Glebow) und L. G. Deutsch, 
die vorgeschlagen hatten, $13 (über die Anerkennung der „Auslandsliga der russischen 
revolutionären Sozialdemokratie" als einzige Auslandsorganisation der SDAPR und über 
ihre Aufgaben) nicht in das Statut aufzunehmen, sondern ihn zur Erörterung an das Zen- 


tralkomitee der Partei (Glebow) bzw. den Rat der Partei (Deutsch) zu überweisen. Der 


$ 13 des Staruts wurde vom Parteitag mit 31 Stimmen gegen 12 bei 6 Stimmenthaltungen 
angenommen. 39 

Die „Schilderung des Il. Parteitags der SDAPR“ verfaßte W. 1. Lenin, als sich nach dem 
Il. Parteitag durch die desorganisierende Spaltungstätigkeit der Menschewiki der inner- 
parteiliche Kampf verschärfte. Dieses Dokument spielte eine große Rolle bei der Ent- 
larvung der opportunistischen Taktik der Menschewiki und beim Zusammenschluß der 
Anhänger der Mehrheit. Bis zur Veröffentlichung der Parteitagsprotokolle (im Januar 
1904) war die „Schilderung“ das einzige Dokument der Partei, das über die Ergebnisse 
des II. Parteitags und die Ursachen der Spaltung der SDAPR Aufschluß gab. Die in der 
„Schilderung“ geäußerten Gedanken entwickelte W. I. Lenin in darauffolgenden Artikeln, 
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Briefen und Reden und besonders in seinem Werk „Ein Schritt vorwärts, zwei Schritte 
zurück‘ weiter. 40 

Lenins Brief an die Redaktion der „Iskra“ „Warum bin ich aus der Redaktion der „Iskra“ 
ausgetreten?“ spielte eine große Rolle bei der Entlarvung der opportunistischen Taktik 


‘der Menschewiki und ihrer desorganisierenden Tätigkeit während des II. Parteitags der 


SDAPR und danach. Nachdem es die menschewistische Redaktion des ZO feige abgelehnt 
hatte, den „Brief“ in der „Iskra“ zu veröffentlichen, wurde er von den Bolschewiki im 
Dezember 1903 in Genf als Sonderdruck herausgegeben. Im Zusammenhang mit dem 
Erscheinen dieses Dokuments schrieb W. I. Lenin an N. J. Wilonow: „Ich habe jetzt den 


‚Brief an die Redaktion der ‚Iskra‘ (Warum bin ich aus der Redaktion ausgetreten?)‘ als 


Sonderdruck herausgegeben. Dort schildere ich kurz, weshalb sich unsere Meinungen ge- 
schieden haben, und versuche zu zeigen, wie falsch die Sache in Nr. 53 der ‚Iskra‘ (ab 
Nr. 53 gehören der Redaktion vier Vertreter der Minderheit und außerdem Plechanow 
an) dargestellt wurde. Ich hoffe, daß dieser Brief (ein kleiner Druckbogen von 8 Seiten) 
bald in Ihre Hände gelangt, denn man hat ihn schon nach Rußland geschafft, und es wird 
sicher nicht schwer sein, ihn zu verbreiten“, (Briefe, Bd. I, $. 333/334.) . 

Lenins „Brief“ fand in Rußland, wo er illegal nachgedruckt wurde, weite Verbreitung. 
Aus den Polizeiakten von 1904 und 1905 ist zu erschen, daß der Brief bei Haussuchungen 
und Verhaftungen in Moskau, Charkow, Tula, Tomsk, Riga, Nikolajew, Poltawa, Astra- 
chan und im Donezbecken gefunden wurde. 42 


22 An dem Werk „Ein Schritt vorwärts, zwei Schritte zurück (Die Krise in unserer Partei)“ 
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arbeitete Lenin mehrere Monate, Er untersuchte in dieser Zeit gründlich die Sitzungs- 
protokolle und Resolutionen des II. Parteitags der SDAPR, die Reden jedes einzelnen 
Delegierten, die politischen Gruppierungen, die sich adf dem Parteitag herausgebildet 
hatten, sowie die Dokumente des ZK und des Rates der Partei. 

In diesem Werk versetzte Lenin dem Opportunismus der Menschewiki in organisatori- 
schen Fragen einen vernichtenden Schlag. Die große historische Bedeutung des Werkes 
besteht vor allem darin, daß Lenin in ihm, in Weiterentwicklung der marxistischen Lehre 
von der Partei, die Organisationsprinzipien der revolutionären proletarischen Partei aus- 
arbeitete. Durch Lenin wurde hier erstmals in der Geschichte des Marxismus umfassend 
Kritik am Opportunismus in organisatorischen Fragen geübt und auf die besondere Ge- 
fahr hingewiesen, die der Arbeiterbewegung aus der Herabsetzung der Bedeutung ihrer 
Organisation erwächst. 45 
In der vom Parteitag verworfenen Resolution $S. Sborowskis (Kostitschs) wurde folgende 
Formulierung des $1 des Parteistatuts vorgeschlagen: „Jeder, der das, Programm der 
Partei anerkennt, sie in materieller Hinsicht unterstützt und ihr unter der Leitung einer 
der Parteiorganisationen regelmäßig persönlichen Beistand leistet, wird von dieser als 
Parteimitglied betrachtet.“ („Der zweite Parteitag der SDAPR. Protokolle“, Moskau 1959, 
S. 281, russ.) 59 
Gemeint ist der am 25. Februar 1904 in der „Iskra“ veröffentlichte Artikel. L. Martows 
„Auf der Tagesordnung“. In diesem Artikel setzte Martow sich dafür ein, daß die Lokal- 
komitees der Partei die Entscheidung über ihre personelle Zusammensetzung „unabhängig” 
vom ZK der SDAPR fällen sollten. Er fiel über das Moskauer Komitee her, weil es bei 


der Erörterung dieser Frage eine Resolution angenommen hatte, nach der sich das MK 


allen Anordnungen des Zentralkomitees auf der Grundlage des $ 9 des Parteistatuts unter- 
ordnete. 76 


25 Der Dresdener Parteitag der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands fand vom 13, bis 
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20. September 1903 statt. Im Mittelpunkt der Verhandlungen standen die Fragen der 
Taktik der Partei und des Kampfes gegen den Revisionismus. Der Parteitag kritisierte die 
revisionistischen Anschauungen Eduard Bernsteins, Paul Göhres, Eduard Davids, Wolf- 
gang Heines und anderer. Er war im Kampf gegen den Revisionismus jedoch nicht konse- 


quent genug; die Revisionisten der deutschen Sozialdemokratie wurden nicht aus der _ 


Partei ausgeschlossen und setzten nach dem Parteitag die Propagierung ihrer opportunisti- 
schen Ansichten fort. 77 

„Sozialistische Monatshefte“ —- Zeitschrift, erschien von 1897 bis 1933 in Berlin. Wurde 
zum wichtigsten Organ des deutschen und internationalen Revisionismus. In den Jahren 
des imperialistischen Weltkriegs 1914-1918 vertrat sie einen sozialchauvinistischen 
Standpunkt. 77 s 

„Frankfurter Zeitung“ — bürgerliche Tageszeitung, die 1856 als „Frankfurter Handels- 
zeitung“ in Frankfurt a. M. gegründet und danach melırmals umbenannt wurde, 81 

Der „Offene Brief an den Vorsitzenden des Rats der SDAPR, Genossen Plechanow“, 
geschrieben am 23. (10.) April 1905, wurde zuerst als Sonderdruck herausgegeben und 
dann in der Zeitung „Wperjod“ Nr. 16 vom 30, (17.) April 1905 nachgedruckt. 

Diesem Brief war ein Schreiben des ZK an den Rat der Partei vorausgegangen, in dem 
das ZK seine Vertreter für den Rat benannte und um die Durchführung einer Sitzung 
des Rats ersuchte, um die Frage der Einberufung des IH. Parteitags einer baldigen Lösung 
zuzuführen. Dieses Schreiben war am 4, (17.) April 1905 an Plechanow gesandt worden, 

Einen Tag später wurde in einer Sitzung des Organisationskomitees beschlossen, dem 
Rat zur Beantwortung eine Frist von sieben Tagen zu stellen und danach den Parteitag 
zu eröffnen. Auf das Schreiben vom 4. (17.) April erfolgte keine Antwort des Rats, erst 
auf eine neuerliche Aufforderung antwortete Plechanow. Er lehnte es ab, eine Sitzung 
des Rats einzuberufen, weil das ZK angeblich das Parteistatut verletzte, indem es die 
Vorbereitung des Parteitags betrieb. In dem „Offenen Brief“ gibt Lenin eine ausführliche 
Antwort darauf. Der Parteitag begann genau nach Ablauf der gestellten Frist am 12. 
(25.) April 1905. 83 
Der IHl. Parteitag der SDAPR fand vom 12. bis 27. April (25. April bis 10. Mai) 1905 
in London statt. Er war von den Bolschewiki vorbereitet worden und stand unter der 
Leitung Lenins. Die Menschewiki weigerten sich, am Parteitag teilzunehmen, und hielten 
in Genf eine eigene Konferenz ab. | 

Auf dem Parteitag waren 38 Delegierte anwesend: 24 mit beschließender und 14 mit 
beratender Stimme. 

Lenin hatte zu allen Hauptfragen des Parteitags die Resolutionsentwürfe verfaßt. Auf 
dem Parteitag selbst hielt er Referate über die Teilnahme der Sozialdemokratie an einer 
provisorischen revolutionären Regierung und zur Resolution über die Unterstützung der 
Bauernbewegung sowie Reden über den bewaffneten Aufstand, über das Verhalten zur 
Taktik der Regierung am Vorabend der Umwälzung, über das Verhältnis zwischen Arbei- 
tern und Intellektuellen in den sozialdemokratischen Organisationen, über das Partei- 
statut, zum Tätigkeitsbericht des ZK und zu anderen Fragen. 

Der Parteitag revidierte das Parteistatut: Er nahm $ 1 des Statuts über die Mitglied- 
schaft in der Leninschen Formulierung an; er beseitigte das System der Zweizentrigkeit 
(ZK und ZO) in der Partei und schuf ein leitendes Parteizentrum — das Zentralkomitee; 
er legte die Rechte des ZK und dessen Beziehungen zu den Lokalkomitces genau fest. 

Der Parteitag verurteilte die Handlungsweise der Menschewiki, ihren Opportunismus 
in den Fragen der Organisation und der Taktik. In Anbetracht dessen, daß die „Iskra“ in 
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die Hände der Menschewiki geraten war und eine opportunistische Linie verfolgte, be- 
auftragte der III. Parteitag der SDAPR das ZK, ein neues Zentralorgan zu schaffen, die 
Zeitung „Proletari“. Zum verantwortlichen Redakteur des „Proletari” wurde auf der 
Plenartagung des ZK vom 27. April (10. Mai) 1905 W.I. Lenin ernannt. . 

Der IH. Parteitag der SDAPR war von großer historischer Bedeutung. Er war der erste 
bolschewistische Parteitag. Er rüstete die Partei und die Arbeiterklasse mit einem Kampf- 
programm für den Sieg der demokratischen Revolution aus. Über die Arbeit und die 
Bedeutung des III. Parteitags siche Lenins Artikel „Der dritte Parteitag“. (Werke, Bd. 8, 
S. 440-447.) Die Beschlüsse des Parteitags begründete Lenin in seinem Buch „Zwei Tak- 
tiken der Sozialdemokratie in der demokratischen Revolution“. 84 
Gemeint ist die Resolution „Über die Konstituierung des Parteitags“, veröffentlicht in 
Nr. 1 des „Proletari“ vom 27. (14.) Mai 1905 unmittelbar nach dem „Bericht über den 
III. Parteitag der SDAPR“. (Siche „Der dritte Parteitag der SDAPR. Protokolle“, Moskau 
1959, S. 449/450, russ.) 89 
Das Ultimatum des Zentralkomitees wurde den Menschewiki am 12. (25.) November 1903 
gestellt. Die Hauptpunkte des Ultimatums, die die im Interesse der Beilegung der Partei- 
krise zulässigen präktischen Zugeständnisse an die Menschewiki beinhalten, hatte Lenin 
in seinem Brief an das ZK vom 22. Oktober (4. November) 1903 formuliert. (Siehe 
Briefe, Bd. I, S. 316/317.) 

Eine Einschätzung des Ultimatums des ZK gab W,I. Lenin in seinem Werk „Ein 
Schritt vorwärts, zwei Schritte zurück“. (Siche Werke, Bd. 7, S. 378/379.) 93 
Die Broschüre „Arbeiter über die Spaltung der Partei“ erschien im August 1905 in Genf. 
Sie enthielt folgende Dokumente: ein von W. I, Lenin verfaßtes Vorwort der Redaktion 
des „Proletari“, den Brief „An alle Genossen klassenbewußten Arbeiter“, der mit „Ein 
Arbeiter unter vielen“ unterzeichnet war. Der Brief des „Arbeiters“ war in der mensche- 
wistischen „Iskra“, Nr. 105, mit einer Antwort der Redaktion dieser Zeitung veröffentlicht 
worden, In seinem Vorwort zur Broschüre unterzieht Lenin diese Antwort einer Kritik. 97 
„Über die Reorganisation der Partei“ — erster Artikel Lenins für die Zeitung „Nowaja 
Shisn“, geschrieben Anfang November 1905 nach seiner Rückkehr aus der Emigration. 
Der Artikel diente als Grundlage für die auf der Konferenz der SDAPR in Tammerfors 
(Finnland) im Dezember 1905 angenommene Resolution „Die Reorganisation der Partei“. ' 
(Siehe „Die KPdSU in Resolutionen und Beschlüssen von Parteitagen, Parteikonferenzen 
und Plenartagungen des ZK“, 8. Ausgabe, Bd. 1, Moskau 1970, S. 136/137, russ.) 106 
Der IV. (Vereinigungs-)Parteitag der SDAPR fand vom 10. bis’ 25. April (23. April bis 
8. Mai) 1906 in Stockholm statt. Die Mehrheit auf dem Parteitag hatten die Menschewiki. 

Lenin sprach zu allen wichtigen Tagesordnungspunkten (siehe Werke, Bd. 10, S. 277 
bis 310) und arbeitete in der Kommission zur Ausarbeitung des Entwurfs des Statuts der 
SDAPR mit. 

Der Parteitag ging in die Geschichte der Partei als „Vereinigungsparteitag“ ein. Jedoch 
wurde auf dem Parteitag nur eine formale Vereinigung der SDAPR vollzogen. In Wirklich- 
keit hatten die Bolschewiki und die Menschewiki ihre eigenen Anschauungen, ihre eigene 
Plattform zu den wichtigsten Fragen der Revolution und bildeten faktisch zwei Parteien. 
Der Kampf auf dem Parteitag legte vor den Parteimitgliedern den Inhalt und die Tiefe 
der prinzipiellen Meinungsverschiedenheiten zwischen Bolschewiki und Menschewiki bloß. 
Die Parteitagsmaterialien ermöglichten es den Mitgliedern der Partei und den klassen- 
bewußten Arbeitern, sich Klarheit über den ideologischen Kampf zu verschaffen, die 
revolutionäre Linie der Bolschewiki besser zu verstehen. ” 
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Von prinzipieller Bedeutung war, daß ungeachtet der tiefen Gegensätze zwischen Bol- 
schewiki und Menschewiki der $1 über die Mitgliedschaft in der Leninschen Formulie- 
rung angenommen wurde. Erstmalig wurde in das Statut der SDAPR die bolschewistische 
Formulierung über den demokratischen Zentralismus aufgenommen. 115 
Die Notiz „Zur Organisationsfrage“ schrieb Lenin als Nachwort der Redaktion zu einem 
gleichnamigen Artikel. 116 
Am 11, (24.) Mai 1906 fand im Moskauer Stadtbezirk von Petersburg eine Versammlung 
sozialdemokratischer Arbeiter statt, die sich mit den Ergebnissen des IV. (Vereinigungs-) 
Parteitags befaßte. An dieser Versammlung nahmen etwa 300 Personen teil. Bericht 
erstatteten W. 1. Lenin im Namen der Bolschewiki und Th. I. Dan im Namen der Men- 
schewiki. Gegen Schluß der Versammlung entbrannte zwischen den Bolschewiki und den 
Menschewiki eine Polemik um die Frage, ob eine Kritik an den Beschlüssen des Vereini- 
gungsparteitags in der Presse und in öffentlichen Versammlungen zulässig sei. Die Men- 
schewiki, die den ideologischen Kampf um die Parteitagsbeschlüsse möglichst einschrän- 


ken wollten, hielten eine Kritik nur in Parteiversammlungen für zulässig und schlugen eine. 


Resolution in diesem Sinne vor. Lenin brachte einen Abänderungsantrag zu der Resolution 
ein, der besagte, daß alle Parteitagsbeschlüsse nicht nur in Parteiversammlungen, sondern 
auch in den sozialdemokratischen Zeitungen und in Volksversammlungen erörtert werden 
sollten. Die Resolution mit Lenins Abänderungsantrag wurde mit übeı wältigender Stimmen- 
mehrheit angenommen. Als Antwort auf Lenins Antrag nahm das menschewistische Zentral- 
komitee cine Resolution an, an der Lenin in dem vorliegenden Artikel Kritik übt. 117 
Der kursiv gedruckte Text entspricht einer von Lenin in der Zweiten Konferenz der 
SDAPR (der „Ersten Gesamtrussischen“) vorgeschlagenen Änderung an der Resolution 
der Menschewiki „Über die örtliche Einheit der Wahlkampagne“, 121 

An der Konferenz der Petersburger Stadtorganisation der SDAPR nahmen 133 Delec- 
gierte (92 Bolschewiki und 41 Menschewiki) teil, von denen mehr als 100 Arbeiter waren, 
Die Konferenz bestätigte den von den Bolschewiki vorgeschlagenen Entwurf für die 
Reorganisierung der Petersburger Stadtorganisation und erklärte sich zu einem ständig 
arbeitenden, periodisch zusammentretenden Organ. 

Lenin war der Vorsitzende der Konferenz und sprach in der Diskussion über den Plan 
für die Reorganisierung der Petersburger sozialdemokratischen Organisation und über 
die organisatorische Arbeit des Petersburger Komitees. 123 
Die VI. („Prager“) Gesamtrussische Konferenz der SDAPR fand vom 5. bis 17. (18. bis 
30.) Januar 1912 statt. 

Auf der Konferenz waren mehr als 20 Parteiorganisationen vertreten. Mit Ausnahme 
von zwei parteitreuen Menschewiki waren die Delegierten Bolschewiki. 

W.I. Lenin leitete die Konferenz. Von ihm stammen auch die Resolutionsentwürfe zu 
den wichtigsten Tagesordnungspunkten der Konferenz. Die Konferenz bestätigte die von 
W.I. Lenin vorgeschlagenen Änderungen an dem vom V. (Londoner) Parteitag 1907 an- 
genommenen Örganisationsstatut der Partei. 

Die Prager Konferenz der SDAPR spielte eine hervorragende Rolle beim Aufbau der 
Partei der Bolschewiki, der ersten Partei neuen Typs. Sie zog die Bilanz einer ganzen 
historischen Epoche des Kampfes der Bolschewiki gegen die Menschewiki und verankerte 
den Sieg der Bolschewiki. Die menschewistischen Liquidatoren wurden aus der Partei aus- 
geschlossen. Nach der Trennung von den Opportunisten stand die Partei der Bolschewiki 
an der Spitze des neuen machtvollen Aufschwungs im revolutionären Kampf der Volks- 
massen. 
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Die Prager Konferenz war von großer internationaler Bedeutung. Sie gab den revolu- 
tionären Kräften in den Parteien der H. Internationale ein Beispiel für den entschiedenen 
Kampf gegen den Opportunismus bis zum vollständigen organisatorischen Bruch mit den 
Opportunisten. 127 
Gemeint ist der Beschluß des IV. (Vereinigungs-)Parteitags der SDAPR, die Martowsche 
Formulierung des $1 in dem vom II. Parteitag angenommenen Parteistatut durch die 
Leninsche Formulierung zu ersetzen. 129 
Die Redewendung „von Pontius zu Pilatus schicken“ bedeutet, jemanden langwierigen 
Verzögerungen auszusetzen. 131 
In der Sitzung des Moskauer Komitees der KPR(B) vom 16. August 1918 wurde auf 
Initiative Lenins die Organisierung von Gruppen Sympathisierender erörtert. Die Not- 
wendigkeit der Schaffung solcher Gruppen ergab sich aus der Aufgabe, der KPR(B) neue 
Kräfte aus den fortgeschrittenen und klassenbewußtesten Schichten der Werktätigen zu- 
zuführen. In der Sitzung des Moskauer Komitees, in der diese Frage diskutiert wurde, 
sprach Lenin zweimal in der Diskussion. Auf Grund seiner Vorschläge wurde beschlossen, 
mit der Gründung solcher Gruppen zu beginnen und Satzungen für diese Organisation 
auszuäarbeiten. 

Am 22. August wurden in der „Prawda“ und den „Iswestija WZIK“ die von der Exe- 
kutivkommission des Moskauer Komitees der KPR(B) angenommenen Satzungen der 
Organisation für Sympathisierende veröffentlicht, in denen die Regeln für die Aufnahme 
sowie die Rechte und Pflichten der Mitglieder von Gruppen -Sympathisierender festgelegt 
waren. Am 31. August wurden diese Satzungen von der Moskauer Stadtkonferenz der 
KPR(B) bestätigt, die sich mit überwältigender Mehrheit für die Notwendigkeit der Or- 
ganisierung solcher Gruppen aussprach. Ihre Schaffung festigte die Verbindung der Partei 
mit den Massen und bezog neue breite Schichten von Werktätigen in das politische Leben 
des Landes ein. In der Folgezeit entstand aus den Gruppen Sympathisierender die Insti- 
tution der Kandidaten der Partei. 136 
Die Woche der Partei wurde auf Grund des Beschlusses des VII. Parteitags der KPR(B) 
über die Verstärkung der Partei aus den Reihen der Arbeiter, Arbeiterinnen, Bauern und 
Bäuerinnen, Rotarmisten und Matrosen durchgeführt. Zuerst fand sie in der Petrograder 
Organisation vom 10. bis 17. August 1919 statt, und danach vom 20. bis 28. September 
in der Moskauer Gouvernementsorganisation. Nach Auswertung der ersten Erfahrungen 
faßte das Plenum des ZK der KPR(B) am 26, September den Beschluß, in nächster Zu- 
kunft eine Woche der Partei auch in anderen Städten, auf dem Lande und in der Armee 
durchzuführen. Im Ergebnis wurden allein in den 38 Gouvernements des europäischen 
Teils der RSFSR mehr als 200 000 Personen Mitglied der Partei. 137 
Eine Neuregistrierung der Parteimitglieder war auf Beschluß des VII. Parteitags der 
KPR(B) in der Zeit von Mai bis Ende September 1919 durchgeführt worden. Die Neu- 
registrierung war faktisch die erste Parteireinigung. 137 


45 Es handelt sich um die Woche der Partei, die auf der Grundlage des vom VII. Parteitag 


der KPR(B) angenommenen Beschlusses über die Verstärkung der Partei durchgeführt 
‚wurde, (Siche Anmerkung 43.) 143 


46 Die IX. Gesamtrussische Konferenz der KPR(B), die vom 22. bis 25. September 1920 in 


Moskau stattfand, nahm die Resolution „Über die nächsten Aufgaben des Parteiaufbaus“ 
an, zu der Lenin den vorliegenden Entwurf geschrieben hatte. Ebenfalls von Lenin stamm- 
ten die „Vorschläge zur Resolution über die nächsten Aufgaben des Parteiaufbaus“. 
(Siche Werke, Ergänzungsband Oktober 1917-März 1923, S. 207/208.) 
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In der Resolution wurden praktische Maßnahmen genannt, die auf die weitere Festigung 
der Reihen der Partei und die Stärkung ihrer führenden Rolle im Sowjetstaat sowie auf die 
allseitige Entwicklung der innerparteilichen und sowjetischen Demokratie gerichtet waren. 
Empfohlen wurde, „so häufig wie möglich Mitgliederversammlungen der Partei durchzu- 
führen, an denen unbedingt alle verantwortlichen Funktionäre der Organisationen teilzu- 
nehmen haben.“ („Die KPdSU in Resolutionen und Beschlüssen von Parteitagen, Partei- 
konferenzen und Plenartagungen des ZK“, 8. Ausgabe, Bd. 2, Moskau 1970, S. 190. russ.) 

Die Konferenz wies auf die Notwendigkeit hin, die einfachen Parteimitglieder stärker 
zur aktiven Teilnahme an der Arbeit der Gouvernementskonferenzen und der Plenar- 
tagungen der Gouvernementskomitees der KPR(B) heranzuziehen. Ferner wurden Maßnah- 
men zur Bekämpfung des Bürokratismus in der Arbeit der Sowjet- und Wirtschaftsorgane 
festgelegt. Die Konferenz erachtete es für notwendig, zum Kampf gegen verschiedene 
Übergriffe und zur Untersuchung der Beschwerden von Parteimitgliedern eine Kontroll- 
kommission und bei den Gouvernementskomitees spezielle Parteikommissionen zu bilden. 

Zum organisatorischen Rechenschaftsbericht des ZK nahm die IX. Konferenz eine 
Resolution an, in der empfohlen wurde, die Arbeit des Sekretariats des ZK stärker darauf 
zu richten, mit der örtlichen Arbeit gründlicher vertraut zu werden, ihre Erfahrungen zu 
verwerten und der Arbeit der Agitations- und Propagandaabteilungen mehr Aufmerksam- 
keit zu schenken. Hingewiesen wurde auch auf die Notwendigkeit, die unmittelbare Lei- 
tung der organisatorischen Arbeit der Parteiorganisationen in den Reihen der Roten 
Armee und der Flotte von seiten des ZK zu verbessern und nicht zu dulden, daß die 
Arbeit dieser Organisationen vom gesellschaftlichen Leben isoliert wird. 145 
Der X. Parteitag der KPR(B) fand vom 8. bis 16. März 1921 in Moskau statt. Besondere 
Aufmerksamkeit widmete er der Einheit der Partei. Lenin kritisierte in seinen Reden 
scharf die antimarxistischen Auffassungen der oppositionellen Gruppierungen. In der von 
ihm vorgeschlagenen und vom Parteitag angenommenen Resolution „Über die Einheit der 
Partei“ wurde die sofortige Auflösung aller fraktionellen Gruppen angeordnet, die zur 
Schwächung der Partei führten und ihre Einheit untergruben. Der Parteitag bevollmäch- 
tigte das ZK, gegenüber Mitgliedern des ZK, die sich fraktionell betätigten, als äußerste 
Maßnahme den Ausschluß aus der Partei in Anwendung zu bringen. 

Der Parteitag nahm die ebenfalls von Lenin vorbereitete Resolution „Über die syndika- 
listische und anarchistische Abweichung in unserer Partei“ an. (Siche Werke, Bd. 32, $. 249 
bis 252.) In ihr wurde darauf hingewiesen, daß die Ansichten der „Arbeiteropposition“ 
Ausdruck kleinbürgerlicher und anarchistischer Schwankungen seien. Der Parteitag er- 
klärte die Propagierung der Ideen, in denen sich die syndikalistische und anarchistische 
Abweichung äußerte, für unvereinbar mit der Zugehörigkeit zur KPR(B). Gleichzeitig 
forderte der Parteitag, unter den friedlichen Bedingungen des sozialistischen Aufbaus 
die innerparteiliche Demokratie zu entwickeln, die Tätigkeit der Partei auf breiteste 
demokratische Grundlage zu stellen. 148 
Die Vorschläge W. I. Lenins wurden in der Sitzung des Politbüros des ZK der KPR(B) 
am 21. Juni 1921 als Direktive an die Kommission für die Parteireinigung verabschiedet. 
Sie gingen mit einigen Änderungen in den am 25. Juni angenommenen Beschluß des Polit- 
büros des ZK über die Überprüfung und Reinigung der Partei ein. Im Zusammenhang mit 
der Ausarbeitung dieses Beschlusses schrieb Lenin die Notizen über Bedingungen für die 
Aufnahme in die Partei (Siehe das folgende Dokument). Diese Bemerkungen Lenins 
wurden ebenfalls in dem vom ZK angenommenen Beschluß berücksichtigt. 151 
Dieser Hinweis W.I. Lenins fand seinen Niederschlag in Beschlüssen des ZK. In dem 
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„Bericht des Zentralkomitees der KPR(B)“ für September 1921 wird darauf verwiesen, 
daß das ZK zwei Beschlüsse gefaßt hatte, die die Vergabe von Empfehlungen für Mit- 
glieder der KPR während der Überprüfung regelte. In dem ersten heißt es: „Empfehlun- 
gen dürfen nur solche Genossen geben, die den zu Empfehlenden mindestens ein Jahr 
kennen, sei es, weil sie mit ihm zusammengearbeitet haben oder weil sie Gelegenheit 
hatten, seine Tätigkeit in einer Parteiorganisation zu beobachten.” Der zweite Beschluß 
weist auf die Verantwortung der Empfehlenden für die empfohlenen Genossen hin. 
(Siehe „Iswestija ZK RKP(b)“ Nr. 35 vom 1. Dezember 1921.) 152 

Die Pärteireinigung wurde laut Beschluß des X. Parteitags im zweiten Halbjahr 1921 
durchgeführt. Sie war lange und sorgfältig vorbereitet worden. In ihrem Ergebnis wurden 
etwa 170 000 Personen aus der Partei ausgeschlossen. Die Parteireinigung wirkte sich 
günstig auf die soziale Zusammensetzung der Partei aus, sie festigte die Disziplin, 
erhöhte die Autorität der Partei bei den parteilosen Arbeitern und Bauern und befreite 
die Partei von sie diskreditierenden Elementen. Es wuchs die ideologische und organisa- 
torische Geschlossenheit der Partei. 153 

Machiavellismus —- Politik, deren Anhänger kein Mittel zur Erreichung eines Ziels 
scheuen und jegliche Moral und Redlichkeit mit Füßen treten. Der Begriff ist abgeleitet 
von dem Namen des italienischen Politikers Machiavelli (1469-1527), der den Herrschern 
Italiens empfahl, vor keinem Mittel (Treubruch, Betrug, Verrat oder Mord inbegriffen) 
zurückzuschrecken, das ihren Zielen dienen könne. 154 

Die XI. Konferenz der KPR{B) tagte vom 19. bis 22. Dezember 1921. 

Die Konferenz erörterte die Ergebnisse der Parteireinigung und nahm eine Resolution 
„Über die Festigung der Partei, ausgehend von den Erfahrungen bei der Überprüfung 
ihres Mitgliederbestandes“ an, die danach auf einer Beratung der Sekretäre der Gebiets- 
komitees, der Gebietsbüros und der Gouvernementskomitees der KPR ergänzt und end- 
gültig vom ZK sowie vom XI. Parteitag bestätigt wurde. 

Lenins Bemerkungen ‚zum Resolutionsentwurf wurden von der mit der Ausarbeitung 
der Resolution beauftragten Kommission berücksichtigt. (Siche „Die KPdSU in Resolutio- 
nen und Beschlüssen von Parteitagen, Parteikonferenzen und Plenartagungen des ZK“, 
8. Ausgabe, Bd. 2, Moskau 1970, $. 311/312, russ.) 156 
Die vorliegenden Briefe schrieb W.I. Lenin im Zusammenhang mit der beabsichtigten 
Behandlung der Ergebnisse der Parteireinigung und der Festigung der Partei auf dem 
XI. Parteitag der KPR(B) und mit der Ausarbeitung der Thesen zu dieser Frage. 

Schon im Dezember 1921 hatte sich Lenin, nachdem er sich mit den ersten Ergebnissen 
der Parteireinigung befaßt hatte, in einem Brief an P. A. Saluzki, A. A. Solz und die Mit- 
glieder des Politbüros des ZK der KPR(B) gewandt und ihnen den Rat gegeben, im Be- 
schluß der bevorstehenden XI. Parteikonferenz strengere Bedingungen für die Aufnahme 
als Mitglied der Partei festzulegen. (Siehe den vorliegenden Band, S. 155.) 

In den „Bemerkungen zum Entwurf der Resolution der XI. Konferenz der KPR(B) über 
die Parteireinigung“ schrieb Lenin: „Ich hätte absolut nichts gegen eine Erleichterung der 
Aufnahme von wirklichen Arbeitern in die Partei einzuwenden, doch wenn wir nicht außer- 
ordentlich strenge Bedingungen stellen, die festlegen, wer sich als Arbeiter in der Groß- 
industrie bezeichnen darf, so wird sich durch diese Lücke sofort wieder eine Menge Ge- 
sindel einschleichen.“ (Siehe den vorliegenden Band, $. 156.) 

Die XI. Gesamtrussische Konferenz der KPR(B) nahm keinen diesbezüglichen Beschluß 
an, sprach jedoch den Wunsch aus, der XI. Parteitag möge den Teil des Statuts ändern, 
der die Bedingungen für die Aufnahme neuer Mitglieder betraf. 
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Der XI. Parteitag legte drei Kategorien für die Aufnahme in die Partei fest. Geändert 
wurden auch die Fristen der Kandidatenzeit. In einer speziellen Resolution des Parteitags 
„Über die Festigung und die neuen Aufgaben der Partei" wurde hervorgehoben: „Im näch- 
sten Jahr oder in den nächsten Jahren muß die KPR(B) ihre Aufmerksamkeit unbedingt 
nicht so schr auf die Erhöhung der Anzahl ihrer Mitglieder, als vielmehr auf die Ver- 
besserung ihrer qualitativen Zusammensetzung richten“. (Siehe „Die KPdSU in Resolu= 
tionen und Beschlüssen von Parteitagen, Parteikonferenzen und Plenartagungen des ZK“, 
8. Ausgabe, Bd. 2, $.338, russ.) 

Dem Vermächtnis W.I. Lenins treu, teilte der XIV. Parteitag in dem Bestreben, die 
Reihen der Partei in erster Linie durch Industriearbeiter aufzufüllen, die erste Kategorie 
in zwei Gruppen. In die erste Gruppe der ersten Kategorie wurden Industriearbeiter mit 
ununterbrochener körperlicher Lohnarbeit eingeordnet, in die zweite Gruppe "Arbeiter, 
die nicht aus der Industrie kamen, aus der Arbeiterklasse und der Bauernschaft stam- 
mende Rotarmisten sowie Landarbeiter. Gleichzeitig wurden die Aufnahmebedingungen 
für Personen der ersten Gruppe der ersten Kategorie erleichtert. 157 
Siehe Anmerkung 5. 163 
Siehe Anmerkung 29. 165 
Siche Anmerkung 34 und 40. 167 
Der V. Parteitag der SDAPR veränderte das Parteistatut durch die Aufhebung der Zwei- 
zentrigkeit (Wahl des ZK und des ZO auf dem Parteitag). Nach dem veränderten Partei- 
statut wurde auf dem Parteitag nur das ZK gewählt, während die Redaktion des ZO vom 
ZK ernannt werden und unter seiner Kontrolle arbeiten sollte. Das Statut sah die Ein- 
berufung periodischer Parteiberatungen zur Erörterung wichtiger Fragen des Parteilebens 
vor. 

An dem vom V. Parteitag angenommenen Parteistatut nahm die VI. („Prager“) Gesamt- 
russische Konferenz der SDAPR Änderungen vor. 

Der Entwurf der Änderungen an dem vom V. Parteitag angenommenen Organisations- 
statut der Partei wurde von W. I. Lenin ausgearbeitet, 169 
Der IV. Parteitag der SDAPR(B) nahm ein neues Parteistatut an. Der $1 des Statuts 
über die Mitgliedschaft wurde ergänzt durch die Forderung der Unterordnung der Partei- 
mitglieder unter alle Beschlüsse der Partei. Zum erstenmal wurde festgelegt, daß die 
Aufnahme neuer Mitglieder auf Grund der Empfehlungen zweier Mitglieder der Partei 
erfolgt und durch die Mitgliederversammlung der Parteiorganisation zu bestätigen ist. Im 
Statut wurde unterstrichen, daß alle Organisationen der Partei auf der Grundlage des 
demokratischen Zentralismus aufgebaut sind. Die Einberufung von Parteitagen war all- 
jährlich vorgesehen, die von Plenartagungen des ZK mindestens einmal in zwei Monaten. 
171 * 

Auf der VIII. Gesamtrussischen Konferenz wurde ein neues Statut der KPR(B) angenom- 
men, in dem die Struktur der Parteiorganisation genau festgelegt wurde. Das Statut wurde 
erweitert durch einen neuen Abschnitt „Über die Kandidaten der Partei“, Alle in die 
Partei Eintretenden sollten eine Kandidatenzeit durchlaufen, die als Vorbereitungs- und 
Prüfungsstufe angeschen wurde. Die Kandidatenzeit wurde entsprechend der sozialen 
Einstufung festgelegt: für Arbeiter und Bauern auf mindestens 2 Monate, für alle übrigen 
auf mindestens 6 Monate, Zur Erhöhung des Einflusses der Partei, zur Durchsetzung ihrer 
Politik auch außerhalb der Partei und zur Errichtung der Parteikontrolle über die Arbeit 
aller Institutionen und Organisationen wurde in das Statut der Abschnitt „Über die Frak- 
tionen in außerparteilichen Institutionen und Organisationen“ aufgenommen. Das Statut 
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enthielt außerdem einen neuen Abschnitt „Über die Parteidisziplin“, in dem darauf hin- 
gewiesen wurde, daß die strengste Parteidisziplin die erste Pflicht aller Parteimitglieder 
und aller Parteiorganisationen ist. 173 


60 In Durchführung des Beschlusses des XI. Parteitags der KPR(B) bildete das Orgbüro des 


' ZK am 19. Mai 1922 eine Kommission zur Überprüfung des Statuts der KPR(B), die den 
Entwurf eines neuen Statuts ausarbeitete. Dieser Entwurf wurde der XII. Gesamtrussi- 
schen Konferenz der KPR(B) vorgelegt. Die Konferenz bildete eine Statutensektion und 
beschloß, nachdem diese die erforderlichen Änderungen vorgenommen hatte, einstimmig 
den Text des neuen Statuts. 182 


61 Das heute geltende Statut der KPdSU wurde vom XXI. Parteitag der KPdSU beschlos- 


sen, teilweise Änderungen wurden vom XXIH. und XXIV. Parteitag vorgenommen. 

Die von diesen Parteitagen vorgenommenen Änderungen und Ergänzungen haben den 
Zweck, die Organisationsarbeit der Partei in ihrem Niveau den Aufgaben des kommu- 
nistischen Aufbaus anzupassen. 

Das Statut legt vor allem Maßnahmen fest, die die Rolle der Kommunisten und ihre 
Verantwortung für die Kampffähigkeit der Partei erhöhen. Als Hauptkriterium für die 
Mitgliedschaft in der Partei hebt das Statut die Forderung nach aktiver Beteiligung am 
Aufbau des Kommunismus hervor. Von großer Bedeutung ist der Punkt des Statuts, der 
den Kommunisten verpflichtet, die Ideen des proletarischen Internationalismus und des 
Sowjetpatriotismus aktiv unter den Massen zu verbreiten, die Überbleibsel des Nationalis- 
mus und Chauvinismus zu bekämpfen, zur Festigung der Freundschaft der Völker der 
UdSSR und der brüderlichen Verbindungen des sowjetischen Volkes mit den Völkern der 
Länder des Sozialismus, mit den Proletariern und Werktätigen aller Länder beizutragen. 

Im Statut wird ein wichtiger Schritt zur weiteren Entwicklung der innerparteilichen 
Demokratie gemacht und der Grundsatz, daß das höchste Prinzip der Parteiführung ihre 
Kollektivität ist, unterstrichen. 

Im Statut fand die wichtigste Forderung innerhalb der Leninschen Normen des Partei- 
lebens ihren Niederschlag — die unmittelbare Teilnahme der Kommunisten an der Aus- 
arbeitung der Politik der Partei. Das äußert sich in der Gewährleistung der freien und 
sachlichen Erörterung der Fragen der Politik und praktischen Tätigkeit der Partei inner- 
halb der Partei, in der Beratung der wichtigsten Fragen des staatlichen, wirtschaftlichen 
und Parteiaufbaus auf breiter Massenbasis sowohl innerhalb als auch außerhalb der Partei. 

Im Statut wird die Notwendigkeit unterstrichen, die Parteidisziplin zu festigen und die 
Einheit und Geschlossenheit der Parteireihen zu garantieren. 193 
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